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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einen wunderschönen guten Morgen. Ich darf die zweitägige Sitzung, die 35. Sitzung des Gemeinderates, für eröffnet erklären.

Ich darf mitteilen, dass Herr GR Mag Neuhuber, Herr GR Oxonitsch für heute und Herr GR Dr Serles entschuldigt sind.

Soweit es sich um Erkrankungen handelt, wünsche ich beste Genesung.

Bevor wir zur Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass 33 schriftliche Anfragen vom Grünen Klub eingelangt sind. (GR Chorherr: Oh!) Die 33 sind nur von euch, Christoph.

Bevor wir zur Postnummer 1 und 2 der Tagesordnung, betreffend den Entwurf Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 und die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat kommen, schlage ich vor, die Beratung dieser beiden Geschäftsstücke zusammen zu ziehen und die Verhandlung nicht nach den zehn Gruppen des Voranschlagsentwurfes, sondern nach unseren Geschäftsgruppen zu gliedern. 

Nach einem einleitenden Referat des Berichterstatters zu diesen Geschäftsstücken, Herrn VBgm Dr Rieder, folgt die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Und am Dienstag, das heißt morgen, wird nach dem Schlusswort des Herrn amtsführenden Stadtrates über die Anträge zu den zwei genannten Geschäftsstücken abgestimmt werden. Ich nehme an, Sie sind mit dieser Vorgangsweise einverstanden. 

Ich ersuche nun den Berichterstatter, Herrn Vizebürgermeister, die Verhandlung über die Postnummer 1 und 2 einzuleiten. Bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Der Voranschlag 2004, der heute und morgen Gegenstand der Diskussion sein wird, ist in der Tat kein Routinebudget, auch wenn wir die Ansätze fortschreiben und im System bleiben, weil einfach die Ausgangslage doch eine grundlegend andere ist im Vergleich mit den vorangegangenen Jahren.

Kurz zusammengefasst: Wir werden 2004 mit deutlich weniger Einnahmen stark steigende Ausgaben zu bewältigen haben. Die schwierige Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation legt es konjunkturpolitisch nahe, ein massives Investitionspaket für die Wirtschaft, für die Infrastruktur, für die Wirtschaftsförderung und für beschäftigungswirksame Maßnahmen zu finanzieren, und vor allem werden wir im Jahre 2004, dem Jahr der Erweiterung der Europäischen Union, unsere Technologie- und Innovationspolitik noch intensiver als bisher fortsetzen, und fortsetzen müssen. 

Wir werden das tun, um Wien, wie gesagt, in dieser Situation der Erweiterung der Europäischen Union als zentralen Wirtschaftsstandort in einem neuen Wirtschaftsraum und als ein Kompetenzzentrum mit der Qualität einer West-Ost-Drehscheibe nicht nur zu behaupten, sondern auch zu stärken und auszubauen. Und wir legen dem die Überlegung zu Grunde, dass genau dieser Abschnitt der Jahre bis 2007 wahrscheinlich eine Zäsur in der Entwicklung dieses Wirtschaftsraumes sein wird, und es daher darauf ankommt, jetzt zu handeln, und nicht seine Zukunft zu verspielen. Das übrigens vielleicht auch in das Tagebuch der Zauderer in der Bundesregierung.

Was ist es jetzt konkret, das die Veränderungen der Ausgangslage ausmacht:

Erster Punkt: Auf Grund der Budgetbegleitgesetze des Bundes wird Wien im Jahre 2004 um 47 Milli-onen EUR weniger an Einnahmen aus den Ertragsanteilen der gemeinschaftlichen Bundessteuern und den Bedarfszuweisungen haben.

Zweiter Punkt: Kommt es, wie anzunehmen und zu hoffen ist, zur Steuerreform 2005 und wird das ein Volumen von etwa, wie jetzt angenommen, 2,5 Milliar-den EUR umfassen, so würde das bei den diesjährigen Spielregeln des Finanzausgleiches und der bisherigen Aufteilung, und wie es auch in den Äußerungen des Finanzministers anklingt, für Wien in den Jahren bis 2006 ein Minus von 139,7 Millionen EUR bedeuten. Das heißt, die Mindereinnahmen eines Jahres, nämlich des kommenden Jahres, können nicht durch Einnahmensteigerungen in den nächsten Jahren abgedeckt werden. Und selbst wenn es zu einer wesentlich deutlicheren Entwicklung des Wirtschaftswachstums kommen sollte als sich derzeit abzeichnet, so ist erst mit einer zeitlichen Verzögerung eine Einnahmensteigerung zu erwarten.

Was ergibt sich daraus: Eine um einiges vorsichtigere Budgetierung als es vielleicht bisher notwendig gewesen ist und wir tragen dem Rechnung, indem wir zum Ordinarium des Voranschlages einen Zusatzrahmen von 100 Millionen EUR mit einer Sperre zur Seite stellen.

Dritter Punkt: Ich möchte auch das klarstellen: Die Stadt und das Land Wien ist selbstverständlich nicht gegen eine Steuerreform, sondern im Gegenteil, wir halten sie aus sozialen Gründen, aber auch im Interesse der Kaufkraftstärkung für überfällig.

Wogegen wir sind, ist etwas anderes: Wir sind dagegen, dass der Finanzminister die Bundesländer, Städte und Gemeinden, wie selbstverständlich, mit den Mindereinnahmen der Steuerreform zur Kassa bittet, sich es aber selbst richtet, indem er sich nämlich Mehreinnahmen aus den ausschließlichen Bundessteuern verschafft. Der Finanzminister verschafft sich für 2004 und für die Folgejahre aus der Mineralölsteuer und den Energieabgaben saftige Mehreinnahmen, und zwar sowohl auf dem Rücken der Haushalte der Konsumenten und der Autofahrer, aber letztlich auch der Wirtschaft, weil die Europäische Kommission seinen Überlegungen und seinem Plan, die Industrie durch Rückzahlungsmaßnahmen zu entlasten, jetzt einen Strich durch die Rechnung gemacht hat. 

Das heißt, die Entwicklung in diesem Bereich, diese Mehrbelastungen, werden alle, einschließlich die Wirtschaft, deutlich treffen. Aus der Mineralölsteuer, die zu 91 Prozent dem Finanzminister gehört, verschafft er sich ein Plus von 200 Millionen EUR, aus der Elektrizitätsabgabe, die mit 1. Juni 2000 verdoppelt wurde, aus der Erdgasabgabe, die ab 1.1.2004 um ein Drittel erhöht wird und aus der Kohlenabgabe, die mit 1.1.2004 neu eingeführt wird und die sogar aus den Finanzzuweisungen ausgenommen wird, verschafft er sich ein Plus von 135 Millionen EUR. 

Alle diese Maßnahmen werden sich vor allem auch in den Energierechnungen der Haushalte niederschlagen und ich sage schon jetzt an die Adresse der Oppositionsabgeordneten gewandt, kommen Sie dann nicht und werfen Sie den Wiener Energieunternehmen vor, sie hätten die Preise in die Höhe gesetzt.

Und das Zweite was man auch sagen muss: Möglicherweise wird dann, wenn es einen kalten Winter gibt, die Forderung nach einem Heizkostenzuschuss kommen, mit dem wir dann die Mehrausgaben decken, die die Bevölkerung dadurch hat, dass der Finanzminister abzockt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mit den 335 Millionen EUR deckt der Finanzminister seinen Ausfall aus der Steuerreform 2004 ab und kommt mit den Mehreinnahmen aus den Einnahmen für Umsatzsteuer sogar auf ein Plus von 202 Millionen EUR. Das ist deswegen von Bedeutung, weil ja in dem Konjunkturpaket der Bundesregierung eine Reihe von steuerlichen Maßnahmen enthalten sind, die wiederum in ihren Mindereinnahmen mit den Länder, Städten und Gemeinden geteilt werden, während es sich es der Bund gerichtet hat. Und diese unfaire Vorgangsweise muss man sehen, wenn man von den Grundlagen der Budgetgestaltung des Jahres 2004 spricht. 

Vierter Punkt: Im Finanzausgleich ist vereinbart worden, dass die Länder, Städte und Gemeinden eine Reihe von Aufgaben zur Entlastung des Bundes übernehmen wie das Meldewesen, und so weiter. Wir haben das getan und es war ein Volumen, in Schilling ausgedrückt, von etwa drei Milliarden. Dass sich jetzt Bundespolitiker hinstellen und ihre Sparsamkeit und Einsparung loben, ist eigentlich merkwürdig, wenn man bedenkt, dass das einfach darauf zurückzuführen ist, dass die Aufgaben an die Länder, Städte und Gemeinden weitergegeben worden sind. Aber, es geht jetzt nicht um die vereinbarten Aufgabenübertragungen, sondern darum, dass es sich tatsächlich die Bundesregierung zur Gewohnheit werden hat lassen, bei jeder Gelegenheit Aufgaben, die bisher vom Bund zu bewältigen waren, klammheimlich in größeren und kleineren Dosierungen an die Länder und Gemeinden weiterzugeben. Das Volumen der Mehrbelastungen der Stadt, das Gegenstand der bisher angemeldeten Konsultationsmechanismen ist, macht seit 2001 bereits 41,5 Millionen EUR aus. Dazu kommen noch jene Überwälzungen, die unter der Schmerzgrenze des Konsultationsmechanismus liegen, und das Gesamtpaket der Mehrbelastungen für die Stadt Wien aus diesem Titel allein beträgt bereits über 60 Millionen EUR. 

Fünfter Punkt: Es ist überall festzustellen, dass sich die Bundesregierung, manchmal nur in kleinen Dosierungen, manchmal in größeren Mengen, manchmal zur Gänze, aus der Förderung von Einrichtungen in Wien, und wahrscheinlich auch in anderen Bundesländern und Städten, zurückzieht. Mit der Konsequenz, dass die Betroffenen sich dann an die Stadt Wien wenden, und da einen Ausgleich für die Mindereinnahmen aus der Bundesseite verlangen. 

Ich möchte nur als Paradebeispiel die Schülerlotsen herausgreifen. Ohne, dass es in der Öffentlichkeit aufgefallen ist, hat sich der Bund weitgehend, nicht zur Gänze, aber weitgehend aus dieser Aufgabenstellung für die Verkehrssicherheit für Schüler und Jugendliche auf der Straße zu sorgen, zurückgezogen und die Stadt Wien ist dafür, quasi mehr oder weniger automatisch, eingesprungen. Auch das sind Mehrbelastungen, die sich in der Summe immer mehr zu Buche schlagen. 

Sechster Punkt: Also, ich bin persönlich kein Anhänger von Verschwörungstheorien, aber offensichtlich gibt es doch in der Bundesregierung ein gewisses Potential, darüber nachzudenken ob man nicht zu Lasten der Stadt Wien etwas verändern kann. Paradebeispiel dafür ist der Staatssekretär Morak. Also, ich brauche ihn ja nur aus seinem eigenen Interview in den Salzburger Nachrichten zitieren, wo er sich ganz offen dafür ausgesprochen hat, dass man im Kulturbereich das Geld für Wien drosseln soll und er hat da also von einer Regionalisierung der Ausgaben gesprochen. Ich schaue jetzt unseren Kulturstadtrat an, als wenn nicht auf der anderen Seite als wesentliche Mittel der Stadt, etwa beim Konzerthaus und bei anderen Bauten, wie der Albertina zum Beispiel, massive Maßnahmen zu Gunsten von Bundeseinrichtungen erfolgt wären, sagt der Kultur-Staatssekretär, man müsse das Geld für Wien einfach drosseln. Also, was soll das! 

Das Zweite ist: Der Staatssekretär Kukacka - offenbar haben es jetzt die Staatssekretäre -, der im Zusammenhang vor nicht allzu langer Zeit die Meinung vertreten hat, man müsse die Mittel für den U-Bahnausbau in Wien zurücknehmen. Dass das den Tod des U-Bahn-Ausbaues in Wien bedeutet, muss klar sein. 

Das war dann letztlich sogar den Wiener Freiheitlichen zuviel und Madejski hat sich dann zu Wort gemeldet und gesagt: “Der Stadtsekretär weiß nicht wovon er spricht.“ Ich bedaure es, dass sich in diese Kolonne auch gelegentlich der Staatssekretär Finz als Obmann der Wiener ÖVP einordnet.

Weiterer Punkt: Ich spreche jetzt ganz bewusst das Thema der Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde als zusätzliches Belastungsfaktum nicht an, und zwar deswegen, weil auf Grund einer Initiative unseres Bürgermeisters und auf Grund der Ergebnisse der Finanzreferentenkonferenz in der vergangenen Woche guter Grund zur Hoffnung besteht, dass es jetzt doch noch zu einer Artikel 15a-Vereinbarung über die gemeinsame Grundversorgung aller hilfe- und schutzbedürftiger Fremden in Österreich kommt, wobei ich unterstreiche aller, ohne Unterschied aus welchem Rechtsgrund, mit welcher Rechtsqualität sich die Betreffenden in Österreich aufhalten, und ohne Unterschied, aus welchem Grund der Fremde hilfs- und schutzbedürftig ist. Wenn eine solche umfassende Regelung zu Stande kommt, dann ist der grundsätzlich vereinbarte Schlüssel von 60 zu 40 akzeptabel und dann bin ich der Meinung, dass in diesem Bereich eine finanziell notwendige, entscheidende Verbesserung erreicht werden kann. 

Allerdings - auch das soll gesagt werden - muss angemerkt werden, dass die Vorgangsweise des Innenministers, das Asylgesetz und das Bundesbetreuungsgesetz am Konsultationsmechanismus vorbei, quasi über Initiativanträge durch die Hintertür in den Nationalrat einzubringen, nicht wirklich ein freundlicher Akt gewesen ist, und dass dies selbst dem loyalen Pühringer gereicht hat, sodass er sich dann vor einigen Tagen lautstark in der Öffentlichkeit dagegen ausgesprochen hat. 

Es bedeutet auch die Tatsache, dass wir uns zu einer raschen finanziellen Lösung dieses wichtigen humanitären Themas bekennen, nicht, dass wir unsere Bedenken, unsere verfassungsrechtlichen Bedenken, gegen das Asylgesetz damit ad acta legen, sondern wir werden sehr genau prüfen, ob ungeachtet der Vereinbarung in diesem Bereich das Asylgesetz, so wie es derzeit vorliegt, verfassungsrechtlich vereinbar ist.

Ich möchte in diesem Zusammenhang, meine sehr geehrten Damen und Herren, unseren Bürgermeister loben, der heute deswegen nicht da ist, weil er einer Einladung - allerdings einer verhältnismäßig späten Einladung - des Bundeskanzlers zu einer Veranstaltung folgt, die heute, jetzt zur selben Zeit, zum Thema Jugendarbeitslosigkeit stattfindet. Ich glaube, wir werden alle verstehen, dass er dieses Thema, das für uns immer, von Anfang an, die Priorität Nummer Eins gehabt hat, jetzt der Teilnahme an der Budgetdebatte hier, vorzieht. 

Aber ich möchte ihm deswegen danken, weil er ungeachtet der merkwürdigen Verhaltensweisen auf Bundesebene, sich sehr rasch, ja sehr rasch dafür eingesetzt und angeordnet hat, dass in Wien 500 zusätzliche Nächtigungsmöglichkeiten für obdachlose Fremde geschaffen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, das verdient unser aller Respekt, ungeachtet in welcher Fraktion man sitzt. (Beifall bei der SPÖ.)

Es muss aber auch angemerkt werden, dass während dies in Wien realisiert worden ist, in den anderen Bundesländern vergleichbare Initiativen noch auf sich warten lassen, sage ich einmal sehr freundlich. 

Siebenter Punkt: In Verbindung mit der schlechten Wirtschaftslage und der gestiegenen Arbeitslosigkeit hat die hohe Steuerbelastung in Österreich die soziale Lage in ganz Österreich, aber natürlich auch in Wien, deutlich verschärft. Überall dort, wo sozial schwachen Menschen mit öffentlichen Mitteln geholfen wird, wo sie mit öffentlichen Mitteln unterstützt werden, stellen wir ein starkes Steigen der Ausgaben fest. Immer mehr Menschen fallen unter jene Einkommensgrenzen, die den Einsatz öffentlicher Unterstützung vorsehen. Das gilt für die Wohnbeihilfe - wie der Wohnbaustadtrat Faymann erst vor nicht all zu langer Zeit auch öffentlich mitgeteilt hat -, genauso wie für den Bereich der Kindergärten und Kindertagesheime und genauso für die Altenbetreuung. Dort macht sich übrigens auch nachteilig bemerkbar, dass der Sozialminister das Pflegegeld seit Jahren nicht angepasst, nicht erhöht hat, weil das zusätzlich die Möglichkeiten der Finanzierung von Maßnahmen erschwert. 

Bei der schon erwähnten Landesfinanzreferenten-Konferenz in der vergangenen Woche wurde Zahlenmaterial über die Belastung der österreichischen Bundesländer durch die Ausgaben für Soziales vorgelegt. In allen Bundesländern sind diese Ausgaben um ein Vielfaches stärker gestiegen als die Ertragsanteile der Länder. Die sind übrigens seit 2001 um rund ein Prozent zurückgegangen. 

Die Sozialausgaben von 1997 mit damals einer Milliarde, 1,68 Milliarden EUR; sind bis 2003 mit 2,35 Milliar-den EUR um 40 Prozent gestiegen und sie werden bis 2008 auf 90 Prozent ansteigen. Also man sieht, was in diesem Bereich österreichweit für eine gewaltige Dynamik drinnen steckt, während immer so getan wird, als wenn das nur ein Problem Wiens wäre. 

Nicht anders ist die Situation bei den Nettoausgaben für die Kinderbetreuung. Von 1997 mit 541,6 Millio-nen EUR auf 2003 mit 656 Millionen EUR macht der Anstieg 21 Prozent aus, bis 2008 sind es 37,4 Prozent. Wir sind in diesem Bereich mit einer Entwicklung konfrontiert, wo es nicht um ein spezifisches Problem einer Stadt, eines Landes oder eines Jahres geht, sondern mit einer dynamischen Entwicklung, hinter der eine einzige Tatsache steht, nämlich dass die Kombination von Wirtschaftslage, Arbeitslosigkeit und hoher Steuerbelastung in der Tat die soziale Lage jetzt und in Zukunft dramatisch verschärfen wird. Und wer dafür verantwortlich ist, glaube ich, brauche ich in diesem Bereich nicht sagen.

Natürlich sind alle Bundesländer in der Situation vor die Wahl gestellt - ich kann mich an ein Gespräch mit dem Finanzreferenten des Bundeslandes Steiermark erinnern -, entweder Sozialleistungen zu kürzen oder sich auf Mehrausgaben, und zwar dramatische Mehrausgaben, einzulassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben uns in Wien dafür entschieden, keine Kürzungen, keine Einschnitte vorzunehmen, sondern den bisherigen hohen Standard zu halten. Wien soll auch weiterhin ein Platz für soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit sein. Und es war weder ein sozialdemokratischer Sozialsprecher im Parlament, noch die Sozialstadträtin in Wien, die in den letzten Tagen öffentlich darüber nachgedacht hat, wie man bei der sozial ungerechten Besteuerung der Unfallrenten bleiben kann. 

Und das an die Adresse der Wiener ÖVP und an die Adresse der GRÜNEN: Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, dass ich im Regierungsprogramm der neuen Landesregierung Schwarz-Grün für Oberösterreich das Kapitel Soziales gesucht habe und ich habe es nicht gefunden. Es gibt nur einige wenige Anmerkungen über soziale Themen in dem größeren Kapitel Arbeit und Arbeitslosigkeit, aber offenbar hat der Beitrag der Grünen in dieser Regierung nicht gereicht, dies zu einem eigenen Kapitel des Regierungsprogramms zu machen. Er reicht nur dann, wenn sozusagen die Emotionen und Fragen des sozialen Engagements wie hier in Wien, offenbar größer sind, als in Oberösterreich.

Im Voranschlag 2004 werden die im Rahmen der Sozialhilfe erfassten Mittelaufwendungen von 776,6 Millio-nen im Voranschlag 2003 - das war die damalige Position des Voranschlages für heuer -  auf 837,7 Millionen angehoben. Das ist also um 62 Millionen mehr, oder eine Steigerung von rund 10 Prozent. 

Und sollten - ich sage das jetzt ausdrücklich dazu - im laufenden Budget 2004 zusätzliche Mittel notwendig werden, weil die soziale Not in Österreich größer wird, dann können alle sicher sein, dass wir die Finanzierung entweder durch Umschichtungen der Mittel im Ressort, oder durch gemeinsame Hilfe aller Ressorts, aller Geschäftsgruppen, sicherstellen werden. Dies selbst dann, wenn wir nicht in der Lage sein sollten, den Zusatzrahmen von 100 Millionen aufzumachen. 

Das gilt - ich sage das auch dazu - nicht nur für den engeren Bereich des Sozialen, sondern es gilt beispielsweise auch hinsichtlich der Mittel für die Kindertagesheime. Es wird wahrscheinlich - und da bin ich ziemlich sicher, wenn nicht sogar absolut sicher - der Rechnungsabschluss 2003, über den wir dann im Sommer des kommenden Jahres hier diskutieren werden, ebenso wie die Rechnungsabschlüsse der vergangenen Jahre, beweisen, dass jetzt Mehrausgaben, die im laufenden Jahr entstanden sind, von der Stadtregierung, von den Mitteln der Stadt voll bewältigt worden sind. 

Nicht immer unmittelbar aus den Ansätzen heraus, vielfach durch Überschreitungen, und so waren es im Jahr glaube ich 2002 über 539, 540 Überschreitungen, die beschlossen worden sind, aber es zählt ja nicht die Frage der Art und Weise, sondern es zählt das Ergebnis. 

Es gibt keinen Rechnungsabschluss der Stadt, wo nicht bewiesen wird, dass alle notwendigen Aufgaben der Stadt bewältigt worden sind. Das muss man auch sagen, wenn man über ein Budget spricht.

Natürlich wäre ein einnahmen- und ausgabenseitig punktgenauer Voranschlag im Interesse der Budgetwahrheit schön. Den Preis dafür durch Sozialabbau mangels Flexibilität zu zahlen, wäre allerdings schlimmer als ein bloßer Schönheitsfehler. (Beifall bei der SPÖ.)  

Und ich möchte noch eines sagen, um klarzustellen, was ein Budget ist. Ein Budget ist sicherlich das Rückgrat der Regierungspolitik, aber es ist nicht ein Korsett, in das man eingebettet, eingezwängt ist, und das man nicht verlassen darf. Wenn es notwendig ist, werden wir uns auch dazu bekennen, im laufenden Jahr Verbesserungen vorzunehmen. 

Die Tatsache, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Pflegemilliarde, die bei der Herbstregierungsklausur beschlossen worden ist, und damals, nämlich bei der Erstellung des Budgets und bei der Erstellung des Wirtschaftsplans des Krankenanstaltenverbundes noch nicht berücksichtigt werden konnte und die sich auf einen Zeitraum bis 2007, also nicht bloß auf ein Jahr, sondern auf den gesamten Zeitraum bezieht, ändert nichts, meine sehr geehrten Damen und Herren, an der Entschlossenheit, dass wir diesen Regierungsbeschluss voll und konsequent umsetzen werden. 

Wir werden das tun, entweder zum Teil mit Umschichtungen im Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbundes unter Heranziehung von Rücklagen, aber auch durch Finanzierungen außerhalb des Krankenanstaltenverbundes, weil eine der Grundsätze in diesem Zusammenhang auch dahin geht zu sagen, es müssen nicht unbedingt nur kommunale Einrichtungen sein, sondern wir werden zunehmend auch private Einrichtungen in diesem Bereich heranziehen. Und das vor kurzem eröffnete große Kolpinghaus in Favoriten ist genauso wie die Einrichtungen der Caritas Socialis oder das Haus der Barmherzigkeit ein gutes Beispiel dafür, wo mit Mitteln der Stadt und mit privaten Initiativen eine Verbesserung erreicht wurde, die letztlich den Steuerzahler weniger kostet, als wenn das alles quasi über die eigene Schiene läuft. 

Wir bekennen uns in diesem Budget und in unserer Regierungspolitik zum Vorrang der sozialen Sicherheit. Ich möchte aber auch ebenso deutlich sagen: Dieses Bekenntnis ist kein wie immer gearteter Freibrief für gedankenloses oder sogar verantwortungsloses Schuldenmachen und es entbindet nicht von der Aufgabe, in allen Bereichen - da gibt es keine Tabuszenen - darüber nachzudenken, wo man es nicht organisatorisch effizienter oder besser machen kann. Beides in einem Prinzip. 

Wie meine Vorgänger Rudolf Edlinger und Magistra Brigitte Ederer bekenne ich mich auch dazu, dass wir einen ausgeglichenen Haushalt einhalten und dass wir ein klares Nein zu leichtfertiger Schuldenmacherei sagen. Wir sind diesen Weg seit 1997 mit Erfolg gegangen und wir werden diesen Weg auch 2004 fortsetzen. 

Daher ist im Voranschlag 2004 auch nur ein Abgang, der sich im Promillebereich bewegt, nämlich von 0,19 Prozent oder 17 Millionen vorgesehen, und keine Erweiterung etwa in den Schuldenbereich hinein. 

In den vergangenen Jahren war es zusätzlich möglich, nicht nur sozusagen keine Schulden zu machen - ein anderes Beispiel bietet eine andere Gebietskörperschaft -, sondern unseren Schuldenstand konsequent zu reduzieren. 

1997 waren es noch 4 Milliarden EUR, heute sind es im Bereich des Magistrats 1,7 Milliarden EUR und zusätzlich findet ja im Bereich des Wiener Wohnen ebenfalls eine Reduktion der Verbindlichkeiten statt. Diese konsequente Schuldenabbaupolitik ist vom Rechnungshof positiv hervorgehoben worden, trägt Früchte und kommt uns jetzt genau im Jahr 2004 zugute. 

2004 werden für den Schuldendienst weniger Mittel benötigt werden, und zwar nur fast halb so viele wie im Vorjahr. Also wir brauchen für den Schuldendienst im Jahr 2004 nur fast halb so viele Mittel, als wir es noch im Jahr 2003 benötigt haben. 

Waren es 2003 762,5 Millionen EUR, die für den Schuldendienst erforderlich waren, so sind es 2004 nur 370 Millionen EUR. Damit korrespondiert auch die Fremdmittelaufnahme. Das heißt, wir müssen auch weniger Fremdmittel aufnehmen und wir nehmen weniger Fremdmittel auf als wir dafür verwenden, um im Schuldendienst zu tilgen und Zinsen zu bezahlen. Also eine fette, ruhige Finanzverwaltung.

Übrigens ist diese Entwicklung in der Finanzwirtschaft auch parallel mit einer sonst schwer erklärlichen Absenkung des Ausgabenrahmens gegenüber dem Voranschlag 2003 um 320 Millionen EUR zu sehen. Weil wir eben in der Finanzwirtschaft diesen Bereich absenken können, können wir insgesamt den Ausgabenrahmen senken. Das korrespondiert auch mit der Einnahmenseite und führt letztlich dazu, dass wir überhaupt nicht in der Darstellung des Überschusses – dazu komme ich erst später noch – Schiffbruch erleiden. 

Es soll aber auch klar sein, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass vor dem Hintergrund der Gesamtentwicklung der öffentlichen Haushalte zur herkömmlichen Finanzierung öffentlicher Aufgaben, die im Prinzip aus Steuern und Gebühren erfolgt, Alternativen immer mehr an Bedeutung gewinnen. Wir müssen zu neuen Alternativen zu den bisherigen traditionellen Formen der Steuern und Abgaben kommen. 

Zunächst einmal gilt es auch für 2004, vielleicht mehr noch als bisher, die Förderungsmöglichkeiten der Europäischen Union zu nützen. Gerade im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen Union und den Interreg-Mitteln muss es doch möglich sein, hier zusätzliche Maßnahmen, die wir sonst alleine nicht finanzieren könnten, unter Heranziehung der EU-Mittel abzudecken. 

Wobei ich persönlich davon ausgehe, dass es nicht darum geht, meine sehr geehrten Damen und Herren, sich jetzt nur deswegen irgendeine Aufgabe auszudenken, weil man dafür auch EU-Mittel bekommt - letztlich muss das auch aus Steuermitteln mitfinanziert werden -, sondern es geht darum, darüber nachzudenken, welche notwendigen Aufgabenbewältigungen mit Hilfe von EU-Mitteln besser und ohne massive Heranziehung des Steuerzahlers finanziert werden können.

Es gibt noch einen zweiten Punkt: Mittlerweile gibt es in Österreich genug Erfahrungen, positive Erfahrungen, mit dem Crossborder-Lease-Geschäft, so dass man wahrscheinlich nicht wirklich von einer neuen Alternative sprechen kann, aber jedenfalls – auch das sei klar gesagt – werden wir im Jahr 2004 diese Möglichkeit, uns für die Bewältigung der Aufgaben zusätzliche Mitteln zu verschaffen, verstärkt nützen. 

Dritter Punkt: Anders als die Bundesregierung und der ÖIAG-Abverkauf werden wir unsere Wirtschaftsunternehmen nicht zu Geld machen, um damit unser Budget aufzubessern. Im Gegenteil, wir werden den Ausbau der Wiener Holding und die Neustrukturierung der Stadtwerke-Holding AG im Jahr 2004 fortsetzen. Wir verbinden damit das Ziel, kommunale Aufgaben, in denen gemeinwirtschaftliche Ansätze mit privatwirtschaftlicher Orientierung auf einen Nenner gebracht werden können, mit einer immer geringeren Inanspruchnahme des Steuerzahlers zu erfüllen. 

Ich hoffe, dass der Grundgedanke klar ist. Wir setzen eine Kombination von kommunaler Aufgabe, gemeinwirtschaftlichem Ansatz, in Verbindung mit privatwirtschaftlicher Orientierung und können so die Mittel, die sonst der Steuerzahler für diesen Bereich zuschießen müsste, Schritt für Schritt reduzieren. 

Wir orientieren uns dabei am Begriff der marktbestimmten Unternehmen, die sich ja im Maastrichtabkommen finden und ich glaube, dass ich das hier nicht erklären brauche. Ich verkenne nicht – und das ist jetzt an die Adresse aktueller Diskussionen aus der Reihe der Opposition gerichtet -, dass mit dieser Entwicklung auch demokratiepolitische Aspekte verbunden sind, weil von Seiten der Opposition die Kritik kommt, wenn solche Aufgaben aus dem Budget herausgenommen werden und aus der Magistratsstruktur ausgegliedert werden, dass dann Kontrollrechte - nicht die des Kontrollamtes, nicht die des Rechnungshofes, aber die der Opposition -  eingeschränkt werden. 

Ich biete einmal mehr an, dass wir die Möglichkeiten darüber zu sprechen, zu informieren, auch spontan von uns aus – also nicht erst wenn der Stadtrat einen Ausschusstermin festsetzt – nützen, und die Informationen zu diesem Thema aufrecht halten. 

Es nicht mein Interesse, dadurch Informationen abzukappen, ich glaube nur, dass es das Interesse des Steuerzahlers ist und das hier Vorrang hat. 

Ein weiterer Punkt: Wir werden kommunale Aufgaben, mehr noch als bisher, in Partnerschaftsmodellen mit privaten und öffentlichen Einrichtungen erfüllen. Das gilt sowohl in der vertikalen Linie - also mit Einrichtungen des Bundes -, als auch in der horizontalen Linie, in Form der Verbindung mit anderen Gebietskörperschaften oder mit privaten Unternehmungen. Man nennt das im Allgemeinen, wenn sich Private daran beteiligen, PPP-Modelle und das geht bis hin in die gesellschaftsrechtlichen Verschränkungen. 

Im Bereich des Wirtschaftsförderungsfonds und der Technologiepolitik sind wir diesen Weg ja schon gegangen, und einige markante Beispiele ergeben sich auch aus jüngerer Zeit. So ist etwa das gemeinsame Projekt mit Raiffeisen, nämlich die Einrichtung einer Zentraleuropa-Donauraum-Entwicklungsgesellschaft ein markantes Beispiel, wie man Aufgaben, die sonst die Stadt allein bewältigen müsste, unter Einbindung privatwirtschaftlicher Interessen für den Steuerzahler - jetzt würde ich fast sagen unentgeltlich oder kostenlos - zustande bringen kann. 

Gestatten Sie mir, meine sehr geehrten Damen und Herren, gleich anschließend einige Bemerkungen zur Wirtschaftspolitik der Stadt, wobei ich glaube, dass es uns allen klar ist, dass die Wirtschaftspolitik sich nicht in dem erschöpft, was im Kapitel Wirtschaftsförderung in der Gruppe VII des Budgets enthalten ist. 

Eine generelle Bemerkung dazu: Ich glaube, wir müssen davon ausgehen, dass es im Gegensatz zu den Krisen in vergangenen Jahrzehnten diesmal nicht gelungen ist, die österreichische Wirtschaft vom europäischen Konjunkturtief zu entkoppeln. Wir befinden uns in einem überlangen Konjunkturtief und die Prognosen der Wirtschaftsforscher für 2004 sind ungeachtet anklingenden Optimismus in Wirtschaftskreisen, insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland, noch immer sehr vorsichtig, genauso für Österreich im Besonderen als für die gesamte Eurozone. Das WIFO hat erst vor kurzem von einer anhaltenden flauen Konjunktur gesprochen.

Die privaten Investitionen halten sich in deutlichen Grenzen, sie steigen nur zögerlich. Der private Konsum - und das ist ein entscheidender Faktor gerade für die Wirtschaft im Osten Österreichs - bleibt 1,6 bis 1,9 Prozent für 2004 hinter dem langjährigen Schnitt von 2,25 Prozent zurück. Also, wir sind mit einer Situation konfrontiert, wo eigentlich die Wirtschaft eines zusätzlichen Impulses bedarf.

Ein kurzer Ausblick in die USA: Mit 7,2 Prozent ist das aktuelle Wirtschaftswachstum in den USA das höchste seit 20 Jahren. Die Interpretation der Wirtschaftsexperten und Wirtschaftsforscher dort: Dieses massive Wirtschaftswachstum wird getragen vom öffentlichen Staat, also durch Investitionen in Form von Staatsausgaben. Und ich bin überzeugt, dass zusätzliche öffentliche Investitionen auch in Österreich einen derartigen Konjunkturaufschwung bewirken könnten. Leider findet sich auch im jüngsten Konjunkturpaket der Bundesregierung dieser Aspekt der öffentlichen Investitionen kaum, man kann fast sagen, gar nicht. Für umso wichtiger halten wir es, dass die Stadt Wien ungeachtet der sinkenden Einnahmen an der bisherigen Investitionspolitik festhält. 

Ich möchte das auch an einigen Zahlen für das Jahr 2004 belegen. Das direkte Investitionsvolumen aus dem Budget macht 2004 1,34 Milliarden EUR aus. Korrekterweise füge ich hinzu, 137,3 Millionen sind darin Bundesmittel für den U-Bahn Ausbau. Einschließlich des Investitionsvolumens der Unternehmen der Stadt stehen für Investitionen im kommenden Jahr 2 Milliarden zur Verfügung. Ich überlasse es Nachrednern, den Vergleich mit dem Investitionsvolumen des Bundes herzustellen. 

Dazu kommen dann noch die mittelbaren Investitionen, die durch Förderungen aus der Wirtschaftsförderung der Stadt ausgelöst werden, die nach den Meinungen der Wirtschaftsexperten zusätzliche 200 Millionen ausmachen, also 2,2 Milliarden durch direkte und mittelbare Investitionen. Die Aufwendungen für Bau- und Baunebengewerbe einschließlich der Wohnbauförderung machen 1,4 Milliarden aus und sind damit um 40 Milli-onen höher als der bisherige Spitzenwert bei 2003. Also, wir haben 2004 neuerlich einen Spitzenwert in diesem Bereich.

Ich habe es schon erwähnt. Natürlich ist Wirtschaftspolitik mehr als Investitionspolitik und ich möchte darauf hinweisen, dass wir mit dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds über ein ausgezeichnetes Instrument moderner Wirtschaftsförderung verfügen, in dem sich auch die gute Zusammenarbeit zwischen Stadtregierung und Stadtpolitik auf der einen und Interessenvertretung der Wiener Wirtschaft auf der anderen Seite dokumentiert.

Und ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, den Repräsentanten der Wiener Sozialpartner meinen Dank für die Unterstützung und für die gute Zusammenarbeit auszusprechen. Auf der Arbeitgeberseite gilt dieser Dank den beiden Präsidenten Walter Nettig und Fritz Strobl und Dr Oliva von der Industrieellenvereinigung und auf der Arbeitnehmerseite dem Arbeiterkammerpräsidenten Herbert Tumpel und dem ÖGB-Präsidenten Fritz Verzetnitsch. (Beifall bei der SPÖ.)
Und an die Adresse des Kollegen Aichinger gesprochen: Gerade der vor kurzem erzielte Konsens bei der Erweiterung der Geschäftsöffnungszeiten um einen zweiten langen Einkaufsabend bestätigt diese Handlungsfähigkeit der Sozialpartner und ich möchte darauf aufmerksam machen, dass damit sicher Abhilfe geschaffen worden ist in einer Entwicklung, die lange Zeit von der Wiener Wirtschaft mit großer Sorge beobachtet worden ist, nämlich dass die größere Zahl, nämlich dort zwei Einkaufsabende, insbesondere in den Einkaufszentren außerhalb der Stadtgrenze, möglicherweise zu einem Abfluss der Kaufkraft führen kann und ich möchte mich auch bei meiner Kollegin Renate Brauner, die ja diese Verhandlungen geführt hat, für das rasche Zustandekommen herzlich bedanken.

Immerhin, meine sehr geehrten Damen und Herren, schneidet der Wirtschaftsstandort Wien, aber vor allem auch der Kongress- und Tourismusstandort Wien im internationalen Benchmark mit anderen europäischen Großstädten recht gut bis sehr gut ab. Wien zählt, gemessen am ökonomischen Entwicklungsniveau, unangefochten zu den Top Ten der internationalen Großstädtehierarchie. 

Seit 1975 ist das Verhältnis von Bruttourbanprodukt zur Einwohnerzahl in Wien um 86 Prozent gestiegen und damit um ein Viertel rascher gewachsen als im Schnitt der europäischen Städte. 

Seit 1975 ist die Arbeitsproduktivität, die ja dafür entscheidend ist, ob der Standort Wien von Wirtschaftsinvestoren gesucht wird, um 75 Prozent gestiegen. Nur sechs von 35 europäischen Vergleichsstädten haben eine höhere Produktivität. Und Wien liegt damit um 20 Prozent, also ein Fünftel, über diesem europäischen Durchschnitt. 

Den Preis dafür, das sage ich schon jetzt, zahlen wir allerdings in der Beschäftigungsstruktur und in der Beschäftigungsintensität. Die Produktivität der Arbeit wurde gewaltig gesteigert, es hält aber damit die Entwicklung der Beschäftigungsverhältnisse nicht Schritt, dazu komme ich aber noch. 

Trotzdem hat Wien noch immer im internationalen Vergleich, im Großstädtevergleich, eine hohe Beschäftigungsquote und die Erwerbsquote ist in Wien seit Mitte der 80er Jahre um 10 Prozent gestiegen und letztlich - das muss auch mit hoher Anerkennung für die Wiener Wirtschaft gesagt werden - hat jetzt der beschleunigte Strukturwandel in der Wiener Wirtschaft in die richtige Richtung, nämlich in die Richtung einer modernen, unternehmensorientierten Dienstleistungsstruktur, stattgefunden. Und Wien ist als Kongressdestination seit mehreren Jahren unter den besten Vier und boomt auch weiterhin als Tourismusstandort. Also, die Oktoberzahlen haben ja eine deutliche Sprache gesprochen.

Und was das für unser Wirtschaftsaufkommen bedeutet, dass wir eine so hervorragende Kongressstadt sind, möchte ich nur an einem Beispiel, nämlich an dem großen Kardiologenkongress im Sommer dieses Jahres deutlich machen. Er hat 70 Millionen EUR an zusätzlichen inlandswirksamen Ausgaben induziert und mit 80,6 Millionen EUR, allein dieser Kongress, 80,6 Milli-onen EUR zum Bruttoinlandsprodukt beigetragen. Die Gesamtsteuereinnahmen machen 21,8 Millionen aus, und davon profitiert ja Wien nur mit einem kleinem Teil, sondern davon profitiert ganz Österreich, alle Bundesländer, alle Gemeinden und insbesondere der Steuerzahler. 

Wir werden, das soll auch dazu gesagt werden, im Tourismusverband das Kongressbüro ausbauen, also diesen Aspekt der Wirtschaftkomponente Tourismusdestination auch durch weitere Maßnahmen fördern und unterstützen.

Es ist aber in der Wirtschaftsförderung immer um zwei Aspekte gegangen, nämlich auf der einen Seite Betriebe am Standort zu halten und auf der anderen Seite Betriebsneugründungen zu fördern und internationale Betriebsansiedelungen herbeizuführen. Und es ist so, das muss man sagen, wenn man eine Bilanz zieht, dass es uns gelungen ist, einschließlich des Jahres 2003, eine Reihe besonders wichtiger Betriebe am Standort Wien zu halten. Das gilt beispielsweise für das Opel-Werk in Aspern, dessen Situation keineswegs absolut garantiert war, das gilt für Siemens, das gilt etwa für Bombardier, die vor kurzem ja auch in Zeitungsmeldungen darstellen konnten, welche enormen Leistungen im internationalen Geschäft vom Standort Wien aus erzielt worden sind. 

Und es gibt natürlich auch Betriebe, die in diesem Jahr geschlossen wurden. Das deswegen, weil Konzerne Entscheidungen getroffen haben in die Richtung des Billigststandortes zu gehen, eine Situation, mit der auch Ungarn konfrontiert ist. Philips und IBM haben dort Betriebe geschlossen und gehen nach Asien oder Bulgarien. Oder weil Dinge passiert sind, von denen man einfach nicht glauben kann, dass sie passieren, wie etwa - man kann es schon sagen - der Skandalfall Grundig. Wenn man bedenkt, dass sich der Masseverwalter hier zu einer Strafanzeige gegen Manager des deutschen Konzerns veranlasst gesehen hat. 

Von hausgemacht kann da keine Rede sein, das ist dieselbe Situation wie in Oberösterreich, wo der italienische Konzern einfach das Werk in Traun schließt und 400 Arbeitnehmer von heute auf morgen ihre Arbeit verlieren. 

Das ist die Situation heute, mit der Standortpolitik in allen Bereichen Europas konfrontiert ist, und mit der man sich auseinandersetzen muss. Aber umso wichtiger ist es, dass man verlorene Betriebe durch entsprechende Neuansiedelungen kompensieren kann und dass daher die Unternehmens-Neugründungsförderung, die wir in Wien haben, und die Initiativen zur internationalen Betriebsansiedelung erfolgreich sind. Wir waren bei den Betriebsneugründungen die Nummer Eins, mit 6 530 Betriebsansiedelungen besser als das Jahr davor und wir sind auch bei den internationalen Betriebsansiedlungen österreichweit die Nummer Eins. 

Immer wichtiger ist in diesem Zusammenhang, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Innovations- und Technologiepolitik geworden, und hier vor allem der Biotechnologie-Life-science-Bereich. Das heißt, 1998 haben wir dafür 300 Millionen EUR eingesetzt. Also, es ist uns nicht von irgendwo in den Schoß gefallen, sondern es sind Maßnahmen, die hier Jahr für Jahr aufgebaut und realisiert worden sind. Seit 1999 sind in diesem Bereich 35 Unternehmensgründungen erfolgt, mittlerweile sind in diesem Bereich 6 000 Menschen beschäftigt. Boehringer-Ingelheim, Baxter und Novartis sind nur drei Namen internationaler Großkonzerne, die das Rückgrat in diesem Bereich bilden. 

Ich möchte nur ein Beispiel herausgreifen: Zum Wochenende ist in der Deutschen Tageszeitung Handelsblatt über das Wiener Biotec-Unternehmen Intercell berichtet worden, das eine hervorragende Aufstockung des Eigenkapitals durch einen Werbegang in den USA erreicht hat, nämlich 43,5 Millionen mehr an Eigenkapital. Also ein Bereich - und zwar wird das dort hervorgehoben –, der im Gegensatz zur Entwicklung anderer steht und wo man sieht, es hat sich die Wiener Innovations- und Technologiepolitik bewährt. Und ich sage das deswegen, weil wir natürlich auch 2004 mit Mitteln des Budgets, aber auch darüber hinaus, diese Politik intensiv fortsetzen werden. Campus Vienna Biocenter ist nicht mehr das einzige, aber immer noch das wichtigste Zentrum in diesem Bereich. Tausend Wissenschafter aus 40 Nationen sind dort tätig, 200 Absolventen gehen jährlich von dort in die Welt. Campus Novartis, mittlerweile ein genauso wichtiger Standort, die Vienna School of Clinical Research, das AKH, wo das Zentrum für molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften entstanden ist, oder das Austrian Center für Biopharmatological Technology, das ACBT, in der Muth-gasse ist ebenfalls ein wesentlicher Faktor. 

Ich glaube, dass es daher kein Zufall ist, dass in Wien die Forschungsquote mit 3,4 Prozent wesentlich höher, fast doppelt so hoch ist, wie die österreichweite Entwicklungs- und Forschungsquote mit nicht ganz 2 Prozent. 

Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind eine Einheit. Daher messen wir den Erfolg unserer Wirtschaftspolitik nicht nur daran, welche Auswirkungen es auf das Bruttourbanprodukt hat, sondern wir messen es auch nach der Beschäftigungswirksamkeit. Und für unsere standortbezogenen Maßnahmen können wir durchaus Beschäftigungsgewinne vorweisen, so zu sagen, weil das immer eine Diskussion ist, bei uns gehe die Beschäftigung zurück. In der Tat ist belegbar, dass diese Investitionspolitik im Bereich der Biotechnologie vor allem, aber auch in anderen Bereichen der Technologie, ganz entscheidende Verbesserungen herbeigeführt hat. So sind die Beschäftigungszahlen in Forschung und Entwicklung seit 1995 um 80 Prozent gestiegen, die in den Datenverarbeitungen und Datenbanken um 158 Prozent, in unternehmensbezogenen Dienstleistungen - ein Riesenbereich auch quantitativ - um 63 Prozent und im Gesundheitswesen, liebe Kollegin Pittermann, um 25 Prozent. 

Jetzt sage ich auch dazu mit allem Nachdruck: Das ändert allerdings nichts an der generellen Arbeitsmarktlage in Gesamtösterreich und auch im Besonderen in Wien. Die triste Situation am Arbeitsmarkt ist ein österreichisches Phänomen und schlägt leider voll und ganz auf Wien durch. Die Arbeitsmarktdaten im Oktober haben das leider einmal mehr bestätigt. 

Und ich möchte jetzt vier Gründe nennen, meine sehr geehrten Damen und Herren, warum sich die Arbeitsmarktproblematik in Wien besonders auswirkt, ja auswirken muss. 

Der erste Punkt ist, der Wiener Arbeitsmarkt ist ein bundesländerübergreifender Arbeitsmarkt, ein offener Arbeitsmarkt. 30 Prozent der in Wiener Betrieben Beschäftigten haben ihren Wohnsitz in einem anderen Bundesland. Das ist nicht nur für die Aufteilung der Budgetmittel - der horizontale Finanzausgleich nach der Einwohnerzahl - ein Problem, nicht nur ein Problem unter dem Titel Fremd- oder Gastpatienten, sondern es bedeutet, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Wohnsitzbundesländer ihre Arbeitslosigkeit teilweise statistisch nach Wien exportieren, denn jeder Wiener Arbeitsplatz wird statistisch zu einem Drittel mit einem Nichtwiener geteilt. 

Zweiter Punkt: Ein Viertel aller Lehrlinge, die in Wien ausgebildet werden, wohnen nicht in Wien. Das verschärft die Jugendarbeitslosigkeitsproblematik für die Wienerinnen und Wiener, weil auf drei Wiener Bewerber um einen Lehrlingsplatz kommt schon einer, der nicht in Wien wohnt und lebt, sondern aus einem anderen Bundesland kommt.

Drittens, Wien ist als Bundeshauptstadt das Zentrum der Bundesdienststellen. Das war zweifellos früher beschäftigungspolitisch ein Vorteil und ist jetzt ein Nachteil. Ich habe die Zahlen selbst nicht geglaubt und zweimal hinterfragt. 75 Prozent, drei Viertel der Beschäftigungsverluste in den letzten acht Jahren, also 17 000 von 25 000, werden in Wien durch den Beschäftigungsabbau in den öffentlichen Verwaltungen und öffentlichen Unternehmungen verursacht. Also drei Viertel des Beschäftigungsabbaus den wir beklagen, ist ausschließlich auf den Bereich öffentliche Verwaltung zurückzuführen. Und die Beschäftigungsverluste aus der öffentlichen Verwaltung können durch Beschäftigungsgewinne im Strukturwandel nicht wettgemacht werden, und können nicht wettgemacht werden durch die Wirtschaftsförderung, und können nicht wettgemacht werden durch beschäftigungswirksame Maßnahmen. 

Würde man diese Beschäftigungsverluste aus der öffentlichen Verwaltung herausrechnen, dann wäre die Bilanz der Beschäftigungsentwicklung in Wien positiv. Man muss das sehen. Das ist jetzt nicht mit einem wie immer gearteten Vorwurf verbunden, sondern es ist es eine Klarstellung was es bedeutet, wenn in einem Teilbereich, nämlich der Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung, durch einen geraumen Zeitraum ein derart dramatischer Abbau an Beschäftigungsmöglichkeiten stattfindet. 

Wir können das zwar qualitativ ausgleichen, aber sicherlich nicht quantitativ. Qualitativ, damit meine ich, dass Wien auch weiterhin als Bundesland Spitzenreiter in der Kaufkraft und im Lohnniveau ist, während andere Bundesländer deutlich nachhinken. Das wäre ja auch, wenn das auch qualitativ bei diesen Beschäftigungsverlusten eine Einbuße wäre, anders, aber in dem Fall gelingt es uns zwar qualitativ, aber nicht quantitativ, die Verluste abzubauen, die sich gerade im Bereich der öffentlichen Verwaltung ergeben. 

Was kann man jetzt dagegen tun? Beschäftigungspolitisch kann das zweifellos nur durch eine massive Bildungsoffensive ausgeglichen werden. Ich glaube, dass es auf allen Ebenen notwendig ist, sich anzustrengen, um den Standard durch hochqualifizierte Mitarbeiter auszugleichen. Es wird uns das sonst quantitativ nicht so leicht gelingen. Das gilt auch für die Ausbildung der Facharbeiter und führt zu dem schon seit einigen Jahren immer ernster zu nehmenden Thema der Frage der Lehrlingsausbildung. 

Das ist ein zentraler Punkt für die Frage, wie wir unseren Standort halten und entwickeln können aus der beschäftigungspolitischen Sicht. 

Der zweite Punkt ist wirtschaftspolitischer Art. Was können wir von der Wirtschaftspolitik her tun? Ich denke, dass es hier notwendig ist, in den kommenden Jahren stärker noch als bisher den überstädtischen regionalen Aspekt zu sehen, da die Wettbewerbssituation nicht mehr von Stadt zu Stadt besteht, sondern in Wirklichkeit von Region zu Region und dass wir, so wie es auch etwa die Industriellenvereinigung sieht, diese Chance die in der wirtschaftspolitischen Achse Bratislava – Wien, durch das Naheverhältnis existiert, sehr rasch und voll nützen. Also ich glaube, dass man die Situation nicht so apathisch hinnehmen muss, aber dass uns klar sein muss, ein derartiger Strukturwandel geht nicht von heute auf morgen, ist aber bewältigbar. 

Ich kann es nicht verschweigen, auch wenn ich jetzt sozusagen nicht darauf aus bin die Bundespolitik zu kritisieren, aber, (GR Mag Hilmar Kabas: Wettbewerb!) der Klubobmann Kabas muss offenbar mehr wissen von der Regierungspolitik der Bundesregierung, weil er offenbar schon weiß, wie viel da zu kritisieren ist, weil sonst könnte er ja meine Zurückhaltung in der Frage nicht mit solcher Freude zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ - GR Mag Hilmar Kabas: Aber Deine Klagerede ist ja darauf aufgebaut!) Aber nach Deiner Beförderung in die Ebene eines Koordinators auf der Landesebene mit der Bundesregierung verfügst Du offenbar über mehr Wissen als wir haben, was da alles passiert und fehl läuft, (GR Mag Hilmar Kabas: Was Du alles zusammenphantasierst!) ich kann es aber nicht belegen. Angesichts der schwierigen Situation am Arbeitsmarkt hätte man eigentlich, meine sehr geehrten Damen und Herrn, mit einer Arbeitsmarktoffensive des Arbeitsministers Bartenstein rechnen müssen oder rechnen dürfen. Ich glaube, das kann doch jetzt nicht sozusagen eine bösartige Bemerkung sein. 

Und dass der Bundeskanzler jetzt erst draufkommt, dass es das Problem der Jugendarbeitslosigkeit gibt und er jetzt erst einlädt, ist auch nicht gerade ein Zeichen des vollen Bewusstseins und des vollen Verständnisses für diese Situation. 

Angesichts dieser Erwartungshaltung finde ich persönlich – vielleicht sehen Sie das anders – es bedrückend, wenn die Leiterin des Arbeitsmarktservices Wien mitteilt, dass sie trotz steigender Arbeitslosenzahlen mit dem gleichen Personalstand auskommen muss – da wird man sagen, das ist eine Effizienzsteigerung –, aber mit um 5 Prozent gekürzten Mitteln, meine sehr geehrten Damen und Herren. Steigende Arbeitslosigkeit wird vom Arbeitsminister mit einer Reduktion der Ausgaben für das Arbeitsmarktservice beantwortet. Und wie ich gehört habe – das eine, 5 Prozent weniger, weiß ich von ihr persönlich, das andere ist mir jetzt vermittelt worden –, fehlen noch einmal 150 000 EUR.

Also ich denke, das ist schon eine Tatsache, von der man sagen kann, das ist überraschend, und ich hoffe, dass Minister Bartenstein, der das ja eigentlich wissen müsste, darauf eine Antwort findet. Angeblich geht das auf Fehler in der Budgetierung zurück, aber das müsste sich doch eigentlich lösen lassen.

Wir hingegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, stocken 2004 aus unserem Budget die Finanzmittel für den ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds auf, und zwar wird der WAFF aus dem Budget 29,5 Milli-onen EUR erhalten, das sind um 5,5 Millionen EUR mehr, also Zusatzmittel, die für Arbeitsstiftungen, für die Förderung von Wiedereinsteigerinnen, für die Sicherung von Kursplätzen für jugendliche Arbeitslose eingesetzt werden sollen, die zusätzlich zustande gebracht werden. Das ist eine Mitfinanzierung nach dem Jugendausbildungssicherungsgesetz und vor allem auch für ein regionales Arbeitsplatz- und Lehrstellenvermittlungsprogramm, das wir modellhaft im Süden und im Norden der Stadt einführen wollen.

Ich denke, daraus wird klar: auf der einen Seite Reduktion der Mittel um 5 Prozent – hoffentlich können wir das noch ausgleichen –, auf der anderen Seite eine deutliche Aufstockung der Mittel.

Der WAFF, also der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, wird damit rund 5 000 Personen ein hochwertiges Beratungsangebot bieten, er wird mehr als 10 500 Personen bei der beruflichen Weiterbildung helfen und unterstützen können, und er wird 900 arbeitslose Personen über die Arbeitskraftüberlassung – das ist das so genannte "flexwork"-Projekt – und über Arbeitsvermittlung – "Jobchance" heißt dieses Projekt, Sie kennen das ja vermutlich alle – und durch Beschäftigungsprojekte direkt zu einem neuen Job verhelfen. 

Und ich füge auch hier hinzu: Sollten zusätzliche Mittel notwendig sein, dann werden wir uns auch anstrengen, das noch aufzustocken.

Am 9. Dezember, also Anfang Dezember, wird der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds auf Initiative und im Auftrag des Bürgermeisters eine Enquete zum Thema "Lehrausbildung in Wien" abhalten. Bei dieser Enquete wird von dem Lehrlingsbeauftragten der Bundesregierung, Prokurist Egon Blum, das Vorarlberger Modell eines Ausgleichsfonds vorgestellt werden, und es wird dann sozusagen überlegt werden, was adäquat eins zu eins für Wien übersetzt werden kann. 

Ich denke, dass der zweite Arbeitsmarktgipfel der Wiener Sozialpartner, zu dem ich eingeladen habe und zu dem ich auch Bundesminister Bartenstein eingeladen habe, sich, aufbauend auf dieser Enquete, dann mit zwei weiteren Fragen beschäftigen wird, nämlich nicht nur mit der Frage, ob man dem AMS in dieser Situation nicht doch die Kürzung ersparen kann, sondern er wird sich auch mit der Frage der Lehrlingsstiftungen befassen und er wird sich mit der Frage beschäftigen, wie die Programme, die wir jetzt erarbeitet haben, auch unter dem Gesichtspunkt der Experten zu sehen sind. Ich denke, dass wir auf diesem Weg, so wie beim ersten Arbeitsmarktgipfel im Mai, zu einer positiven Weiterentwicklung kommen werden, aber es wird letztlich auch darum gehen, einmal zu erreichen, dass sich alle drei Bundesländer der Ostregion zu einem gemeinsamen Arbeitsmarktgipfel finden. Momentan gibt es nach meiner Einschätzung in Niederösterreich noch nicht dieselbe Begeisterung dafür, wie sie etwa Wien und das Burgenland haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe schon darauf hingewiesen, dass wir 2004 unsere bisher konsequent durchgeführte Politik der jährlichen Schuldenstandreduktion nicht im gewohnten Ausmaß fortsetzen werden können, sondern aussetzen müssen, um bei deutlich niedrigeren Einnahmen die stark steigenden Sozialausgaben, aber auch andere Ausgaben in der Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik bewältigen zu können. Aus diesem Grunde oder auch aus diesem Grunde werden wir unser Plansoll der Maastricht-Überschussgebarung budgetmäßig nicht voll darstellen können. 

Es ist bekannt – das ist nicht neu –, im Voranschlag 2004 weisen wir einen Maastricht-Überschuss von 190 Millionen EUR statt 353 Millionen EUR aus, also deutlich weniger. Wir tun dies nicht leichtfertig – jeder, der mich kennt, wird wissen, dass das nicht nur sozusagen eine verbale Behübschung ist –, und wir können darauf verweisen, dass wir in den vergangenen Jahren, also allein in den ersten beiden Jahren der Laufzeit des Stabilitätspaktes, Hunderte Millionen Euro, die durch einen Rechnungsabschluss belegt sind – es sind 699 oder fast 700 Millionen EUR – an Überschuss erzielt haben, während der Bund im selben Zeitraum bereits etwas mehr als eine Milliarde an Neuverschuldung, an Defizit eingegangen ist. 

Also man kann sich darauf berufen, dass wir bisher unser Bestes getan haben, um diese Überschussgebarung zustande zu bringen, und zwar haben wir das auch so gemacht, dass wir den strengen Maßstäben von EUROSTAT gerecht geworden sind. Es gibt keinen Fall, wo wir nachträglich korrigieren mussten. Ich füge es noch einmal hinzu: Es ist eine korrekte Vorgangsweise, die wir gepflogen haben, lupenrein und ohne doppelten Boden. Und ebenso lupenrein und ohne doppelten Boden hat der Bund Jahr für Jahr Defizite gebaut, manchmal weniger als erlaubt war, aber jetzt deutlich mehr.

Es ist mittlerweile bekannt, dass wir uns mit dieser Tatsache, dass wir im Jahre 2004 die Überschussgebarung nicht in vollem Umfang erstellen können, in einer mehr oder minder guten Gesellschaft mit anderen Gebietskörperschaften befinden. Das ergibt sich aus einem Rechnungshofbericht, der das deutlich macht. Er ist noch nicht veröffentlicht, aber es gibt Veröffentlichungen daraus in Zeitungen, aus denen zu ersehen ist, wer damit gemeint ist. Vermutlich aus diesem Grunde hat sich auch die Aufregung der ersten Stunde mittlerweile deutlich gelegt.

In der Person des Finanzministers und seines Staats-sekretärs ist allerdings diese Aufregung und Entrüstung – entrüsteter Staatssekretär, entrüsteter Finanzminister, wie kommen die Wiener dazu, da auszureiten – völlig unangebracht, fast heuchlerisch eigentlich und letztlich unglaubwürdig, denn wer selbst den Stabilitätspakt derart verletzt hat, dem steht, glaube ich, nicht das Recht zu, andere wegen der Nichteinhaltung zu kritisieren, vor allem dann nicht, wenn der Finanzminister im Jahre 2004 mit seinem Maastricht-Defizit von 3,28 Milliarden EUR die Neuverschuldung des Bundes im Ausmaß von 1,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts doppelt so hoch anplant, als sie ihm gemäß dem Stabilitätspakt mit den Ländern und Gemeinden mit 0,75 Prozent zugestanden wäre.

Also man muss darauf aufmerksam machen: Der Bund wird 2004 den Stabilitätspakt nicht irgendwie verletzen, sondern er wird das ihm zugestandene Defizitvolumen doppelt so hoch überschreiten, in einem Ausmaß von 3,28 Milliarden EUR. Bei einer derart hohen Überschreitung der Defizitlatte war es, meine sehr geehrten Damen und Herren, von Vornherein gar nicht mehr möglich, insgesamt das Nulldefizit im Jahre 2004 für die gesamte Republik herzustellen. Selbst wenn alle Bundesländer ihre Überschüsse zur Gänze erbracht hätten und wenn alle Städte und Gemeinden, einschließlich Graz, ohne ein Defizit ausgekommen wären, also selbst dann wäre es ab dem Zeitpunkt dieser budgetmäßig dargestellten Überschreitung durch den Finanzminister überhaupt nicht mehr möglich gewesen, das Nulldefizit herzustellen. Und darum meine ich: Finanzminister und Staatssekretär müssen gewusst haben, dass ihre Entrüstung unaufrichtig, heuchlerisch und nicht glaubwürdig gewesen ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch wenn ich weiterhin – und das gilt für den Bürgermeister und für die Stadt und das Land – auf dem Boden des österreichischen Stabilitätspaktes stehe, weil ich mich einmal mehr zu ausgeglichenen Haushalten bekenne, teile ich die Auffassung jener, die meinen, dass das vom Finanzminister hochgelobte Nulldefizit mit der Überschussgebarung in einem Ausmaß, wie es festgelegt worden ist, unrealistisch und eigentlich nur dadurch bewältigbar ist, dass man zu Ausgliederungen, Veräußerungen von Wohnbaudarlehen oder anderen Konstruktionen – um nicht "Tricks" zu sagen – greift. 

Ich zitiere jetzt nicht die Äußerung eines sozialdemokratischen Bundespolitikers, sondern was ich hier wiedergebe, ist die Meinung des Rechnungshofes in dem schon erwähnten Rechnungshofbericht, aus dem ich ja, weil er noch nicht veröffentlicht ist, nicht zitieren kann, der aber zu dem Ergebnis kommt: Diese Überschussgebarung konnte in dieser kurzen Zeit einfach nicht bewältigt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich teile, ohne jeden Vorbehalt auch die Aussage desjenigen, der gesagt hat – wörtliches Zitat –: "Das Nulldefizit ist kein numerisches Dogma." Und weiters: "Eigentlich geht es um einen" – wörtliches Zitat – "ausgeglichenen Haushalt über den ganzen Konjunkturzyklus." 

Auch das, meine sehr geehrten Damen und Herren, erinnert irgendwie an die Aussage eines Oppositionspolitikers, ist es aber nicht. Es war Bundesminister Karl-Heinz Grasser, der das in seiner Budgetrede in der Nationalratssitzung vom 13.10.2003 gesagt hat und der sich damit einmal mehr sehr wendig – um nicht zu sagen "wendehälserisch" – verhalten hat. Eigentlich ist diese Bemerkung seine Grabrede auf das Nulldefizit gewesen, das er damit zu einem Zahlenfriedhof erklärt hat. Dem ist nichts mehr hinzuzufügen. Er hat Recht, er hätte nur früher draufkommen sollen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben das Nulldefizit eingehalten, aber nie als Selbstzweck verstanden und nie zum Selbstzweck gemacht. Für uns war es immer bestenfalls ein Mittel zum Zweck. Wir haben die Budgets – und das gilt auch für das Jahr 2004 – nicht als kommunale Buchhalter erstellt, die irgendein Nullsummenspiel anstreben, sondern als Budgets für eine Politik, die dem Menschen dient, für den Dienst der Politik am Menschen. Budgets – das sei auch gesagt – entstehen nicht im luftleeren Raum. Sie sind daher daran zu messen, wie der Voranschlag einzuschätzen ist, und man kann sie nicht daran messen, was man sich wünscht. 

Jedenfalls ist der Voranschlag ausgewogen, zukunftsorientiert und sozial engagiert und er stellt sicher, dass Wien ein guter Platz sozialer Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit bleibt und eine Stadt mit Zukunft ist – auch in einer erweiterten Europäischen Union. Und genau dafür, meine sehr geehrten Damen und Herren, treten wir im Voranschlag 2004 ein, tritt die Stadtregierung in ihrer Regierungspolitik  auch im Jahr 2004 ein, und zwar mit vollem Herzen und mit voller Kraft. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne nun die Debatte über die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung.

Erster Redner ist Herr GR Mag Chorherr. 40 Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister!

Es ist nicht ganz leicht, nach dieser ausführlichen Rede, die ich nicht zu qualifizieren habe in ihrem rhetorischen Gehalt, stimmungsmäßig ein bisschen Schwung in die Bude zu bringen. Angesichts dessen, was ich hier vorhabe, bin ich sicher, dass mir das gelingen wird, weil sich ein paar aufregen werden. (GRin Mag Sonja Wehsely: Nein!) Na, wartet ein bisschen. (Heiterkeit bei den Grünen.)

Man kann in diesen Tagen nicht über ein Budget diskutieren, ohne auf den Kern dessen einzugehen, worauf die Sozialdemokratie stolz ist, wofür sie zu stehen glaubt: Das ist die Sozial- und Gesundheitspolitik. Und wenn das Wort, das die Sozial- und Gesundheitspolitik der SPÖ kennzeichnet, in den, glaube ich, 70 Minuten kein einziges Mal vorgekommen ist, dann ist es bezeichnend, nämlich das Wort „Lainz“, das Wort „Lainz“, das für das steht, was die SPÖ in den letzten Jahrzehnten in Wien war. Geahnt hat die SPÖ, dass darüber diskutiert wird. Das erkenne ich, wenn ich mir nur die Nominierung Ihres Erstredners, des Kollegen Hundstorfer, anschaue. Also offensichtlich ist man schon dafür gewappnet, auf das einzugehen, was viel mehr als die breiten Ausführungen des Herrn Vizebürgermeisters die Öffentlichkeit zu Recht interessiert. 

Ich möchte jetzt gar nicht auf all das im Detail eingehen, was Sigrid Pilz, was die Medien, was viele andere öffentlich klargemacht haben, was so viel Empörung, so viel Kopfschütteln hervorgerufen hat, ich möchte dahinter schauen, ich möchte hinter das schauen, was ich "System SPÖ" in Wien nennen möchte, das in Lainz sichtbar wird und das auch in vielen anderen Bereichen in einer unglaublichen Art diese Stadt lähmt und diese Stadt insbesondere im Sozial- und Gesundheitsbereich nicht lebenswert macht. Insofern ist die Aussage des Vizebürgermeisters, Wien werde auch weiterhin seine bewährte Politik fortsetzen, keine Verheißung, sondern eine Drohung. 

Nicht betrifft das einen Punkt, und den möchte ich jetzt zu Beginn nur ganz kurz zurechtrücken: Natürlich ist der Hauptgrund dessen, dass in Wien die Arbeitslosigkeit steigt, dass in Wien auch im Integrationsbereich vieles falsch funktioniert, in einer verheerenden Politik der Bundesregierung zu suchen. 

Hier vorweg nur – da sich die Reihen bei der SPÖ völlig lichten, denn wenn es um Kritik geht, ist man schnell weg; das ist ein Hauptproblem, aber zum Glück gibt es noch freie Medien, die darüber berichten –: In einem einzigen Bereich möchte ich auf die ÖVP eingehen, weil es die Wiener ÖVP betrifft. Wenn die Kürzungen im Bereich der Wiener Polizei, die alle als falsch bezeichnen, dazu führen, dass sich der, der hauptverantwortlich für die Kürzungen ist, nämlich der Innenminister, mit dem Kollegen Ulm herstellt und sagt, wir brauchen in Wien eigentlich eine Privatpolizei (GR Dr Matthias Tschirf: Stadtpolizei!) – eine Stadtpolizei –, dann zeigt das, wie verheerend sowohl die Politik des Innenministers Strasser, aber auch der Wiener ÖVP ist, die offensichtlich kein Interesse daran hat, die Situation in Wien zu verbessern, sondern nur Steigbügelhalter der Politik einer Bundesregierung ist, die längst die Unterstützung der Öffentlichkeit verloren hat. Also allein diesen Punkt möchte ich erwähnen, weil auch die Wiener ÖVP, weil Kollege Ulm hier mitgespielt hat. 

Ansonsten möchte ich aber nicht umfassend auf das eingehen, was ausschließlich die Argumentation der SPÖ ist: Der Bund ist schuld, der Bund ist schuld!, sondern auf das eingehen, wofür Wien Eigenverantwortung trägt. Ich bin froh, dass jetzt ... Nein, die Frau Pittermann ist nicht mehr da. Einmal mehr. Man darf es ja sagen. Zumindest ist Frau Neck-Schaukowitsch da. Ich würde Ihnen empfehlen, dazubleiben, ich werde mich nämlich ein paar Mal auf Sie beziehen. Zumindest der Kollege Rieder kann nicht weggehen (Heiterkeit bei den Grünen), und mit dem möchte ich eigentlich beginnen in der Diskussion um Lainz. Sicherheitshalber schaue ich, ob er sich vertreten lässt. Sicher ist sicher. Ich drehe mich um. Ja, man muss sich umdrehen bei der Wiener SPÖ. 

Was ist das eigentlich so Empörende, was so viele nicht verstehen? Wenn jetzt im Untersuchungsausschuss mit einer gewissen Zerknirschung auch die Gesundheitsstadträtin sagt, diese Achtbettzimmer sind eigentlich wirklich erschreckend, die sind wirklich nicht zeitgemäß, wir haben aber hier ohnehin vieles andere, dann muss man aber auch den Dr Rieder fragen: Wie lange war Ihnen das bekannt? Wie lange wurde hier geleugnet? Warum haben Sie – ich frage Sie als ehemaligen Gesundheitsstadtrat und ich frage Sie als Finanzstadtrat – diese Missstände nicht abgestellt?

Ich kann mich erinnern, da bin ich dort hinten gesessen in der ersten Periode und hier heraußen stand GR Margulies, der GR Schani Margulies, und hat als Gesundheitssprecher die Achtbettzimmer angeprangert. Das ist jetzt mehr als zehn Jahre her, und von all diesen Dingen, von all dem Verheerenden – das ist es, was ich der SPÖ einmal mehr vorhalten muss – haben Sie gewusst. Und was haben Sie getan? 

Ich frage das nicht zuletzt angesichts der Tatsache – es wäre ja etwas anderes, wenn man sagen könnte, dass kein Geld da ist, dass Wien eine arme Stadt ist, wir können uns halt nicht mehr leisten, wir können uns halt nur Achtbettzimmer leisten, tut uns Leid, wir müssen sparen –, dass eine inhumane Unterbringung in einem Achtbettzimmer in Lainz oder in einer anderen dieser inhumanen Einrichtungen – ich kann die Zahl nicht oft genug sagen – pro Person 4 000 EUR im Monat kostet. 4 000 EUR im Monat!

Auf den Punkt festgemacht: Inhuman, menschenunwürdig und extrem teuer – das ist Gesundheits- und Sozialpolitik der Wiener SPÖ. 

Wäre es nicht gelungen, daraus eine öffentliche Debatte zu machen, käme einmal mehr, sogar nach Aufkommen des Skandals, eine Frau Neck-Schaukowitsch hier heraus und erklärte angesichts der Zustände, die in ihren eigenen Sektionen Empörung hervorgerufen hat, die so viele Menschen nicht verstehen, wie super Wien ist, was nicht alles gemacht wurde, was es nicht alles gibt. Also völlig teflonartig. 

Die erste Eigenschaft, die eine Führungskraft haben muss, ist, Fehler wahrzunehmen und auf Fehler zu reagieren. Das werfe ich Ihnen im Kern vor: Entweder Sie haben bewusst weggeschaut, oder Sie haben es gewusst und sind unfähig zu reagieren. Ich werde Ihnen eine Reihe von Beispielen bringen.

Ich möchte Ihre eigene Argumentation aufgreifen: Ja, aber bitte Herr Kollege Chorherr, Frau Kollegin Pilz, Mandatarinnen und Mandatare von der Opposition – Sie sagen das an die Öffentlichkeit gerichtet –, es gibt ja nicht nur Lainz in Wien, es gibt auch hervorragende Einrichtungen mit Ein- und Zweibettzimmern. Gehen Sie doch da hinein! 

Ja, die gibt es, meine Damen und Herren, ja, die sind teilweise hervorragend. Das ist aber auch ein System, das linke Parteien, das sozialdemokratische Parteien, zum Beispiel in den USA, kritisieren, nämlich eine Zweiklassenmedizin. Die, die es sich leisten können, die über ein entsprechendes Einkommen verfügen (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist doch nicht wahr!) – na warten Sie mit dem Kopfschütteln –, die bekommen in den USA und in anderen kapitalistischen Gesundheitsorganisationen schöne Einrichtungen, und die, die es sich nicht leisten können, müssen mit anderen Systemen vorlieb nehmen.

Ist es in Wien so, dass die, die es sich leisten können, die hohe Einkommen haben, das bekommen? Nein! Da ist etwas anderes notwendig. Nicht die, die es sich leisten können – was ich massiv kritisiere, dass im Gesundheitsbereich die Frage des Einkommens eine ist, die qualifiziert, ob man eine gute oder eine schlechte Versorgung bekommt –, bekommen das, sondern es gibt eine Wiener Gemeinderätin, die ich auch beim Namen nenne – sie ist, glaube ich, jetzt nicht im Saal –, und die zeigt das, was das "System SPÖ" in Wien ist, diese Zweiklassenmedizin, diese Zweiklassenversorgung: hier Einbettzimmer, Toilette, eine Selbstverständlichkeit, zum Beispiel im schönen neuen Geriatriezentrum im 10. Bezirk in Favoriten, in großen Bereichen vorbildhaft. Aber wie kriegt man da ein Zimmer? Wer entscheidet darüber, ob ich im Achtbettzimmer in Lainz oder im Einbettzimmer im Geriatriezentrum im 10. Bezirk untergebracht werde? 

Die Frau Kollegin Pilz hat mit einem Hauch von Ironie eine Gemeinderätin gefragt: Wie mache ich denn das, dass ich dort hinkomme? Diese SPÖ-Gemeinderätin hat gesagt – und das ist Wiener SPÖ –: Wenden Sie sich rechtzeitig an mich. (Ironische Heiterkeit bei den Grünen und der ÖVP.) Das muss in ihr leben, sie hat das als ernste Frage gemeint – und genau das ist Wiener SPÖ. Es war im Übrigen die Frau GRin Klicka. Man muss das auch einmal sagen – sie kann herauskommen und es tatsächlich berichtigen –, man muss Namen nennen, man muss die Dinge benennen, damit man weiß, worum es geht.

Das ist das System SPÖ: ein nicht wahnsinnig aufgeklärtes Feudalsystem. Wenn du gute Beziehungen hast, kommst du ins Einbettzimmer. Du musst über kein hohes Einkommen verfügen. Warst du eine brave Rote oder hast du das gezeigt, was in Wien notwendig ist, die Demut gegenüber der SPÖ, hast du die entsprechenden Beziehungen, dann bekommst du das. 

Das ist Zweiklassenmedizin der übelsten Sorte, und ich muss jetzt lange nachdenken, was ich schlimmer finde, ob es die Frage des Einkommens ist, ob ich eine gute Versorgung habe – ich lehne das grundsätzlich ab, weil der Gesundheitsbereich keine Frage des Einkommens sein darf – oder ein Nahbereich zu den Herrschenden, wo man gönnerhaft die Dinge bekommt. "Wenden Sie sich rechtzeitig an mich." Wenn du dich nicht rechtzeitig an jemanden wendest, dann liegst du im Achtbettzimmer, wenn du dich rechtzeitig an die SPÖ wendest, dann bekommst du ein entsprechendes Zimmer. 

Das ist das "System SPÖ", das ist das "System Lainz", und auch Kollege Rieder könnte nicht nur in der Untersuchungskommission, sondern auch hier einmal darstellen, was er als Gesundheitsstadtrat, der er jahrelang war, gemacht hat, was er als Finanzstadtrat gemacht hat, um diese untragbaren, indiskutablen Zustände zu klären.

Ein Weiteres rund um das System Lainz, ein Detail aus der letzten Untersuchungskommission. Da ist von der Frau Pittermann ein – Anführungszeichen – "PatientInnenanwalt" eingerichtet worden, der in der letzten Woche – das muss man hier auch einmal sagen – ein verheerendes Zeugnis ausgestellt hat. Der Herr Vogt meint wörtlich – und das ist ein zweiter Bereich, warum sich nichts ändert: dass Sie nicht gelernt haben, Kritik zu Ihnen dringen zu lassen, meine Damen und Herren von der SPÖ –: "Das Dienstrecht ist ein einziger Maulkorb." 

Ja, wer hat denn dieses Dienstrecht gemacht? Wer hat dieses Dienstrecht gemacht, das der von Ihnen eingesetzte PatientInnenanwalt einen "einzigen Maulkorb" nennt? Was heißt denn das? Wenn jemand sagt, hallo, ich hätte etwas zu verbessern, ich hätte einen Vorschlag zu machen, wird das von Ihnen als Kritik interpretiert, und, flups, ist das Einbettzimmer schon weg, schon liegst du im Achtbettzimmer, schon wirst du entsprechend sanktioniert. 

Ist das nicht ein verheerendes Zeugnis, das es verunmöglicht, Reformen zu machen? Denn wer, wenn nicht die, die dort arbeiten und auch seit Jahren auf die Missstände hinweisen, sollte solche Vorschläge machen? Aber die stoßen nicht auf offene Ohren – danke für den Vorschlag, das ist wirklich ein Wahnsinn! –, sondern die werden sanktioniert, die werden mit Maulkörben und noch Schlimmerem sanktioniert. – Das ist der zweite Punkt. 

Und auch der dritte Punkt zeigt, wie verheerend, wie letztlich auch inkompetent die Führung ist, denn es geht eben nicht bloß darum – ich zitiere jetzt, was ich zu Beginn der Debatte gesagt habe –, dass jemand geht. Der Rücktritt der Frau Pittermann, der hundertprozentig kommt – das wissen alle hier im Raum –, der löst das Problem überhaupt nicht. Die Frage ist, ob dieses "System SPÖ" verändert wird. 

Ein weiterer Beleg für dieses verheerende "System SPÖ", das an Lainz sichtbar geworden ist. Dr Vogt macht das, was vernünftig, der geht einfach hin und schaut es sich an. Es wäre doch super gewesen, wenn auch der Herr Kollege Rieder einmal unangemeldet hingegangen wäre, dann wären ihm vielleicht diese Achtbettzimmer aufgefallen, die Unterbesetzung beim Personal und und und. (Zwischenbemerkung von VBgm Dr Sepp Rieder.) Ich sage, es wäre gut gewesen, wenn Sie dort einmal hingegangen wären. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ich war oft genug dort!) Wenn Sie oft genug dort waren, warum haben Sie dann nicht laut aufgeschrieen, Herr Kollege Rieder? Warum haben Sie nicht Konsequenzen gezogen? (VBgm Dr Sepp Rieder: Wie kommen Sie dazu zu sagen, dass nichts verändert wurde?) 

Wie komme ich dazu, zu behaupten, dass nichts verändert wurde? Weil es heute – ich habe die Unterlagen mit, ich habe das schon einmal vorgelesen – noch immer Achtbettzimmer gibt in diesem unglaublichen Ausmaß. Der Großteil der von der SPÖ verwalteten – ja, verwalteten! – Einrichtungen sind Einrichtungen dieser Art. 

Aber ich möchte auf Folgendes hin: Herr Dr Vogt geht – pfui, pfui – unangemeldet hin. Was passiert im "System SPÖ"? Ein Mail von der Führung ergeht an alle Bediensteten. Betreff: "Kontrollen" – unter Anführungszeichen – "Dr Vogt" "Sehr geehrte MitarbeiterInnen! Es wird mitgeteilt, dass auch Besuche von Herrn Dr Vogt an die Interne Revision zu melden sind. Mit freundlichen Grüßen, die Verwaltungsdirektorin" Wem wird dieses Mail zur Kenntnis gebracht? Der Frau Pittermann? Wir wissen es nicht. Vielleicht hat das mit diesem Klima des Maulkorbes zu tun, dass der, der dieses Mail zur Kenntnis bringt, sofort sanktioniert wird. Es wurde uns, der Frau Dr Pilz, zur Kenntnis gebracht. (GRin Mag Sonja Wehsely: Na sehen Sie!) Sie hat mir das in der Untersuchungskommission vorgelesen. Frau Pittermann war zu Recht empört und hat gerufen, dieses Mail ist sofort abzustellen.

Ja, aber – "System SPÖ"! – es bedarf einer Untersuchungskommission, dass Sie so ein Mail überhaupt mitkriegen. Was ist denn das für eine völlige Inkompetenz einer Führung, dass Sie der Opposition bedürfen, um überhaupt derartige Informationen zu bekommen? Wie abgehoben schwebt die Führung der "Wien GesmbH", der "SPÖ GesmbH" über diesen Dingen, dass so etwas einfach vorübergeht, dass Sie so etwas nicht mitkriegen, dass die Kontrolle, der Maulkorb zum System erhoben wird?

Das ist der Punkt: Wir san super! Es war für mich eine wirklich erschütternde Rede der Frau Dr Neck-Schaukowitsch angesichts all dessen, was hier bekannt geworden ist, hier herauszugehen und aufzuzählen , was nicht alles passiert ist. Entweder es ist alles super in Wien – da kann man Ihnen alles Mögliche vorführen –, oder der Bund ist schuld. Auch nur ein Hauch dessen, dass man etwas falsch gemacht hat und Dinge ändern muss, ist Ihnen zutiefst fremd. 

Es wäre interessant, einmal auf psychologischer Ebene eine derartige Persönlichkeit zu schildern, die mit einem derartigen Habitus durch die Welt geht. Da geht es eher darum, dass so jemand für Führungsaufgaben sicherlich nicht geeignet ist.

Ein weiteres Wesentliches – ich möchte das jetzt an diesem Maulkorb festmachen – ist das – ich sage es ganz bewusst – völlig gestörte Verhältnis der Wiener SPÖ zu Öffentlichkeit, zu Transparenz. Und ich möchte einen zweiten ganz zentralen Punkt nehmen: die Zukunft des Fonds Soziales Wien. 

Hier wird, meine Damen und Herren, nicht mehr und nicht weniger als der Kernbereich dessen, was Sie auch immer als Daseinsvorsorge absichern wollen, ausgelagert und jeglicher Kontrolle, jeglicher demokratischer Gestaltung entzogen. Die Satzungen wurden ausgearbeitet. Wo wurden die ausgearbeitet? Sie sind ausgearbeitet worden, und zum Glück wurden uns die Satzungen zur Kenntnis gebracht. Nicht von der SPÖ, sondern von Leuten, die offensichtlich diese Vorgangsweise hier im Haus auch für völlig falsch finden. Diese Satzungen haben wir hier. All die Strukturreformen betreffend soziale Sicherheit in Wien wurden uns zur Kenntnis gebracht. Da geht es um nicht mehr und nicht weniger, meine Damen und Herren, als um den gesamten Kernbereich der Sozialpolitik. 

Ich möchte die Bereiche vorlesen: Behindertenhilfe, Arbeit und Beschäftigung, Wohnungslosenhilfe, Maßnahme für SeniorInnen, SeniorInnen-Wohnungen, Flüchtlingshilfe, ausgewählte Bereiche aus dem Vollzug der Sozialhilfe, stationäre und ambulante Pflege sowie soziale Dienste für Pflegebedürftige. Das ist der Kernbereich dessen, was man Sozialpolitik in Wien nennt. Aber man sagt: Ach, da wollen wir das eigentlich nicht diskutieren. Da könnten Fragen gestellt werden, da sitzt dann ein zuständiger Stadtrat oder eine Stadträtin hinten. Die müssen sich Dringliche Anfragen anhören, da muss man – wie lästig – in einen Ausschuss gehen, muss Fragen beantworten und hat das, was dieses "System SPÖ" am meisten fürchtet: Öffentlichkeit, Transparenz. Nein, das wollen wir nicht. Das lagern wir aus. Wir haben das jetzt bei diesem Gesundheitsbereich gemerkt, das ist unangenehm, da gibt es eine Untersuchungskommission, da müssen wir uns rechtfertigen. All das macht dann ein Geschäftsführer. 

Wie ist also gemäß diesen Satzungen das wichtigste Organ zusammengesetzt, wobei man eigentlich selbstverständlich davon ausgehen müsste, dass zumindest ein Mitglied des vom Souverän gewählten Gemeinderates drinnen sitzt? Es sind ausschließlich Bedienstete der Stadt Wien. Und was tun die? Die unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Das heißt, in Zukunft machen Sie, geht das so durch – und Sie können erwarten, da gibt es heftigsten Widerstand, und ich glaube, nach dem System Lainz werden wir zunehmend auf offene Ohren stoßen –, aus dem – ich trage jetzt bewusst dick auf, aber ich meine es auch so –, was jahrhundertelang der Aufbau von Demokratie war, nämlich in der Öffentlichkeit öffentliche Dinge, die über Steuern subventioniert werden, gerade im Sozialbereich, zu diskutieren, die nächste "SPÖ-GesmbH". Da gibt es einen Geschäftsführer, der sich selbstverständlich der Sozialdemokratie verpflichtet fühlt, der soll das checken, und jene Beamte, auf die Sie Zugriff haben, die machen den gesamten Bereich. Und hier ist Endstation.

Meine Damen und Herren! Das "System SPÖ" hat ein gestörtes Verhältnis zu Öffentlichkeit und Demokratie. Ich habe mir diesen Satz gut überlegt, bevor ich ihn sage. Ich habe mir den Satz gut überlegt, aber alles, was Sie in den letzten Wochen und Monaten getan haben, deutet genau darauf hin. Man kann darüber diskutieren, man soll und muss darüber diskutieren, was eine geeignete Organisationsform auch im Sozialbereich ist. Dazu kann man unterschiedliche Meinungen haben, aber den Kernbereich dessen, was Demokratie ist, nämlich Öffentlichkeit und Transparenz, den schalten Sie damit grundlegend aus. 

Wenn Sie den Kopf schütteln, Frau Kollegin Wehsely, dann lesen Sie die Statuten, die – ja wo? – diskutiert wurden, und zwar ausschließlich von denen, die in Zukunft die Politik machen werden. War das bisher im Gesundheitsausschuss? War das bisher im Sozialausschuss? Wurde das hier vorgetragen? Ist hier die Frau Sozialstadträtin oder die Gesundheitsstadträtin gestanden und hat gesagt, ich lege einmal meinen Vorschlag für die Statuten vor? Welche Möglichkeiten gab es? Das haben wir auch nur mithilfe der neuen Methode erfahren. Gott sei Dank gibt es noch Widerstand auch in diesem Apparat, der uns das unter strengster Verschwiegenheit – bitte, sagt ja nicht, woher ihr das habt – gegeben hat. Diese Menschen fürchten sich, obwohl sie im Grunde ihre demokratische Pflicht erfüllen, indem sie die Opposition und damit die Öffentlichkeit informieren, was da abgeht. 

Der nächste Schritt ist: Schaffen wir das ab. Warum diskutieren wir überhaupt noch? Machen wir einen "Fonds Budget Wien". Der Herr Neidinger ist ohne Zweifel ein sehr kompetenter Beamter dieses Hauses. Ich habe keinen Grund, daran zu zweifeln. Andere kompetente Beamte und noch ein paar andere werden in das Kuratorium des "Fonds Budget Wien" gesetzt. Die sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, und die machen das Budget. Warum diskutieren wir das eigentlich öffentlich? Vielleicht gibt es dann irgendeinen Mitarbeiter vom Herrn Neidinger, der sagt: Ah, da ist ein Detail drinnen. Treffen wir uns irgendwo, nicht im Cafehaus, treffen wir uns im Prater, und dann gehen wir hinaus und sagen: Ha, wir haben hier den Voranschlag bekommen, wir haben einen enthüllenden Voranschlag aus dem "Fonds Budget Wien" bekommen. Wisst Ihr, was das drinnen steht? 

Schaffen wir das doch ab! Das ist das "System SPÖ". 

Sie schüttelt den Kopf und versteht es noch immer, die Frau Wehsely. Und dann geht auch der Herr Hundstorfer heraus und wird sagen, das ist alles ein Kas, das ist alles blöd, es ist eh alles ganz super in Wien. 

Sehen Sie, deswegen ist es genauso wichtig – ich bin noch lange nicht beim Schluss, aber beim Kern dessen –, dass nicht nur dieses Schwarz-Blau an sein Ende kommt, sondern dass dieses absolute SPÖ-Wien an sein Ende kommt, denn dieses "System SPÖ", das teuer, inhuman und intransparent ist, muss so rasch wie möglich beendet werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich komme zum nächsten Bereich, bei dem – ich möchte ihn nur kurz skizzieren – die SPÖ auch zumindest ein gehöriges Maß an Mitverantwortung – nicht die alleinige Schuld, aber eine Mitverantwortung – trägt. Ich nenne ihn deswegen, weil der Herr Vizebürgermeister leider nicht darauf eingegangen ist, das ist die teilweise verheerende Situation, die wir derzeit in Wiener Pflichtschulen haben, die auf eine Reihe von Ursachen zurückzuführen ist. Ich lese die Leserbriefseiten. Zum Glück regen sich viele Elternverbände auf. Sie haben richtig gesagt, Herr Vizebürgermeister, die einzige Chance, die Wien wirklich hat, ist, in Ausbildung zu investieren.

Was passiert derzeit an Wiener Pflichtschulen? Noch einmal. Ich sage nicht, dass ausschließlich die Wiener Sozialdemokratie, die Wiener Stadtregierung schuld daran ist, da gibt es ein gehöriges Maß an Mitverantwortung und auch an Ursache auf der Bundesebene, aber nicht nur. (GR Godwin Schuster: Aber mehrheitlich!) Jetzt können wir diskutieren, ob mehrheitlich oder nicht, ich sage nur: Was ist los? Bezeichnend ist schon, dass in einem 70-minütigen Referat des Herrn Vizebürgermeisters die Situation an den Wiener Schulen, die viele massiv kritisieren und wo es teilweise atemberaubende Qualitätsverluste gibt, kein einziges Wort darüber fällt, wie das zu kompensieren ist.

Es lagern sich jetzt zwei Dinge übereinander. Es überlagert sich auf der einen Seite die dritte Tranche des Sparpakets der Bundesregierung, das auch der Bürgermeister mit unterschrieben hat – das darf man nicht vergessen –, mit diesen Frühpensionierungen, die auf Bundesebene zu verantworten sind, auf der anderen Seite, wonach aus mir unverständlichen Gründen – das ist aber eine eigene Diskussion – jetzt Menschen mit 52, 53, 54 Jahren in Pension gehen. In Wien – und jetzt trifft Wien eine Mitverantwortung – wurde immer gesagt, Wien werde die fehlenden LehrerInnen mit 1. Dezember ersetzen. 

Jetzt kann man noch herumrechnen, es gibt Zahlen, die besagen, dass 8 Prozent der Wiener PflichtschullehrerInnen durch diese vorzeitige Pensionsermöglichung fehlen werden. Vielleicht sind es weniger – da gibt es Leute, die das vielleicht genauer sagen –, Tatsache ist, dass im Schnitt an den Wiener Volksschulen zwei LehrerInnen fehlen und dass es ein unglaubliches Chaos gibt. Bitte noch einmal: Lesen Sie in allen Zeitungen, was Elternvertreter sagen. Das bedeutet in Wien derzeit: durchgängig höhere Klassenschülerzahlen, weniger Angebote von gerade den Dingen, die den Kindern Spaß machen wie unverbindliche Übungen, Theater et cetera et cetera. Aber besonders arg ist das Nächste: weniger Stunden für die besondere Förderung für Kinder mit Behinderung sowie für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache. 

Was hier in Wien passiert, bedeutet: Es steht die Integration auf dem Spiel und es wäre jetzt dringend ein Notfallplan zu entwickeln, was hier zu tun ist. Noch einmal: Die Frau Stadtschulratspräsidentin hat versprochen, diese frühzeitigen Pensionierungen aufzufüllen. Jetzt gibt es – das ist eine Sache, auf die ich nicht im Detail eingehen will – Verrechnungsdiskussionen zwischen Bund und Ländern, und es wird nicht zu diesen Nachbesetzungen kommen. Das heißt, dass wir in den Wiener Pflichtschulen einen verheerenden Notfallzustand haben, was die Ausstattung mit qualifizierten LehrerInnen betrifft. – Das ist auch Wien, und ein geschicktes, zukunftsorientiertes Agieren hätte das rechtzeitig und frühzeitig gesehen und hätte hier Gegenmaßnahmen eingeleitet.

Ein nächster Bereich, wo ich wieder dort anknüpfen will, wo die Bundesregierung eine verheerende Politik macht und eigentlich der Bürgermeister und die Wiener SPÖ gesagt haben, wir gehen einen anderen Weg. Gegenmodell Wien. Ich brauche hier nicht in aller Detailliertheit, in aller empörenden Detailliertheit zu schildern, was Innenminister Strasser im Bereich der Integration, im Bereich der Flüchtlinge, im Bereich des Asyls macht. Das ist schärfstens zu kritisieren und ist in keiner Weise mehr zu unterscheiden von dem, was die FPÖ macht. Es ist unbeschreiblich, und es muss alles getan werden, das rasch zu beenden und die Auswirkungen zu kompensieren. 

Ja, zwei Drittel – in verrückten Prozenten ausgedrückt – der Verantwortung treffen den Bund, es gibt aber auch hier eine Verantwortung, und jetzt werfe ich dem "System SPÖ" Folgendes vor: Anstatt, dass Sie hier gegensteuern, vehement gegensteuern, gibt es Bereiche, vor allem jene der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, wo das Land sich aus der Verantwortung stiehlt oder durch ein bürokratisches Handeln inhumane Zustände nicht kompensiert, sondern sogar noch verschärft. Es gibt keine Landeskompetenz? Im Jugendwohlfahrtsgesetz ist völlig klargestellt, dass, wenn ein 15-, 16-, 17-jähriger Flüchtling aus Afghanistan, aus dem Irak oder von anderswo kommt, das Land ihn oder sie zu versorgen hat. 

Es sind Dutzende Fälle dokumentiert, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dass diese Jugendlichen bei entsprechenden Einrichtungen anklopfen und ihnen gesagt wird: Wir sind voll. Geht woanders hin! Es gibt sogar ein Buch, das nicht dementiert wurde – es wäre gut, würden Sie es dementieren –, dass sogar einmal die Polizei geholt wurde, um minderjährige unbegleitete Flüchtlinge, die auf eine Landesunterstützung, die gesetzlich vorgeschrieben ist, pochten, mithilfe der Polizei vor die Tür zu setzen. 

Bevor ich die anderen Punkte nehme, möchte ich noch einmal darauf hinweisen, was das bedeutet. Möglicherweise weiß das – jetzt sind wir beim System Lainz – die zuständige Stadträtin gar nicht. Vielleicht weiß sie es doch. Mir fehlt hier das Erklären. Ich kann das nur mit dem System Klicka, mit dem System Neck-Schaukowitsch erklären: Wien ist eh so super! Das kann ja gar nicht sein. Das lässt sich die Opposition einfallen. Und wahrscheinlich, wenn so jemand in den Medien auftritt, ist das ein von den Grünen bezahlter Flüchtling, der jetzt nur Schwarzmalerei und SPÖ-Anpatzen betreibt, denn so etwas darf doch nicht sein. 

Meine Damen und Herren! So etwas ist in Wien laufend der Fall. Dieses "System SPÖ" heißt, dass Sie ein internes Immunsystem aufgebaut haben, so etwas überhaupt nicht wahrzunehmen. Sonst gäbe es das nämlich nicht. Wien kann es sich leisten – und jetzt gehe ich auf die große Überschrift ein, die der Herr Finanzstadtrat richtigerweise erwähnt hat –, auch in diesem Budget wieder einen Maastricht-Überschuss zu erzielen. Ich habe mir das extra herausgeschrieben, weil dem auch einmal vom heute nicht anwesenden – keine Kritik – Klubobmann Oxonitsch widersprochen wurde. Der Finanzierungssaldo unter Maatstrich-Ergebnis betrifft einen Überschuss von 190 Millionen EUR. Diesen Überschuss – das steht im Budget – kann sich Wien leisten. Wien kann sich leisten, in Zeiten steigender Arbeitslosigkeit und derart bedrängender sozialpolitischer Missstände die Schulden abzubauen. Ja ist denn eine Zeit dramatisch steigender Arbeitslosigkeit der richtige Zeitpunkt, Überschüsse zu erzielen, Schulden abzubauen, statt Investitionen im Sozialbereich zu tätigen? 

Es ist hoch anzurechnen, dass als erster Schritt nicht mehr der volle Maastricht-Überschuss erzielt wird. Es ist ein erster Schritt, der aber für uns viel zu wenig ist. Wien erwirtschaftet noch immer einen Maastricht-Überschuss, gleichzeitig schickt man unbegleitete minderjährige Flüchtlinge weg. Was ist das für eine Sozialpolitik, meine Damen und Herren? Die kann ich nur heftigst kritisieren.

Der letzte Bereich, den ich nur ganz kurz ansprechen möchte – er wäre eine eigene Rede wert; sicherlich wird Frau Kollegin Vana darauf eingehen –, ist die Situation des Arbeitsmarktes in Wien. Ja, daran ist auch primär die Bundesregierung und die Bundespolitik schuld. Keine Frage. Aber wenn man ein Gegenmodell baut, dann muss man wirklich ein Gegenmodell aufbauen. Und Tatsache ist, dass von allen neun Bundesländern Wien eine der höchsten Arbeitslosenraten in Österreich hat. Hier zu sagen, es gibt keine Verantwortung, aber wir tun eh, was wir tun können, zeigt nur, dass Sie es schlecht machen. Wien ist eben nicht gut verwaltet, Wien ist leider teuer, inhuman und schlecht verwaltet. 

Das ist der Grund, warum wir diesem Budget nicht zustimmen, und das vor allem ist der Grund, dass wir alles daransetzen werden, dieses "System SPÖ" zu beenden, indem die absolute Mehrheit so rasch wie möglich gebrochen wird. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie, Herr Finanzstadtrat, haben sehr viel über den bösen Bund erzählt, darüber, was der Bund, die Bundesregierung für angebliche Fehler und Versäumnisse hat. Wir haben nichts vom Wachstumspaket gehört (GR Johann Driemer: Es steht ja nichts drinnen!), obwohl wir in Wien eigentlich nur davon träumen könnten, dass eine ähnliche Maßnahme auch für die Wienerinnen und Wiener ergriffen würde. 

Worum es uns geht, ist, dass wir auf die Probleme eingehen, die eigentlich Wien betreffen. Ich werde mich daher vor allem mit dem Haushaltsvorschlag, -anschlag 2004, mit seinen Schwächen und Versäumnissen beschäftigen. (GR DDr Bernhard Görg: Mit dem Anschlag? – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Manchmal ist eine irgendwie aus dem Intuitiven kommende Bezeichnung richtiger als das, was der formale Begriff ist. (GR DDr Bernhard Görg: Man sollte diesen Begriff vielleicht weiter verwenden!) Ich werde mich gerne daran halten, denn ich glaube, das sagt mehr aus als der Begriff "Haushaltsvoranschlag". 

Also ich komme auf den Haushaltsvoranschlag 2004 zurück. Beim Haushaltsvoranschlag handelt es sich immer um die in Zahlen gegossene Politik, und dazu muss man sagen: Hier wird eine Politik fortgesetzt, die falsch ist. Mittlerweile ist es so, dass andere Bundesländer uns im Abbau von Schulden längst überholt haben. Und wo sind die Maßnahmen zur Konjunkturbelebung? Es wird beispielsweise in den Bereichen Soziales und Bildung gespart. 

Ich nenne hier nur einige Beispiele: Kinderbetreuungseinrichtungen: minus 5,5 Millionen EUR. Oder: Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen der Sozialhilfe: minus 4,5 Millionen EUR. Auch bei den familienfördernden Maßnahmen gibt es bedenkliche Einsparungen in der Höhe von 2,7 Millionen EUR. (VBgm Dr Sepp Rieder: Da haben Sie ein Feld verwechselt!) Oder allgemein bildende Pflichtschulen. Auch hier gibt es entsprechende Einsparungen. 

Wir haben vor wenigen Wochen die Situation mit dem Warenkorb erlebt, wo einfach willkürlich ein Teil der Schülerinnen und Schüler dieser Stadt diesen Warenkorb nicht bekommen hätte sollen, und erst nach massivem Widerstand ist es gelungen, dass hier ein wenig Gerechtigkeit eingezogen ist. Gleichzeitig erfolgte die Ankündigung, im nächsten Jahr wird es das für die Privatschulen nicht geben. Das ist ein Anschlag auf die Bildung, und das ist Teil des Verständnisses der Bildungspolitik dieser Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich werde auch aufzeigen, dass es andere Bundesländer in ihrer Finanz- und Wirtschaftspolitik, vor allem in ihrer Arbeitsmarktpolitik besser machen als Wien. Die Zahlen sprechen eine klare Sprache. 

Faktum eins ist: Österreich gehört, was den Arbeitsmarkt betriff, zu den Besten in Europa. Vergleichen Sie nur etwa die Situation Österreichs mit der in der rot-grün regierten Bundesrepublik Deutschland. Österreich hat 2002 die Hälfte der Arbeitslosigkeit gehabt. Und wie sieht die Situation aus, wenn man den Arbeitsmarkt in Wien und den Arbeitsmarkt auf Bundesebene vergleicht? Welches Bundesland hat die höchste Arbeitslosenrate? Das sozialdemokratisch regierte Wien. Sehen Sie sich die Zahlen im September an: 9,2 Prozent Arbeitslosigkeit in Wien, 6,1 Prozent im Bundesschnitt. (GR Godwin Schuster: Ihr Vorsitzender hat Bundesbedienstete eingespart!) Und nehmen Sie einige ÖVP-regierte Bundesländer her: Oberösterreich: 3,8 Prozent, Salzburg: 5,3 Pro-zent und selbst die Steiermark, die traditionell – Mur-Mürz-Furche und Ähnliches – immer wieder Probleme gehabt hat: nur 6,2 Prozent. Oder Niederösterreich: 5,9 Prozent. Das könnte sich Wien zum Vorbild nehmen. 

Und weil Sie jetzt in einem Zwischenruf davon gesprochen haben, dass es angeblich nur der Abbau im öffentlichen Dienst ist. (GR Godwin Schuster: Ich habe nicht gesagt, nur öffentlicher Dienst!) Wie schaut es denn aus mit Siemens, Grundig, Anker-Brot, Varta? Da ist überall Stellenabbau in den letzten Wochen erfolgt. (GR Johann Driemer: Womit hängt das zusammen?) Das hängt mit den mangelnden Rahmenbedingungen zusammen, die die Stadt Wien der Wirtschaft und der Industrie gibt. Das ist die Wahrheit. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer schlägt die Hände über dem Kopf zusammen. – GR Franz Ekkamp: Nehmen Sie doch Vernunft an! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich würde Sie eines ersuchen: Ich glaube, sozialdemokratische Gemeinderäte sollten doch ein höheres Maß an Sensibilität haben, wenn es das Schicksal der Menschen betrifft, wenn es die Arbeitslosigkeit betrifft. Schauen wir uns die Situation im längeren Vergleich an. In Österreich unter dem Bundeskanzler Schüssel gibt es 3,22 Millionen Beschäftigte. Das ist ein Gesamtrekord. So viele hat es noch nie gegeben. (GR Johann Driemer: Mit Teilzeitarbeit und atypischen Arbeitsverhältnissen!) Und wie sieht es in Wien aus? Wie hat es beispielsweise in Wien im Jahr 1994 ausgesehen, als Bgm Zilk gegangen ist und Bgm Häupl gekommen ist? Damals hat es 788 000 Menschen gegeben, die Arbeit gehabt haben. Heute sind es 30 000 weniger. Können Sie da noch sagen, dass das nicht hausgemacht ist? (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ja!) 
Ich kann Ihnen eines sagen: Ich rede erst wenige Minuten und habe schon ein paar Mal Applaus gehabt. Sie waren sehr sparsam mit dem Applaus, als der Herr Finanzstadtrat gesprochen hat. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf des GR Franz Ekkamp.) 

Meine Damen und Herren! Noch erschreckender aber ist, wenn man sich die Situation seit Beginn der siebziger Jahre ansieht. Da hat Wien noch 30 Prozent der Arbeitsplätze von Österreich gehabt. 2002 sind es nur noch 24 Prozent. Das hängt natürlich auch mit der Wertschöpfung zusammen, die abnimmt in Wien. Die ist eindeutig zurückgegangen. 1994 – das ist wieder so eine markante Zahl – waren es 30 Prozent, heute, knapp zehn Jahre später, sind es nur noch 27 Prozent. – Und Sie wollen behaupten, dass das nicht hausgemacht wäre? 

Die Ostregion hat von der EU-Erweiterung, von unserem Beitritt und den verschiedensten Maßnahmen, die hingehen zur Osterweiterung, profitiert. Schauen Sie sich die Bundesländer im Osten an. 20 000 neue Arbeitsplätze. Das gilt für Niederösterreich, das gilt für das Burgenland. Und Wien verliert Arbeitsplätze? Wie ist eigentlich Wien vorbereitet auf die neuen Herausforderungen, die vor uns stehen, wenn wir um uns herum Ziel-1-Gebiete haben, wenn die Region um Pressburg – ich sage, Gott sei Dank – eine boomende Region ist? Sind wir dann mit den wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die gesetzt werden, imstande, hier mitzuhalten, oder laufen wir Gefahr, dass diese Entwicklung in den letzten Jahre verstärkt weiterwirkt? 

Hier stellt sich die entscheidende Frage, warum sich eigentlich Wien von der positiven Entwicklung, die bundesweit festzustellen ist, so abkoppelt. Die Gründe dafür sind leider hausgemacht. (GR Godwin Schuster: Das wiederholt er schon zum dritten Mal, aber es wird nicht besser!) Da gibt es eine viel zu wenig flexible und aufgeblähte Bürokratie. Schauen Sie nach Oberösterreich. Wie schnell gibt es dort Betriebsanlagegenehmigungen! Innerhalb von drei Monaten! Wie lange dauert das vielfach in Wien? Wie schaut es da aus mit den Rahmenbedingungen? Die eine Magistratsabteilung, hört man manchmal (VBgm Dr Sepp Rieder: Wo zum Beispiel?,) ordnet das eine an, die andere das andere. 

Warum ziehen verschiedene Betriebe ins Umland? Macht der Wirtschaftslandesrat Grabmann manches besser als der Wirtschaftslandesrat hier in Wien? (GR Godwin Schuster: Nennen Sie ein Beispiel!) Und der Lohn dafür ist (GR Franz Ekkamp: Nennen Sie Beispiele!) – da können Sie schon die Beispiele hören –: neue Betriebe, neue Arbeitsplätze. Schauen Sie sich die Zahlen an! Sie sprechen eine klare Sprache. (GR Fritz Strobl: Aber zu Gunsten Wiens!) Zusätzliche Arbeitsplätze, weniger Arbeitslose in Niederösterreich und vor allem mehr Investitionen. Schauen Sie sich beispielsweise Krems an. Hier wird in die Donau-Universität investiert. Ich frage mich beispielsweise, warum man nicht etwa im Zusammenhang mit der Technischen Universität mehr Fachhochschulen ansiedelt. Warum tut man das etwa nicht? Das wäre eine Möglichkeit für Wien. 

Und noch ein Beispiel. Der Herr Vizebürgermeister ist darauf eingegangen, aber er hat es nicht zur Gänze gesagt, wie die Situation ist, was die Ladenöffnungszeiten betrifft. Auch da war Niederösterreich unter Erwin Pröll im Vergleich zu Wien weitaus effektiver. Das führt nur dazu, dass das deutlicher wird, was in einem City-Ranking, das im "profil" vor kurzem angestellt wurde, zum Ausdruck kommt: dass Wien hier zurücksinkt. Das kann doch nicht das Ziel sein. Das kann doch nicht das sein, was wir zulassen. 

Oder was die Erreichbarkeit Wiens mit Straße und Eisenbahnverbindungen betrifft. Jetzt warte ich, dass Sie aufschreien. – Aha Sie schreien nicht auf. Sie schreien deshalb nicht auf, weil Sie genau wissen, dass von den 58 Jahren in der Zweiten Republik die SPÖ 49 Jahre das Verkehrsministerium gehabt hat. Daher schreien Sie nicht auf. Sie haben gelernt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Und die ÖVP hat zugeschaut und nichts gemacht!)
Meine Damen und Herren! Wir müssen Angst haben, dass unsere EU-Nachbarn die Chancen im Zuge der Osterweiterung schneller umsetzen als wir. Wir sind froh, wenn sie sie umsetzen, und wir stehen zu dieser Erweiterung, weil sie notwendig ist, aber wir sollten manches lernen von der Flexibilität unserer Nachbarländer. Wo setzt Wien in Richtung Standortverbesserung die Signale, die notwendig sind? 

Sie kritisieren immer die Bundesregierung, sie tue zu wenig für die Konjunkturbelebung. Da gibt es ein Wachstumspaket. Wo ist das Wiener Wachstumspaket (GR Johann Driemer: Das steht ja nichts drinnen!) – Kollege Driemer, ich komme schon darauf (GR Johann Driemer: Wo sehen Sie da etwas? Sagen Sie das!), ich setze mich damit auseinander –, damit die entsprechenden Impulse kommen für einen neuen Zentralbahnhof, für den Ausbau des Nahverkehrs oder etwa für die Vorbereitung der Fußballeuropameisterschaft in Wien? 

Forschungsförderung, Forschungsstandort. (GR Godwin Schuster: Nennen Sie Betriebe!) Hier sind genau die Mittel, die wir brauchen (GR Godwin Schuster: Welche Mittel?), damit Wien den Umstieg von der Industriestadt zur Bildungs- und Wissensstadt herbeiführt. 

Von den etwa 20 EU-weit kofinanzierten TEN-Projekten war es möglich, sechs nach Österreich zu bringen, und ich zähle hier vier auf, die Wien betreffen: den Bahnausbau Wien – Pressburg, den Bahnausbau Wien – Budapest, den Donauausbau Wien – Pressburg und die Autobahn A 5 von Wien nach Brünn. 

Da kann ich mich nur an das anschließen, was mein Parteiobmann, Staatssekretär Alfred Finz gesagt hat: Wo bleibt das Wiener Wachstumspaket, Herr Bürgermeister, Herr Vizebürgermeister, Herr Finanzstadtrat? (GR Mag Rüdiger Maresch: Nicht bei der Autobahn!) Wir brauchen auch Autobahnen, das ist klar. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo? Nennen Sie das genau!)

Was wir kritisieren – und da sind wir nicht allein, das sagen auch die anderen Oppositionsparteien, das sagen vielfach die Sozialpartner –, ist, dass nicht antizyklisch investiert wird von Wien. Schauen wir uns die Investitionen an. Laut Rechnungsabschluss 2002 – das war der, der zuletzt in diesem Haus diskutiert wurde, nämlich im Juni – gab es dafür 1,35 Milliarden EUR, laut Voranschlag 2004 lediglich 1,34 Milliarden EUR. Das heißt, es geht zurück. Noch stärker ist es im Vergleich zum Voranschlag 2003, in dem noch 1,37 Milliarden EUR für Investitionen veranschlagt waren.

Schauen wir uns doch die Ausgaben im Bereich Bau- und Baunebengewerbe an. Das sind wichtige Wachstumsmotoren für unsere Volkswirtschaft. Wir hatten vor rund sieben Jahren 41 640 unselbstständig Beschäftigte am Wiener Bau, heute sind es um 25 Prozent weniger. 

Und wie sieht es bei den Auftragsbeständen aus? Sie sagen immer, das ist der Bund. Da frage ich mich nur, warum die in Wien um 15,7 Prozent zurückgegangen sind, bundesweit lediglich um 8,5 Prozent. Da kann man sich nicht darauf ausreden, daran ist der Bund schuld, sondern das ist hausgemacht. 

Und warum kann sich eigentlich der Bund jetzt ein Wachstumspaket leisten? Einfach deshalb, weil eingespart wurde. Das sind Zukunftsinvestitionen, die notwendig sind. 

Und was das Einsparen betrifft, was den Schuldenabbau betrifft, hat uns beispielsweise die Steiermark heute überholt. Das Wachstumsklima etwa in der Steiermark ist besser als in Wien, und dementsprechend günstiger ist auch die Arbeitsmarktsituation. Die Steiermark hat heute eine geringere Arbeitslosigkeit als Wien.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Steiermark hat beispielsweise für Projekte der Standortverbesserung und Arbeitsplatzsicherung die Ausgaben von 2002 auf 2003 verdoppelt. Und was leistet sich Wien? Beispielsweise bei den Gemeindebeamten noch immer ein Pensionsalter von 60 Jahren. 

Oder schauen wir uns die Situation im Schulbereich an. Klubobmann Chorherr hat schon darauf hingewiesen. Man hat ja jetzt den Eindruck, dass im Stadtschulrat das Chaos eingezogen ist, zumindest ab dem Zeitpunkt, als der Herr Stadtschulratspräsident Scholz abserviert wurde. Sonst ist es einfach unverständlich, dass im Jahre 2000 der Herr Landeshauptmann eine Vereinbarung, den Finanzausgleich, unterschreibt, dass aber offensichtlich regelmäßig mehr Personal aufgenommen wird, und dann werden die Leute einfach in Pension geschickt. Es ist ja nach dem Sozialplangesetz nicht so, dass jeder in Pension gehen könnte. Da ist es Aufgabe des Dienstgebers, das heißt des Stadtschulrates für Wien, dafür zu sorgen, dass nur so viele in Pension gehen dürfen, wie notwendig ist. Dafür ist nicht Sorge getragen worden. (GR Godwin Schuster: Das ist ja vom Bund ausgegangen! Sie negieren das!)
Und wenn Sie so mit dem Kopf schütteln, Herr Schuster, würde ich Ihnen empfehlen, sich die Situation im Bereich der höheren Schulen in Wien anzuschauen, für die die Zuständigkeit sehr wohl beim Bund liegt. Dort sieht die Situation weitaus besser aus als bei den Pflichtschulen. Herr Schuster, schauen Sie sich das an. Das heißt, wir haben eine Situation in Wien, dass der Herr Bürgermeister in seiner Eigenschaft als Landeshauptmann etwas unterschrieben hat, aber keiner kann sich mehr daran erinnern. Seit einem Jahr weiß man in der MA 56, dass es Abrechnungsprobleme gibt – das werden Sie wahrscheinlich auch wissen, dass es dort Probleme gibt – durch massive Dienstplanüberziehungen. Jetzt wird das auf einmal anders dargestellt, jetzt heißt es plötzlich, da sind wieder irgendwelche anderen schuld, der Bund ist schuld. Das ist das, was der Herr Vizebürgermeister, völlig zu Unrecht, in einem anderen Zusammenhang gesagt hat: Das ist nämlich heuchlerisch, was sich hier abspielt, was sich hier im Bereich der Schulen auf dem Rücken der Schüler, Eltern und Lehrer dieser Stadt tut. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich frage mich: Wieso sorgen Sie nicht dafür, dass die entsprechenden Lehrerdienstposten nachbesetzt werden? Das liegt in Ihrer Verantwortung. Warum haben Sie offensichtlich zu viele in Pension gehen lassen? Das ist alles Ihre Verantwortung. Das ist nicht einzusehen, das ist leider Ihre Verantwortung. Vor dieser Verantwortung können Sie sich auch nicht drücken. Das ist einfach unglaublich, was sich da abspielt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Und wie sieht die Situation aus mit dem Geld, das wir bräuchten, etwa im Bereich der Altenpflege? Da gibt es den offensichtlich chronisch unterdotierten Sozialbereich. Da geht es darum, dass ältere Menschen unter zumutbaren Umständen ihren Lebensabend verbringen sollten, aber dafür gibt es kein Geld. Auch hier wieder: Warum hat man nicht ein entsprechendes Entlohnungssystem geschaffen? Warum werden die Mitarbeiter der Stadt Wien nicht entsprechend motiviert? An uns alle wird laufend herangetragen, wie die Situation aussieht. Hier ist die Rede von Mobbing, und da handelt es sich nicht nur um einen Anruf bei uns, der in diese Richtung geht, nicht nur um ein Gespräch, das in diese Richtung geht. Warum wird dieser öffentliche Dienst in Wien nicht modernisiert, beispielsweise so, dass ein zweites Pensionsstandbein in Form einer Pensionskasse eingerichtet wird?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es muss aber auch diskutiert werden, ob es wirklich sinnvoll ist, dass alles und jedes durch die Stadt erledigt wird, ob es nicht vernünftiger wäre, manches auch durch Private besser und kostengünstiger erbringen zu lassen. Ist es wirklich notwendig, dass Wien eine Sargfabrik hat, dass die Hirschwanger Holzverarbeitung der Stadt Wien gehört, dass die Friedhofsgärtnereien der Stadt Wien gehören? Nicht umsonst sagt Univ Prof Dr Schneider, dass kein einziges Bundesland ein derart hohes Privatisierungspotential hat wie Wien. Damit könnte frisches Geld hereinkommen und dafür verwendet werden, in Wien investiert zu werden.

In diesem Budget beispielsweise fehlt etwa das, was der Herr Bürgermeister angekündigt hat, nämlich die Pflegemilliarde. Das heißt, wir brauchen Geld, und das wird einfach nicht genutzt. 

Oder wozu brauchen wir eigentlich noch diese defizitären Tröpferlbäder? Wäre es nicht sinnvoller, hier lukrative Wellness-Centers zu etablieren oder Ähnliches. Phantasie ist notwendig und gefragt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Finanzstadtrat! Es geht aber nicht nur darum, zu kritisieren, sondern es geht auch darum, dass entsprechende Änderungen vorgeschlagen werden, etwa im Bereich der Altenpflege. Wir haben in den letzten Wochen und Monaten intensivst diskutiert, wie dieses Wiener System aussieht, wir erleben das jede Woche im Untersuchungsausschuss, wo davon die Rede ist, dass einfach nur zentrale Aufbewahrungsanstalten für Menschen bestehen. Was notwendig ist, ist, dass tatsächlich Schritte gesetzt werden für eine menschlichere Möglichkeit, in dieser Stadt alt zu werden. 

Wir brauchen hundert Nachbarschaftshilfezentren in Wien, wir brauchen eine Eigeninitiative, wir brauchen die Unterstützung der Ehrenamtlichkeit. Das ist der Zugang, den wir zu diesem Thema haben. Auf diese Weise hätten wir menschlichere Formen, damit die älteren Menschen in dieser Stadt ihren Lebensabend genießen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn wir uns den Sozial- und Gesundheitsbereich ansehen, dann fällt auch auf, wie effizient in den einen Bereichen vorgegangen wird und wie ineffizient in anderen. Dass etwa der gesamte Abgang der Ordensspitäler so hoch ist wie der eines einzigen Spitals, des Hanusch-Spitals, sagt mehr aus als viele Statistiken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir brauchen effektivere Einheiten und keine aufgeblähte, unübersichtliche Gesundheits- und Altenpflegebürokratie. Wir brauchen motivierte Mitarbeiter. Ich frage mich: Warum braucht man so lange, um eine entsprechende Geriatriezulage zu schaffen? Warum geschieht hier nicht das, was notwendig ist, um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort entsprechend zu motivieren? 

Die Verantwortung liegt vor allem auch bei der zuständigen Stadträtin. Das Wegschauen, die laschen Kontrollen, das ist die Situation, mit der wir es hier leider zu tun haben. 

Herr Finanzstadtrat! Wir haben es aber offensichtlich noch mit einer zweiten überforderten Stadträtin zu tun, mit der Frau Kollegin Laska. Jede Woche ein "profil"-Artikel, dauernde Hinweise auf Mängel. Man hat schon im Vorjahr nicht ordentlich budgetiert. Wie geht es weiter? Hier hat Wien eine Fülle von Hausaufgaben zu leisten. Hier hat man sich anzuschauen, wie das in anderen Bereichen funktioniert. Hier hat einiges zu geschehen für die soziale Situation dieser Stadt, ebenso wie in den Bereichen Forschung und Entwicklung oder im Bereich der Bildung; etwa bei den Pflichtschulen, wo eingespart wird. Siehe die Situation mit dem Warenkorb. Wo ist das Wiener Wachstumspaket? Was geschieht für den Arbeitsmarktbereich in Wien? Wann wird endlich aus der Arbeitslosenverwaltung eine Arbeitsvermittlung? Wo ist die Kooperation mit den privaten Stellen? Das Ersetzen des AMS in einigen Bereichen durch den WAFF ist wohl der schlechteste Weg, der hier gewählt werden kann, denn wir wissen, dass der WAFF überbürokratisiert ist und wenig effizient. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das gibt es ja nicht!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was wir brauchen, sind entsprechend gut ausgebildete, qualifizierte Mitarbeiter, die für die Unternehmen bereitstehen, und in diese Richtung sind Schritte zu setzen. Wann wird endlich mehr gemacht für das Bau- und Baunebengewerbe? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch ein weiterer Punkt. Was geschieht im Bereich Dezentralisierung? Wir wissen, dass auf Bezirksebene vieles rascher, bürgernäher und billiger erfolgen kann. Hier sind wieder dringend Gespräche auf Bezirksvorsteherebene notwendig, damit den Bezirken weitere Aufgaben übertragen werden. Das ist der Grund, warum wir – ich gemeinsam mit meinen Kollegen Johannes Prochaska und Wolfgang Ulm – die Einsetzung einer Arbeitsgruppe Dezentralisierung verlangen. Hier soll überprüft werden, wo auf Bezirksebene vieles rascher und besser erfolgen kann. Das sollte noch rasch umgesetzt werden, damit es nicht wieder hinausgeschoben wird.

In dieser Hinsicht bringe ich daher einen entsprechenden Beschlussantrag ein, dass im Sinne der Stärkung der Bezirksdemokratie und Erweiterung der Bezirkskompetenzen konkrete Maßnahmen für einen weiteren umfassenden Dezentralisierungsschritt beraten und erarbeitet werden. In dieser Arbeitsgruppe soll dies mit den zuständigen Vertretern des Magistrats, externen juristischen Experten, Mandataren aller im Gemeinderat vertretenen Parteien sowie Vertretern der Bezirke ausgearbeitet werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
An dieser Stelle aber auch eine Empfehlung an die Grünen. Lernen Sie einiges von dem, was in Deutschland Joschka Fischer tut, beziehungsweise schauen Sie nach Oberösterreich. Der Weg des neuen Schuldenmachens ist sicher nicht der richtige Weg für eine nachhaltige Politik für die nächsten Generationen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt mir aber jetzt noch etwas besonders am Herzen. Ich möchte mich bei Peter Marboe anlässlich seines Wechsels vom Stadtrat zum Intendanten des Mozartjahres bedanken. Wir wissen, dass du sehr viel für das Wiener Kulturleben getan hast, dass du es nahezu revolutioniert hast, dass du durch die Entpolitisierung eines so genannten Ideologieressorts, wie es deine Vorgängerin gesagt hat, der Wiener Kultur einen neuen Schwung gegeben hast. 

Peter Marboe hat mit der Dreijahresfinanzierung eine solide Basis für die Entwicklung Wiens als Theaterstadt gesetzt, ganz anders, als es der allgemeine Trend in Europa ist. Vor allem darf sicherlich auch nicht auf das Engagement Peter Marboes bei der Restitution jüdischen Vermögens und jüdischen Kulturbesitzes vergessen werden. 

Wie wohltuend das ist, was du geleistet hast, sieht man, wenn man es vergleicht mit deinem Nachfolger. Lieber Peter! Herzlichen Dank für das, was du für diese Stadt geleistet hast, herzlichen Dank für das, was du für die Kultur dieser Stadt getan hast. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Apropos Kulturpolitik. Wir haben gerade das Desaster des Rabenhofs erlebt, wir sehen die Probleme in der Theaterfinanzierung. Offensichtlich wird Kulturpolitik heute in erster Linie ein Fall für das Kontrollamt. Das ist die Situation, mit der wir es zu tun haben. Und wenn wir uns anschauen, wie es mit einem der wesentlichsten Begriffe, den Peter Marboe für die Kulturpolitik dieser Stadt geprägt hat, nämlich der Unabhängigkeit, aussieht, dann erinnern wir uns bei dem, was heute geschieht, leider vielfach an das, was ein von der SPÖ nominierter, von der SPÖ ins Europaparlament entsandter Parlamentarier, Hans Peter Martin, sagt. (GR Mag Andreas Schieder: Gewählt, nicht entsandt!) Gewählt. Richtig. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist ein kleiner Unterschied!) Er sagt Folgendes – hören Sie sich das an –: Das Unabhängige ist der SPÖ fremd, das Unabhängige ist vor allem dieser Wiener SPÖ fremd. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Wechsel von Peter Marboe zu Johannes Hahn – Freunde nennen ihn Gio – wird übermorgen vollzogen. Er wird neue Akzente im Bereich der Sozial- und Gesundheitspolitik setzen, er wird auch in der Frage der Kulturpolitik tätig sein, und er wird das gleiche Maß an Sensibilität in Fragen der internationalen Einbindung Wiens aufbringen wie Peter Marboe. (Beifall bei der ÖVP.) Das heißt, die Volkspartei hat gezeigt, dass sie auch in personalpolitischer Hinsicht rasch imstande ist, neue, initiative Lösungen zustande zu bringen. 

Ich frage mich nur, wie lange der Herr Bürgermeister noch zaudert, damit er das einlöst, was er von der Bundesregierung immer einfordert, eben Lösungskapazität. Die Regierung sollte raschest umgebildet werden (GR Johann Driemer: Alle Jahre wieder!), damit wir nicht nur von Kontrollamtsberichten, von Untersuchungsausschüssen reden. Herr Kollege Driemer, Sie werden ja verfolgen, was sich da im Untersuchungsausschuss abspielt. Sie werden ja wissen, was das Kontrollamt immer berichtet. Da bleibt vieles liegen. Deshalb wäre es notwendig, dass hier rasch Schritte gesetzt werden, dass rasch wieder eine handlungsfähige Stadtregierung besteht und nicht dieses Chaos, wie wir es in einigen Bereichen dieser Stadtregierung heute haben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die personalpolitische Situation in dieser Stadtregierung ist in vielen Bereichen prekär, und das wird auf dem Rücken der Schwachen und Kranken in dieser Stadt, aber auch der Schüler, Lehrer und Eltern in dieser Stadt ausgetragen. Das ist eine Frage der Führungsschwäche, und das kann nicht so bleiben. Hier verlangen wir rasch entsprechende Schritte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich daher die Kritik der Wiener ÖVP am vorliegenden Budgetentwurf für das Jahr 2004 wie folgt zusammenfassen: Es ist ein einfaches Fortwurschteln in der Art, wie wir es in den letzten Jahren erlebt haben, ein Fortwurschteln, das dazu führt, dass Wien die höchste Arbeitslosigkeit in Österreich hat. Es wird zu wenig getan, damit die Wirtschaft angekurbelt wird, damit sich der Arbeitsmarkt in Wien erholen kann. Es werden nicht die richtigen Schritte im Bereich der Sozial- und Bildungspolitik gesetzt. Es werden keine Schritte in Richtung Dezentralisierung gesetzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dazu kann die Wiener Volkspartei nur eines sagen: Nein! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kabas. Ich erteile es ihm.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr Finanzstadtrat hat seine heutige Budgetrede vor allem auf angebliche Fehler der Bundesregierung aufgebaut. Daraus hat er abgeleitet – ich würde sogar sagen, erstmalig abgeleitet –, dass doch auch in Wien nicht alles so in Ordnung ist, wie wir es alle gerne hätten, sondern er hat abgeleitet und gesagt, es gibt hier Schwierigkeiten, aber schuld sind auf keinen Fall Wien und die Wiener Verwaltung. Wenn man ihm so zugehört hat, könnte man fast den Schluss ziehen – den ich nicht ziehe, weil ich kein Freund solcher Schlüsse bin –, dass man eigentlich die Bundesländer abschaffen könnte, weil ohnehin der Bund, die Bundesregierung alles und jedes bestimmt. 

Nur, so ist es ja nicht, sondern wir werden uns jetzt in dieser Budgetdebatte damit auseinander setzen, was die Fehler der Wiener Landes- und Stadtregierung sind, und die sind wirklich sehr, sehr stark, es passieren sehr, sehr viele Fehler. Man könnte vieles besser machen, vor allem dann, wenn man nicht die falschen Argumente dafür verwendet, warum angeblich von der Bundesregierung nur Schlechtes kommt.

Ich möchte ein Beispiel, das der Herr Finanzstadtrat vorhin erwähnt hat, nennen. Er hat sich beklagt, dass nächstes Jahr angeblich die Mittel des Arbeitmarktservices gekürzt würden für Wien. Abgesehen davon, dass das überhaupt noch nicht feststeht, ja ganz im Gegenteil, die Intention in die Richtung geht, dass es in derselben Höhe bleibt, muss man wissen – und das ist ja das Entscheidende –, dass im Vergleich zwischen dem Jahr 1999, als noch ein sozialistischer Bundeskanzler dafür verantwortlich war, und heute die Mittel des Arbeitsmarktservices ein Plus von 64 Millionen EUR aufweisen. Das heißt, die Mittel des Bundes sind von 22 Prozent auf 29 Prozent aufgestockt worden. Selbst wenn man jetzt das nimmt, was der Herr Finanzstadtrat als Beispiel herangezogen hat, nämlich dass es vielleicht das nächste Jahr um 5 Prozent gekürzt werden sollte, wären es immer noch um 50 Millionen EUR mehr als unter einem sozialistischen Bundeskanzler. Sehen Sie, daher kann nicht der Bund schuld daran sein, dass eine der gravierendsten Fehlentwicklungen hier in Wien, nämlich der Arbeitsmarkt, so schief läuft, sondern das ist schon hausgemacht, durch die sozialistische Landesregierung verursacht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Budget – das hat der Herr Finanzstadtrat schon angedeutet – wird massiv gekürzt, die Verlierer dieser Kürzungen sind in erster Linie die Familien und das Soziale, die Bildung und die Kultur. – Das ist sozusagen der erste Kritikpunkt. 

Der zweite Kritikpunkt ist schon erwähnt worden heute, aber man kann ihn nicht oft genug erwähnen, weil ja die Mehrheit dieses Hauses dieses Problem des Wiener Arbeitsmarktes immer wieder wegschieben will, nämlich dass der Wiener Arbeitsmarkt sich als der schlechteste von allen Bundesländern in ganz Österreich darstellt. Das ist natürlich bedauerlich, weil darunter ja auch die Lehrlingsarbeitslosigkeit fällt und weil natürlich auch die immer schlechter werdende Situation des Wirtschaftsstandortes Wien, der ja auch immer mehr an Stellenwert verliert, damit im Zusammenhang steht.

Drittens: Einzelne Ressort werden ganz, ganz schlecht geführt. Wir werden uns noch auseinander setzen etwa mit dem Kulturressort, mit dem Umweltressort, das Gesundheitsressort ist heute schon angeschnitten worden. Da liegen jahrzehntelange Versäumnisse dahinter. Das ist nicht von gestern auf heute entstanden, aber vielleicht wird es von heute auf morgen ein bisschen besser. Einstweilen gibt es noch nicht die Ansätze dazu, dass es besser werden wird, aber vielleicht kann die Untersuchungskommission doch auch gewisse Einsichten vermitteln, dass man bei den Problemen, die es hier gibt, endlich wirklich darangeht, Verbesserungen durchzuführen. 

Es ist aber schon auch so – das hat sich schon bisher herausgestellt –, dass halt an der Spitze dieser Ressort auch Ressortleiter stehen, Stadträte und Stadträtinnen stehen, die ihre Ressorts zumindest teilweise nicht im Griff haben, die auch nicht durchschlagskräftig genug sind, um in ihrem Ressort Verbesserungen durchzuführen.

Im Gesundheitsressort etwa ist ja das Problem Lainz nicht erst jetzt wirklich aufgebrochen. Eigentlich haben viele Wienerinnen und Wiener gehofft, dass nach diesen fürchterlichen Ereignissen aus dem Jahre 1989 hier insgesamt eine Verbesserung kommen wird, doch jetzt hat sich herausgestellt, dass eben da noch so vieles im argen liegt. Aber an der Spitze dieser Ressorts, die nicht in bester Verantwortung sind, ist sicher das Sozialressort mit der Frau VBgmin Laska. 

Hier kann man wirklich sagen, die Frau Stadträtin hat ihr Ressort auch nicht im Griff. Gerade im Sozialbudget wird wirklich katastrophal gekürzt. Ich möchte nur beispielsweise ein paar Kürzungen in einer kurzen Punktation hier vorrechnen, die die Bevölkerung ganz besonders treffen werden. Wobei man auch sagen muss, dass in diesem Ressort sichtlich ganz bewusst falsch budgetiert wird. Das haben wir ja vor ein paar Wochen gesehen. Da wurde zugegeben, dass etwa bei der Sozialhilfe unterdotiert wurde und jetzt aufgestockt werden musste. Wenn man vergleicht, was im Budget steht, nämlich dass es wieder um 2 Millionen EUR weniger sind, als heuer insgesamt verbraucht wird, weiß man schon, dass falsch budgetiert wurde. 

Der Herr Finanzstadtrat hat vorhin in seiner Rede schon gesagt, das Budget ist kein Korsett, da muss man sich auch bewegen können. Das stimmt schon, aber man darf im Sinne der Budgetwahrheit nicht von vornherein schon falsch budgetieren, weil man sagt, es wird schon irgendwann verbessert werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Was wird alles gekürzt? Kürzung der Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen: minus 6 Millionen EUR; Kürzung der Allgemeinen Sozialhilfe: minus 9 Milli-onen EUR; Kürzung der Behindertenhilfe: minus 3 Milli-onen EUR; Kürzung familienfördernder Maßnahmen: minus 4 Millionen EUR; Kürzung der Wiener Sportförderung: minus 4 Millionen EUR; Kürzung der Wiener Wirtschaftsförderung: minus 6 Millionen EUR; Kürzung der Wiener Arbeitsmarktförderung – ja, auch hier wird gekürzt –: minus 4,5 Millionen EUR; Kürzung der Investitionszuschüsse an die Wiener Spitäler: minus 15 Milli-onen EUR. Ein weiteres Beispiel: Kürzung bei den Pflichtschulinvestitionen sogar um 40 Millionen EUR. – Man könnte das noch lange fortsetzen. 

Das alles ist zum Schaden der Bevölkerung und zum Schaden der sozial Schwachen. Darauf brauchen Sie wirklich nicht stolz zu sein, sondern da sollten Sie endlich einmal zur Einsicht kommen, dass doch ein Überdenken Ihrer Politik so notwendig wäre. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe schon die Unterbudgetierung und damit Falschbudgetierung bei der Sozialhilfe erwähnt, es wird aber auch bei der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes falsch budgetiert werden, weil das auch weit unter dem heurigen Bedarf liegt. Es gibt im Laska-Ressort darüber hinaus Dinge, die nicht in Ordnung sind, die falsch laufen und die nicht gelöst werden. Es geht nicht nur um die falschen Budgetzahlen, die immer wieder im Laufe eines Budgetjahres hervorkommen – etwa heuer eine Nachdotierung des Budgets für die Pensionistenklubs in der Höhe von über 50 Prozent, bei den Kostenzuschüssen an gemeinnützige Organisationen beziehungsweise bei den Vereinen für Kinderbetreuung –, es liegt seit Jahren kein Bäderkonzept vor, die Sozialhilfe wurde seit 1995 nicht valorisiert, es gibt noch immer keine – und das ist ein Problem, ein Problem auch in Wien, aber es wird negiert – Unterbringungsmöglichkeiten für Kinder, wie das etwa in der Steiermark mit dem "Schlupfhaus" sehr wohl der Fall ist. Es wäre gerade in Wien so notwendig, dass man Kinder nicht einfach auf der Straße leben lässt, wo sie dann Opfer von ganz fürchterlichen Zuständen werden. 

Und so weiter und so weiter, bis hin zum Chaos bei der Umstrukturierung der MA 12 oder aber bis hin zum Skandal in den Geschützten Werkstätten, bis hin – auch das wurde hier schon diskutiert – zu der Tatsache, dass man den Finanzausgleich, also das Gesetz, bei der Wiener Schulverwaltung nicht einhält.

Das alles zeigt und signalisiert, dass dieses Ressort einfach nicht im Griff des politisch Verantwortlichen, der politischen Verantwortung liegt. Und jetzt kommt die SPÖ, die Mehrheitsfraktion, und will mit dem Fonds Soziales Wien eine weitere Aushöhlung der Budgethoheit des Gemeinderates erreichen; vielleicht doch aus der Erkenntnis heraus, dass die jetzige Ressortverantwortliche ihr Ressort nicht im Griff hat. Nur ist es so – wir werden uns darüber noch unterhalten, unterhalten müssen –, dass die SPÖ in den letzten Jahren mit dieser Ausgliederungspolitik in Wirklichkeit die politische Kontrolle ausschaltet, aber auch aus der politischen Verantwortung flüchtet, weil sie das Ganze in Bereiche verschiebt, die dann nicht mehr kontrollierbar sind und man von der Gnade abhängig ist, dass man dann noch Informationen bekommt oder eben auch nicht bekommt. 

Wobei man, gerade wenn man das am Fonds Soziales Wien festmacht, Folgendes dazusagen muss: Ich glaube, der Bereich der sozialen Dienstleistungen ist für die Ausgliederung am wenigsten geeignet. Denn nur dort, wo eine wirtschaftliche Tätigkeit ein hohes Maß an Eigenwirtschaftlichkeit ermöglicht, kommen etwaige Vorteile einer Ausgliederung wirklich zum Tragen. Wir sind nicht grundsätzlich gegen Ausgliederungen, aber es muss gewährleistet sein, dass die Kontrolle nach wie vor funktioniert, dass die Modelle, die es im privatwirtschaftlichen Sektor gibt, auch hier im hoheitlichen Bereich angewendet werden. Es darf nicht so sein, dass der Gemeinderat einfach nicht mehr die Möglichkeiten hat, dort hineinzuleuchten, wo nach wie vor Steuergeld verwendet wird und zur Verfügung gestellt wird, dass man die Kontrollmöglichkeiten des Gemeinderates einfach kappt und es nur mehr von der Willkür der Mehrheit abhängt, ob man jetzt Informationen bekommt oder nicht.

Wir werden – das wird vor allem auch Kollege StR DDr Schock hier noch machen – uns damit intensiver auseinander setzen, weil das zweifellos eine Fehlentwicklung ist, die, beginnend bei den ersten Ausgliederungen am Ende des vergangenen Jahrzehnts, bis heute festzustellen ist. 

Im Laska-Ressort verdichtet sich so viel an Missständen, dass wir der Meinung sind, dass es gerechtfertigt ist, auch den Rechnungshof für Prüfungen einzuschalten. Außerdem werden wir auch – das möchte ich gleich ankündigen – eine Sondersitzung des Gemeinderates noch in diesem Jahr beantragen. 

Die Stadt – das hat der Herr Finanzstadtrat an sich hier durchaus zugestanden, er hat sich nur wieder auf den Bund ausgeredet – verletzt mit dem Budget 2004 die Pflichten aus dem Stabilitätspakt. Der entscheidende Unterschied zum Bund ist, dass du, Herr Vizebürgermeister, mit diesem Budget keine Wachstumsinitiativen und keine Konjunkturbelebung in Wien setzt, sondern ganz im Gegenteil. Überall wird gekürzt: im Sozialressort, im Familienbereich et cetera, aber etwa auch – und das ist fast eine Todsünde – bei den kommunalen Investitionen; die sinken weiter um 33 Millionen EUR. Auch bei der Wohnbauförderung etwa gibt es keine zusätzlichen Impulse. 

Daher ist der Schluss zulässig – und das ist der große Unterschied auch zur Bundesebene –: Die Gemeinde Wien, die Stadt Wien betreibt damit schon seit dem Jahr 2000 eine falsche, weil prozyklische Budgetpolitik, und so schauen eben auch die Auswirkungen etwa am Arbeitsmarkt oder in der Entwicklung der Wirtschaft in Wien aus, weil es da ja auch gegenseitige Konnexe gibt. 

Wien ist – und das ist bedauerlich, das ist wirklich bedauerlich – das Schlusslicht aller Bundesländer bei der Beschäftigtenstatistik und bei der Arbeitslosenquote. Die andere Bundesländer haben sich erholt und stabilisiert. Leider ist das in Wien nicht der Fall. Das geht schon so weit, dass das negative Ergebnis für Wien auf Grund der Größe des Arbeitsmarktes von Wien schon verzerrende Auswirkungen auf den Bundesschnitt hat. Das Wirtschaftsforschungsinstitut dokumentiert diese Verzerrung durch das schlechte Wiener Ergebnis in seiner aktuellen Studie folgendermaßen:

"Zuletzt kam es in Österreich zu einer geringfügigen Beschleunigung der Arbeitslosigkeit. Diese Verschlechterung war aber in erster Linie auf die Arbeitsmarktentwicklung in Wien zurückzuführen. Die Beschäftigungslage verbessert sich allgemein gleich, sie lag nur noch in Wien unter dem Niveau des Vorjahres." – Und da kann man nicht sagen, nur der Bund ist daran schuld.

Und jetzt kommen alarmierende Eckwerte dazu: "Vor allem der Rückzug der Industrie aus Wien setzt sich beschleunigt fort. Der Beschäftigungsabbau der Wiener Industrie hat Ausmaße angenommen, bei denen man nicht mehr nur von konjunkturellen Rückschlägen sprechen kann." 
Und da gibt es einige sehr bedauernswerte Beispiele: Im heurigen Jahr mussten Traditionsbetriebe wie Ankerbrot, Grundig Austria und die Porzellanmanufaktur Augarten die Insolvenz anmelden. Der traditionsreiche Nahrungsmittelkonzern Inzersdorf hat seinen Produktionsstandort nach Oberösterreich verlegt. Aber auch andere Leitbetriebe der Wiener Industrie ziehen laufend Arbeitsplätze aus der Bundeshauptstadt ab. Der Konsumgüterhersteller Unilever hat seinen Standort Wien zuletzt deutlich restrukturiert. Und die Flaggschiffe der Wiener Elektronikbranche wie Philips, Siemens, Ericsson und Alcatel haben in den letzten Jahren Tausende Arbeitsplätze vom Standort Wien abgezogen oder abgebaut. 

Das fällt sogar jemandem auf – und das sollte gerade für Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, eigentlich schon eine warnende Stimme sein –, der Ihnen sonst immer die Mauer macht, immer verbrämt unter dem Titel "Zusammenarbeit", "Sozialpartnerschaft". Wenn sogar der Arbeiterkammerpräsident Nettig Ende Oktober (GRin Mag Sonja Wehsely: Arbeiterkammerpräsident Nettig?) im "WirtschaftsBlatt" vor dem Rückzug der Konzerne warnt ... (GR Josef Wagner: Arbeiterkammerpräsident ist der Nettig?) Nein, nein, das war sehr bewusst gesagt, denn das ist nämlich so. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das war ja ein Fehler!) Da müssten eigentlich auch bei Ihnen die Alarmsignale irgendwo blinken. Sie müssten sagen, wenn sogar ein Mann, der normalerweise immer so auf Konsens mit Ihnen aus ist, sagt, dass da so vieles schief geht, dass da so vieles die Donau runtergeht, dann, bitte, glauben Sie es endlich. Glauben Sie, dass das nicht nur böse Oppositionsgerüchte sind, sondern wenn das sogar Nettig schon sagt, dann ist es leider wirklich wahr. (Beifall bei der FPÖ. – GR Kurt Wagner: Aber es stimmt nicht, dass der Herr Nettig Arbeiterkammerpräsident ist! Fragen Sie den Kollegen Römer!) 

Wenn auch die "Presse" im letzten Sommer in einem langen Artikel über zwei Seiten mit der Überschrift "Was läuft da schief mit dem Wirtschaftsstandort Wien?" zu einem ähnlichen Schluss kommt, dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, sollten bei Ihnen schon auch Überlegungen Platz greifen, was falsch ist an der Wiener Stadtpolitik.

Neben der Industrie baut aber auch der Wiener Handel laufend Arbeitsplätze ab. Das Wirtschaftsforschungsinstitut hat errechnet, dass im Wiener Handel im Zeitraum von 1995 bis 2002 etwa 13 500 Arbeitsplätze verloren gegangen sind. Für diesen Beschäftigungsverlust des Wiener Handels sind vor allem die Konkurrenzierung aus dem Umland und die Verlagerung von Betrieben verantwortlich. Daher spricht wahrscheinlich der Herr Finanzstadtrat und Vizebürgermeister heute im "Kurier" immer von der Region Wien. Nur, hier im Kernbereich von Wien, nämlich in der Stadt – ich rede jetzt nicht von dem Speckgürtel, der sich um die Stadt herum ansiedelt –, schaut es eben trist aus. Da können wir als Wiener uns nicht damit trösten, dass Niederösterreich hier sozusagen abstaubt. 

Die Bundeshauptstadt hat im dritten Quartal des heurigen Jahres die österreichische Arbeitslosenstatistik bei der Arbeitslosenrate mit 9,1 Prozent angeführt. Wenn man sich vor Augen hält, dass seit dem Amtsantritt von Bgm Häupl die Wiener Arbeitsmarktbilanz negativ ist, dass 30 000 Arbeitsplätze netto verloren gingen, dann kann man hier wirklich nicht von einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik sprechen, sondern da haben die Wiener SPÖ und die Wiener Stadtpolitik wirklich eklatant versagt. (Beifall bei der FPÖ.) Vor allem dann, wenn man sich vor Augen hält, dass in demselben Zeitraum in den anderen Bundesländern mehr als 140 000 Arbeitsplätze netto geschaffen werden konnten.

Zu den hausgemachten Ursachen für das Zurückfallen Wiens gehört das Versagen der Stadtregierung in der Technologiepolitik. Wien ist auch hier im Bundesländervergleich das Schlusslicht, und zwar sowohl bei der Errichtung von Technologie- und Gründerzentren als auch damit im Zusammenhang bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Zukunftsindustrien finden rund um Wien bessere Standortbedingungen vor. Als Folge dessen entstehen dort laufend neue Technologiezentren, in denen neue Arbeitsplätze geschaffen werden, wie etwa erst jüngst wieder in Strasshof im Bezirk Gänserndorf. Da wird schon vorausgeplant, weil dort die Trasse der zukünftigen Nordautobahn vorbeigehen wird. 

Durch diese Entwicklung dieses Speckgürtels rund um Wien wird diese Umgebung immer wohlhabender, während im eigentlichen Kern, nämlich in Wien selbst, die Arbeitslosigkeit zu einem sozialen Problem wird. 

Wien braucht daher eine neue Technologiepolitik und als Instrument dazu eine neue Wiener Technologie- und Innovationsagentur als wirklich zielgerichtetes Instrument, wobei ich nicht in Abrede stellen will, dass es in der letzten Zeit verstärkt gewisse Ansätze und Bemühungen gegeben hat. Aber wie hat es einer von diesen jungen Firmeninhabern, die wirklich auch schon ein internationales Renommee haben, nämlich Christian Tögel von der uma information technology, im Sommer ausgedrückt, dessen Firma immerhin schon seit dem Jahre 2001 Mieter im Tech Gate Vienna ist? Er hat gesagt – sehr vornehm, sehr zurückhaltend, aber doch sehr klar –: Die Stadt war wohl ein wenig zu spät dran. Das Tech Gate hätte es schon 1995 gebraucht. Das heißt, auch hier hinken wir um Jahre hinterher, Jahre, die man nicht mehr – und das ist das Entscheidende – so ohne weiters aufholen kann. 

Vielleicht noch ein Thema, weil das einfach auch zur Lebensqualität in einer Stadt, in einer Großstadt gehört. Die Sicherheitsproblematik ist aktueller denn je. Wenn eine Tageszeitung vor wenigen Tagen geschrieben hat, dass es in Wien Raubüberfälle im Minutentakt gibt, dann kann man sich vorstellen, dass das für die Lebensqualität in Wien abträglich ist. Es ist bedauerlich, dass wir hier eine Situation und eine Entwicklung haben, wo wir konstatieren müssen, dass nicht alles getan wird, um dem entgegenzuwirken. 

Es ist einfach eine internationale Erfahrungstatsache, dass vor allem der Kriminalitätstourismus sich immer wellenförmig entwickelt. Ich kann mich genau erinnern, vor zehn Jahren hatten wir eine ähnliche Entwicklung. Da ist auch durch verschiedene ausländische Banden und Organisationen die Kriminalität sehr stark gewachsen, sehr explodiert. Man hat es dann wieder halbwegs, sage ich, in den Griff bekommen. Es waren zwar weitere Wachstumsraten zu verzeichnen, aber nicht solche Explosionen wie 1993 und (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Da hat man auch nicht die Polizei abgebaut wie jetzt!) – warten Sie nur – wie jetzt 2003. Nur soll gerade die SPÖ den Mund nicht so voll nehmen, denn diese Entwicklung kam ja auch nicht sozusagen von gestern auf heute. 

Wenn man sich die Entwicklung der Wiener Polizei vor Augen führt, wenn man etwa weiß und sich zurückerinnert, dass der ehemalige Bundeskanzler Vranitzky 1990 dem damaligen Wiener Bgm Dr Zilk einen Brief geschrieben hat, in dem er ihm zugesagt hat, dass in Wien die Polizei um 1 000 Dienstposten aufgestockt werden wird, und wenn man sich dann die Zahlen anschaut in der Zeit, in der Sie die Innenminister gestellt haben, dann sieht man, dass hier ein Abbau statt eines Aufbaues um 1 000 Dienstposten, wie von Bundeskanzler Vranitzky damals noch versprochen wurde, stattgefunden hat. Und zwar hat er das nicht deshalb versprochen, weil er geglaubt hat, er muss den Wienern eine Freude machen, sondern weil es notwendig gewesen wäre. Aber es war nicht so, dass man wirklich eine Aufstockung erfahren hätte, sondern ganz im Gegenteil, bis zum Jahre 1999 hat es einen systematischen Abbau um 400 Dienststellen gegeben und daneben noch einen systematischen Abbau von Überstunden. Und das rächt sich natürlich jetzt, noch dazu, weil der jetzige Innenminister – und das bekämpfen wir auch aufs Entschiedenste – weitere 158 Dienstposten abgebaut hat. 

Diese Formel, der die Innenminister, egal ob rot oder schwarz, anhängen, weniger Polizei bedeutet mehr Sicherheit für Wien, diese Formel kann nicht aufgehen. Wir fordern daher ganz vehement und aus guten Gründen, dass hier in Wien die Stärke der Polizei aufgestockt werden muss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das gehört auch zur Lebensqualität, das gehört auch dazu, dass die Bürger die Gewähr haben müssen, dass Kriminalität, so weit es nur irgendwie geht, nicht stattfindet, dass sie verhindert wird, dass dort, wo sie aber stattfindet, auch aufgeklärt wird und dass man nicht am falschen Platz spart. Sparen bei der inneren Sicherheit ist Sparen am falschen Platz. Und das jedem Innenminister, egal welcher Couleur, ins Stammbuch .(Beifall bei der FPÖ.) 

Da kann man sich auch nicht hinwegstehlen und sagen, wir versuchen eine neue Konstruktion, wir versuchen irgendetwas Neues aufzubauen. Man kann sich natürlich – und das ist legitim und vielleicht auch notwendig – Gedanken machen, wie man die Kriminalität wirkungsvoller bekämpfen kann. Alleine damit, dass man die Dienstposten aufstockt, wird es auch noch nicht getan sein. Es kommt noch alles Mögliche dazu, und vielleicht muss man sich auch – wir sind da etwa Anhänger –dieses Bayrische Modell ansehen. Das ist keine Hilfspolizei, das ist nicht sozusagen eine extra neue Polizei, sondern da werden nur engagierte Bürger herangezogen, die sich freiwillig in einen gewissen Dienst stellen, der jetzt nicht unmittelbar mit der Kriminalitätsbekämpfung etwas zu tun hat, sondern mit Einhaltung von Ordnung, von Ordnungsrahmen. 

Aber wir sind auch offen für jede andere Diskussion, weil es uns um die Sache geht. Es geht uns darum, dass die Bürger in allen Bereichen, egal, ob es um die innere Sicherheit geht, ob es um die soziale Sicherheit geht, ob es um die wirtschaftliche Sicherheit geht, nach wie vor in Wien eine möglichst optimalen Standort ihres Lebens haben. 

Dafür kämpfen wir, und daher müssen wir zu dem vorliegenden Budget, weil das alles mit diesem Budget nicht gewährleistet ist, nein sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. Ich erteile es ihm. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf heute in Vertretung meines Klubobmannes hier sprechen und möchte natürlich auf ein paar Dinge eingehen, die meine Vorredner angesprochen haben. 

Herr Mag Kabas! Da Sie der SPÖ unterstellen, sie vernichte Arbeitsplätze in Wien, darf ich Sie ersuchen, einmal mit Ihrem Herrn Justizminister zu reden. Ihr Justizminister ist im Moment dabei, der größte Arbeitsplatzvernichter in der Inneren Stadt zu werden. Wissen Sie, warum? Weil er alle Richter gegen deren Willen aus der Riemergasse übersiedelt hat und die Wollzeile jetzt verödet. Lesen Sie die heutigen Tageszeitungen, die mit der SPÖ überhaupt nichts zu tun haben. Da sehen Sie, wie Sie Arbeitsmarktpolitik betreiben. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Hilmar Kabas: Zu einen Unsinn habe ich schon lange nicht gehört! – Zahlreiche weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Und warum müssen die Richter aus der Riemergasse ausziehen? Weil das Immobilien-Freunderlwirtschafts-Management der FPÖ im 3. Bezirk bedient werden musste. Das ist die Wahrheit. Die sollte man hier auch einmal sagen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Hilmar Kabas: Wenn das Ihr heutiger Beitrag zur Arbeitsplatzsicherung ist, auch seitens der Gewerkschaft, dann gute Nacht!) Ich komme schon noch dazu. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich wollte Sie am Beginn nur ein bisschen munter machen, denn nach Ihrer Rede sind einige eingeschlafen. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Mag Hilmar Kabas.) Ich komme schon noch dazu.

Entschuldigen, Herr Mag Kabas, ich habe nichts anderes getan als das, dem Sie breiten Raum in Ihrer Rede gewidmet haben, ich habe Zeitungsartikel zitiert. Lesen Sie das bitte in den heutigen Tageszeitungen. Lesen Sie das bitte! (GR Mag Hilmar Kabas: Das steht in keiner einzigen Zeitung!) In der "Presse" steht das wunderschön drinnen. (Anhaltende Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Jetzt kommen wir einmal zum Budget, kommen wir ein bissel zu Wien, kommen wir einmal zur Budgetdebatte. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Und man sollte eine Budgetdebatte einmal mit einem Blick über die Grenzen beginnen. Man sollte eine Budgetdebatte auch damit beginnen... (Heiterkeit bei GR Heinz Christian Strache.) Ich komm’ dann schon, Sie brauchen keine Angst zu haben. (Große Heiterkeit bei der FPÖ.) Wissen Sie, Herr Strache, die Sozialdemokratie hat zu Ihnen einen wesentlichen Unterschied: Wir diskutieren (Große Heiterkeit bei der FPÖ.) sehr oft unsere Standpunkte. Wir überprüfen unsere Standpunkte und wir schicken Postwurfsendungen über ein Problem des 3. Bezirks nicht in ganz Wien herum, denn was das in Floridsdorf verloren hat, das weiß ich nicht! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Wir brauchen diese Dinge der Selbstdarstellung, wie Sie es vielleicht für Ihr Ego brauchen, nicht! (Aufregung bei der FPÖ.) 

Ich möchte aber damit beginnen, dass wir, glaube ich, auch einen Blick über die Grenzen der Stadt werfen sollten und auch ein bisschen schauen sollten – dass ich es noch richtig herausbringe – was in den nächsten sechs Monaten vor unserer Haustüre passieren wird, wenn wir um zehn Mitgliedsstaaten größer werden, wiederum ein vereinteres Europa werden und vier dieser zehn Mitgliedsstaaten unmittelbar vor unserer Haustüre sind, nämlich Tschechien, Slowakei, Ungarn und Slowenien. Und vor allem, wissen Sie, beginnen wir das nicht jetzt, sondern wir haben das schon sehr lange begonnen. Da komme ich ein bissel zum Wirtschaftsstandort, weil Sie da so gemeint haben, Wien verliert an Attraktivität als Wirtschaftsstandort.

Ich darf halt hier schon festhalten, dass sich die Direktinvestitionen der Wiener Unternehmer in diesen osteuropäischen Raum in den letzten zehn Jahren vervielfacht haben. Ich darf auch festhalten, dass 300 international tätige Unternehmungen diese Osteuropaaktivitäten von Wien aus koordinieren und sie nicht weniger, sondern mehr werden.

Ich darf auch hier festhalten, dass gerade diese Frage der Standortqualitäten, gerade die Frage Transport, gerade die Frage Telekommunikation, gerade die Frage Forschungsmöglichkeiten und natürlich auch das hohe Ausbildungsniveau der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dieser Stadt dazu helfen, dass das auch so bleibt.

Es ist ja nicht von ungefähr, dass 60 Prozent aller ausländischen Investitionen in diesen Wirtschaftsraum Osteuropa von Wien aus kommen. 

Es ist ja auch nicht von ungefähr, dass im internationalen Vergleich Unternehmensgründungen in Wien deutlich einfacher sind als im europäischen Durchschnitt.

Es ist ja auch nicht von ungefähr, dass Wien auch bei all den Schwierigkeiten der Industrie, auf die ich dann noch zu sprechen komme, eine sehr, sehr hohe Exportquote hat. Das heißt, der Standort ist wettbewerbsfähig. 

Es ist ja auch so, dass wir in einem Vergleich der Städte Europas trotz all unserer Probleme - und ich negiere da keine einzige dieser Zahlen - eine sehr hohe Beschäftigungsquote haben. Wir haben im europäischen Städtevergleich die Frage der Jugendarbeitslosigkeit immer noch sehr gut gelöst, wissend, dass natürlich jeder jugendliche Arbeitslose einer zuviel ist, gar keine Frage. Aber wir waren das einzige Bundesland in dieser Republik, wo es wirklich nicht nur Lippenbekenntnisse gegeben hat, sondern das auch die Mittel zur Gründung eines Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds zur Verfügung gestellt hat, das Know-how zur Verfügung gestellt hat, dies auch ständig erweitert und hier ständig forciert, dass unter anderem dieser Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds sehr wohl funktioniert.

Und weil Sie auch gemeint haben, die Wiener Arbeitsmarkt Industrie. Wissen Sie, Herr Dr Tschirf, ich hab’ schon viel gehört, Vergleiche, aber dass Sie als Vertreter einer neoliberalistischen Partei, wo das Wort katholische Soziallehre immer tiefer im Parteiprogramm runterrutscht, wo... (Aufregung bei GR Dr Matthias Tschirf.) Entschuldigung, hören Sie sich den Herrn Bundeskanzler an! Hören Sie sich gestern in der Nacht den Herrn Molterer an, der sich nonchalant ins Fernsehen setzt und sagt: Ja, Staatseigentum muss verkauft werden, der Staat darf nirgends mehr beteiligt sein. Das ist die Ratio der Aussage des Herrn Molterer zum Verkauf von Böhler und VOEST! Hören Sie doch bitte diesen Worten zu und schauen Sie einmal nicht mit der Parteibrille! Schieben Sie die Parteibrille weg! Und dann wundern Sie sich, wenn internationale Konzerne, internationale Investoren sagen: Naja, in Wien haben wir ein paar Werke, naja Gewinn haben sie alle, aber der Gewinn ist zu wenig, wir sperren sie zu.

Na was ist denn bei der Firma Varta die Wahrheit? Die Firma Varta, positiv bilanzierend, ist der Zweigbetrieb eines internationalen Konzerns, nur mit einem Problem: Irgendwelchen Investoren, die irgendwo auf der Welt sitzen, war der Gewinn zu klein, den diese Firma erwirtschaftet hat. Und was soll es? Wien soll mit Steuergeldern diesen Gewinn erhöhen? Ist das Ihre Antwort? Na das ist das, was Sie da verlangt haben! (GR Dr Mathias Tschirf: Das stimmt ja nicht! – Aufregung bei der ÖVP.) Ja das haben Sie hier verlangt. Sie haben hier verlangt, dass wir den Gewinn dieser... (GR Dr Mathias Tschirf: Um das geht es ja nicht!) Ja das ist ja die Frage. Was glauben Sie, um was es uns geht? Helfen Sie doch mit, diese internationale wahnwitzige Rund-um-die-Welt-Geldverschiebung einmal aufzuhalten! So helfen Sie doch einmal mit, diesen Globalisierungsideen etwas Einhalt zu gebieten! So helfen Sie doch mit, nicht alles zu privatisieren und dem privaten Kapitalmarkt zu unterlegen! So helfen Sie doch einmal mit! Wie ist... (GR Mag Hilmar Kabas: Und er soll das aufhalten?) Er wird es nicht allein aufhalten können, aber er kann ein Mosaiksteinchen sein wie viele andere, Herr Mag Kabas, weil genau das ist passiert und genau das Gleiche.... (Aufregung bei GR Mag Hilmar Kabas.) Genau das Gleiche ist auch bei Siemens, genau das Gleiche ist auch bei anderen Firmen. (Aufregung bei der FPÖ.) Genau das Gleiche! Was ist bei der Bank Austria? Was ist denn bei der UNIQUA? Was ist denn bei der Ersten Österreichischen? Was ist den bei den ganzen Banken? (Weitere Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.) Auch hier geht es schlichtweg darum, dass sie alle immer eine Gewinnoptimierung fahren.

Jetzt können wir sagen, Gewinnoptimierung mit Sozialkompetenz oder Gewinnoptimierung ohne Sozialkompetenz, so weit es möglich ist, wie zum Beispiel bei der VOEST. Die VOEST, das ist so ein Paradebeispiel: Die VOEST legt mit einem Staatsanteil von 25 Prozent das beste Konzernergebnis ihrer Geschichte. Was ist die Antwort der Bundesregierung? „Das interessiert uns nicht, ba ba, fall’ net, verkaufen." Das ist Ihre Antwort! (GR Kurth-Bodo Blind: Wir müssen eure Schulden abtragen! Wir müssen eure Schulden abtragen! – Beifall bei der SPÖ.) 

Wissen Sie, Herr Blind, mit der Schuldenmasche kommen Sie wirklich nicht mehr weiter, weil es da 13 Jahre lang Vizekanzler namens Busek, namens Mock und namens Dr Schüssel gegeben hat. Besprechen Sie das einmal mit diesem Herrn Bundeskanzler! (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Der Staat ist pleite!) 

Ich darf aber auch, bevor wir (GR Kurth-Bodo Blind: Der Staat ist pleite!) auch in die... (GR Kurth-Bodo Blind: Der Staat ist pleite! 2 200 Milliarden! – Aufregung bei der FPÖ.) Na das ist keine... Das ist natürlich klar, denn wenn ich so viel für Beraterverträge ausgeben muss wie der Herr Grasser oder wenn ich für eine Werbung für das Kindergeld, für die Werbung der Mehrfachgeburten eine Million Euro ausgeben muss, dann bin ich auch bald pleite! (GR Kurth-Bodo Blind: Das sind doch Kindereien! – Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte ein bisschen zu dem, was Realität ist, kommen. Realität ist, Wien ist in Europa bezüglich Wirtschaftsleistung unter den zehn Topstädten! (Aufregung bei der FPÖ.) Wien ist... (GR Mag Christoph Chorherr: Und nichts gegen die Arbeitslosen!) Das habe ich nicht gesagt. Herr Mag Chorherr, Sie hören nicht zu. Das ist eines der Probleme der GRÜNEN. Das ist eine der Schwierigkeiten. Bitte zuhören, weil ich sehr wohl gesagt habe - (GR Kurth-Bodo Blind: Der Herr Lehrer spricht!) der Herr Lehrer redet gar nicht -, dass uns kein Arbeitsloser in dieser Stadt egal ist, aber schon überhaupt nicht, sondern die Frage ist nur, mit welchen Rezepten ich umgehe: Mit Rezepten im Rahmen der Europäischen Union, in den Rahmenbedingungen dieser Bundesregierung und mit welchen Rezepten beantworte ich als Stadtpolitik diese Problematik. (GR Dr Mathias Tschirf: Und wer sind die Großen der EU? Der Blair, der Schröder!)
Und hier kann ich noch einmal wiederholen: Wir haben als Stadtpolitik unter anderem (GR Dr Mathias Tschirf: Die größte Arbeitslosigkeit!) als einziges Bundesland einen Arbeitnehmerförderungsfonds gegründet - und ich wiederhole es noch einmal -, wo wir unter anderem massive Geldmittel in Umschulung, in Neupositionierung, in Aufrechterhaltung von Arbeitsstiftungen und, und, und, einsetzen - das ganze Programm des WAFF ist Ihnen bekannt -, weil wir das eben nicht negieren ,weil uns das nämlich nicht egal ist. Es ist uns nicht egal, dass hier zig Tausende Menschen ohne Beschäftigung sind. Aber auch hier, weil Sie so ein bissel Wiener Umland und so gesagt haben, haben wir auch, und das müssen wir halt auch einmal festhalten, fast 200 000 Menschen aus Österreich, die in Wien ihren Arbeitsplatz haben, ihren täglichen Arbeitsplatz haben. Viele davon pendeln hier täglich nach Wien herein. Das ist ja nicht von ungefähr.

Es ist ja auch nicht von ungefähr, dass zum Beispiel ein Viertel der Wiener Lehrstellen von Jugendlichen besetzt und genommen werden, die nicht in Wien ihren Wohnort haben. Warum ist denn das so? Weil ganz einfach das Umland hier versagt. Weil es halt im Umland, in diesem, wie Sie sagen, Speckgürtel, gewisse Dinge nicht gibt! Deshalb ist ja auch unter anderem zum Beispiel unsere Antwort: „Wir können gewisse Probleme nur in einer Regionalpolitik lösen.“ Das ist ja ganz einfach möglich, aber das... (GR Dr Matthias Tschirf: Aber das loben Sie ja so hoch! - GR Kurth-Bodo Blind: Da geschieht ja nichts!) Was heißt, da geschieht nichts? (GR Kurth-Bodo Blind: Na sicher nicht! Nichts geschieht! Gar nichts!) Wissen Sie, Herr Blind, jetzt hätte ich Ihnen sehr nonchalant etwas gesagt. Ich sage es Ihnen lieber nicht. (GR Kurth-Bodo Blind: Na wenn es etwas Gescheites ist!) – Nein, es ist leider... (GR Mag Hilmar Kabas: Nichts Gescheites!) Für mich ist es etwas sehr Gescheites, aber für Sie ist es nichts Gescheites und polemisch möchte ich heute nicht mehr sein. Das mache ich heute eh noch ein Mal, aber nicht jetzt. 

Ich möchte da nur wirklich einmal sagen: Schauen wir uns doch einmal an, warum diese fast 200 000 Men-schen hier nach Wien hereinpendeln. Schauen wir einmal, was hier los ist und warum unter anderem tagtäglich 100 000 Wiener hinauspendeln. Das ist ja nur in einer Regionalpolitik, in einer regionalen Verkehrspolitik lösbar. 

Und weil Sie, Herr Kabas, gemeint haben, Wien verdrängt die Industrie. Jetzt gibt es hier zum Beispiel Planungen, mit der Nordautobahn gewisse Teile Wiens neu zu erschließen. Was ist die Antwort der Freiheitlichen? Eine Bürgerinitiative, das Projekt darf dort nie gebaut werden. Das ist Ihre Antwort! Was heißt das? Diese Andockung eines Gebietes Wiens an ein internationales Verkehrsnetz, diese unmittelbare Andockung ist somit wiederum durch Ihre Einsprüche in Frage gestellt, ist somit wiederum erschwert und, und, und. Das ist Ihre Antwort! (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist doch nicht das einzige Rezept!) Das ist unter anderem, das ist unter anderem... (GR Mag Hilmar Kabas: Aber das ist doch nicht das einzige Rezept! – Aufregung bei der FPÖ.)

Schauen Sie, wissen Sie Herr Mag Kabas, es bleibt Ihnen in der Argumentation nur mehr übrig zu sagen, das ist nicht das Einzige. Natürlich ist es nicht das Einzige. Sie müssen das Gebiet erschließen, Sie müssen das Gebiet aufbereiten, Sie müssen das Gebiet aber auch für Industrie schmackhaft machen. (GR Mag Hilmar Kabas: Ich kann die Trasse so führen, dass die Leute nicht gestört sind und trotzdem die Industrie gewahrt bleibt!)

So und jetzt einmal... (GR Mag Hilmar Kabas: So schaut Ihre Regierung aus!) Nein, so schaut nicht die Regierung aus, so schaut Ihre Politik aus, sich da herzustellen und zu sagen, bei uns geht nichts und auf der anderen Seite, wenn wir wo Standorte aufschließen können, sich hinzustellen und zu sagen, das darf alles nicht sein! Wissen Sie, Herr Mag Kabas, ich bin auch schon einige Zeit in der Politik und kenne Ihre Politik sehr, sehr gut. In Floridsdorf hat man einen Florido-Tower gebaut. Die einzige Antwort der Bezirks-FPÖ war folgende: Gibt es eine Bürgerinitiative mit 300 Unter-schriften - dann sind wir dagegen. Gibt es die Bürgerinitiative nicht - dann sind wir dafür! Genau das sind die Worte Ihrer Bezirks-FPÖ zur damaligen Zeit in der Bezirksvertretung Floridsdorf gewesen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Fragen Sie doch nach! (GR Mag Hilmar Kabas: Wir hören auf die Bürger und ihr fahrt über die Bürger drüber!)

Nein, wir bemühen uns gemeinsam (GR Mag Hilmar Kabas: Wir hören auf die Bürger, aber ihr fahrt über die Bürger drüber! Ihr fahrt über die Bürger drüber!), wir bemühen uns, gemeinsam mit den Bürgern Projekte zu erarbeiten (GR Mag Hilmar Kabas: Schaut doch nach Lainz! Wir hören auf die Bürger!), Projekte zu gestalten, den Bürgern Projekte schmackhaft zu machen! (Heiterkeit bei der FPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Schaut nach Lainz! Wir hören auf die Bürger! Wir hören auf die Bürger!)

So, und jetzt kommen wir ein bissel einmal zum Eingemachten. Jetzt kommen wir ein bissel zu dem, was Wien wirklich ist. 

Wir sind von der Kürzung der öffentlichen Bundesinvestitionen am stärksten betroffen. Wir sind von den Personalkürzungen im öffentlichen Dienst am stärksten betroffen. Beim Personalstand, der vom Bund verändert wird, gibt es eine ganz lockere Formel: 60 Prozent sind Wiener Arbeitsplätze, der Rest sind Bundesländerarbeitsplätze. Wenn sich die Bundesregierung hinstellt, so wie die Frau Riess-Passer das noch als Mitglied gemacht hat und sagt, wir haben 15 000 Beamte abgebaut, so ist diese Zahl wahrscheinlich korrekt. Ich nehme an, die damalige Frau Vizekanzlerin hat nichts Falsches gesagt. Klar ist, 60 Prozent dieser Zahl sind Wiener Arbeitsplätze, 40 Prozent sind Arbeitsplätze aus den Bundesländern! Bei der Frage der Arbeitsmarktmittel, die fehlen, werden Sie sehen, dass sie fehlen und was noch dazu kommt und das ist für mich überhaupt die größte Chuzpe... (StR Johann Herzog: Das ist längst überholt! – Aufregung bei der FPÖ.) Na warten wir einmal ab, bis es so weit ist. Warten wir einmal ab, bis es so weit ist. Da haben der Herr Haupt und die Frau Haubner nicht das alleinige Mitspracherecht, da gibt es auch einen Herrn Bartenstein, der noch mitreden wird. Und die Frage der Sparmaßnahmen des Bundes bei Bildung und Wissenschaft kennen wir zur Genüge! Wir kennen den Zustand der Universitäten zur Genüge! Das ist kein Wiener Problem, das gebe ich schon zu, nur hat Wien halt die meisten Universitäten von ganz Österreich und demzufolge heißt es auch wiederum: Was macht Wien?(GR Dr Matthias Tschirf: An den Universitäten sind jetzt wesentlich mehr!) Na sollen wir eure Bundesaufgaben übernehmen? (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.)

Sollen wir das übernehmen, was zum Beispiel gestern der Herr Molterer im Fernsehen gesagt hat: „Und wir reorganisieren die Verwaltung!“ Sollen wir das so machen wie es beim Pass-, Melde- und Fundwesen gemacht wurde, dass man sagt: Ab die Reise an die Länder und liebe Länder ihr zahlt das eh alles? Na sollen wir das so machen? Ist das eine Verwaltungsreform des Bundes? (GR Kurth-Bodo Blind: Wir haben ja eure Schulden auch übernehmen müssen!) Ist das eine Verwaltungsreform? (GR Kurth-Bodo Blind: Wir haben ja eure Schulden auch übernehmen müssen! 2 200  Milliarden!)

Es ist zum Beispiel so, dass ich mit dem Herrn Mag Kabas da vollkommen einig in der Frage der Sicherheit bin. Ich bin mit dem Sekundentakt nicht ganz einig, weil es ein bisschen anders ist, aber in der grundsätzlichen Frage der Sicherheit bin ich mit Ihnen vollkommen einer Meinung. Und ich lade Sie ein und Sie haben jetzt eine gewisse Position in der FPÖ: Bemühen Sie sich auch im Rahmen dieser Position, dem Herrn Innenminister ein bisschen aufzuzeigen, um was es geht. Bemühen Sie sich, nicht nur hier in Wien zu sagen, das ist alles so schrecklich, sondern sagen Sie das auch auf Regierungsebene, denn der Herr Strasser kann nur so agieren, weil es einen Koalitionspartner gibt, der alles mitstimmt, denn sonst könnte der Herr Strasser so ja nicht! (GR Mag Hilmar Kabas: Es gibt schon die Ministerverantwortlichkeit! Das sollten Sie eigentlich wissen!)

Fakt ist, dass es hier jetzt zu einem Kaputtsparen seitens der Bundesregierung kommt und Fakt ist, dass hier viele Zukunftsinvestitionen in Frage gestellt sind. Was können wir tun? (GR Kurth-Bodo Blind: Neue Schulden könnt’ ihr machen! Da seid’s ja Meister!) Hier können wir eines tun. (GR Kurth-Bodo Blind: Ja, neue Schulden könnt’ ihr machen, denn da seid ihr ja Meister!)

Da wird zum Beispiel gesagt, so wie der Herr Blind da jetzt herausruft: Schulden machen, Schulden machen. (GR Kurth-Bodo Blind: Na sicher könnt’ ihr Schulden machen! Da seid’s ja Meister!) Herr Blind, ich sage Ihnen jetzt vier Zahlen und diese vier Zahlen betreffen zweimal Wien und zweimal den Bund: 

Wien wird - und ob Sie es wollen oder nicht - auch nächstes Jahr ein Rekordniveau an Investitionen im Ausmaß von 2  Milliarden EUR tätigen. Der Bund hat nächstes Jahr ein Investitionsprogramm – das steht im Budget drinnen - von 580 Millionen EUR. Zwischen dem, was Wien investiert und dem, was der Bund investiert liegt die Kleinigkeit von rund 1,4 Milliarden EUR. Wien hat seinen Schuldenstand in den letzten 4 Jahren um 1,9 Milliarden gesenkt. Was macht der Bund im gleichen Zeitraum? Er hat um 9,3 Milliarden erhöht! Das ist Ihre Politik! Das ist das, was Sie meinen! (GR Franz Ekkamp: Ich habe mir gedacht, ihr macht keine Schulden!)

Also meine Damen und Herren, dass die Roten Schuldenmacher seien, ist damit ebenso als Märchen entlarvt wie das, dass die ÖVP und die FPÖ eine bessere Budget- und Wirtschaftspolitik machen würden! (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind. – GR Franz Ekkamp: Also ich habe mir immer gedacht, es gibt keine Schulden mehr!) Die Tatsachen beweisen genau das Gegenteil: Wien investiert mehr und hat weniger Schulden, der Bund investiert weniger und hat mehr Schulden! 

Es wurde in den letzten Wochen seitens der Bundesregierung auch gesagt, Wien erfüllt den innerösterreichischen Stabilitätspakt nicht mehr. Der Herr Vizebürgermeister hat hier in seiner Budgetrede schon vieles ausgeführt. Ich möchte Ihnen auch hier noch einmal wiederholen: Das Defizit des Bundes ist gestiegen, das Defizit von Wien ist ein sinkendes beziehungsweise wir haben - ob Sie es jetzt hören wollen oder nicht - Schulden abgebaut. Wir werden hier einen ausgeglichenen Haushalt vorlegen, das heißt die Verwaltung der öffentlichen Finanzen ist in guter und professioneller Hand. Wir werden die nötigen Investitionen verstärken, um zu Wachstum und Beschäftigung beizutragen und ich kann es nur noch einmal wiederholen: Wir und die arbeitssuchenden Menschen wollen und können nicht darauf warten, dass irgendwann einmal vielleicht ein Konjunkturlüftchen aus den USA über den Atlantik kommen wird. 

Wir werden - und damit möchte ich mich noch eingehender beschäftigen - selbstverständlich auch unsere Sozialleistungen aufrecht erhalten und wir werden selbstverständlich diese hervorragende Qualität unserer Sozialleistungen weiterhin absichern. (GR Kurth-Bodo Blind: Das sieht man eh!)

Hier möchte ich ein bisschen auf meine Vorredner eingehen. Es ist unter anderem gesagt worden, der Fonds „Soziales Wien“ schränkt Leistungen ein, der Fonds „Soziales Wien“ ist etwas Anonymes, da können wir nicht mehr mitreden. Ich darf hier noch einmal wiederholen: Der Fonds „Soziales Wien“ ist ein Teil dieser Stadt, ist ein Fonds, der hundertprozentig im Eigentum dieser Stadt steht und dieser Fonds muss alljährlich von der Stadt mit Leben erfüllt werden, weil dieser Fonds nichts anderes zu tun hat als die 248 Verträge mit privaten Vereinen, mit konfessionellen Vereinen, mit sonstigen Rechtsträgern weiter zu gestalten, weiterhin anzuwenden und weiterhin dem Bürger dieses hohe Dienstleistungsniveau zu garantieren. Das ist die Funktion des Fonds. Der Fonds schränkt überhaupt keine Leistungen ein, weil das, was der Fonds an Leistungen anbietet, hier beschlossen werden wird, hier, wo wir jetzt sitzen, teilweise nicht sitzen, teilweise stehen. Wir beschließen das, was dieser Fonds zu tun hat und was er nicht zu tun hat. Das ist der 1. Punkt.

2. Punkt. Die Kontrolle des Fonds ist eine unangetastete, weil dieser Fonds weiterhin so wie alle anderen Einrichtungen, die einer ähnlichen oder gleichen Rechtskonstruktion unterzogen sind, vom Kontrollamt geprüft wird. Sie haben das Anfragerecht hier, Sie haben natürlich dadurch auch das Recht, dass Sie eine ordnungsgemäße Beantwortung bekommen und Sie haben natürlich auch den Kontrollmechanismus des Rechnungshofs. Das ist so wie es immer war. Hier gibt es überhaupt keinerlei Veränderungen, was das betrifft. Dass wir uns des Fonds bedienen, um die effektive Dienstleistung dann dem Bürger geben zu können, das ist, glaube ich, im Interesse der Wienerinnen und Wiener auch unter anderem damit zu sehen, dass wir auf der einen Seite hier innerhalb der Europäischen Union eine veränderte Rechtswelt haben und auf der anderen Seite, dass wir versuchen wollen, das Ganze noch effizienter zu gestalten und den Wienerinnen und Wienern diese Dienstleistungen, die notwendig sind, wo es keine Veränderung geben wird - ich möchte das noch einmal wiederholen -, noch effizienter zu bringen und vor allem auch, und das möchte ich auch noch einmal betonen, im Rahmen einer veränderten Rechtswelt, im Rahmen der Europäischen Union. 

Um das geht es. Es geht uns um Absicherung. Es geht uns nicht so, wie es einige andere Bundesländer oder einige andere Gemeinden gemacht haben - die haben das irgend jemandem gegeben und du erledige uns das -, nein, das tun wir nicht. Dieser Fonds wird hier weiterhin sehr, sehr eng, so wie es hier möglich ist, mit der Stadt verbunden sein. 

Ich möchte auch zu den Fragen, weil das so gekommen ist, zur geriatrischen Versorgung, etwas sagen. Wissen Sie, diese Untersuchungskommission ist notwendig, ist ein demokratisches Recht, und darüber diskutiere ich gar nicht. Eines ist aber im Rahmen dieser Untersuchungskommission bis jetzt ja auch schon aufgetaucht: Es gab eine Fehlleistung. Es gibt im Gesamtsystem einen Personalmangel. Das ist überhaupt kein Geheimnis, dazu hätten wir nicht die Kommission gebraucht. Das haben wir früher auch schon alle gewusst. (GR Mag Christoph Chorherr: Aber es ist nichts passiert! – GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist dafür verantwortlich?) Liebe Freunde, was ihr da jetzt hereinruft, ich lade euch ein... (GR Dr Matthias Tschirf: Und wer ist dafür verantwortlich?) Wer verantwortlich ist? Wir alle. Unsere Gesellschaft. (GR Mag Christoph Chorherr: Ah ja!) Unsere Gesellschaft ist verantwortlich, denn sonst hätten wir nicht das gleiche Problem in Vorarlberg, in Tirol, in Salzburg, in der Steiermark und in Kärnten (Aufregung bei der ÖVP, FPÖ und bei den GRÜNEN.). Sonst hätten wir zum Beispiel nicht das Problem in Niederösterreich, wo in den niederösterreichischen Landespflegeheimen ein eklatanter Unterstand beim diplomierten Pflegepersonal ist, ein ganz ein eklatanter Unterstand! 

Liebe Freunde, das ist ja nicht erfreulich, was ich hier sage. (StR Johann Herzog: Es gibt aber Wiener Probleme! – GR Dr Matthias Tschirf: Der Wiener hat aber nichts davon!) Der Wiener hat natürlich nichts davon, wenn wir ein gesamtgesellschaftliches Problem vom Bodensee bis zum Neusiedler See haben, wie gehen wir mit der Altenpflege um? Das sind nämlich Dienstposten, genauso in Niederösterreich. Ich schiebe da jetzt nicht ein Problem ab, lieber Freund Tschirf, nur unterhalte dich einmal mit der Landespersonalvertretung Niederösterreich, die mit mir, mit meiner Partei nicht einmal irgend etwas zu tun hat, nicht einmal ansatzweise, unterhalte dich einmal! Die haben eklatante Probleme im Landespflegeheim Mödling das Personal zu halten, weil die alle nach Wien kommen, weil wir - in Schilling ausgedrückt - um zweieinhalb bis dreitausend Schilling mehr zahlen als Niederösterreich. Sie haben eklatanteste Probleme! Die helfen sich mit Pflegehelfern. Wir in Wien haben uns ja auch vermehrt mit Pflegehelfern geholfen. Das ist ja nicht das Problem, das ist ja nicht das Thema. Das Thema ist, dass wir alle gemeinsam dafür sorgen müssen, dass Altenpflege, Altenbetreuung in unserer Gesellschaft auch den Stellenwert bekommt, den sie braucht. Wir dürfen hier nicht nur Lippenbekenntnisse machen! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich sag’ es noch einmal: Das soll keinerlei Missstände, die es hier gegeben hat, negieren, keinen einzigen. Patienten gehören ordentlich versorgt, Patienten gehört ordentlich zu trinken gegeben und, und, und. Das ist alles nicht mein Thema. (GRin Heike Trammer: Was verstehen Sie unter „ordentlich versorgt“? ) Entschuldigung, mit „ordentlich versorgt“ meine ich jetzt Körperpflege, man kann es auch betreut nennen, ich weiß. (GRin Heike Trammer: Und was verstehen Sie unter „betreut“? – Aufregung bei der FPÖ.) Verzeihen Sie diesen Slang, ordentlich betreut, ordentlich pflegerisch betreut, ordentlich medizinisch betreut, darf ich das nur klarstellen. 

Fakt ist, sorgen wir alle gemeinsam dafür, dass es hier genügend Personal gibt, denn da haben wir die freien Dienstposten. Dort haben wir auch die budgetierten freien Dienstposten so wie es sie Niederösterreich in seinen Landespflegeheimen hat, so wie es die Steiermark in seinen Pflegeheimen hat, die haben ja auch freie Dienstposten. Ich will hier kein Problem von Wien wegreden. Ich möchte auch keinen Missstand von Wien wegreden, denn wenn es einen Missstand gibt, dann gehört er schonungslos aufgezeigt. Fakt... (GR Dr  Matthias Tschirf: Die Geriatriezulage!) 

Die Geriatriezulage wird auch kommen und ich sage dir das genauso, es wird notwendig sein, auch mit der Geriatriezulage dafür zu sorgen, dass uns das Personal entsprechend zur Verfügung steht, weil wir bereits die ersten Versetzungen vom GZ Süd haben. Das ist ja nicht Jux und Tollerei! Der Kollege Chorherr stellt sich da her und sagt: Ein super Haus! Gar keine Frage, da unterstreiche ich jedes Wort, das er gesagt hat. Aber wir haben bereits das Problem, dass sie dort Versetzungen haben, weil die Leute sagen, das ist auch nicht meines. Das ist... (GRin Heike Trammer: Aber das System krankt!) Aber das hat ja nichts mit dem System zu tun, Frau Trammer! (GRin Heike Trammer: Na sicher!) Sie kommen ja selbst aus der Krankenpflege, Sie haben ja selbst in Deutschland die Ausbildung gemacht! Schauen wir doch ein bisschen über die Grenzen und erklären Sie mir zum Beispiel nicht, dass ganz Deutschland krank ist, denn ganz Deutschland hat in der Altenpflege das gleiche Problem wie wir! Wir haben hier in Europa alle gemeinsam ein Problem, wie wir mit Altenpflege umgehen. Darum kann ich Sie auch nur ersuchen, bei aller Klarheit, dass Missstände aufgezeigt gehören, Missstände aufgearbeitet gehören, Systeme überprüft gehören, Systeme umgestellt gehören, und, und, und - das ist alles nicht das Thema - es muss uns bewusst sein, dass wir mehr Menschen brauchen, die bereit sind, hier in der Kranken- und Altenpflege zu arbeiten. Das bitte kann ich Sie nur alle gemeinsam ersuchen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Das heißt, wir erhöhen die Mittel für stationäre Pflege, wir erhöhen die Mittel für die Betreuung zu Hause und es wird zu keiner Senkung bei den Mitteln der Behindertenhilfe kommen und selbstverständlich auch nicht zu einer Absenkung der Sozialhilfe. Derjenige, der Sozialhilfe braucht, aus welchen Gründen auch immer, wird diese Sozialhilfe bekommen. 

2004 wird aber für uns alle ein sehr, sehr schwieriges Jahr werden, demzufolge wir weiterhin damit konfrontiert sein werden, dass das Wirtschaftswachstum nicht so sein wird wie wir alle uns das vorstellen. 2004 sagen uns die Wirtschaftsforscher Österreich weit auch einen weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit voraus. 2004 gibt es aber auch die Möglichkeit, bei vielen Wahlen, die in Österreich stattfinden, eine Zäsur zu machen und in der Demokratie hier eine Antwort zu geben. Aber dazu möchte ich jetzt nichts sagen.

Der Budgetvoranschlag 2004 ist, glaube ich, eine sehr gute Grundlage, um in Wien weiterhin ein hohes Maß an Beschäftigung abzusichern und auch neue Beschäftigung zu entwickeln. Es ist ein Budgetvoranschlag, die soziale Sicherheit unter diesen sehr, sehr schwierigen Rahmenbedingungen abzusichern. Ich darf noch einmal das wiederholen, womit ich begonnen habe. Die Frage der Erweiterung der Europäischen Union ist für uns alle eine Herausforderung, der wir uns stellen wollen, zu der wir stehen und für die wir bereit sind. Uns allen muss bewusst sein, es ist eine Herausforderung und demzufolge wird dieses Jahr 2004 für uns ein sehr arbeitsintensives. 

Im Gegensatz zur Opposition hat die Sozialdemokratie vor Vielbeschäftigung noch nie Angst gehabt. Wir werden diese Beschäftigung aufnehmen und in diesem Sinne ersuche ich, dem Budgetvoranschlag zuzustimmen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Dieser Budgetvoranschlag sichert ob seiner finanziellen Bedeckung die Sozialleistungen in Wien nicht. Die Sozialleistungen in Wien sind gegenwärtig ob ihrer gesetzlichen Regelung gesichert. Fällt diese gesetzliche Regelung und fallen die Pflichtleistungen weg und werden viele dieser Leistungen in Förderleistungen umgewandelt, dann bedeutet der für das kommende Jahr vorgelegte Budgetvoranschlag einen Anschlag auf die soziale Sicherheit in Wien und nicht eine Sicherung.

2. Ich werde alle Punkte später dann noch näher ausführen. Wenn in Zeiten, in denen Österreichweit über finanzielle Knappheit gesprochen wird, Finanzausgleichsverhandlungen anstehen und dann seitens der Stadt Wien in vielen Bereichen ganz bewusst unterdotiert wird und in manchen Bereichen bewusst falsch dotiert wird, dann bedeutet das eine langfristige Schädigung der Position Wiens bei Finanzausgleichsverhandlungen, denn das schaue ich mir an, dass man sich bei Finanzausgleichsverhandlungen hinstellt und sagt: Na um irgendwie noch halbwegs das Budget einzuhalten haben wir da unterdotiert, in Wirklichkeit kostet es ein bissel mehr. 

Ein dritter und ganz wesentlicher Bereich ist der Zentrale Bereich und mit dem möchte ich jetzt beginnen.

Dieser Budgetvoranschlag zusammen mit dem Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds ist schlicht und einfach um 40 Millionen EUR falsch. So einen Budgetvoranschlag und so einen Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds vorzulegen ist eine politische Sauerei! Das ist ein Missbrauch der absoluten Mehrheit und das lehnen wir ab!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, weil Sie in den Bänken sitzen und lächeln: Sie werden jetzt die Gelegenheit haben, mir ein Kunststück zu erklären, auch Sie, Herr Finanzstadtrat: Wie schaffen Sie es, aus heißer Luft 40 Millionen EUR zu machen bei Plusgrößen - und ich rede jetzt bewusst über Plusgrößen -, die nichts mit einer kameralistischen Voranschlagspolitik zu tun haben, die nichts mit Maastricht-Relevanz zu tun haben? Und jeder und jede, die dieses in dem Zusammenhang erwähnen, reden kurz gesagt budgetpolitischen Schwachsinn. Erklären Sie mir, wie Leistungsflussgrößen um 40 Millionen EUR differieren können? 

Beim Krankenanstaltenverbund-Wirtschaftsplan stehen einnahmenseitig vom eigenen Sozialhilfeträger als Leistungserlöse MA 12/47 212 Millionen EUR. Diese 212 Millionen EUR müssten sich im Budgetvoranschlag der Stadt Wien in diesem Grünen Buch wieder finden. Herr Strobl, tun Sie es? Finden Sie da die 212 Mil-lionen EUR, die beim Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds einnahmenseitig drinnen sind? Herr Finanzstadtrat Rieder, finden Sie es in diesem Grünen Buch? Nein, Sie finden es nicht! Es differiert um 40 Millionen EUR, 39,5 Millionen EUR. Wir finden bei der MA 12, neu MA 15A 23,7 Millionen EUR. Wir finden bei der MA 47 149,488 000 EUR. Das erfährt man allerdings nur, wenn man nachfragt, weil es im Budget selbst nicht drinnen steht. Wenn man nachfragt, erfährt man das. Und jetzt rechnen Sie diese beiden Summen zusammen: 150 Millionen EUR plus 23 Millionen EUR ergibt 173 Mil-lionen EUR. Herr Finanzstadtrat, was steht im Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds als Plusgröße? 212 Millionen EUR als Einnahme? Und beide Rechenwerke wollen Sie morgen beschließen, wohl wissend, dass es einfach nicht stimmen kann, weil 212 Mil-lionen EUR nicht gleich 173 Millionen EUR sind? Sie werden nachher die Möglichkeit haben, uns dieses Kunststück zu erklären und wenn es Ihnen gelingt, Herr Finanzstadtrat, dann gebe ich Ihnen gerne 2 EUR und ersuche Sie, mit meinen 2 EUR dasselbe Kunststück zu machen. Machen Sie 40 Millionen EUR und 2 EUR daraus und wir teilen! Es ist nicht möglich! 

Wohin führt diese Diskussion? Wohin führt diese Art der Gebarung? Sie werden es, wenn Sie den Rechnungsabschluss des Krankenanstaltenverbunds 2002 gelesen haben, gemerkt haben: Statt der prognostizierten rund 70 Millionen EUR Gebarungsabgang war er dramatisch höher. Für 2003 haben wir 60 Millionen EUR Gebarungsabgang vom Krankenanstaltenverbund budgetiert gehabt, real werden es zumindest 110 Milli-onen EUR sein. Für 2004 steht ein Gebarungsabgang von 67 Millionen EUR da, real werden es 100, 110 Mil-lionen EUR sein.

Die Frau StRin Pittermann hat in ihrer Offenherzigkeit im Stadtsenat – im Wörtlichen Protokoll ist das nachzulesen – eine Sache gesagt, die wirklich mehr hätte auslösen müssen als nur aufhorchen zu lassen. Sie hat gesagt: „Der voraussichtliche Rücklagenstand des 
Krankenanstaltenverbunds mit Ende 2004 ist 10 Milli-onen EUR.“ Jetzt erinnern wir uns, wie hoch am 1.1.2002 die übertragenen Rücklagen der Stadt Wien waren: 380 Millionen EUR, wenn mich nicht alles täuscht. Was nichts anderes heißt, als dass wir im Krankenanstaltenverbund ein strukturelles Defizit von mehr als 110 Mil-lionen EUR haben und Sie versuchen, es in jedem Budgetvoranschlag zu verschleiern. Nur, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, damit machen Sie es nicht besser, weil das, was Ende 2004 übrig bleibt, sind Rücklagen, die vielleicht noch da sind, weil - wie gesagt - der Wirtschaftsplan 2004 des Krankenanstaltenverbunds falsch ist oder der Budgetvoranschlag der Stadt Wien falsch ist. Eines von beiden ist hundertprozentig falsch. Es ist nicht zu erfüllen. Wir werden sehen, welche Konsequenzen das hat. Nur, sich dann herauszustellen und über die Pflegemilliarde, so wie es der Bürgermeister in Pressekonferenzen gemacht hat - das wird ja eh immer abgeschwächter - zu philosophieren, erscheint angesichts der gegenwärtigen budgetären Situation absurd. 

Ich erinnere: Die Pflegemilliarde bis 2010 wurde als zusätzliche Mittel der Stadt Wien in den kommenden sieben Jahren geboren. Abgeschwächt wurde die Pflegemilliarde auch im Stadtsenat mit: „Wir werden es aus den Rücklagen finanzieren und es wird PPP-Modelle zur zusätzlichen Finanzierung betreffend der Pflege in Wien geben.“

Mittlerweile ist es so weit, dass die vollkommen absurde Situation offen gelegt und gesagt wird: Ja die Pflegemilliarde ist in den Investitionskostenzuschüssen an den Wirtschaftsplan Krankenanstaltenverbund drinnen, Größenordnung von 140 Millionen EUR mal 7 geht sich auf ungefähr 1 Milliarde EUR bis 2010 aus. Das würde bedeuten, dass es keinerlei andere Investitionen mehr im Spitalsbereich und im Pflegebereich geben würde und wir wissen, das ist absurd. Die Pflegemilliarde war eine Erfindung vom Bgm Häupl zur Beruhigung der Situation. Sie findet ihren Niederschlag in keiner wie immer gearteten Art und Weise budgetär, weder im Voranschlag 2004 noch im Unternehmensplan für den Krankenanstaltenverbund. 

Nächster Punkt. Warum ist dieser Voranschlag auch eine Bedrohung für die soziale Sicherheit? Wir erinnern uns an die Debatten, in denen StRin Laska immer wieder gesagt hat: Nein, ich habe keinen Sozialabbau vorgehabt, es war eine Weisung der Beamten, et cetera. Alles abgehandelt. Es hat sich herausgestellt, die Stadträtin hat gelogen. Gut, so ist es, wir nehmen zur Kenntnis, dass daraus keine politischen Konsequenzen gezogen werden.

Mittlerweile stellt sich heraus, es war schon der zweite Versuch. Mittlerweile stellt sich heraus, die Frau Stadträtin hat schon im August 2002 eigenhändig eine Weisung erteilt, dass selbstverständlich seitens der zuständigen Magistratsabteilung Kürzungen bei den Sozialausgaben vorzuschlagen sind! 

Frau Kollegin Wesehly, haben Sie gewusst, dass Ihre Stadträtin schon 2002 die zuständige Magistratsabteilung angewiesen hat, Vorschläge zu entwickeln, wie man Sozialausgaben kürzen kann? Haben Sie das gewusst oder überrascht es Sie jetzt? Kann sein, dass es sich...(GRin Mag Sonja Wehsely: Mich überrascht gar nichts von Ihnen! Von Ihnen!) Das überrascht Sie von Ihrer Stadträtin nicht? Mich hat es schon überrascht. Ich finde es bedauerlich, eine Sozialstädträtin zu haben, die gelogen hat, die schon 2002 gewusst hat, dass man mit den finanziellen Mitteln, die im Sozialressort budgetiert sind, überhaupt nicht auskommen kann. Frau StRin Laska hat nämlich schon 2002 gewusst, dass man um die 60 Millionen EUR mehr brauchen wird als es im Budgetvoranschlag dann letztendlich ausgewiesen wurde! 

Es hat auch die Finanzverwaltung gewusst, Herr StR Rieder. Sie haben es auch gewusst, wie aus dem regen Briefverkehr, in den ich dankenswerterweise zum Teil Einsicht bekommen habe, hervorgeht. Sie alle haben es gewusst! Es ist bedauerlich, dass auf dieser Ebene eine Auseinandersetzung erfolgen muss, weil die zuständigen Stadträte und Stadträtinnen der Sozialdemokratie vor allem darauf Wert legen, den Sozialbereich zu kürzen. Und wenn es nicht gelingt, passiert es das nächste Mal. Und wenn es nicht gelingt, dann versuchen wir ein neues Mal.

Dann kommen wir zum Beispiel der Pflichtschullehrer. Und weil Sie schon wieder den Kopf schütteln, sehr geehrte Frau Wehsely, vorher noch eines: Ich habe deshalb gesagt, so lange es noch einen gesetzlichen Anspruch gibt, ist es letztendlich egal, was bei der Sozialhilfe dasteht, weil es schlecht für Finanzausgleichsverhandlungen ist. Überall dort, wo man dokumentieren muss, wie viel Ausgaben man tatsächlich hat, wäre es sinnvoll, dem Bund gegenüber und den anderen Bundesländern mit dem Voranschlag klar zu machen, dass die Ausgaben bei weitem höher sind als im Voranschlag ausgewiesen. Es macht überhaupt keinen Sinn, mit niedrigen Zahlen in den Budgetvoranschlag hineinzugehen. Und mit der Ausgliederung von vielen Aufgaben des Sozialbereichs in den Fonds „Soziales Wien“ werden wir sehen, ob die gesetzlichen Verpflichtungen aufrecht erhalten werden oder ob, um den Förderleistungen im Fonds „Soziales Wien“ gerecht zu werden, aus Pflichtleistungen Förderleistungen werden. Spätestens ab dem Zeitpunkt haben wir eine enorme Bedrohung für das soziale Wien. 

Kommen wir zu den Pflichtschullehrern, Pflichtschullehrerinnen. Ich erinnere mich noch, wie Bgm Häupl im Gemeinderatswahlkampf 2001plakatieren ließ "Wir sparen keine Lehrer". Ein zentraler Punkt. Mittlerweile stellt sich heraus, dass nicht nur schon bisher Lehrer und Lehrerinnen massiv abgebaut wurden, sondern dass jetzt mit dieser Pensionierungswelle rund 780 Lehrer und Lehrerinnen mit 1.12. in Pension gehen werden und der sich daraus ergebende Stellenplan sogar unter dem liegen würde, was im innerösterreichischen Stabilitätspakt ausgemacht wurde, nämlich um ziemlich genau 340 Lehrer und Lehrerinnen, aber seitens der Sozialdemokratie überhaupt nicht daran gedacht ist, diese selbst nach dem Bundesstellenplan fehlenden 340 Lehrer und Lehrerinnen mit 1.12.2003 nach zu besetzen. Das ist eine bildungspolitische Sauerei, für die Sie verantwortlich sind, für die Sie alle, die jetzt hier seitens der Sozialdemokratischen Fraktion spärlichst sitzen und morgen diesem Budget zustimmen werden, verantwortlich sind! 

Sie berücksichtigen selbst hier bei der Budgeterstellung auch nicht, in welcher Art und Weise der Bund in Wirklichkeit Ihnen mitgeteilt hat, wie viel finanzielle Mittel Sie eigentlich einnahmenseitig überdotieren. Auch hier klafft nach wie vor ein Loch von rund 15 Millionen EUR einnahmenseitig, wo falsch budgetiert wurde. Aber wie gesagt, das Dramatische ist, dass Sie jetzt die Pensionierungswelle 2003 dazu nutzen, um noch ein bisschen ein Körberlgeld für 2003 zu machen, damit das Finanzloch im Ressort von StRin Laska nicht ganz so explodiert wie Sie es für 2003 immer abgestritten haben. Wir werden sehen - und es ist ja das Schöne, dass es die stenografischen Protokolle im Gemeinderat gibt -, wie nächstes Jahr beim Rechnungsabschluss Ihre Geschichten aus der Märchenwelt des vergangenen Jahres, was das Budget betrifft, schlicht und einfach zerlegt werden, wo jede einzelne Rede von Ihnen, in der Sie behauptet haben es gibt kein Loch, es gibt kein Defizit, es gibt das alles nicht, es gibt keine Einsparungen, widerlegt werden wird und es nachgewiesen sein wird, sehr geehrte Damen und Herren.

Zum Schluss vielleicht noch einen Punkt zur Budgetgebarung und zum Rechnungsabschluss der Gemeinde Wien. Ich habe Ihnen das schon beim Rechnungsabschluss 2002 gesagt und es war Ihnen auch wurscht und VBgm Rieder hat mich über Kameralistik aufgeklärt - was ist denn da das Spezielle daran? - und hat gemeint, das geht schon in Ordnung, was auf der Post 4110 betreffend den sogenannten Prokuratiofällen steht, weil Einnahmen ja in dem Jahr zu verbuchen sind, wo sie eingehen und Ausgaben in dem Jahr zu verbuchen sind, wo sie ausgehen. Auch damals haben Sie, Herr Finanzstadtrat, um 26,1 Millionen EUR Ihre eigene Fraktion insofern genötigt, ein falsches Budget zu beschließen, weil Sie damals ausgabenseitig 48,8 Millionen EUR zur Gebühr gestellt haben, davon aber 26,1 Millionen EUR bis heute nicht gezahlt sind. Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, was heißt das? Im Sinne der Kameralistik heißt das, dass jetzt irgendwo ein Körberlgeld von 26,1 Milli-onen EUR für die Gemeinde Wien liegt, wo man nur noch den Stempel "Ansatz 4110, Jahr 2002" draufdrücken muss und es kann ausgegeben werden, vollkommen unkontrollierbar in Wirklichkeit, weil es nicht mehr verifizierbar ist. Mit einer Ausnahme: Irgendwann müsste dieses Geld, nachdem es zur Gebühr gestellt wurde, ja beim Krankenanstaltenverbund eingehen. Passiert das nicht, breitet sich wahrscheinlich binnen zwei Jahren der Mantel der Vergessenheit über 26 Millionen EUR, die dann für andere Löcher verwendet wurden, die möglicherweise als Zuschuss gegeben wurden, weil das für keinen Gemeinderat, keine Gemeinderätin in irgend einer Art und Weise in einem Voranschlag oder Rechnungsabschluss transparent nachzuvollziehen ist. 

Diese Art und Weise der Budgetierung hat nichts mit den Versäumnissen der Bundesregierung zu tun. Diese Art und Weise der Budgetierung ist hausgemacht. Und diese Art und Weise der Budgetierung lehnen wir ab! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich schließe mit meinen Ausführungen an den Befund von Klubobmann Dr Tschrif an. Um es hier nicht zu wiederholen, erinnere ich Sie nur daran, dass er die Arbeitsmarkt- und Wirtschaftssituation in Wien sehr drastisch geschildert hat, zu Recht. Diese Tatsache würde es erfordern, dass im Wiener Budget darauf massivst eingegangen und reagiert wird. 

Ich will mich also näher mit der Frage beschäftigen: Sind wirklich ausreichend konjunkturpolitische und wirtschaftsbelebende Maßnahmen im Budget 2004 dotiert? Ich gebe gleich die Antwort vorweg: Nein. (GR Friedrich Strobl: Das ist ja klar!) Das erstaunt Sie nicht, Herr Kollege Strobl? Okay. Nein. Aber ich werde das mit Fakten unterlegen. Ich werde erläutern, warum das so ist. 

Zunächst einmal was die Investitionen betrifft: Der Herr Vizebürgermeister hat das ja in der Öffentlichkeit als große Konjunkturoffensive vorgestellt und zwar ganz groß als das 2-Milliarden-Investitions-Paket. Ich glaube, es ist heute schon gefallen oder am Rande gestreift worden, aber ich möchte das trotzdem noch einmal betonen, weil mir das so wichtig erscheint: So ist es ja nicht. Das ist ja eine Chimäre, dieses 2-Milliarden-Investitions-Paket. Wenn man sich das näher anschaut und aufgliedert, schaut das folgendermaßen aus: Im Kernbereich des Magistrats sind für Investitionen 1,34 Milliarden EUR vorgesehen. Das ist im Vergleich zum Voranschlag 2003, der noch 1,37 Milliarden vorgesehen hatte, schon einmal weniger. Und es ist auch weniger als wir gemäß Rechnungsabschluss im Jahr 2002 debattiert und ausgewiesen ausgegeben haben. Nun, wie kommt es jetzt zu diesen 2 Milliarden? Indem Ausgaben oder Investitionen hinzugerechnet werden, über die es keinen unmittelbaren Einfluss geben kann oder geben sollte. Sollte bezieht sich auf die Stadt Wien-Unternehmungen, wo der Eigentümervertreter oder der Eigentümer sich was wünschen kann, aber die Unternehmensgestion ja doch, nehme ich an und hoffe ich, nicht unmittelbar beeinflussen kann. Da sind näm-
lich 600 Millionen EUR Investitionen angekündigt und 200 Millionen EUR, das sind ja die besten Investitionen, sind solche, die mittelbar durch Förderungsprogramme wie zum Beispiel solche, die der WWFF verwaltet, ausgelöst werden sollen, sage ich dazu, denn das ist eine Hoffnung an die privaten Unternehmungen, dass sie 

a) von den Förderungen in dem Maß Gebrauch machen und 

b) dass das auch wirklich zu der Höhe an Investitionen führt, die man in diesem Zusammenhang ins Treffen führt.

Also ich sage, das kann es ja nicht sein, dass das die große Konjunkturoffensive wird! 

Ich wende mich den Ausgaben zu, die im Bau- und Baunebengewerbe wirksam werden können. Auch das wurde in der öffentlichen Berichterstattung mit Rekordaufwendungen und neuem Höchststand angekündigt. So, wie schaut es hier aus? Es sind im Voranschlag 2004 1,41 Milliarden EUR budgetiert. Im Voranschlag 2003 waren es 1,39 Milliarden EUR. Das ist in der Tat eine Erhöhung, meine sehr geehrten Damen und Herren, um 2 Prozent. Nun wissen wir, dass wir glücklicherweise eine Inflation von nur 1,3 Prozent haben, aber wenn man das den 2-Prozent-Steigerungen entgegensetzt, weiß man schon, dass diese Steigerung fast zur Gänze aufgefressen wird. Das heißt, das kann es auch nicht sein. Und gerade diese Ausgaben für das Bau- und Baunebengewerbe haben ja ziemlich intensive und starke Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Der Klubobmann Dr Tschirf hat es schon erwähnt. Ich streife es nur mehr. 

Die unselbstständig Beschäftigten am Wiener Bau sind ja von 1996 auf 2002 schon um 25 Prozent gesunken. Das heißt, hier haben wir ja schon einen großen Rückschritt gemacht und es wäre eigentlich wieder etwas aufzuholen. Die Auftragsbestände sind in Wien im gleichen Zeitraum um 15,7 Prozent zurückgegangen während sie im Bund nur um 8,5 Prozent zurückgegangen sind. Und im Winter 2002/2003 waren in Wien zeitweise über 10 000 Arbeitslose, die zuvor am Bau beschäftigt waren, zu verzeichnen. Das ist natürlich etwas, wo man besonders reagieren müsste und daher ist es besonders schmerzlich, dass gerade in diesem Sektor diese sogenannte Rekordaufwendungen keine wirklichen Rekordaufwendungen sind. Und wenn man noch dazu die Beschäftigungsintensität betrachtet, die das Sanierungsgeschehen hervorbringt, zum Beispiel im Bereich der Altstadterhaltung, wird die folgende Tabelle noch schmerzlicher: Der Ansatz für Altstadterhaltung und Denkmalpflege ist gegenüber dem Voranschlag 2003 um knapp 10 Millionen EUR geringer dotiert. Das ist sehr bedauerlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, und das ist sehr schmerzlich, denn ein Euro Förderung löst in diesem Baubereich neun Euro Investitionen aus. Wir wissen auch, dass das ein besonders beschäftigungsintensiver Bauzweig ist, wo dann die größten Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt damit zusammenhängen. Immerhin ergeben 80 000 EUR Umsatz Arbeit für einen Beschäftigten, wie uns das WIFO schon vorgerechnet hat. 

Nun wende ich mich der direkten Wirtschaftsförderung zu. Die direkten Wirtschaftsförderungsmittel sind im Voranschlag 2004 gegenüber 2003 ja beträchtlich zurückgegangen: Von 160,5 Millionen EUR auf 99,7 Milli-onen EUR. Warum? Es erklärt sich durch den Wegfall von Einzelmaßnahmen. Nun erinnere ich mich, meine sehr geehrten Damen und Herren, was es im Vorjahr für Jubelmeldungen gegeben hat, um wie viel, nämlich um 140 oder noch mehr Prozent die Wirtschaftsförderung höher dotiert war als davor. Wir hätten applaudieren sollen, wir haben applaudiert, weil das immer noch besser als keine Steigerung ist, haben aber damals schon darauf aufmerksam gemacht, dass es sich im Wesentlichen auf ein punktuelles Ereignis zurückführen lässt. Das wäre ja auch noch positiv, wenn man ein solches punktuelles Ereignis, das dann fertig ausfinanziert ist, nicht durch nichts anderes ersetzt. Was heißt das? Das heißt, das Darlehen für für das Projekt T-Mobile von 92,6 Millionen EUR, das im Jahr 2003 budgetiert wurde, ist im Jahr 2004 mit Null angesetzt und auch durch nichts anderes kompensiert, und das werfe ich vor. Denn wenn ich 90 Millionen EUR Investitionssumme einem anderen Einzelprojekt zur Verfügung stelle, wofür es sicher geeignete Projekte gegeben hätte, dann wäre ich mit der Wirtschaftsförderung wieder auf dem hohen Level, den sie verdient. 

Die Ausgabenpositionen, die über den Wirtschaftsförderungsfonds abgewickelt werden und die ich mir auf der Haushaltsstelle 7822 Zeile für Zeile durchgeschaut und addiert habe, ergeben für den Voranschlag 2004 eine Gesamtsumme von 27,71 Millionen EUR. Im Voranschlag 2003 waren es noch 35,94 Millionen EUR. Das ist um knapp 23 Prozent weniger. Das wäre ja schon bedauerlich genug, wenn wir nicht von früheren Debatten hier im Hause wüssten, dass es zusätzlich noch für frühere Überziehungen eine Rückzahlungsverpflichtung für den Wirtschaftsförderungsfonds gibt, die meines Wissens noch nicht aufgehoben wurde oder zumindest habe ich davon heute oder in der Gesamtdebatte zum Voranschlag 2004 noch nichts gehört. 

Wir haben auch feststellen müssen, dass die wirtschaftlichen Notstandsmaßnahmen im Voranschlag 2004 gegenüber 2003 zurückgenommen wurden, nämlich konkret von 25,5 Millionen auf 21 Millionen. Nun, wir können ja nur hoffen, dass wir von unvorhergesehenen oder unvorhersehbaren unangenehmen Ereignissen verschont bleiben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Vor allem der Bundesregierung!) Ja aber auch von eigenen. Es gibt ja viel Eigenverschuldetes. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben Recht, wenn Sie sich gegenseitig ergänzen!)

Was bisher beleuchtet wurde, ist an sich nur die Fortführung des Status quo. Verlangt oder gefragt wären vielmehr Innovation, Entwicklung, Spezifizierung oder auch neue Profile. Der Herr Finanzstadtrat hat zurecht darauf hingewiesen, dass wir in Wien auf dem Biotechsektor sehr stark sind, nämlich durch diese wirklich bemerkenswerte Initiative in der Bohrgasse und auch Komplementäreinrichtungen, aber die konsequente Fortführung und auch neue Schwerpunkte gehen mir dennoch ab. Es ist um die Weiterentwicklung des Biotechstandortes Heiligenstadt sehr still geworden. Da haben wir uns eigentlich mehr erwartet, wesentlich mehr. Es wurde ja die Stadtentwicklungsholding auch damit beauftragt und betraut. Von dort hören wir gar nichts mehr, da ist es ganz still geworden. Und wir haben auch einen wesentlichen Sektor mit einer guten Initiative begonnen, nämlich mit einer eigenen Stelle für die Unterstützung der Kreativwirtschaft. Da erwarte ich mir auch neue Impulse, die ich in der heute vorliegenden Debatte noch gar nicht erkennen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch etwas ist mir abgegangen. Es wurde ja ein Automotivcluster in Wien gebildet, eine gute Initiative in Zusammenarbeit auch mit der Eco Plus, also eine Initiative der Vienna Region. Da wäre es zum Beispiel angebracht gewesen, dass man in diesen Sektor hier so eine Einzeldotation von 90 Millionen EUR investiert. Warum? Weil das Pendel dieser Initiative sehr zugunsten von Niederösterreich auszuschlagen scheint. 

Ich lese immer mehr, nicht nur auf der Homepage von ECO‑Plus, der Betriebsansiedlungsgesellschaft Niederösterreichs, sondern auch in Zeitungen, dass in Marchegg, wo eine neue Brücke als Verbindung zur Slowakei geschlagen wird, ein Gewerbepark errichtet wird, speziell für die Autozulieferbranchen. Warum hat dieser Standort einen so hohen Standortvorteil? Weil er eine direkte Verbindung zu dem Volkswagenwerk und zu den großen Autofirmen, die ihre Produktion in der Slowakei aufgebaut haben, erhält. Das heißt, diese Unmittelbarkeit und die neue Verkehrsverbindung haben sicher ein größeres Plus für den Standort als unsere Paukergründe. Daher habe ich mir erwartet und daher hoffe ich auch, dass die Bemühungen in Wien intensiviert werden und dass man mehr dazu beiträgt, als einfach das Projekt laufen zu lassen.

Ganz zum Schluss habe ich mir aufgehoben, noch einmal darauf zu replizieren, warum das Konjunkturbelebungspaket in Wien so hoch herausgestrichen wird, das – wie ich schon gesagt habe – in meinen Augen eher Chimäre ist und warum bestritten wird, dass der Bund irgendetwas zur Konjunkturbelebung beiträgt. Ich habe mir das für den Schluss aufgehoben, weil ich es nur kurz streifen möchte. Ich muss sagen, ich bin persönlich fast schon müde, immer diese Erwiderungen zu den Falschmeldungen über die fehlende oder über die grausliche Bundespolitik hier breittreten zu müssen.

Der Bund hat uns erst unlängst ein Wachstumspaket von immerhin 2,5 Milliarden EUR vorgestellt. Das hat uns der Herr Vizebürgermeister verschwiegen. Es sind in diesem Paket, vor allem was die Infrastrukturinvestitionen betrifft, sehr große Anteile enthalten, die Wien in hohem Maße zugute kommen. Der Herr Klubobmann Dr Tschirf hat sie schon angesprochen, nämlich die vier TEN‑Projekte zur Verkehrsverbindung auf der Schiene und auf der Straße. Ich werde sie daher nicht wiederholen. Ich darf aber noch ins Treffen führen, dass es durchaus Gespräche mit dem Bund und selbstverständlich auch die Bereitschaft des Bundes gibt, nicht nur die U‑Bahnfinanzierung fortzuführen, sondern sich an der Finanzierung des Zentralbahnhofs zu beteiligen, am Ausbau und der Sanierung des internationalen Konferenzzentrums und sogar an der Finanzierung des Ernst‑Happel-Stadions. 

Ich hoffe, dass wir eines Tages den Punkt überwunden haben werden, wo von diesem Pult aus immer wieder behauptet wird, der Bund schädigt Wien, trägt nichts zur Situation Wiens bei und nur die Stadt Wien tätigt die großen Investitionen, die sich letztlich doch als gewisse Chimäre herausgestellt haben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr GÜNTHER am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Rothauer, werden Sie nicht müde, darauf zu replizieren und darzustellen, wie es wirklich mit dem Bundesbudget ausschaut, denn der Kollege und Finanzstadtrat Rieder wird auch nicht müde, hier darzustellen, dass ein Versagen ausschließlich am Bundesbudget und an der Tätigkeit der Bundesregierung zu messen ist!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Klubobmann Kabas hat schon deutlich darauf hingewiesen, welche Einschränkungen dieses Wiener Budget bietet, vor allem im Sozialbereich. Ein bestimmter Bereich ist in dem Budget kaum zu sehen, und zwar ist das der Bereich Europa und die Ausdehnung Europas. Beziehungsweise ist es in zwei Punkten zu sehen. Das Eine ist eine Budgetierung für die nächstes Jahr stattfindende Wahl zum Europäischen Parlament und das Zweite ist eine kleine Finanzierung, die sich bei den europäischen Bereichen ergibt.

Ein interessanter Bereich ist, Sie können sich alle daran erinnern, vor Eintritt Österreichs in die Europäische Union wurde in Wien die Europakommission gegründet, um Wien auf diese Möglichkeit vorzubereiten, um in Wien die Gesetzesmaterien darauf vorzubereiten. Das ist geschehen und es ist damals auch noch unter VBgm Mayr gelungen, für Wien ein Programm, und zwar das "URBAN"‑Programm an Land zu ziehen. Dieses Programm hat im Bereich des Gürtels zu guten Entwicklungen geführt und war in der ersten Periode 1995 bis 1999 durchzuführen. Interessant dabei ist, dieses Programm wurde in Wien im November 2002 abgerechnet und erst Ende September 2003 kam die Antwort aus Brüssel. Alles andere ist noch nicht geschehen.

Graz hat gleichzeitig wie Wien ein Strukturprogramm im Bereich "URBAN" bekommen, hat das im September des Vorjahrs abgerechnet und im Mai abgeschlossen. Wien wartet also noch immer auf die Zahlungen aus Brüssel, und zwar auf die Endabrechnung. Jetzt stellt sich für mich die Frage, was der Grund dafür ist. Wieso braucht die EU fast ein Jahr dazu, um eine Abrechnung für das Programm "URBAN" wieder nach Wien zurückzusenden? Wieso ist Wien jetzt nicht in der Lage, auf Grund dieser Akzeptanz durch Europa wieder zu antworten und endlich zu den Schlusszahlungen zu kommen? Hier gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder hat Wien so schlecht abgerechnet, dass es notwendig war, weitere Erhebungen durch die Europäische Union durchführen zu lassen oder Wien war schon in seiner Abrechnung nicht fähig, darzustellen, wo die Bereiche hängen.

Das zweite Interessante ist, es ist noch einmal gelungen, ein "URBAN"‑Programm aufzustellen, und zwar in der Periode 2000 bis 2006. Dieses Programm betrifft den 2. und den 20. Bezirk. Dabei ist ganz interessant, gleichzeitig zu Wien ist es Graz gelungen, ein Programm im Bereich "URBAN" für Graz zu erwerben. Wenn man sich das anschaut, sind von den Strukturmitteln dafür in Wien 38 Prozent, in Graz jedoch bereits 66 Prozent in Anspruch genommen worden. Hier fragt sich, woran es liegt, dass Wien wieder säumig ist und nicht darauf schaut, dass die Strukturveränderungen, gerade im 2. und 20. Bezirk, schnell durchgeführt werden. 

Es ist interessant, dass die Europakommission an Einfluss und Möglichkeit intensiv verloren hat. Als es noch die kleine Koalition zwischen SPÖ und ÖVP gegeben hat, hat es im Jahr 1998 fast keine Landtagssitzung gegeben, wo nicht irgendeine Mitteilung zu Europa von diesem Rednerpult aus stattgefunden hat. Damals haben der Bürgermeister, der Vizebürgermeister und die Finanzstadträtin Mitteilungen gemacht. Ich kann mich auch noch an die interessanten Diskussionen mit dem Bürgermeister oder die Frage, wie schnell man die Osterweiterung durchführen soll und wie die österreichische Wirtschaft das durchhält, erinnern. Es war damals, nachdem Klima als Bundeskanzler gesagt hat, man sollte so schnell wie möglich diese Vereinigung durchführen, von Häupl eher die Möglichkeit, zu sagen, allzu schnell sollte es nicht sein und die Vorbereitungen sollten ordnungsgemäß getroffen werden. Seit 1998 ist es ziemlich ruhig geworden. Man hat dann hier noch einmal eine Deklaration beschlossen und dann war es eigentlich vorbei mit der Tätigkeit der Europakommission als mittragende Einrichtung dieses Landtags beziehungsweise des Gemeinderats. Heute ist die Europakommission ein Gremium, in dem Bericht erstattet wird. Da kommt der Abg von Einem, erzählt über den Europäischen Konvent und es gibt andere Bereiche, wo erzählt wird, aber Mitbestimmung und Überlegungen für die Entwicklungen gibt es keine.

Gerade hier wäre es wirklich wichtig und interessant, denn meine Damen und Herren, am 1. Mai 2004 treten unsere zehn mittel- und osteuropäischen Nachbarn der Europäischen Union bei. Der Kollege Hundstorfer hat es zuerst schon erwähnt, in sechs Monaten hat sich Europa um zehn Länder erweitert, davon allein vier an Österreichs direkten Grenzen. Hier wäre im Endeffekt Arbeit zu leisten gewesen. Bereits seit 1989 wäre es notwendig gewesen, auch die Arbeit dafür vorzubereiten und umzusetzen. Was ist passiert? Nicht viel. Man hat im August 2003 einen Bericht von der OECD erstellt, der in 18 Punkten beschreibt, was notwendig wäre, um die Integration zwischen der Slowakei und Preßburg beziehungsweise Wien stärker zu forcieren. 

Interessant ist, 1998 hat der damalige und heutige Präsident der Wiener Wirtschaftskammer, Nettig, eine Vienna Region gefordert. Der Vizebürgermeister Görg hat das stark unterstützt und die StRin Ederer hat festgestellt, es gibt ungefähr drei Millionen Leute, die in dieser Vienna Region im unmittelbaren Bereich zwischen Wien und Preßburg wohnen. Wenn man die Gesamtregion auf die Umgebung von Preßburg beziehungsweise Niederösterreich und Burgenland ausdehnt, kommt man auf eine Gesamtbevölkerung von 4,2 Millionen Leuten und einer Wirtschaftskraft, die ihresgleichen sucht. Wien hätte die Chance gehabt, hier etwas weiterzubringen. Passiert ist verhältnismäßig wenig. Interessant ist, wenn man sich den Arbeitsmarkt anschaut, denn dann wissen wir alle, dass die Slowakei unter intensiven Arbeitsmarktproblemen leidet und die Arbeitslosigkeit in der Slowakei im Bereich Preßburg über zehn Prozent beträgt. Im Jahr 2001 waren das in Preßburg selbst nur 5,8 Prozent, in der Umgebung über 15 Prozent und damit ergibt sich der Schnitt von 10 Prozent. In Wien waren das 2001 auch 5,8 Prozent. Mittlerweile sind wir in Wien bei 9,1 Prozent. Hier, Herr Bürgermeister, müsste man sich schon den Kopf darüber zerbrechen, wie man mit diesen Arbeitslosenbereichen umgeht. 

Wenn man Preßburg mit Wien vergleicht, dann sind die Zahlen für Wien eigentlich erschreckend, denn dass wir im primären Bereich in Wien, das heißt in der Landwirtschaft, weniger Angebot als im Bereich Preßburg haben, ist ganz selbstverständlich. Im Sekundärbereich, das heißt Bauen und Industrie, liegen wir auch intensiv hinter der Slowakei. Aber im tertiären Bereich, das beginnt mit dem Handel, geht über die Verwaltung und über viele andere Bereiche, liegen wir in Wien bei 78,9 Prozent und in der Slowakei bei 75,1 Prozent, also fast gleich. Interessant ist dabei zu sehen, in Wien ist im Bereich der öffentlichen Verwaltung der Arbeitsmarkt mit 20,1 Prozent und in der Slowakei mit 5,3 Prozent dargestellt. Das ist durchaus interessant. Im Gesundheits- und Sozialwesen sind in Wien, wo wir von unserem Sozial- und Gesundheitswesen sehr viel halten, 3,9 Prozent in diesem Bereich untergebracht, in der Slowakei 5,9 Pro-zent. Im Handel sind es in der Slowakei 19,4 Prozent, in Österreich aber nur 14,4 Prozent. 

Das Einzige, was heute dem Wirtschaftskammerpräsidenten Nettig dazu einfällt, ist, man muss die Wiener Einkaufsstraßen besser ausbauen. Dagegen ist nichts zu sagen, aber es ist, glaube ich, zu wenig Idee. Der Kollege Aichinger hat das dann noch verbessert. Er hat gesagt: "Na ja, dann überdachen wir halt die Mariahilfer Straße." Ich weiß nicht, ob es wirklich zu einer Stärkung der Kaufkraft und des Handels in Wien führt, wenn man die Mariahilfer Straße überdacht. Ich glaube, hier sind mehr Ideen und mehr Notwendigkeiten durchzuführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Bereich Arbeitskräfteverlust in Wien: In den letzten Jahren sind in Wien 30 000 Arbeitsplätze verloren gegangen. Der Kollege Hundstorfer hat versucht, uns zu erklären, dass diese 30 000 Arbeitsplätze hauptsächlich auf die Einsparungspotenziale aus dem Bundesbereich zurückzuführen sind, weil der Bund im Bereich der Verwaltung eingespart hat. Er hat selber dazu festgestellt, zirka 60 Prozent der Einsparungen sind in Wien zu rechnen und 40 Prozent sind in den Bundesländern zu rechnen. Wenn man das umlegt, sind von diesen Einsparungsmöglichkeiten der öffentlichen Verwaltung höchstens 5 000 bis 10 000 Arbeitsplätze betroffen, nicht jedoch 30 000 Arbeitsplätze, denn die Regierung Schüssel I hat 10 000 bis 11 000 Arbeitsplätze in der Verwaltung eingespart und die zweite Periode hat sich vorgenommen, 10 000 einzusparen. Sie haben das Mischungsverhältnis schon aufgezeigt. Es kann also nicht allein an den Einsparungspotenzialen der Bundesregierung gelegen sein. Hier ist Verwaltungsreform durchgeführt worden. 

Was ist in Wien an Verwaltungsreform zu sehen? An sich nichts. All dies, was wir als Verwaltungsreform kennen, wo die Effizienz der Verwaltung gesteigert werden sollte, passiert in Wien nicht. Wir haben dies in vielen Bereichen gesehen. Wir haben das in vielen Sozialbereichen gesehen. Es wird zum Teil, nicht so, wie Hundstorfer versucht hat, es darzustellen, Wien gut verwaltet, sondern es wird Wien mit viel Personal verwaltet. Das ist richtig. Im Arbeitsmarktbereich in der öffentlichen Verwaltung gibt es genügend Personal. 

Das andere ist das große Darstellen des WAFF, sowohl vom Finanzstadtrat als auch von Hundstorfer. Der WAFF ist eingerichtet worden und hat viele, auch wichtige, Aufgaben übernommen. Nur was in letzter Zeit versucht wird, nämlich den WAFF als Konkurrenzunternehmen des Arbeitsmarktservices darzustellen, ist schlichtweg falsch! Er sollte zusammenarbeiten. (GR Godwin Schuster: Ja, das steht im Vordergrund!) Der Chef des Arbeitsmarktservices, Buchinger, sagt: "Wir arbeiten zusammen, aber nicht gegeneinander." Genau so wäre es richtig. (GR Friedrich Strobl: So wird es auch gemacht!) Da bin ich auch zu 100 Prozent dafür, dass die Zusammenarbeit gesteigert wird. Dass das Wiener Arbeitsmarktservice in vielen Bereichen, sage ich einmal, wirklich damit kämpft, der Arbeitslosigkeit in Wien Herr zu werden, ist richtig. Vielleicht ist dort auch die Personalsituation eine schwierige und in anderen Bundesländern ist es besser, aber in Wien ist es deutlich zu sehen. Die Chefin des Wiener Arbeitsmarktservices weist auch immer darauf hin. Ich glaube, dass effiziente Arbeit am Arbeitsmarkt in Wien notwendig ist, dass effiziente Arbeit durch die Mitarbeiter des Arbeitsmarktservices durchaus geleistet wird, aber dass der Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds seine Hauptaufgaben, die er sich von Anfang an gesetzt hat und die er im letzten Jahr im Endeffekt intensiv weiterentwickelt hat, damit auch den strukturellen Aufbau stark erweitert hat, eher wieder zurücknehmen und sich auf seine Kernaufgaben konzentrieren sollte.

Ich bin sofort bei allen, die sagen, Arbeitsstiftungen sind wichtig, um dem drohenden Problem der Arbeitslosigkeit Herr zu werden. Auch Lehrlingsprogramme sind selbstverständlich wichtig. Der Herr Vizebürgermeister hat darauf hingewiesen, dass vor zwei Stunden ein Jugendarbeitslosigkeitsgipfel im Bundeskanzleramt stattgefunden hat. Der Bürgermeister ist zurückgekehrt und ich hoffe, wir werden, weil er den Vizebürgermeister davon informiert hat, hier etwas darüber erfahren, was durch diesen Arbeitsmarktgipfel über die Jugendarbeitslosigkeit positiv in die Wege geleitet werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Bericht der OECD setzt an vielen Bereichen ein. Einer davon ist der ganze Verkehr, vor allem der Transitverkehr. Wir diskutieren jetzt den Transitvertrag, der vom seinerzeitigen Verkehrsminister der SPÖ, Streicher, ausverhandelt wurde, dann von Klima in die Union mitgenommen wurde und vor dessen Scherbenhaufen wir jetzt stehen, weil man damals nicht in der Lage war, einen Passus aufzunehmen, dass dieser Vertrag nicht einfach endet, sondern weitergeführt werden kann. Aber immer, wenn es um den Transitvertrag geht, hören wir nur, die Landeshauptleute von Tirol, Kärnten und Salzburg kämpfen um die Interessen ihrer Bürger. Man muss aber schon klar und deutlich sagen, der Transitvertrag bedeutet nicht nur Verkehr zwischen Nord und Süd, sondern natürlich auch zwischen Ost und West. Hier hat man noch viele Versagen der letzten Jahre mitzutragen, denn erst jetzt zerbricht man sich darüber den Kopf, wie man Wien eine Umfahrung geben kann, die hoffentlich nicht durch die Stadt Wien führt, und wie man Verbesserungen durchführt. Jetzt kommt man schon darauf, dass man die Tangente um eine Spur verbreitern kann. 1989, mit dem Fall des Eisernen Vorhangs, hätte man damit beginnen müssen. Wir haben Jahre, man kann schon sagen Jahrzehnte, in Wien verschlafen, um hier Positives zu gewährleisten, auch auf Bundesebene, denn die Verkehrsminister, ich glaube, 49 von 58 Jahren wurden sie von der SPÖ wahrgenommen, haben total versagt und in der Beziehung überhaupt nichts gemacht. Der von vielen oft belächelten Verkehrsministerin Forstinger ist es gelungen, einen Generalverkehrsplan zu erstellen, der heute die Notwendigkeiten bietet, um für Wien und die Umgebung Wiens die Möglichkeiten eines durchschreitenden Verkehrs zu gewährleisten. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist das Budget kein Budget für die Zukunft, sondern ein intensives Weiterwursteln, an dem sich die Freiheitlichen sicher nicht beteiligen werden! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Mag Wehsely gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Budgetdiskussionen folgen einem speziellen Ritual. Es ist gerade mittags und damit auch eine schlechte Zeit, um zu reden. Das Ritual ist, dass die Opposition gegen den Budgetvoranschlag stimmt, der von der Regierung vorgelegt wird. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Zu Recht!) Die Opposition sagt, zu Recht, die Regierung sagt, zu Unrecht. 

Ich glaube, dass eine kritische Auseinandersetzung mit Budgetvoranschlägen grundsätzlich gut, sinnvoll und wichtig für die Demokratie ist. Ich bin aber schon über Teile der Wortmeldungen, insbesondere der ÖVP und der Freiheitlichen, verwundert, die in einem unglaublich großen Ausmaß die Realität, unter der dieser Budgetvoranschlag zu erstellen war, schlicht und ergreifend negieren. Ich denke, dass die Basis für die kritische Diskussion, die ich sehr gerne führe, der Budgetvoranschlag sein muss, aber in mindestens gleich großem Ausmaß müssen auch die Rahmenbedingungen gesehen werden, in denen dieser Budgetvoranschlag erstellt wird und mit denen sich die Stadt Wien konfrontiert sieht. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Schuld ist die Bundesregierung! Wir wissen es!)

Die Rahmenbedingungen sind im Gegensatz zum Gesicht des Kollegen Margulies keine lustigen, weil die Rahmenbedingungen sind die Realität, die auch von den Grünen zur Kenntnis genommen werden muss, wo die Schuldigkeit nicht damit getan sein kann, zu sagen, wir wissen, der Bund ist schuld, aber im Übrigen soll die Stadt Wien, eine Insel der Seligen, einfach all das lösen, was der Bund an Problemen aufgibt. Ich komme sehr wohl und sehr detailliert noch zum Voranschlag zu sprechen, glaube aber schon, dass es eingangs wichtig ist, diese Rahmenbedingungen, die die Kollegin Rothauer nicht mehr hören kann (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Doch! Ich bin hier!), die aber der Wahrheit entsprechen und daher die Basis für unsere Auseinandersetzung sein müssen, hier darzulegen. 

Tatsache ist – da zitiere ich weder irgendwelche FPÖ‑Parteiorgane noch linke Blätter, sondern schlicht und ergreifend sagen das Wirtschaftsforscherinnen und Wirtschaftsforscher unisono –, dass der Wirtschaftsaufschwung fraglich ist. Es ist fraglich, ob dieser kommt. Wir wissen, wenn es keinen Konjunkturaufschwung gibt, dann kommt es auch zu keiner Entspannung auf dem Arbeitsmarkt. 

Wir wissen auch – darauf kommen wir später noch zu sprechen, insbesondere mein Kollege Strobl –, dass die Investitionen in Veränderungen der schlechten Situation am Arbeitsmarkt im Bund ausgesprochen gering sind und – das wurde heute schon gesagt – im Gegensatz dazu das Budget des AMS Wien in dieser Situation um fünf Prozent gekürzt wird und keine Erhöhung vorgesehen ist. 

Wir wissen auch – das ist ganz zu Beginn gesagt bei der Rede des Herrn Vizebürgermeister gesagt worden und eigentlich ist bisher niemand darauf eingegangen –, dass wir 2004 deutlich geringere Einnahmen haben werden und dass das erst der Anfang von einer noch viel schwierigeren Situation ist, die heißt, erste Steuerreform 2005, wo wir davon ausgehen, dass weit über 100 Millionen EUR weniger Ertrag in Wien sein werden und im Gegensatz dazu der Bund deutlich mehr als 300 Millionen EUR an Mehreinnahmen durch diese Steuerreform haben wird. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn man mit einem falschen Budgetvoranschlag in die Finanzverhandlungen hineingeht, wird man dabei nichts erreichen können!)

Dazu kommt – das wird sich erst weisen, aber es würde mich sehr wundern, wenn es anders wäre und ich werde mich wieder inhaltlich damit auseinander setzen –, dass der Bund, was heute noch gar nicht dargelegt worden ist, ständig Aufgaben an die Länder übergibt, ohne diese dann finanziell abzugelten. Ich nenne nur das, was in der letzten Zeit passiert ist, das Pass- und Meldewesen, aber es gibt eine Reihe weiterer Vorschläge, wo das nach dem selben, für die Länder und Gemeinden gefährlichen, Vorbild passieren soll, zusätzlich Aufgaben zu übernehmen, ohne die entsprechenden finanziellen Abgeltungen zu bekommen. 

Tatsache ist – auch wenn das in diesem Raum nicht mehr gehört werden will, ich denke mir, wenn man es öfters sagt, wird es vielleicht doch auch wahrgenommen –, die Stadt Wien ist als Metropole ganz besonders von diesen Dingen betroffen. Da können Sie, Frau Kollegin Rothauer noch so oft sagen, dass die Investitionen zu hoch sind. Tatsache ist schlicht und ergreifend –, das habe ich mir nicht aus den Fingern gezuzelt, sondern das ist das, was Wirtschaftsforscherinnen und Wirtschaftsforscher sagen –, dass die Investitionsquote des Bundes mit 1,2 Prozent, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, die Hälfte des europäischen Durchschnitts ist. Das muss man zur Kenntnis nehmen. Darüber hinaus muss man auch zur Kenntnis nehmen, dass die Stadt Wien in Wien mehr investiert als der Bund in ganz Österreich. 

Tatsache ist, es ist schon gesagt worden, dass der Stellenabbau des Bundes ganz besonders Wien als Hauptstadt trifft. Ein Drittel der Arbeitsplätze in Wien löst in Wahrheit Arbeitsmarktprobleme der Bundesländer, weil ein Drittel der Arbeitsplätze in Wien von Einpendlern wahrgenommen wird. Ein Viertel der Lehrplätze wird von Jugendlichen wahrgenommen, die hier ausgebildet werden, aber nicht in Wien leben. Und heute ist noch gar nicht gefallen, dass es insbesondere im Frauenbereich und im Kulturbereich eine ganz große Anzahl an Subventionen gibt, die bis zum Jahr 2000 der Bund wahrgenommen und als seine Aufgabe gesehen hat. Wenn die Stadt Wien nicht in vielen Bereichen seit dem Jahr 2000 eingesprungen wäre, gäbe es viele dieser Frauen- und Kulturprojekte einfach nicht mehr. 

Das sind Tatsachen, die man als Basis nehmen muss, um sich mit dem Budgetvoranschlag 2004 auseinander zu setzen. Das heißt, die Rahmenbedingungen sind 2004 schwierige und die Budgeterstellung ist auch eine große Herausforderung. Ich möchte nicht hier stehen und sagen, das ist alles kein Problem und ich kann mir gar kein schöneres Budget vorstellen, denn das ist nicht so, weil die Rahmenbedingungen gerade für Wien so schwierig sind, wenn es unser Ziel ist, was es ist, sich auch in dem Budgetvoranschlag niederschlägt, den sozialen und kulturellen Standard zu halten. Es bedarf ganz großer Anstrengungen, dass das möglich ist. Ich denke, dass es im Budgetvoranschlag 2004 sehr wohl gelungen ist, in einer schwierigen Situation, bei schwierigen Rahmenbedingungen, die richtigen Schwerpunkte zu setzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Diese Schwerpunkte sind an erster Stelle der Arbeitsmarkt, der Sozial- und der Gesundheitsbereich. Ich möchte hier noch auf einige Bereiche eingehen. Wenn der Kollege Chorherr gesagt hat, es ist sozusagen aus seiner politischen Sicht gleichwertig, Schwarz‑Blau und die absolute sozialdemokratische Mehrheit in dieser Stadt wegzubringen, nehme ich das auch zur Kenntnis, möchte aber in einigen Punkten schon darlegen, wo es im Politikverständnis und in der Prioritätensetzung wesentliche Unterschiede gibt. 

Die Investitionen, die die Frau Kollegin Rothauer nicht hören will, die es im Bund nicht gibt, wo es jetzt die Drohung des Herrn Kukacka gibt, dass es kein Geld mehr für den U‑Bahnbau geben soll, habe ich bereits angesprochen. Ich nehme auch das zur Kenntnis. Das würde mich alles nicht wundern. Tatsache ist, dass die Investitionen in Wien auf 2 Milliarden EUR durch die Stadt Wien und durch die Unternehmungen der Stadt steigen und darüber hinaus noch 200 Millionen EUR investitionswirksam in Förderungen gesteckt werden.

Der nächste Bereich ist der Arbeitsmarktbereich, wo ich nur zwei konkrete Bereiche ansprechen möchte, und zwar sind das die Lehrlinge und die Situation der Frauen am Arbeitsmarkt. Tatsache ist, dass es insgesamt 56 Millionen EUR für Mittel am Arbeitsmarkt gibt. Da muss man sich wieder die Rahmenbedingungen vor Augen halten, denn die Rahmenbedingungen sind die, dass die Stadt Wien dafür an sich nicht zuständig ist. Es ist also nicht so, dass wir sagen, das ist ein Bereich, wo wir zuständig sind und jetzt mehr Geld hineingeben, denn der Arbeitsmarkt ist eindeutig eine Bundeskompetenz. Wir haben als einziges Land in dieser Republik den ArbeitnehmerInnenförderungsfonds und wir erhöhen die Mittel um 5,5 Millionen EUR, um genau diese Rahmenbedingungen, die nicht hausgemacht sind und die wir uns nicht ausgesucht haben, so gut es möglich ist, wettzumachen. Dass damit nicht alle Probleme am Arbeitsmarkt gelöst sind, Kollege Margulies, sind wir vollkommen einer Meinung. Ich sage nur, das ist nicht möglich, das kann eine Stadt auch nicht leisten.

Ich komme kurz zu den Lehrlingen, wo wir schon oft darüber diskutiert haben, dass wir der Ansicht sind, das große Problem ist, dass wir keine Möglichkeit haben, Lehrlingen eine volle Lehrausbildung zu bieten, weil das Jugendausbildungssicherungsgesetz in der Form geändert wurde, dass es diese Stützungen nicht mehr gibt. Es ist so, dass nur auf Grund der Initiative der Stadt Wien die Lehrlingsplätze auf 2 400 erhöht worden sind – ursprünglich waren vom Bund 1 000 in Wien vorgesehen – und allein für diese Lehrgänge 4,35 Millionen EUR im nächsten Jahr ausgegeben werden.

Ein zweiter Punkt: Über Frauen und Arbeitsmarkt ist heute noch nichts gesprochen worden, dass Extramaßnahmen, neue Maßnahmen für Wiedereinsteigerinnen gibt. Wiedereinsteigerinnen in dem Fall mit kleinem I, da wir wissen, dass es leider noch immer zu 98 Prozent eine Frage von Frauen ist. Wir wissen auch auf Grund der vom Kollegen GÜNTHER zitierten OECD‑Studie, dass die Situation im Wiedereinstieg für die Frauen, seit es das Kinderbetreuungsgeld gibt, weitaus schwieriger geworden ist. Hier gibt es im nächsten Jahr Extraprogramme für Frauen, um ihnen den Wiedereinstieg auch möglich zu machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es sei auch ein Punkt angeführt, der heute noch keine Diskussion war, außer in der Rede vom Herrn Vizebürgermeister, der ganz eng damit zusammenhängt, nämlich wie Wiedereinstieg möglich ist. Wiedereinstieg ist möglich, wenn es ausreichende Kinderbetreuungseinrichtungen gibt. Da sollte man vielleicht auch, wenn man über das Budget dieser Stadt spricht, erwähnen, dass drei Viertel aller Krippenplätze nicht irgendwo, sondern in der Bundeshauptstadt Wien sind, dass wir eine Vollversorgung bei den Drei- bis Sechsjährigen haben und dass wir als einziges Bundesland für alle Eltern von Pflichtschülerinnen und Pflichtschülern, die das wollen, eine ganztägige Betreuung zur Verfügung stellen. Das ist die Grundvoraussetzung dafür, dass Familie und Beruf für Frauen und Männer vereinbar ist. Das ist in ganz Österreich nur in Wien möglich und wird auf Grund dieses Voranschlags auch im nächsten Jahr möglich sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme jetzt zum nächsten Punkt, zum Sozialbudget. Kollege Margulies, Sie haben davon gesprochen, wir haben irgendwelche Löcher abgestritten. Die Tatsache, über die wir wirklich unterschiedlicher Ansicht waren, war mehr eine philosophische, nämlich die Frage: Wenn ein Loch gestopft ist, ist es dann noch ein Loch oder nicht? Ich persönlich vertrete aus der Kenntnis des Sockenstopfens, nein, zuerst Loch, dann stopfen, dann nicht mehr. Diese Meinung vertritt: Ein Loch bleibt immer ein Loch, wenn es einmal eines gewesen ist, auch wenn es gestopft ist. Das war die wesentliche Differenz, die wir hatten. (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.)
Tatsache ist, es gibt hier kein Loch, weil die Sozialdemokratie ihre Aufgabe wahrgenommen und zusätzliche Mittel aus Umschichtungen im Budget – du weißt das alles – und aus Zentralmitteln zugeschossen hat. Ich glaube, dass das wichtig ist und die Debatte werden wir heute hier nicht führen.

Ich möchte daher nur die Frage streifen, wenn wir über Wien als soziale Stadt sprechen, dürfen wir doch bitte nicht nur über die Frage der Sozialhilfe sprechen. Da müssen wir doch auch über den sozialen Wohnbau, den es nirgendwo außer in Wien in diesem Ausmaß gibt, sprechen. Wo gibt es 220 000 Gemeindewohnungen?

Dann müssen wir über die außerschulische Jugendarbeit sprechen, die in ganz Europa und auch in allen anderen Bundesländern gekürzt wird, dass es nicht mehr ärger geht. Bei uns ist das nicht der Fall. 

Dann müssen wir darüber sprechen, dass wir in Wien vier Frauenhäuser haben, die im nächsten Jahr sieben Prozent mehr Budget haben, um für die ärmsten der armen Frauen Möglichkeiten zu haben. Tatsache ist aber – das möchte ich schon auch anmerken, obwohl wir das schon oft diskutiert haben –, dass die Probleme im Sozialbudget nicht hausgemacht sind, dass wir wissen wie es ausschaut, wenn die Arbeitslosigkeit steigt, die Zahl der Notstandshilfebezieher sich verdoppelt, die Notstandshilfe immer schlechter ausgestattet ist, das heißt, die Leute von der Notstandshilfe allein nicht mehr leben können und zusätzlich Sozialhilfe brauchen. Dass sich das natürlich dramatisch auswirkt, ist klar. 

Tatsache ist - du hast es selber ausgesprochen –, es wird ausreichend Geld für die Leistung der Sozialhilfe da sein. Es wird nicht nur ausreichend Geld für die Leistung der Sozialhilfe da sein, es wird auch ausreichend Geld da sein, damit Wien weiterhin eine soziale Stadt bleibt, ob das im Bereich des Wohnens, im Bereich der Frauen, im Bereich der Kultur oder im Bereich der Jugend ist. Daher darf man Sozialpolitik nicht auf die Sozialhilfe reduzieren, denn das ist ein Sozialbegriff, der nicht meiner und nicht unserer ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Tatsache ist jedenfalls – das sei hier noch einmal ausgesprochen –, dass natürlich alle gesetzlichen und vertraglichen Leistungen auch im Jahr 2004 getragen werden. Das ist auf alle Fälle wichtig. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Gibt es eine Richtsatzerhöhung bei der Sozialhilfe?) Man muss immer wieder dazusagen, auch wenn das nicht gerne gehört wird, dass die Frage des Anstiegs der Sozialhilfe keine hausgemachte Sache ist, sondern dass Wien für vorsätzliches Versagen dieser Bundesregierung einspringt und diese Notwendigkeiten im Sozialbereich selbstverständlich weiterhin finanziert werden.

Ich komme jetzt zu einem weiteren Bereich, und zwar dem Bereich der Gesundheit und der Pflege. Jetzt ist leider der Kollege Chorherr nicht da, der besonders die kritische Diskussion wollte, aber ihr könnt es ihm sicher ausrichten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nicht groß reden! Bei euch war die ganze Zeit fast niemand da!) Ich finde es besonders perfide, dass man über das System SPÖ spricht – das ist echt originell – und dann bringt man zu diesem System SPÖ zwei Beispiele, die aber so etwas von Vorbeigehen an dem, was man eigentlich darstellen möchte, dass ich das nur lächelnd zur Kenntnis nehme. 

Das eine Beispiel ist, dass man der Frau Kollegin Pilz erlaubt oder davon ausgeht, wenn sie eine Frage stellt, dass das ironisch gemeint ist, aber der genauso ironischen Antwort von Frau Kollegin Klicka: "Fragen Sie mich rechtzeitig.", die Ironie nicht beimesst. Selbstverständlich war die Frage von der Frau Kollegin Pilz ironisch und auch die Antwort von der Frau Kollegin Klicka war ironisch. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Frau Dr Pilz versteht die Ironie nicht! Das ist es!) Wenn man das so nicht zur Kenntnis nehmen möchte, okay, aber dann spricht das auch Bände. 

Das zweite Beispiel für das System SPÖ finde ich ganz besonders originell, nämlich wird von einer Mail erzählt – ich habe das, da ich in der letzten Untersuchungskommission dabei war, auch gehört –, wo eine Vorgesetzte oder ein Vorgesetzter die MitarbeiterInnen anweist, dass zu melden ist, wenn Herr Dr Vogt im Haus ist. System SPÖ ist das. Nur was macht das System SPÖ? Die Frau Stadträtin hört davon (GR Mag Christoph Chorherr: Wo hört sie davon?) – ich erzähle das für diejenigen, die nicht dabei waren –, dreht sich in dem Moment, wo sie davon hört, zum Herrn Dr Kasper um, der dort auch anwesend war, und sagt: "Das ist sofort zurückzunehmen und abzustellen." Das ist System SPÖ. In dem Moment, wo man von so einem Mangel und Missstand hört, wird er abgestellt. (Beifall bei der SPÖ. GR Dipl Ing Martin Margulies: Was passiert, wenn sie es nicht merkt? Dann bleibt es so?)
Tatsache ist, dass es im Gesundheitsbereich 2003 987 Millionen EUR gegeben hat und dass es im Jahr 2004 deutlich über eine Milliarde, nämlich 1,013 Mil-liarden EUR geben wird, also ein Plus von 26 Milli-onen EUR. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie viel davon ist die Erhöhung für Pensionszahlungen?)

Dazu möchte ich noch erwähnen, da das heute nicht gefallen ist, weil das natürlich niemand gern hört, die Tatsache, dass wir all die Dinge jetzt in der Untersuchungskommission diskutieren können – was gut und richtig ist und wo ich für jede Aufklärung bin –, ist kein Minderheitenrecht. Dies war in Wien nur möglich, mit den Stimmen der SPÖ umzusetzen. Das sollte man vielleicht auch einmal zur Kenntnis nehmen. (GRin Nurten Yilmaz: System SPÖ!)

Zur Frage der Geriatriemilliarde und ‑zulage möchte ich – das ist heute auch schon gefallen – klar darlegen, dass bezüglich der finanziellen Anreize für Pflegepersonen derzeit Verhandlungen im Gang sind. Ich glaube, das ist schon gesagt worden, aber ich sage es gern noch einmal, wenn die Frage ist, wo die Milliarde zu finden ist. Es ist klar, dass sie nirgends zu finden ist, weil der Zeitpunkt, wo das bei der Regierungsklausur Mitte Oktober beschlossen wurde, nach dem Zeitpunkt war, wo der Wirtschaftsplan des KAV bereits gedruckt war. Daher ist das nirgends zu finden.

Ich denke, dass man abschließend sagen kann und sagen muss, dass der Budgetvoranschlag des Jahres 2004 sicher kein Budget ist, wo man sagen kann, man könnte sich kein schöneres und kein glücklicheres vorstellen, weil die Rahmenbedingungen ausgesprochen schwierig sind, weil wir auch nicht genau wissen, wie sich die Einnahmensituation entwickelt und weil wir vor der Tür auch einen Finanzausgleich haben, wo ich sehr hoffe, dass der Wiener ÖVP‑Obmann, Herr Finz, die Stadt Wien kräftig unterstützen wird. Es könnte das erste Mal sein, weil bisher war diese Unterstützung für Wien durch den Herrn Finanzstadtrat in keiner Art und Weise zu bemerken. Das heißt, die Rahmenbedingungen sind schwierig. Ich weiß und sehe im grünen Buch, dass wir die richtigen Prioritäten gesetzt haben, nämlich Investitionen, Arbeitsmarkt, Soziales und Gesundheit. Damit sichert das Budget 2004 trotz aller Widrigkeiten, die wir in der derzeitigen wirtschaftlichen Lage haben, den sozialen Standard in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GR Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist ein Sittenbild der sozialistischen Alleinregierung. Ich habe das Glück, nachdem jetzt die Frau Wehsely gesprochen hat, dass mehrere Kolleginnen und Kollegen da sind, aber bei den drei letzten Vorrednern der Opposition, sowohl beim Kollegen Margulies als auch bei der Kollegin Rothauer als auch beim Kollegen Günther waren teilweise drei, im höchsten Fall fünf, Abgeordnete der sozialistischen Fraktion in diesem Saale! (GR Franz Ekkamp: Wir waren aber schon da!) Das heißt, es interessiert Sie einfach nicht! (GR Franz Ekkamp: Wie viele waren denn von der ÖVP da?) Meine Damen und Herren, wir haben eine Generaldebatte und dabei ist es Ihre Aufgabe, zuzuhören! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie dürfen nicht zuhören, weil sonst stimmen sie dagegen! – GR Franz Ekkamp: Fünf ÖVPler sind dagesessen!) Herr Kollege, Sie verkennen die Situation! (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist denn der Bürgermeister?) Sie legen ein Budget vor (GR Kurth‑Bodo Blind: Lieber fünf mit Hirn als viele ohne! – GR Franz Ekkamp: Ein Ordnungsruf für den Kollegen Blind!) und es muss Ihr Interesse sein, zu hören, was die Opposition dazu sagt! (Beifall bei der ÖVP.)
In Ihrer Arroganz brauchen Sie das überhaupt nicht, weil Sie wissen sowieso alles! Sie machen eh alles besser und was die Opposition sagt, interessiert Sie nicht einmal! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, Herr VBgm Rieder ist auch nicht da. (GR Harry Kopietz: Der ist da!) Dass die Frau Stadträtin nicht da ist, ist sowieso klar. Ich meine, da sage ich gar nichts mehr, obwohl das natürlich auch Ihre Aufgabe wäre. 

Natürlich haben die Kollegin und der Kollege von der sozialistischen Fraktion (GRin Renate Winklbauer: Sozialdemokratisch! Sie sollten es lernen!), Herr Kollege Hundstorfer und Frau Kollegin Wehsely, wieder einmal die Flucht nach vorne angetreten. Sie haben wie üblich die Bundesregierung für die Missstände in Wien verantwortlich gemacht und meinen, damit vom eigenen Versagen, das in der Zwischenzeit eklatant ist, ablenken zu können. Herr Vizebürgermeister, halten Sie die Wienerinnen und Wiener nicht für so dumm, dass sie nicht genau wissen, dass Sie die Bundesregierung immer nur als Ausrede gebrauchen! Ich scheue mich nicht, auch über die Bundesregierung zu reden, denn dank dieser Regierung gibt es in Österreich immerhin ein Wachstum von einem Prozent. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich mir Deutschland im internationalen Vergleich anschaue, hat es schon zwei Jahre lang kein Wachstum. Die Schweiz hat 2002 keines. Italien hat ein ganz geringes von 0,2 bis 0,3 Prozent. (GR Godwin Schuster: Finnland!) Frankreich hat heuer kein Wachstum. Und das Vorzeigeland Holland muss zugeben, ein Minuswachstum zu haben. (GR Johann Driemer: Und was ist mit Österreich?) Österreich liegt hingegen mit einem Prozent, zumindest einem halben Prozent, über der Eurozone, Herr Kollege. (GR Johann Driemer: Aber es könnte viel besser sein!) Schauen Sie, es kann immer alles besser sein, Herr Kollege Driemer! Denken Sie an Ihr Baugewerbe! Mehr will ich gar nicht dazu sagen. (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Bundesregierung, meine Damen und Herren, zeigt damit weitaus mehr Verantwortungsbewusstsein gegenüber den Schicksalen der Menschen als Sie in Ihrer Politik gegenüber den Bürgern dieser Stadt! (GR Godwin Schuster: Das werden wir beim Finanzausgleich schon sehen!) Vielleicht verstehen Sie es nicht, das ist schon möglich! (GR Heinz Hufnagl: Das ist doch herzzerreißend!) Der eigentliche Nutzen des Stabilitätspaktes ist nämlich, meine Damen und Herren, die Inflationsrate. Die Inflationsrate ist mit einem Prozent Gott sei Dank niedrig und das ist von größter Bedeutung für die Menschen in dem Land, vor allem für die sozial Schwachen im Land. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Steuerquote!)
Wenn Sie sagen, Steuern, geben Sie mir ein Stichwort. Es kommt mit 1.1.2004 das kleine Steuerreformpaket (GR Erich Valentin: Körperschaftssteuer!), wo immerhin 200 000 Menschen keine Steuern mehr bezahlen und wo 2 Millionen weniger Steuer bezahlen. (GR Johann Driemer: Wie viele sind das mehr, die jetzt keine zahlen?) Herr Kollege Driemer, wissen Sie – vielleicht wissen Sie es gar nicht –, was die Sozialdemokraten im Parlament gemacht haben? (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Sowieso!) Sie haben gegen diese Steuerreform gestimmt! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich!) Sie haben dagegen gestimmt! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Weil wir bessere Vorschläge haben!) Sie sind dagegen, dass die Bürger in Österreich keine oder weniger Steuern bezahlen! Sie stimmen einfach dagegen! (GR Johann Driemer: Gegen dieses Verfahren!) Das ist grotesk! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat zwei Konjunkturpakete geschnürt. Jetzt kommt ein ambitioniertes Wirtschaftswachstumspaket. Es wird etwas gemacht. Dass dies auf Grund der Rahmenbedingungen, die von außen kommen, nicht zufriedenstellend ist und wir mehr wollen, ist klar, aber sich immer nur auf die anderen auszureden, um vom eigenen Versagen abzulenken, ist zuwenig! (Beifall bei der ÖVP. – GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das machen Sie auch!) 

In Wien gibt es nicht wirklich ein Konjunkturbelebungsprogramm. Das hat schon die Frau Kollegin Rothauer ausgeführt. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schauko-witsch: Aber die Investitionen sind schon höher als im Bund!) Ich brauche da nicht ins Detail zu gehen. Es gibt keine aktive Budgetpolitik. In Wien hat man längst aufgegeben, Zukunftspolitik zu machen! Man muss froh sein, wenn Sie gerade noch der Gegenwart hinterher hecheln! In Wien hat man längst verlernt, Erneuerungen zu wollen! In Wien hat man abgeschrieben Prioritäten zu setzen und zukunftsweisende Weichen zu stellen! Sie entwickeln wieder eine Partei, die die Zukunft in der Vergangenheit sucht! Und das ist schlecht für Wien! (Beifall bei der ÖVP. – GRin Dr Elisabeth Neck‑Schau-kowitsch: Können Sie das an einem Beispiel beweisen? Das sind nur allgemeine Behauptungen!) – Ich komme dann schon noch ins Detail. 

Wir befinden uns in einer Zeit, wo rundum in Europa die Weichen für die Zukunft gestellt werden. Selbst Ihr Parteifreund Schröder, gewöhnlich ein Zauderer und Verhinderer einer modernen Politik, hat jetzt am SPD‑Parteitag den Mut zur Wahrheit und den Willen zum Wandel entdeckt. Schweden, Finnland – weil Sie vorhin Finnland gesagt haben – und England haben den Willen zum Wandel schon bewiesen. Sozialumbau, nicht Sozialabbau ist notwendig, um die Herausforderungen der modernen Zeit zu bewältigen. Tun Sie nicht so, als wären – die Frau Kollegin Wehsely hat das nämlich gemacht – Sozialpolitik, Arbeitsmarktpolitik und Konjunkturpolitik nur Aufgabe der Bundesregierung! Das ist auch Ihre Zuständigkeit im Land Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Wo, so frage ich, ist wirklich das wirtschaftspolitische Konzept? Herr Kollege Hundstorfer, Sie haben es gesagt und auch vom Kollegen Günther ist es völlig zu Recht gekommen, in sechs Monaten kommen zehn neue Länder zur Europäischen Union dazu. 30 und 60 Kilometer entfernt von Wien beginnt dann die neue EU‑Zone. Damit rückt Wien wieder in den geografischen Mittelpunkt eines gewaltigen Wirtschaftsraumes. Gerade deshalb ist es so wichtig, dass in Wien die richtigen Initiativen gesetzt werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie warten jedoch ab und schimpfen auf die Bundesregierung, jene Bundesregierung, die mit dem dritten Konjunkturpaket die Forschung und Wirtschaft auch in Wien ankurbeln wird. Die Kollegin Rothauer hat einige ganz konkrete Beispiele genannt, die Sie nicht widerlegen können. Wenn doch, dann tun Sie es, kommen Sie heraus! Ich habe aber bisher noch nichts gehört. 

Nun komme ich zum Sozialen, meine Damen und Herren, ein Ressort von besonderer Bedeutung für die Menschen, wo Sie angeblich um zehn Prozent erhöht haben. Herr Finanzstadtrat, das ist tatsächlich Etikettenschwindel! Sie vergleichen den falschen Voranschlag 2003 – da hat es immerhin eine Sondersitzung deshalb gegeben, ich hoffe Sie können sich noch daran erinnern – mit dem Voranschlag 2004. Der richtige, seriöse Ausgangspunkt ist aber der Rechnungsabschluss 2003. (GR Johann Driemer: Was vergleicht man jetzt? Voranschlag zu Voranschlag oder Rechnungsabschluss zu Rechnungsabschluss?) Dann wird das Desaster sichtbar. Da gibt es noch etwas. Da gibt es plötzlich eine Geister‑MA, die MA 15A, zwischen den Seiten 95 und 104. Von der MA 15A hat man noch nie etwas gehört. Jetzt gibt es sie plötzlich und man kommt dann darauf, das ist die MA 12. Die Sozialhilfe wird 2004 um 10 Millionen EUR gegenüber dem Rechnungsabschluss 2002 gekürzt und nur das kann man als seriös bezeichnen. Die Behindertenhilfe wird um 5 Millionen gekürzt. (GR Johann Driemer: Diesbezüglich kann man alles machen, aber richtig ist es schon, wenn man Voranschlag zu Voranschlag vergleicht!) Sie haben es sich vielleicht nicht angeschaut, Herr Kollege Driemer! Ich habe es mir sehr genau angeschaut, aber nicht einen falschen Voranschlag, wo nachweislich hier darüber diskutiert wurde, dass er um einige Millionen falsch ist. Das zu vergleichen, muss ich sagen, ist Chuzpe! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die sonstigen sozialen Einrichtungsmaßnahmen werden um 5 Millionen EUR gekürzt. Sie kürzen damit die Sozialhilfe. Da ist Wien, wie wir schon öfter diskutiert haben, ohnehin Schlusslicht in Österreich. 

Aber gehen wir weg vom Sozialen. Die Kollegin Wehsely hat gerade die Familienpolitik so gelobt. Ja, ich stimme mit Ihnen überein, in Wien sind Gott sei Dank für Drei‑ bis Sechsjährige Kindergartenplätze da. Aber bei den familienfördernden Maßnahmen, Frau Kollegin Wehsely, kürzen Sie um 3,7 Millionen EUR gegenüber 2002. Was heißt denn das? Wollen Sie den finanziell schwachen Eltern die Zuschüsse kürzen? Die Förderung der Kinderbetreuungseinrichtungen werden gegenüber dem Rechnungsabschluss um 2,6 Millionen EUR gekürzt. Wenn ich da den Voranschlag anschaue, Herr Kollege Driemer – ich tue es nicht, aber wenn ich ihn anschauen würde – würde sogar um 6 Millionen EUR gekürzt werden, obwohl wir bis jetzt nur ein Kindertagesheim geschlossen haben. In einer Verordnung wurden Qualitätsstandards festgeschrieben. Dass das höhere Kosten bedeutet, wissen wir. Sie aber kürzen. Sie kürzen die Ausgaben für Volksbildung, weil Sie gerade vorher – ich muss Sie leider ansprechen, Frau Kollegin Wehsely – von Kultur gesprochen haben. Volksbildung, Büchereien, Musiklehranstalten kürzen Sie um 7 Millionen EUR. Bei der Schulpolitik sind es 21 Millionen EUR. Da gehe ich nicht näher darauf ein. Das wird in der Spezialdebatte sicherlich mein Kollege Strobl tun. Frau Vizebürgermeisterin, Sie sind natürlich nicht da, wie könnte es auch anders sein! Das ist die Bankrotterklärung Ihrer Sozialpolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Politik der SPÖ‑Alleinregierung für Wien im Sozialbereich heißt offenbar kürzen, kürzen, kürzen. Das ist eine Politik, die wir nicht mittragen wollen, weil sie zu Lasten der Armen in Wien, zu Lasten der Behinderten in Wien und zu Lasten der Familien in Wien geht. Bgm Häupl, der von der Verfassung her der Letztverantwortliche für das reibungslose Funktionieren der Stadt ist, geht das offensichtlich alles nichts an. Es interessiert ihn nicht. Er lässt gewähren. Wir werden daher von unserem Minderheitenrecht Gebrauch machen und eine Prüfung des Ressorts Laska durch den Rechnungshof verlangen. Uns, meine Damen und Herren, ist die Sozialpolitik zu wichtig, als dass wir sie zur Spielwiese einer eventverliebten Stadträtin, nämlich Laska, eines offensichtlich der Budgetwahrheit sich nicht verpflichtet fühlenden Finanzstadtrats, Dr Rieder, und eines uninteressierten Bürgermeisters, Häupl, überlassen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum Ressortbereich Pittermann: Dort ist Chaos pur. Wir haben jetzt die Untersuchungskommission, die eine Fundgrube ist, wie menschenunwürdig, wie planlos, wie führungslos dort vorgegangen worden ist und noch immer vorgegangen wird. Es sind wirklich verheerende Aussagen, die man dort hört, zum Beispiel dass die Führung des Hauses eine mittlere Katastrophe ist und so weiter. Ich möchte jetzt gar nichts ins Detail gehen, auch aus Zeitgründen. Die Frau StRin Pittermann kennt die Ergebnisse. Was hat man bisher dagegen unternommen? Man hat die kritisierte Pflegedirektorin jetzt wieder in Lainz eingesetzt. Ich sage nach wie vor "Lainz", weil einen anderen Namen würde ich nicht anführen. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das ist beides falsch! Sie wissen es besser! Kreisler ist nicht eingesetzt worden! Sie war krankheitshalber abwesend!) Die Pflegedirektorin Kreisler ist aber wieder an den Platz zurückgekommen (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Weil sie gesund geworden ist!), wo eine Studie gerade verheerende Aussagen über den Führungsstil macht. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Darin ist sie nicht namentlich erwähnt!) Aber es geht um das Führungspersonal, Frau Kollegin! Dort fängt es einmal an. Aber ich sehe, Sie sind nie einsichtig! Kritik vertragen Sie nicht! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Oh doch, wenn sie gute Kritik üben!) Da mauern Sie ab! Das ist Ihr Problem und daher schaut es so aus, denn sonst hätten Sie schon längst etwas unternommen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, auch die Kritik von Ombudsmann Dr Vogt ist nicht von schlechten Eltern. Er sagt, er war bei der gemeinderätlichen Geriatriekommission. Er sagt, für Kritik oder Verbesserungsvorschläge werden Mitarbeiter strafversetzt. Ich möchte nicht auf Näheres eingehen. Da muss ich sagen, das ist auch ein Spiegelbild Ihrer Politik, das Ihnen vorgehalten wird und das Sie sehr ernst nehmen sollten! 

Meine Damen und Herren, besonders unfassbar ist, dieses Chaosressort – der Herr Kollege Chorherr ist schon eingehend darauf eingegangen –, wo die Frau Dr Pittermann heillos überfordert ist, soll nun die politische Verantwortung der Sozialagenden der MA 12 kommen, nämlich zum Fonds Soziales Wien. In 37 Tagen soll diese Strukturreform greifen. Immerhin, meine Damen und Herren, geht es um 25 Prozent des Gesamtbudgets. 25 Prozent des Gesamtbudgets werden hier verwaltet. Welche Kontrollfunktion hat der Gemeinderat in Zukunft? Wo fallen die Entscheidungen? Der Verdacht liegt nahe, dass die Sozialagenden in den Fonds ausgelagert werden, damit wir die Opposition im Gemeinderat keine Kontrolle darüber hat. Sie wollen wieder einmal die Opposition ausschalten! Sie wollen nicht, dass die Öffentlichkeit weiß, wo Ihre Entscheidungen fallen, wie sie aussehen und warum gerade diese oder jene gefällt wurde! Wo keine Kontrolle ist, gibt es keine Kritik und niemand stellt unangenehme Fragen! Kritik vertragen Sie ohnehin nicht! Das ist Ihr Verständnis von Demokratie! Das ist die Arroganz der sozialdemokratischen Allmacht! Das ist Ihre so genannte Demut vor dem Bürger! Aber an dieser hochmütigen Politik werden Sie scheitern! (Beifall bei der ÖVP.)
Auch hier zeigt sich, wie der Bürgermeister dieser Stadt seine Verantwortung wahrnimmt, nämlich überhaupt nicht! Bgm Häupl lässt gewähren! Er ist erschüttert, wenn wieder einmal ein Skandal aufgedeckt wird. Das ist zu wenig! Politik heißt handeln, Politik heißt entscheiden. Von Robert Jungk stammt das Zitat: "Und doch kann die Welt verändert werden. Zukunft ist kein Schicksal."

Im Interesse der sozial Schwachen in dieser Stadt hoffe ich, dass das vielleicht ein Denkanstoss für Bgm Häupl ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Fritz Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich am Anfang ganz kurz auf meine unmittelbare Vorrednerin eingehen. Sie hat uns ja in ihren Ausführungen zu Beginn gesagt, was uns alles dank dieser Regierung auf Bundesebene gebracht wurde. Das mache ich gerne. Sie haben hier Zahlen zitiert, und auch ich werde einige Zahlen zitieren, auch wenn Sie sie vielleicht nicht so gerne hören möchten.

Erstens einmal hat uns diese Regierung eine Rekord-Arbeitslosigkeit gebracht. Zweitens hat uns diese Regierung unter anderem eine Verschuldungsquote von 67,3 Prozent im Jahr 2002 gebracht. Weil Sie immer Vergleiche angestellt haben zu Jahren, in denen es noch eine sozialdemokratische Regierung gab, kann ich Ihnen sagen, dass die Verschuldungsquote zum Beispiel 1997 bei 64,7 Prozent lag. Diese Regierung hat uns auch so weit gebracht, dass Österreich beim Wirtschaftswachstum im EU-Schnitt immer weiter und weiter zurückfällt. Nachdem wir 2002 noch bei 1,4 Prozent lagen, die EU-15 hingegen bei 1,1 Prozent, lautet jetzt die Prognose für 2004 auf 1,4 Prozent für Österreich und auf 2,3 Prozent im EU-Durchschnitt. Und wenn Sie sich zum Beispiel den wirtschaftlichen Reichtum anschauen, dann sehen Sie: Österreich lag 1998 noch an 4. Stelle, 2002 bereits an 8. Stelle. Die Arbeitslosen haben ich schon erwähnt: Derzeit sind wir bei rund 260 000 Arbeitslosen.

Das hat uns diese Regierung bisher gebracht. Ich glaube, ich kann im Namen zumindest meiner Fraktion sagen: Darauf hätten wir gerne verzichtet! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was hier von den Vorrednern vor allem von der Opposition generell zum Thema Budgetvoranschlag gesagt wurde, hat mit Oppositionspolitik eigentlich sehr wenig zu tun. Natürlich ist es das Recht der Opposition, zu kritisieren, dass mit den zur Verfügung stehenden Mitteln ihrer Meinung nach vielleicht falsche Prioritäten gesetzt wurden und dass vielleicht in bestimmten Bereichen ihre Vorschläge anders ausgesehen hätten. Aber was hier zum Teil gesagt wurde - und bei diesen Statements nehme ich den Kollegen Margulies aus, das gilt jetzt vor allem an die Adresse von ÖVP und FPÖ -, war nichts anderes, als eine falsche Politik auf Bundesebene durch eine haltlose Kritik an den Vorschlägen für das Jahr 2004 auf Landesebene zu rechtfertigen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie vergessen aber dabei, dass es im Budgetvoranschlag 2004 sehr wohl gelungen ist, diese Ziele zu erreichen: keine neuen Schulden zu machen, zugleich genügend Spielraum für eine aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik zustande zu bringen und somit die bestmögliche Politik für die Menschen in dieser Stadt zu machen.

Es wird sich in der Zwischenzeit auch zu den Damen und Herren von den Oppositionsparteien durchgesprochen haben - und meine Kollegin Sonja Wehsely hat darauf auch schon hingewiesen -, dass die Rahmenbedingungen, unter denen dieser Budgetvoranschlag erstellt wurde, aus vielerlei Gründen nicht die leichtesten waren. Es ist nach wie vor so, dass sich die Konjunktur in Europa - da sind wir ja alle einer Meinung - und vor allem auch in unseren Nachbarländern nicht so entwickelt, wie wir alle uns das wünschen würden. Nach wie vor ist es so, dass die Wirtschafts- und Wachstumsprognosen eher pessimistisch sind und dass sich das Wirtschaftswachstum, wie gesagt, mehr als in Grenzen hält.

Wenn Sie sich mit den Finanzen vor allem im Vergleich von Wien und Bund beschäftigen, dann wird Ihnen auch nicht entgangen sein, dass aufgrund der neuen Budgetbegleitgesetze der Stadt Wien im kommenden Jahr rund 47 Millionen EUR an Einnahmen aus den Bundesanteilen fehlen werden - Sie werden das natürlich anders sehen -, und wir sind nach wie vor damit konfrontiert, dass auf Bundesebene ein Bundeskanzler Dr Schüssel seinem Finanzminister den Rücken deckt, obwohl dieser schon lange nicht mehr mit Finanz- und Wirtschaftspolitik beschäftigt ist, sondern ausschließlich damit, dass er sich zu Vorwürfen seine Person betreffend rechtfertigen muss. 

Während in Wien seit 2001 stetig ein ausgeglichener Haushalt präsentiert werden kann, und zwar ohne Sozialabbau und Belastungspakete, hat Finanzminister Grasser bislang mit allen seinen Budgets Defizite gemacht. Da Sie immer wieder auf den innerösterreichischen Stabilitätspakt hinweisen (GR Dr Matthias Tschirf: Ist die Stadtregierung ablösereif?) - Herr Dr Tschirf, ich komme noch zu Ihnen (GR Dr Matthias Tschirf: Ich habe eine Frage gestellt!) -, kann ich Ihnen sagen, dass in Bezug darauf der Bund bei weitem nicht in Erfüllung ist, sondern der "Beitrag des Bundes" - dies unter Anführungszeichen - zum Stabilitätspakt ist in den Jahren 2002 bis 2004 ein Gesamtdefizit von 9,8 Milliarden EUR! (GR Dr Matthias Tschirf: Aber das hat schon Herr Bgm Häupl ...!)
Sie sehen also, seitens der Bundesregierung gibt es für Wien keine Unterstützung und keine Hilfe, sondern die ÖVP- und FPÖ-Regierung hat Wien zur parteipolitischen Zielscheibe erkoren. (GR Dr Matthias Tschirf: Kollege Strobl, verstehen Sie, es ist ein Faktum, dass der Herr Landeshauptmann ...!) Sie können darüber auch Aussagen Ihres Herrn Bundeskanzlers Dr Schüssel nachlesen. 

Das sind also die Rahmenbedingungen, die man berücksichtigen muss, wenn man über den Budgetvoranschlag 2004 diskutiert. Wenn man sich diese Rahmenbedingungen genau vor Augen führt und sich das Wiener Budget ansieht, kann festgestellt werden: Es ist ein ausgezeichnetes Budget, worin - abgesehen von zusätzlichen Impulsen im Sozial- und Gesundheitsbereich - besonders die Arbeitsmarkt- und die Wirtschaftspolitik Schwerpunkte bilden.

Besonders hervorheben möchte ich in diesem Zusammenhang das Arbeitsprogramm des Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds für 2004. Auch das haben Sie ja einige Male angesprochen, nicht nur in Ihrer heutigen Budgetrede, sondern auch in der Vergangenheit. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!) Dazu kann ich Ihnen nichts anderes sagen, als dass Sie sich einmal die Mühe machen sollten, sich die Programme des WAFF und was damit alles erreicht wird genau anzuschauen. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist mit der Arbeitslosigkeit von 9 Prozent?) Dann würden Sie vielleicht so manche Aussage, die Sie in der Vergangenheit gemacht haben, wieder korrigieren. (GR Dr Matthias Tschirf: 9 Prozent!)
Insgesamt werden in Wien rund 35 Millionen EUR zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Jahr 2004 allein durch den WAFF eingesetzt. (GR Dr Matthias Tschirf: Die werden nicht effektiv eingesetzt! Das ist das Problem!) Im Mittelpunkt stehen Maßnahmen für Lehrlinge, für Wiedereinsteigerinnen und vor allem für Projekte zur Vermittlung von Arbeitssuchenden. (GR Dr Matthias Tschirf: Zur Arbeitslosenverwaltung! 44 Prozent Verwaltungskosten!) Besonders hervorzuheben ... (GR Dr Matthias Tschirf: Was sagen Sie dazu: 44 Prozent Verwaltungskosten!) Ich erkläre Ihnen das gerne einmal, nur reicht die Zeit nicht aus, um Ihnen das beizubringen. Sie verstehen es ganz einfach nicht, das tut mir Leid, Herr Dr Tschirf. (Heiterkeit des GR Dr Matthias Tschirf.)
Ich möchte ganz besonders das Projekt "Regionales Vermittlungsservice" hervorheben, weil Herr Dr GÜNTHER in seinen Ausführungen darauf eingegangen ist, dass man im WAFF mit dem AMS zusammenarbeiten sollte. (GR Dr Matthias Tschirf: Wie ist das mit den 44 Prozent Verwaltungskosten?) Bei diesem Projekt "Regionales Vermittlungsservice" sollen in einem Pilotversuch als direkte Hilfestellung für die Arbeitssuchenden auf der einen Seite und die Klein- und Mittelbetriebe auf der anderen Seite rund 3 000 Jobs vermittelt werden, soll in direktem Kontakt mit den hier ansässigen Unternehmen der Personalbedarf ermittelt werden und gemeinsam mit dem AMS die Eignung der arbeitslosen Personen überprüft werden. Ein besonderer Schwerpunkt wird auch in diesem Bereich auf die Lehrlinge gesetzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien reagiert in dieser schwierigen Situation aber auch zusätzlich mit weiteren Investitionen. Es wurde schon mehrmals darauf hingewiesen, dass Wien auch im kommenden Jahr wieder rund 2 Milliarden EUR an für die Wirtschaft nachfragewirksamen Investitionen zur Verfügung stellen wird. Auch wenn Sie die Zahlen ständig in Frage stellen, wird dieses In-Frage-Stellen von Ihnen deswegen nicht richtiger. (GR Dr Matthias Tschirf: Bestreiten Sie die Arbeitslosigkeit?) Allein für das Bau- und Baunebengewerbe werden 1,4 Milliarden EUR an Mitteln für bauliche Investitionen zur Verfügung gestellt. 

Speziell Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, kann ich mitteilen, dass im gleichen Zeitraum, nämlich in den Jahren 2000 bis 2003, während Wien seine Investitionen um 260 Millionen EUR erhöht hat, der Bund die seinen um 850 Millionen gekürzt hat! Das können Sie ganz einfach nicht bestreiten. Sie zitieren so gerne Zahlen, ich mache das hier auch, und das müssen Sie ganz einfach so zur Kenntnis nehmen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das sind ja ... Vergleiche, die Sie anstellen!) Es ist ganz einfach so, dass Wien mit der Investition 2004 bereits drei Mal so viel investiert wie der Bund in ganz Österreich. Das kann sich sehen lassen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Herr Dr Tschirf! Ich möchte hier nicht unerwähnt lassen (GR Dr Matthias Tschirf: Was denn?), dass der Wiener ÖVP-Obmann als Staatssekretär im Finanzministerium (GR Dr Matthias Tschirf: Sehr viel für Wien leistet!) - hören Sie mir zuerst zu - unter anderem dafür hauptverantwortlich ist, dass durch eine unnötig überzogene Sparpolitik die dringend notwendigen Investitionen auf Bundesebene ausbleiben und wir somit die längste Wirtschaftskrise und die höchste Arbeitslosigkeit in der Nachkriegszeit haben! Das sind Tatsachen, das können Sie ganz einfach nicht bestreiten. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich! Das glauben Sie doch selber nicht! Wer setzt Ihnen diese Reden auf?) 

Machen Sie sich doch einmal die Mühe, Herr Dr Tschirf, und gehen Sie hinaus zu den Betrieben. (GR Dr Matthias Tschirf: ... wer den Text geschrieben hat! Das ist doch ein Blödsinn!) Sprechen Sie mit Inhabern von Klein- und Mittelbetrieben, gerade in der Baubranche. Machen Sie sich weiters die Mühe und sprechen Sie mit Geschäftsführern von größeren Betrieben (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die Stadt Wien ...!), sie werden Ihnen dann erklären, dass sie sich bei den Investitionen jetzt an Wien halten müssen, weil auf Bundesebene die Investitionen ausbleiben. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist mit der Wohnbauförderung?) Ich könnte Ihnen einige Baukonzerne aufzählen, die Ihnen das so bestätigen werden. (GR Gerhard Pfeiffer: Wer hat Ihnen das aufgeschrieben?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Staatssekretär Finz ist unter anderem direkt dafür verantwortlich, dass die Wiener Steuerzahler, nämlich die Wiener Wirtschaft und die Wiener ArbeitnehmerInnen, pro Jahr um 2,5 Milliarden EUR mehr an Abgaben, Steuern und Gebühren zahlen müssen als noch in der Zeit unter Finanzminister Edlinger. (GR Gerhard Pfeiffer: Laut Tarif!) Weil Sie immer darauf hinweisen - und Sie machen das sehr gerne, Herr Dr Tschirf -, dass es in Wien Erhöhungen bei den Landes- und Gemeindeabgaben gibt und gegeben hat (GR Dr Matthias Tschirf: Das habe ich heute gar nicht dazugesagt! Die Zeit ist mir nicht geblieben, leider!), darf ich Sie darauf aufmerksam machen, dass die Bundesregierung in den Jahren 2000 bis 2003 die Steuern um etwa 5 Milliarden EUR erhöht hat (GR Dr Matthias Tschirf: ... weil das Edlinger hinterlassen hat!), Wien hingegen im gleichen Zeitraum seine Abgaben um 1,2 Milliarden gesenkt hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Suchen Sie sich einen anderen Redenschreiber! Das ist falsch!) Bei sehr, sehr vielen kommunalen Abgaben gab es schon viele Jahre hindurch keine Erhöhungen, ja nicht einmal Anpassungen an die Inflation. Wien hat seine Ausgaben im Besonderen für die Wirtschaftsförderung in den Jahren 2000 bis 2003 mehr als verdoppelt. 

Auf Bundesebene, werden Sie vielleicht einwenden, hat es auch Erhöhungen gegeben. Das ist grundsätzlich richtig, nur spielen sich die Erhöhungen auf Bundesebene so ab, dass es eine Steigerung der Förderung bei der Landwirtschaft derart gibt, dass immer weniger Landwirtschaftsbetriebe immer mehr an Förderung bekommen. (GR Franz Ekkamp: Vier Milliarden!) Das ist keine richtige Wirtschaftspolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Dr Matthias Tschirf: Sind Sie gegen die Bauern? Das werden wir den Erwerbsgärtnern in Simmering sagen, was der Herr GR Strobl ...!)
Lassen Sie mich abschließend noch darauf hinweisen, dass es auch in diesem Jahr, nämlich im Jahr 2003, die Stadt Wien sein wird, welche die Nummer eins bei den Betriebsneugründungen ist. Denn schon im ersten Halbjahr hat es 3 550 Neugründungen gegeben, womit der Rekord des Jahres 2002 neuerlich übertroffen werden könnte und - ich bin so optimistisch, dass ich das sagen kann - übertroffen werden wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zum Schluss allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an der Erstellung des Budgetvoranschlages 2004 mitgewirkt haben, insbesondere aber dem Herrn Finanzdirektor meinen herzlichen Dank aussprechen!

Abschließend möchte ich sagen, dass zu hoffen bleibt, dass die Bundesregierung in Zukunft davon abgeht, in ihrer Politik bestimmten Dogmen hinterherzuhinken, und sich endlich dazu entschließt, eine aktive Wirtschaftspolitik zu machen, wie wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in Wien sie seit Jahren machen! - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Voranschlagsentwurfes für das Jahr 2004 und des Gebührenprüfungsantrages liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies, wobei ich bemerke, dass die Erstredner jeder Partei eine Redezeit von je 40 Minuten haben.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte, bevor ich direkt zur Geschäftsgruppe komme, noch ganz kurz beim Kollegen Strobl anschließen. Ich war kurzfristig überrascht, und es hat mich natürlich auch gefreut, dass er mich davon ausgenommen hat, dass wir oppositionelle Kritik am Budget machen, und es de facto bestätigt hat. (GR Friedrich Strobl: ... nicht genau aufgepasst!) Allerdings war ich dann sehr enttäuscht, dass auf den härtesten Vorwurf: Sie budgetieren falsch, insbesondere dann, wenn man sich den Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbundes und das Budget der Stadt Wien ansieht, nicht einmal ein Wort gekommen ist. Sie glauben anscheinend allen Ernstes (GR Dr Matthias Tschirf: Das war im Manuskript nicht drinnen!), die gesamte sozialdemokratische Fraktion, dass, wenn man es totschweigt, diese 40 Millionen EUR tatsächlich aus dem Nichts entstehen werden. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Stadtrat, näher werden wir das dann bei der Gruppe Gesundheit und Krankenanstaltenverbund diskutieren. Dennoch bleiben diese 40 Millionen EUR heiße Luft. 

Noch einmal gesagt: Beide zusammen können nicht funktionieren. Das heißt, einer ist ganz bewusst jetzt falsch, entweder der Wirtschaftsplan oder aber das Budget der Stadt Wien! (GR Gerhard Pfeiffer: Beides!)
Ich denke, Sie werden es jetzt verstanden haben, so wie ich darauf hoffe, dass der Herr Finanzstadtrat dieses Rätsel tatsächlich löst. Noch viel schöner wäre es, wenn er hier vorführt, wie aus dem Nichts 40 Millionen EUR zu machen sind. Wir würden uns alle freuen, und ich denke, der Herr Finanzstadtrat hätte eine große Zukunft als Zauberer vor sich. Denn für ihn als Finanzstadtrat innerhalb der Stadt Wien wird die Zukunft wahrscheinlich langsam, aber sicher nicht mehr so rosig aussehen. Wenn es sich medial herumspricht, dass im Zusammenhang mit dem Krankenanstaltenverbund ein falsches Budget für 2004 vorgelegt wird, dasselbe schon 2003 passiert ist und im Rechnungsabschluss 2002 falsch ausgewiesen wird, dann wird langsam, aber sicher die Reputation, die der Herr Finanzstadtrat hat - und ich sage gleich dazu, ich schätze ihn durchaus als einen höchst intelligenten Menschen -, nicht mehr aufrechtzuerhalten sein. 

Eine prinzipielle Geschichte zunächst einmal zum Stabilitätspakt: Es freut mich, dass die Stadt Wien von dem unbedingten Einhalten des innerösterreichischen Stabilitätspaktes abgegangen ist. Wäre dies schon etwas früher passiert, könnte die Stadt Wien erheblich besser dastehen, sowohl im Bereich der Bildung als auch im Bereich der Sozialpolitik und genauso im Bereich der Gesundheitspolitik. Aber das große Problem an diesem Abgehen ist, dass es in Wirklichkeit keine bewusste Entscheidung war. Das Abgehen von den Zielen des innerösterreichischen Stabilitätspakts ist das Abgehen eines Getriebenen und nicht das Abgehen aufgrund bewusster politischer Überlegungen. Herr Finanzstadtrat Rieder! Wären Sie nicht von diesem innerösterreichischen Stabilitätspakt abgegangen, hätten Sie in Wirklichkeit überhaupt kein ordnungsgemäßes Budget mehr zustande gebracht. 

Doch was sind die Ursachen dafür, warum kommt es überhaupt zu einem innerösterreichischen Stabilitätspakt? - Ich möchte diese Geschäftsgruppe nutzen, um auch ein bisschen über Wirtschaftspolitik zu sprechen, über jene Wirtschaftspolitik, welche auf europäischer Ebene, auf österreichischer Ebene seit gut zwei Jahrzehnten betrieben wird, im Großen und Ganzen sowohl auf europäischer als auch auf österreichischer Ebene von drei Parteien, die sich zu einem Zeitpunkt, zu dem einzig und allein die GRÜNEN vor den Auswüchsen des Neoliberalismus gewarnt haben, auf europäischer Ebene und auch in Österreich vollkommen einig darin waren, dass in Wirklichkeit mehr neoliberalistische Elemente in einer Wirtschaftspolitik zu Fortschritt führen sollten. 

Es hat sich mittlerweile herausgestellt, dass ebendiese Politik dafür verantwortlich ist, dass europaweit ein Anstieg an Arbeitslosigkeit zu verzeichnen ist, wie dies in Jahrzehnten davor nicht der Fall gewesen war. Es hat sich herausgestellt, dass dieser Neoliberalismus dafür verantwortlich ist, dass immer mehr Menschen in Europa in die Armut rutschen und immer mehr Menschen armutsgefährdet sind. Es hat sich herausgestellt, dass die Vermögenden dabei immer reicher geworden sind und gleichzeitig Gesundheits-, Sozial- und Pensionssysteme nicht mehr gesichert sind. 

Jetzt spanne ich den Bogen zurück zur Stadt Wien. Ein Budget der Stadt Wien müsste meines Erachtens, wenn es mit dieser Bundesregierung ernsthaft in Konkurrenz treten will, auch auf wirtschaftspolitischer Ebene versuchen, dass sich in diesem Budgetvoranschlag ein anderes Gesellschaftsmodell widerspiegelt, ein Gesellschaftsmodell, welches Rücksicht nimmt auf die Menschen, die nicht das Glück haben, zu den Vermögenden dieser Gesellschaft zu gehören, auf diejenigen, die nicht das Glück haben, vor Krankheit verschont zu bleiben, die nicht das Glück haben, nicht pflegebedürftig zu sein. Diese Punkte müssten unseres Erachtens offensiv dotiert werden, offensiv ausgewiesen werden und offensiv gestärkt werden.

Nichts ist der Fall, ganz im Gegenteil! Man erkennt auch innerhalb der Sozialdemokratie, dass der Weg der vergangenen 20 Jahre nicht der geeignete war, um Sozialsysteme abzusichern, und da wird versucht - kein besseres Beispiel drängt sich auf als der Fonds "Soziales Wien" -, die neoliberale Wirtschaftspolitik mit neoliberalen Elementen zu überlisten. Die Sozialdemokratie glaubt noch heute, den Kapitalismus mit kapitalistischen Ideen austricksen zu können. Es kommt die Ausgliederung in den Fonds "Soziales Wien", es kommt die Umstellung auf Förderleistungen, auf Individualförderung. Man überlegt sich dazu, ein Clearing-Stelle mit einzurichten, damit diejenigen Menschen, die dann über die Individualförderung verfügen, zu den richtigen Vereinen hingehen, welche die Rahmenverträge erhalten und als Dienstleister bereitstehen. 

Man vergisst aber dabei, dass es in Wirklichkeit der erste Schritt ist, der dazu führen wird, dass in Wirklichkeit die großen internationalen, und ich sage jetzt absichtlich nicht Sozial-, sondern fast schon Finanz-Dienstleister wie European Home Care oder ISS im Reinigungsbereich, die in Wirklichkeit jetzt schon ante portas warten, in den sozialen Bereich einbrechen werden, und zwar mit einer wirtschaftspolitischen Argumentation. Denn das schaue ich mir an, wie lange es aufrechtzuerhalten ist, dass es großen europäischen, multinationalen Konzerne verwehrt wird, in die Rahmenvereinbarungen für die Förderrichtlinien aufgenommen zu werden. Dann beginnt der beinharte Wettbewerb bei den Betroffenen, bei pflegebedürftigen Personen, bei den Menschen mit Behinderungen. Dann beginnt aufgrund dessen, dass in Wirklichkeit - und das wissen wir ja - in diesen internationalen globalen Konzernen oft massiver Lohndruck ausgeübt wird, direkt bei den Kunden und Kundinnen der Wettbewerb. Es kommt das Angebot: "wir machen es billiger", es bleibt ja vielleicht von der Individualförderung etwas übrig. 

Das bedeutet, dass der Einstieg in den Fonds "Soziales Wien" mit der von Ihnen vorgelegten Struktur in Wirklichkeit der Einstieg ist, das jetzt bestehende Sozialsystem zu zerschlagen, ohne die Sicherheit zu haben, dass tatsächlich etwas Besseres nachkommt. Denn wenn wir uns die wirtschaftspolitischen und gesellschaftlichen Entwicklungen der vergangenen 20 Jahre ansehen, dann steht zu befürchten, dass jetzt der Fonds "Soziales Wien" der Einstieg in den Ausstieg des Sozialsystems in Wien ist.

Das lehnen wir ab, und deshalb lehnen wir die Ausgliederung des Fonds "Soziales Wien" ab. Deshalb wäre es in Wirklichkeit notwendig, dass sich die Stadt Wien überlegt, wie sie Sozialleistungen und Gesundheitsdienstleistungen langfristig sicherstellen kann. Ich hoffe, dass mit den jetzt vorgelegten Entwürfen noch nicht aller Tage Abend ist und dass auch in der Sozialdemokratie ein Umdenken beginnt. Sonst ist dieses Budget wahrscheinlich das letzte, bei dem wir im Wiener Gemeinderat tatsächlich noch über solche Entscheidungen reden dürfen.

Ich komme jetzt zur Wirtschaftsförderung im Einzelnen, Ansatz 7822. Es ist ja bezeichnend, dass man sich das tatsächlich hineinzuschreiben traut. Wir alle reden von Forschung und Entwicklung, von Innovation et cetera, und dann steht da: "Für Ausgaben auf Ansatz 7822 werden rund 99,7 Millionen EUR bereitgestellt." Jetzt lassen wir die Darlehen für Investitionsförderung von 23,1 Millionen einmal weg und schauen uns nur an, was das ist, wo tatsächlich die Millionen hinfließen, um die Struktur in der Wirtschaftsförderung zu verändern. 

Kollegin Wehsely - sie ist momentan nicht im Saal - hat heute in ihrem Debattenbeitrag die Erhöhungen im Frauenbereich und auch in vielen anderen Bereichen genannt. All diese Erhöhungen und all diese Summen zusammen, die sie genannt hat, machen weniger aus als das, was im Bereich der Wirtschaftsförderung für die Förderung von Parkgaragen verwendet wird. Welch "innovatives" Wien! 22,9 Millionen EUR an Zuschüssen für Garagenförderung - aber für Innovation, Forschung und Entwicklung haben wir 5,5 Millionen EUR geholt, ein Viertel davon, obwohl alle betonen, wie wichtig das ist! Für die Aktionen zur Förderung von Innovationen in Wien: 7,8 Millionen. "New Technology"-Zukunftspro-gramme: 1,1 Millionen. Rechnen wir diese Sachen zusammen, und wir erkennen: Die Zukunft der Stadt Wien liegt im Betonieren, aber nicht in Forschung und Entwicklung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das lehnen wir ab, und wir hoffen doch sehr, dass sich im Bereich der Wirtschaftsförderung hinkünftig das widerspiegelt, was im Übrigen von allen Teilen der Stadtregierung immer gepredigt wird: Unser Hauptaugenmerk liegt auf der Entwicklung, auf der Forschung, auf der Bildung. - Bei der Wirtschaftsförderung ist das nicht nachzulesen. Bei der Bildung ist es nicht nachzulesen, und auch bei anderen Budgetposten ist es nicht nachzulesen.

Ich erlaube mir abschließend eine Bemerkung - abschließend, weil ich mir denke, dass es vielleicht die Diskussion belebt, wenn alle ein bisschen kürzer reden. (GR Franz Ekkamp: Ja!) Ja, dann aber alle, und eine belebende Diskussion, was bedeuten würde, Herr Kollege, dass die Stadträte und Stadträtinnen, die Stadtregierung hier wäre, auch mehr GemeinderätInnen insbesondere von Ihrer Fraktion im Saal wären, weil Sie ja immerhin die absolute Mehrheit haben. (GR Franz Ekkamp: Wir sind eh kurz!) Ich erlaube mir eine abschließende Bemerkung. 

Vielleicht sollten, um zukunftsorientiert zu denken, die Finanzausgleichsverhandlungen, die kommendes Jahr wieder anstehen, zunächst einmal fraktionsübergreifend besprochen werden. Mich wundert es immer, dass seitens der sozialdemokratischen Fraktion im Nachhinein die Anschuldigung an die ÖVP kommt: Ihr tut nichts, et cetera. - Vielleicht sollten wir im Finanzausschuss gemeinsam Grundüberlegungen, wie die Stadt Wien in Finanzausgleichsverhandlungen gehen sollte, erörtern, entwickeln und vielleicht auch auf eine Basis stellen, die eine Grundlage für die Verhandlungen des Herrn Finanzstadtrats bietet. (GR Friedrich Strobl - in Richtung ÖVP deutend -: Die wollen ja nicht!)
Dies bedeutet allerdings - und das sage ich gleich dazu - als erster Punkt, dass man natürlich korrekt budgetieren muss. Der zweite Punkt, der hinzukommt - das ersuche ich jedenfalls zu berücksichtigen -, betrifft Förderungen im Bereich Wirtschaftsförderung und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen. Gegenwärtig ist die Situation ja absurd - überhaupt bei Bestehen des innerösterreichischen Stabilitätspaktes -, dass jede einzelne Ebene, die wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen setzt, sich in Wirklichkeit schadet. Insbesondere in Wien: Wenn Wien, sagen wir, 1 Milliarde EUR für wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen ausgeben würde - eine enorme Summe! -, würde nur ein Bruchteil davon im Zuge des Finanzausgleichs wieder zurückkommen, gleichzeitig aber das Defizit der Stadt Wien erheblich erhöhen!

So geht es in Wirklichkeit jeder eigenen Körperschaft. Das heißt, man müsste sich im Rahmen des Finanzausgleiches überlegen, wie sichergestellt werden kann, dass, wenn eine Region, eine Gemeinde, ein Bundesland wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen setzt, dies der Körperschaft, dem Bundesland auf budgetärer Ebene keinesfalls zum Nachteil gereicht. In diesem Sinne gilt es meines Erachtens, Modelle zu entwickeln, weil es sonst bundes-, landes- und gemeindepolitisches Stückwerk bleibt. 

Um in Wirklichkeit die jetzt bestehende, sagen wir einmal, Aufschwungphase, diese ganz leichte Aufschwungphase zu nutzen, bedarf es selbstverständlich neben einer sinnvollen Steuer- und Umverteilungspolitik - die nicht unbedingt ein Senken der Steuer- und Abgabenquote bedeutet, sondern vielmehr eine sozial gerechte Steuerumverteilung -, bedarf es neben einer Arbeitszeitverkürzung, die sicherstellen könnte, dass tatsächlich mehr Menschen in den Erwerbsarbeitsprozess eingegliedert werden, vor allem einer abgestimmten Wirtschaftspolitik, einer abgestimmten Investitionspolitik, die nicht gegeneinander ausspielt, sondern eines bedeutet: Der Bereich, der investiert, wird diesbezüglich auch belohnt. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Unser Kollege Fritz Strobl konnte es natürlich nicht lassen, wieder ein bisschen auf die Bundesregierung loszugehen. Ich möchte ihn nur an einen Punkt erinnern, den er sehr genau kennt: Am 1. Jänner 2004 tritt schon eine Steuerreform in Kraft (GR Friedrich Strobl: Das sind alte Hüte!), die zwar die Sozialdemokratische Partei im Parlament abgelehnt hat, wodurch aber alle Österreicherinnen und Österreicher, die bis zu 14 500 EUR verdienen, ganz einfach keine Steuer mehr zahlen. Das sind immerhin 200 000 Menschen! (Beifall bei der ÖVP.)
Das bedeutet auch, dass für die Klein- und Mittel-betriebe die nichtentnommenen Gewinne bis zu 100 000 EUR entlastet werden und dass wir am 15. Dezember - Kollege Strobl, da sind wir uns sicherlich einig - keine 13. Umsatzsteuervorauszahlung mehr leisten müssen, was auch viele Klein- und Mittelbetriebe entlastet. (GR Friedrich Strobl: Die Betriebe brauchen Rahmenbedingungen, dass sie ...!) Das sind Rahmenbedingungen! Das ist eine Entlastung von über 600 Mil-lionen EUR, Herr Kollege Strobl. Du weißt ganz genau, dass für 2005 auch eine Entlastung um zirka 2,5 Milli-arden EUR vorbereitet wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir jetzt zum Voranschlag 2004 der Stadt Wien. Ich darf vor allem den Bereich des Ausschusses Finanzen, Wirtschaft und Stadtwerke ansprechen und möchte daher noch einmal, obwohl es schon einige Male erwähnt worden ist, auf die Wirtschaftsförderung zurückkommen. 

Meine Damen und Herren! Wirtschaftsförderung ist Förderung, ist Unterstützung für die Betriebe in die Zukunft. Es ist diese Förderung auch sehr wesentlich, weil es, wie uns auch der Finanzstadtrat erklärt hat, ganz einfach eine Verstärkerwirkung durch die Betriebe gibt, eine Verstärkerwirkung, weil die Betriebe dann mehr investieren müssen.

Auf den ersten Blick steht in den Ausführungen drin, dass diese Wirtschaftsförderung um 29 Prozent gekürzt wird. Wir wissen, dass ein Großprojekt weggefallen ist, das voriges Jahr dazugekommen ist, aber darauf möchte ich mich nicht einlassen. Es wäre sicherlich sehr wichtig, auch weiterhin solche Projekte zu fördern. 

Aber gehen wir zu Maßnahmen, bei denen Sie vielleicht sagen können: Das sind kleine Teile und im Rahmen dieses Budgets sicherlich auch kleine Beträge. Doch auch dort werden Kürzungen vorgenommen, die, glaube ich, nicht sehr verständlich sind. Zum Beispiel bei der Jungunternehmerförderung wird eine Kürzung von 500 000 EUR auf 300 000 EUR vorgenommen. Meine Damen und Herren, ist das notwendig? Wir wissen doch genau, dass in Wien in den nächsten fünf Jahren über 10 000 Betriebe zur Übernahme anstehen, und Jungunternehmer möchten sich auf diese Übernahme vorbereiten, was auch erforderlich ist, um den Wirtschaftsstandort zu stärken.

Nächster Punkt: Strukturverbesserungsförderung. Hier ist bei 3,8 Millionen EUR ein Stillstand eingetreten. 90 Prozent aller Betriebe in Wien sind Klein- und Mittelbetriebe, die weniger als fünf Mitarbeiter haben und gerade diese Förderungen sehr dringend brauchen würden, um sich - und das ist heute auch schon einige Male hier in diesem Raum erwähnt worden - auf die EU-Erweiterung einstellen zu können, bei der am 1. Mai 2004 zehn weitere Länder dazustoßen werden. Ich glaube, das wären Maßnahmen, mit denen man viele kleine Betriebe unterstützen könnte. Die Nahversorgungsförderung wird gleich um 37 Prozent gekürzt, meine Damen und Herren, obwohl auch diese Förderung eine Möglichkeit ist, um diesen Betrieben Qualitätsverbesserungen angedeihen zu lassen und um sie vorzubereiten. 

Als Händler ist mir natürlich die Förderung der Wiener Geschäftsstraßen sehr wichtig. Man höre und staune, meine Damen und Herren: Seit 1993, seit über zehn Jahren, ist sie mit 1,09 Millionen EUR gleich geblieben. Der Index ist in diesem Zeitraum um 25 Prozent gestiegen, was eigentlich bedeutet, dass auch diese Förderung nicht angepasst wird. Es sind 8 000 Wiener Betriebe - nicht nur Händler, sondern auch Gewerbebetriebe und Gastronomiebetriebe -, die sich in den Wiener Einkaufsstraßenvereinen zusammengeschlossen haben. Diese 8 000 Betriebe beschäftigen 40 000 Mitarbeiter und sorgen in diesem Wien für eine Lebensqualität, die hervorragend ist und wegen der wir immer stolz sind, weil wir im internationalen Ranking sehr weit vorn sind. Wenn wir diese 1 Million EUR durch 40 000 Mitarbeiter, die davon unter Umständen betroffen sind, dividieren, wird jeder Arbeitsplatz mit 25 EUR gefördert. Ich glaube, da könnte man sich schon überlegen, ob man in Zukunft etwas tun muss! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich sage danke schön, Herr Vizebürgermeister, dass Sie erwähnt haben, dass jetzt Wien und die Wiener Händler bei den Ladenöffnungszeiten eine Anpassung an das Umland in Niederösterreich erreicht haben. Aber das ist nur ein Mosaikstein, den wir Händler brauchen, um in der Stadt wirklich reüssieren zu können gegenüber unserem Umland und gegenüber einem erweiterten Europa, das demnächst ansteht. (GR Friedrich Strobl: ... den Vorschlag des Kollegen Strobl umsetzen! Deines Kollegen Strobl, der gesagt hat, am Sonntag soll geöffnet werden!) Das steht, glaube ich, derzeit nicht zur Debatte. (GR Friedrich Strobl: Presseaussendung des ÖVP-Klubs! - GR Franz Ekkamp: Das lehnen wir ab!) Das lehnen wir ab. - Trotz alledem, die Ladenöffnungszeit ist nur ein Mosaikstein. Darüber sind wir uns ganz im Klaren, dass es auch andere Rahmenbedingungen geben muss. 

Meine Damen und Herren! Bei dieser Gelegenheit muss ich auch erwähnen, dass wir gerade auf dem Gebiet des Flächenwachstums enorme Zuwächse haben. Wir haben international einen Schnitt von 1,9 Quadrat-meter Verkaufsfläche pro Einwohner, hingegen sind es in Europa normalerweise nur 1,3 Quadratmeter. Das sind ganz einfach um 40 Prozent mehr, und wir glauben daher, dass wir hier einschränken und sehr sorgsam mit den zukünftigen Flächenwidmungen umgehen müssen. Wir müssen auch schauen, die Gemeinde und die Interessenvertretung, dass um Wien herum nicht weiter ein Speckgürtel entsteht, auf dem wir ein solches Verkaufsflächenwachstum sehen. Denn ich glaube, es ist der Stadt Wien wichtig, dass wir in den Einkaufsstraßen beziehungsweise in den gewachsenen Gebieten eine sehr gute Infrastruktur haben. Das ist mehr als Nahversorgung, das ist nämlich Lebensqualität, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) Ich glaube daher, dass es sehr notwendig ist, auf der einen Seite Investitionen für die Attraktivität dieser Straßen durchzuführen und auf der anderen Seite diese 8 000 Betriebe, die sich wirk-
lich bemühen, etwas mehr als mit den jetzigen 1 090 000 EUR im Jahr zu unterstützen.

Gestatten Sie mir, dass ich zu einem zweiten Thema komme, welches heute schon zur Sprache gekommen und vom Herrn Vizebürgermeister indirekt ebenfalls bereits angeschnitten worden ist. Wir haben hier heute ein Budget vorliegen, das einen Umfang von zirka 9,3 Milliarden EUR aufweist. Aber wir wissen auch, dass in den letzten Jahren sehr viel ausgelagert worden ist und sehr viel auf andere Bereiche verlagert worden ist, die nicht mehr unter, ich sage einmal, der vollen politischen Kontrolle dieses Hauses stehen. 

Das betrifft insbesondere die Stadtwerke-Holding oder auch die Wiener Holding. Immer wieder haben wir versucht, hier in Diskussionen mehr zu erfahren und mehr Transparenz zu bekommen. Dazu ganz kurz eine Chronologie: 1974 wurde die Wiener Allgemeine Beteiligungs- und Verwaltungs-GesmbH gegründet. Meine Damen und Herren, Sie wissen das. 1977 hat es dann eine Beteiligungskommission gegeben, die ein gewisses Mitspracherecht und eine gewisse Kontrolle hat, sodass mindestens viermal im Jahr ein Ausschuss stattgefunden hat, Geschäftsberichte vorgelegt worden sind und Diskussionen stattgefunden haben, und zwar darüber, wie es diesen Betriebe geht und wie es mit ihnen weitergehen soll.

Das ist derzeit viel zu wenig, und schon gar nicht - meine Damen und Herren, das muss ich leider sagen - findet das im Unterausschuss statt. Wir bekommen zwar immer wieder farbige, schöne Organigramme zum Beispiel von der Wiener Holding, an denen wir sehen, welche Firmen wie verschachtelt sind und wie dort die Tätigkeiten vonstatten gehen, und die Geschäftsführer erklären uns einige Geschäftsphilosophien. Aber es bleibt offen, wie es in den Betrieben wirklich zugeht, wie die Betriebe wirklich dastehen und was sie in Zukunft tun sollen.

Der Herr Vizebürgermeister hat heute gesagt - das habe ich mir notiert -, dass diese Betriebe weiter ausgebaut werden, auch zum Wohle dieser Stadt. Aber hier wäre es sehr notwendig, dass man hier mehr an Kontrolle, an Transparenz und an Einschau hat. Ich glaube, dass alle Mitglieder dieser Ausschüsse beziehungsweise dieses Hauses ihre Erfahrungen einbringen könnten und hier darüber mitreden könnten, wie es mit diesen Betrieben weitergeht.

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne darf ich wieder einmal einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, wie er schon einige Male abgelehnt worden ist, aber mit dem Unterschied, dass nicht sofortige Abstimmung, sondern formelle Zuweisung an den Finanzausschuss verlangt wird. Es ist dies folgender Antrag:

"Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates folgenden Beschlussantrag: 

Es wird eine Beteiligungskommission nach dem oben erwähnten Vorbild wiedereingerichtet. Dabei sind die genaue Tätigkeit und der Umfang der Befugnisse der Kommission sowie Informationspflichten der jeweiligen Unternehmen von der Kommission selbst festzulegen."

In formeller Hinsicht bitten wir, wie gesagt, um die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Es ist die Stadtregierung vor zwei, drei Jahren mit einem Anspruch angetreten, nämlich mit dem Anspruch, ein eigenes, besonderes Modell für Wien zu entwickeln. Wir alle können uns an die vollmundigen Reden von damals noch sehr gut, sehr lebhaft erinnern, an den Herrn Klubobmann, aber auch an den Herrn Finanzstadtrat. Heute war auch in der Rede des Herrn Stadtrats, die immerhin eineinviertel Stunden gedauert hat, von diesem Modell - bezeichnenderweise, so meine ich - kein einziges Mal mehr die Rede!

Es hat diese Fraktion vor zwei Jahren den Versuch gemacht, in einem großen Wurf ein Gegenmodell zur Regierung zu entwickeln. Es war damals von einem sozialen Modell die Rede, und vor allem auch von einem wirtschaftsfreundlichen Modell. In letzter Zeit ist es immer ruhiger um dieses Modell geworden, und wir sehen jetzt nach zweieinhalb Jahren, also zur Halbzeit dieser Regierung, in diesem Budget, was aus diesem Modell schlussendlich geworden ist. Wir sehen zur Halbzeitbilanz, dass die Stadtregierung eigentlich mit ihrem Latein am Ende ist. Mit dem Budget 2004 zeigt sie ja in vielen Bereichen auf, wo dieses Modell ganz klar gescheitert ist. Es zeigt sich, dass es in der Wirtschaftspolitik gescheitert ist, aber es zeigt sich auch, dass es in der Sozialpolitik gescheitert ist.

Wenn dieses Budget eine in Zahlen gegossene Regierungserklärung ist, eine Regierungserklärung für das vierte Amtsjahr dieser Stadtregierung, dann ist diese Erklärung eigentlich ein Offenbarungseid oder sogar eine Bankrotterklärung. Ich meine, dass mit diesem Budget dieses so genannte Modell der SPÖ schon nach zweieinhalb Jahren endgültig zu Grabe getragen wird. Denn es ist das nächste Jahr vor allem durch einen durchgängigen Trend gekennzeichnet, und der lautet: Die Bundesregierung investiert im nächsten Jahr, die Regierung setzt neue Impulse, und hier in Wien wird von der Stadtregierung gekürzt! In der Wirtschaftspolitik, in der Finanzpolitik wird dieser Unterschied am deutlichsten; das auch Herr Kollege Aichinger bereits festgestellt. 

Am 1. Jänner tritt die erste Etappe dieser großen Steuerreform in Kraft. Bis 1 000 EUR im Monat werden ab 1. Jänner steuerfrei sein, eine freiheitliche Forderung aus dem letzten Wahlkampf wird damit umgesetzt. Dadurch wird sich etwa ein Pensionist mit 900 EUR Pension 300 EUR im Jahr ersparen, und eine Alleinerzieherin, die monatlich brutto 1 200 EUR hat, wird sich ab nächstem Jahr 230 EUR ersparen. Betriebe werden entlastet durch die halbe Besteuerung nichtentnommener Gewinne, und am 1. Jänner tritt vor allem auch das dritte Konjunkturpaket in Kraft.

Meine Damen und Herren, wie sieht hier das Gegenmodell der Wiener SPÖ aus? Viele Vorredner haben ja bereits richtig darauf hingewiesen: Die Stadtregierung kürzt die Wirtschaftsförderung nächstes Jahr um 6 Mil-lionen EUR, sie kürzt die Forschungsförderung, die Wissenschaftsförderung, und die Stadtregierung kürzt im nächsten Jahr auch die öffentlichen Investitionen.

Herr Stadtrat! Sie haben heute erwähnt, dass die Stadt im nächsten Jahr 1,34 Millionen EUR ausgeben wird, aber Sie haben nicht dazugesagt, dass es heuer mehr ist: Heuer sind es 1,4 Milliarden EUR. Sie haben daher nicht dazugesagt, dass die Stadt im nächsten Jahr natürlich bei den Investitionen kürzt, Sie haben nicht dazugesagt, dass diese Kürzung im nächsten Jahr genau 33 Millionen EUR ausmacht. Herr Stadtrat, Sie haben selbst noch heute in der Früh in Ihrer Rede darauf hingewiesen, dass öffentliche Investitionen sehr wohl einen Aufschwung der Wirtschaft bewirken können. Es ist daher genau die falsche Politik, jetzt mitten in der Flaute bei den kommunalen Investitionen hier in Wien zu kürzen.

Meine Damen und Herren! Auf Bundesebene ist in der Hochkonjunktur zum richtigen Zeitpunkt die Budgetsanierung in Angriff genommen worden, es gibt daher jetzt wieder Spielräume. (GR Friedrich Strobl: ... vor drei Jahren in der Hochkonjunktur?) Im Bundesbudget gibt es wieder Spielräume für Investitionen, für die Steuersenkung, Herr Kollege Strobl, und vor allem auch Spielräume für ein Wachstumspaket. Die Stadtregierung hat zwar ihr Amt mit dem Anspruch angetreten, ein Gegenmodell zu entwickeln, aber wie wir heute feststellen müssen, ist von diesem Gegenmodell eigentlich nichts übrig geblieben. Übrig geblieben ist, dass Wien jetzt mitten in der Flaute kürzen muss und dass Wien trotzdem den Stabilitätspakt verletzt.

Herr Stadtrat, Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! Ein Wort zum Stabilitätspakt: Herr Stadtrat, Sie haben sich in der Früh ein bisschen zum Kämpfer für das Nulldefizit gemacht. Der Herr Stadtrat hat sich aber ausgerechnet in einer für die österreichische Wirtschaft sehr schwierigen, rezessiven Phase zu einem Kämpfer für dieses Nulldefizit gemacht. (Zwischenbemerkung von Vgbm Dr Sepp Rieder.) Herr Stadtrat, wir haben uns in den Regierungsverhandlungen ganz bewusst dazu entschieden, jetzt in der Wirtschaftsflaute von diesem strengen Nulldefizit abzugehen. Das ist ja nicht irgendwie passiert, sondern das war eine bewusste wirtschaftspolitische Entscheidung. Die FPÖ hat sich in den Verhandlungen im heurigen Frühjahr bewusst dazu entschieden, jetzt in der Flaute den konjunkturbelebenden Maßnahmen Vorrang vor dem Nulldefizit zu geben. Wir haben uns bewusst dazu entschieden, jetzt expansive Maßnahmen im Bundesbudget zu setzen, durch eine Steuersenkung, durch ein Wachstumspaket und durch eine Forschungsoffensive. 

Aber, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat, wir haben uns eben erwartet, dass auch die anderen Gebietskörperschaften jetzt, in einer schwierigen wirtschaftlichen Situation, solche Maßnahmen setzen. Die FPÖ hat dieses Regierungsübereinkommen in der Erwartung unterschrieben, dass jetzt auch die Länder und natürlich auch die Gemeinden solche Maßnahmen zur Ankurbelung setzen. Und was tut Wien? - Die Stadtregierung kürzt in diesem Bereich! Herr Vizebürgermeister, wenn dieses Budget tatsächlich Ihr Modell ist, dann sage ich gute Nacht. Ich glaube, es ist die falsche Politik, jetzt mitten in einer rezessiven Wirtschaftsphase seine Liebe zum Nulldefizit zu entdecken. Es ist die falsche Finanzpolitik, genau jetzt in der Flaute bei der Wirtschaft zu kürzen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben aber nicht zugehört!)
Meine Damen und Herren! Es kürzt die Stadtregierung auch bei den Bildungsausgaben, nicht nur bei der Wirtschaft. Sie kürzt bei den Pflichtschulinvestitionen und bei den laufenden Bildungsausgaben; darauf ist heute noch zu wenig hingewiesen worden. Die Regierung kürzt bei der Betriebsausstattung der Schulen und bei der Volksbildung. Insgesamt macht diese Kürzung 13 Milli-onen EUR aus. Auch hier zeigt sich der Unterschied ganz deutlich. Herr GR Hundsdorfer - er ist jetzt nicht im Saal - hat diesen Vergleich angestellt: Im Bundesbudget steigen die Ausgaben für die Bildung, steigen die Ausgaben für die Wissenschaft allein im nächsten Jahr um 700 Millionen EUR. Das sind immerhin 10 Milliarden ATS mehr! 

Herr Stadtrat! Es ist gerade auch die Bildungspolitik ein wichtiger Standortfaktor, und die Bundesregierung setzt hier neue Impulse. Wie sieht das Gegenmodell in Wien aus? - Das sieht so aus, dass die Stadtregierung gerade bei der Bildung im nächsten Jahr kürzt. Wir sehen daher auch, was in der Bildungspolitik von diesem angeblichen Gegenmodell übrig geblieben ist. Wir sehen, dass dieses Budget, das Sie heute vorlegen, eben auch in der Bildungspolitik eigentlich eine Bankrotterklärung ist.

Meine Damen und Herren! Aus dem Budget Laska - auch darauf hat bereits ein Vorredner hingewiesen - wird diesem Gemeinderat für das nächste Jahr wieder ein falsches Budget vorgelegt. Man muss angesichts der Prognosen - angesichts der eigenen Prognosen, die die MA 12 ja hat! - auch den Vorwurf erheben, dass dieses Budget ein bewusst falsch erstelltes Budget ist. Denn die MA 12 rechnet ja in ihren eigenen Prognosen mit einer weiter stark steigenden Zahl von Sozialhilfeempfängern. Es müssten daher im nächsten Jahr mehr Mittel budgetiert sein, aber tatsächlich sind im nächsten Jahr im Budget weniger Mittel für die Sozialhilfe veranschlagt, als bereits im heurigen Jahr für diesen Bereich erforderlich sind. Es ist die Stadtregierung daher nicht imstande, im nächsten Jahr auch in diesem Sozialbudget ausreichend Vorsorge zu treffen.

Meine Damen und Herren! Die Stadtregierung kürzt im nächsten Jahr die Förderung für Kinderbetreu-ungseinrichtungen um 6 Millionen EUR, die Familien-maßnahmen um 4 Millionen EUR, die Sportförderung 
um 4 Millionen EUR, die Behindertenhilfe um 3 Milli-onen EUR. Sie kürzt den Reinigungsdienst für die Behinderten, sie kürzt den Besuchsdienst für behinderte Menschen. 

Herr Vizebürgermeister! Sie selbst haben von StRin Pittermann vor zwei Jahren einen später berühmt gewordenen Brief erhalten, den berühmten Pittermann-Brief. In diesem Pittermann-Brief, der damals geschrieben wurde, waren alle diese Kürzungen eigentlich bereits aufgelistet. Obwohl in diesem Pittermann-Brief alle diese Kürzungen aufgelistet waren, ist das damals in Abrede gestellt worden. Wenn man sich das heutige Budget ansieht, Herr Stadtrat, dann sehen wir, dass diese Kürzungen tatsächlich realisiert werden. (Zwischenbemerkung von Vgbm Dr Sepp Rieder.) Herr Stadtrat, wenn Sie im Budget nachlesen: Die Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen wird um 6 Millionen EUR gekürzt.

Meine Damen und Herren! Es ist eben die Stadtregierung vor zwei Jahren vor allem in diesem Bereich, in der Sozialpolitik, angetreten, ein Gegenmodell zu entwickeln. Wir sehen vor allem hier im Sozialbereich, was von diesem angeblichen Gegenmodell übrig geblieben ist: Wir sehen hier die massiven Einschnitte. Geblieben sind Kürzungen im Sozialbereich, und geblieben sind vor allem Skandale, etwa bei der Auftragsvergabe, Skandale bei den Wiener geschützten Werkstätten, Skandale bei der Lehrerabrechnung in diesem Ressort, oder auch Skandale durch das Mobbing von Mitarbeitern. Übrig geblieben ist also, dass die SPÖ im Sozialbereich stark kürzen muss, während die Bundesregierung hier neue Impulse setzt. 

Meine Damen und Herren! Es fließen etwa für die Arbeitsmarktförderung heute mehr Mittel denn je aus dem Bundesbudget nach Wien. Die Bundesregierung reagiert damit genau auf die Tatsache, dass sich Wien zum Schlusslicht am Arbeitsmarkt entwickelt hat. Als diese Regierung angetreten ist - das ist ja erst zweieinhalb Jahre her -, belegte Wien noch den 7. Platz in der Arbeitsmarktstatistik, von hinten gerechnet also den drittletzten Platz. Im ersten Amtsjahr dieser Stadtregierung sind wir schon auf den 8. Platz, das ist der vorletzte Platz, abgerutscht, und im Vorjahr, 2002, hat dann die Bundeshauptstadt erstmals den 9. und letzten Platz bei der Arbeitslosigkeit belegt.

Herr Stadtrat! Sie haben heute wieder einmal den Versuch unternommen, diese Situation in Wien ein bisschen der Bundesregierung in die Schuhe zu schieben. Sie haben aber heute auch eine kleine Neuerung in die Diskussion eingebracht, einen neuen Gedanken: Sie haben einen neuen Schuldigen gefunden, nämlich die Nicht-Wiener Beschäftigten, diejenigen, die in Wien beschäftigt sind, aber ihren Wohnsitz woanders haben. Sie haben nämlich gemeint, dass dadurch die anderen Bundesländer ihre Arbeitslosigkeit nach Wien exportieren. 

Aber ich meine, Herr Stadtrat, dass auch dem eigentlich nur ein grundlegendes Missverständnis, ein grundlegender Denkfehler zugrunde liegen kann. Denn es ist ja in Wirklichkeit so, dass das Arbeitsmarktservice nach dem Wohnsitzprinzip organisiert ist. Es ist also in Wirklichkeit so, dass sich ein Niederösterreicher, der in Wien beschäftigt ist, dann, wenn seine Wiener Firma in Konkurs geht, natürlich nicht in Wien, sondern in Niederösterreich meldet: Er meldet sich in seiner Heimatgemeinde arbeitslos. (Zwischenbemerkung von Vgbm Dr Sepp Rieder) Es ist daher ganz umgekehrt so, dass beim Konkurs einer Wiener Firma die Arbeitslosigkeit in Niederösterreich steigt oder im Burgenland steigt, weil sich der Nicht-Wiener Beschäftigte dort, bei seinem Heimat-Arbeitsamt, arbeitslos meldet. 

Ich meine daher, Sie haben heute auch beim dritten Versuch wieder den falschen Schuldigen gefunden. Schuld ist nicht die Bundesregierung, schuld sind schon gar nicht die anderen Bundesländer, sondern schuld, Herr Stadtrat, sind Sie selbst mit Ihrer falschen Wirtschaftspolitik in Wien!

Herr GR Strobl hat heute wörtlich gemeint, dass die Bundesregierung sich Wien als parteipolitische Zielscheibe ausgesucht hat; Herr Strobl ist jetzt nicht im Saal. Ich meine, diese Unterstellung, dass die Bundesregierung sich Wien als Zielscheibe ausgesucht hat, ist eine falsche Darstellung aus Zeiten vergangener Wahlkampf-Rhetorik. Es ist natürlich das Gegenteil der Fall. 

Herr Stadtrat! Die Bundesregierung hat eben dieser Entwicklung der steigenden Arbeitslosigkeit in Wien Rechnung getragen und hat die Mittel für das Wiener AMS aufgestockt. Die Bundesregierung hat die Mittel für das Wiener AMS um ein Drittel aufgestockt, weil eben Wien hier im Laufe der Jahre auf den letzten Platz zurückgefallen ist. Sie haben heute wieder das Gespenst von Kürzungen an die Wand gemalt, daher nochmals zur Erinnerung: Das Wiener AMS hat heute ein um ein Drittel größeres Budget als noch etwa unter einem sozialistischen Bundeskanzler im Jahre 1999. Die Bundesregierung hat die Arbeitsmarktmittel für Wien in diesen vier Jahren um 60 Millionen EUR aufgestockt.

Herr Stadtrat! Wir haben uns aber erwartet, dass die Stadt selbst hier auch neue Impulse setzt. Wir haben uns erwartet, dass auch Wien jetzt das Sozialbudget im erforderlichen Ausmaß dotiert. Wenn dieses Budget 2004 wirklich Ihr Gegenmodell ist, Herr Stadtrat, dann sage ich: Gute Nacht! Ich meine, es ist die falsche Politik, bei steigender Arbeitslosigkeit genau hier im Sozialbudget massive Kürzungen vorzunehmen.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich daher kurz zusammenfassen: Es kürzt die SPÖ im nächsten Jahr dort, wo die Bundesregierung investiert, wo der Bund neue Impulse setzt:

Die SPÖ kürzt bei den kommunalen Investitionen. - Die Regierung stockt die öffentlichen Investitionen auf.

Die SPÖ kürzt bei den Bildungsausgaben. - Im Bildungsbudget des Bundes gibt es im nächsten Jahr eine Steigerung um 10 Prozent. 

Die SPÖ kürzt 2004 die Wirtschaftsförderung, die Forschungsförderung. - Die Bundesregierung startet mit dem 3. Konjunkturpaket genau hier eine Wachstumsoffensive.

Und die SPÖ kürzt vor allem auch im Sozialbereich. - Die Regierung entlastet mit der ersten Etappe der Steuerreform ab 1. Jänner die kleinen Einkommen, und im Jahr 2005 wird es dann mit der zweiten Etappe dieser Steuerreform eine Entlastung von durchschnittlich 600 EUR für jeden Steuerzahler geben.

Meine Damen und Herren! Es zeigt uns ja auch ein ganz kurzer Blick über unsere Grenzen, etwa ein Blick nach Deutschland, wie solche sozialistische Modelle dann im Endausbau ausschauen. In Deutschland hat man ja ganz klar und deutlich vor Augen, wie sozialistische Sozialpolitik im Endstadium aussieht: Eine rot-grüne Regierung kürzt in Deutschland gerade das Arbeitslosengeld. Es ist aber auch eine rot-grüne Regierung in Deutschland, die derzeit die Sozialhilfe kürzt, und eine rot-grüne Regierung führt in Deutschland gerade die Zwei-Klassen-Medizin ein.

Herr Vizebürgermeister! In den Vorjahren haben Sie im Vorwort zu diesem Budget auf diesen berühmten grünen Seiten immer noch sehr wortreich von einer antizyklischen Wirtschaftspolitik gesprochen. Sie haben in diesen früheren Vorworten auf diesen grünen Seiten von mehr Geldern für Soziales, einmal sogar von einer zusätzlichen Sozialmilliarde gesprochen. Sie haben von der Hilfe für jene Menschen gesprochen, die sie wirklich brauchen. - Wenn man sich aber das Vorwort zum jetzt vorliegenden Budget durchliest, dann gewinnt man den Eindruck, dass Sie sich am liebsten selbst davon distanzieren würden, dann gewinnt man den Eindruck, dass Ihnen selbst schon die Lust vergangen ist, das Budget zu kommentieren.

Ich meine daher, Herr Stadtrat, wenn das wirklich alles ist, was von dem Modell der SPÖ, das beim Amtsantritt dieser Regierung so gepriesen wurde, übrig geblieben ist, dann gute Nacht! Ich meine daher, mit diesem Budget, das Sie vorlegen, Herr Stadtrat, wird dieses Wiener Modell der SPÖ im Jahr 2004 endgültig zu Grabe getragen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Franz Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vizebürgermeister! Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Es liegt in der Natur der Sache, dass die Opposition einen Budgetvoranschlag kritisiert. Ich glaube, das ist das Spiel der Demokratie, und das soll auch so sein.

Ich hatte an und für sich nicht vor, am Beginn meiner Ausführungen etwas zum Thema Steuerreform zu sagen (Ruf bei der FPÖ: Danke!), aber es ist heute schon oft angesprochen worden, was sie denn nicht alles bringen wird, und es wurde auch ein Zusammenhang mit den Klein- und Mittelbetrieben hergestellt.

Ich habe hier ein Beispiel, das zeigt, was die Steuerreform – die so genannte erste Etappe – ab dem nächsten Jahr, dem Jahr 2004, wirklich bringen wird. Ich spreche jetzt nicht von einem Einkommen von 1 300, 1 400 EUR im Monat, sondern ich spreche von einem Medianeinkommen von zirka 1 850 EUR - das ist ein Durchschnittswert. Ja, ich muss zugeben, die Lohnsteuerreform bringt auch diesen Arbeitnehmern eine Entlastung, sage und schreibe 101,96 EUR. – Das wurde berechnet, das kann man vorausberechnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dem muss man aber die Lohnsteuermehrbelastung gegenüberstellen - und hier berücksichtige ich gar nicht, dass die Einkommen auch steigen und dadurch auch die Progression zum Tragen kommt, sondern nur die Lohnsteuermehrbelastung von 2001 auf 2003 durch die Halbierung des Arbeitnehmerabsetzbetrages -, die sage und schreibe 163 EUR beträgt. Nicht erwähnt wurde auch, dass mit 1. Jänner 2004 die Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dieses Landes um 0,3 Prozent erhöht werden; das ergibt auch 158,66 EUR. - In Summe bleibt, trotz der groß angekündigten Steuerreform, für einen Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin mit einem Einkommen von zirka 1 850 EUR ein Defizit von 241,09 EUR übrig.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, das sind Zahlen, das sind Fakten, die man nicht widerlegen kann. Da kann man nicht hergehen und ständig behaupten, mit dieser groß angekündigten Steuerreform werde entlastet. In Wahrheit hat diese Bundesregierung den Menschen vorher etwas weggenommen, um ihnen nachher ein wenig davon zurückzugeben.

Weil auch von den Klein- und Mittelbetrieben die Rede war, möchte ich sagen: Es wird vielleicht etwas gemacht, aber wichtiger für die kleinen und mittleren Betriebe ist, dass die Kaufkraft der Menschen gehoben wird – denn das sind die Kunden für diese Betriebe -, anstatt dass man die Kaufkraft schwächt.

Ich denke, diese Politik ist nicht jene, die am besten dazu geeignet ist, den kleinen und mittleren Betrieben zu helfen - und ich glaube, davon können auch viele Menschen, die kleine und mittlere Betriebe besitzen, ein Lied singen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man über ein Budget spricht, dann sollte man auch über die Ausgangslage reden. Wir wissen, dass die Ausgangslage nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa nicht die beste ist. Erinnern wir uns - das sind Zahlen, die klar, deutlich und transparent nachzulesen sind -: Das Bruttoinlandsprodukt - eine Größe, die zum Ausdruck bringt, was ein Land, was eine Nation leistet – betrug im Jahr 2000 noch 3,5 Prozent. Im Jahr 2001 waren es 0,7 Prozent, im Jahr 2002 1,1 Prozent, und für heuer werden 0,7 Prozent erwartet. Die Prognose für 2004 sieht besser aus und lautet auf 1,4 Prozent. Ich würde es mir wünschen, aber Prognosen haben es an sich, dass sie meistens, so wie in den vergangenen Jahren, nach unten revidiert werden. Es gibt ja auch tatsächlich keine Anzeichen eines deutlichen Konjunkturaufschwunges. 

Deshalb wird auch für 2004 eine neue Rekordarbeitslosigkeit von zirka 300 000 Menschen erwartet. Die Jugendarbeitslosigkeit - sie ist heute schon des Öfteren angesprochen worden - zwischen 15 und 24 Jahren ist mit zirka 65 000 in Österreich noch nie so hoch gewesen. Und das bei einer Steuer‑ und Abgabenquote – diese bitte nicht zu verwechseln mit der Steuerquote; ich spreche hier von der Steuer‑ und Abgabenquote -, die im Jahr 2002 – denn jene des Jahres 2003 liegt ja noch nicht vor - 51,3 Prozent betrug, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir liegen da an vierter Stelle in Europa. Da nehmen wir eine Spitzenposition ein, denn die meisten anderen Länder haben eine geringere Steuerquote. Ich möchte nur der Fairness halber sagen, dass auch der EU-Durchschnitt bei 45,5 Prozent liegt und dass die viel gescholtene Bundesrepublik Deutschland eine Steuer‑ und Abgabenquote von 39,4 Prozent hat. 

Ich habe vorher schon gesagt, dass die Kaufkraft auch ein wesentlicher Faktor für das Zustandekommen eines Konjunkturaufschwungs ist. Die hohe Abgabenquote bremst leider diesen Aufschwung! Dazu kommt noch etwas - das bemerke ich immer wieder, wenn ich mit Menschen diskutiere -, nämlich das nicht sehr gescheite oder nicht sehr geschickte - fast hätte ich gesagt: stümperhafte - Vorgehen der Bundesregierung - das muss ich jetzt sagen - in Bezug auf die Pensionskürzungsreform, meine sehr verehrten Damen und Herren. Das hat die Menschen verunsichert, und weil sie um ihre persönliche Zukunft fürchten, geben sie auch nicht mehr aus, und das kommt sicher nicht einem Konjunkturaufschwung zugute. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Kaufkraftschwächung geht weiter. Ich habe heute in diversen Debattenbeiträgen den Hinweis darauf vermisst, dass es ab 1.1.2004 die Erhöhung der Energieabgaben geben wird, die 335 Millionen EUR ausmachen wird. Auch das trifft wieder die Klein‑ und Mittelbetriebe, aber auch viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dieses Landes. Und was das viel zitierte, hochgejubelte Konjunkturbelebungsprogramm III betrifft, so müssen wir, wenn wir ehrlich zueinander sind, feststellen: Viel Neues hat es nicht gebracht, bis auf einige Facetten. Wenn man gemein ist, kann man sagen: Alte Ideen – neu verpackt! Und außer Absichtserklärungen, gerade im Bereich der Infrastruktur, und ein bisschen Valium für die Industrie ist nicht allzu viel drinnen gewesen. 

Aus einer Zahlengröße kann man, glaube ich, auch herauslesen, wie beispielsweise im Bereich der Infrastruktur investiert wird: Es bleiben fast 28 Prozent der EU-Förderungsgelder in Brüssel liegen! Das ist doch wirklich ein Beispiel, das zeigt, dass nicht optimal investiert wird. 

Ich denke daher, dass der Bund im Interesse der österreichischen Wirtschaft endlich Geld in die Hand nehmen muss, um teilweise auch sinnvolle Projekte jetzt anzugehen und umzusetzen und so Arbeit zu schaffen. Reden ist in diesem Bereich zu wenig, und Marketing-Gags sind derzeit auch nicht angebracht. 

Von einer offensiven Wirtschafts‑ und Arbeitsmarktpolitik des Bundes kann daher nicht gesprochen werden. Es tut mir Leid, wenn ich im Folgenden einen Namen nenne: Herr StR Dr Schock hat gerade den Wirtschaftskurs des Bundes so sehr gelobt. Ich darf jetzt eine Kritik – die nicht von mir stammt - zitieren, die aufzeigt, wie ein verfehlter Wirtschaftskurs von Grasser und Bartenstein uns hohe Arbeitslosenzahlen beschert. Ich kann das nur unterstreichen, und wenn Sie sich die Mühe gemacht hätten, in Ihrer eigenen Homepage nachzusehen, dann wüssten Sie, dass das dort sogar drinnen steht. Es war Ihr damaliger Vizekanzler und Parteivorsitzender und jetziger Minister Haupt, der das im September in der "Pressestunde" gesagt hat. Ich kann mich dieser Kritik vollinhaltlich anschließen. Er hat nämlich nur verlangt, dass die Steuerreform von 2005 auf 2004 vorgezogen wird - da muss man ihm ja Recht geben, und wir haben ihn ja auch unterstützt -, um die Kaufkraft zu heben. Aber leider konnte er sich eben nicht durchsetzen, der Herr Minister Mag Haupt, so wie anscheinend auch jetzt die derzeitigen FPÖ-Verhandler, Herr Prinzhorn und Herr Dr Haider. Sie haben versprochen, sie werden sich faktisch ins Zeug legen, um das umzusetzen, genauso wie bei der Pensionsreform, genauso wie bei anderen Maßnahmen. Es ist leider nichts herausgekommen. (GR Mag Helmut Kowarik: Da ist schon einiges herausgekommen! ...! So ist es nicht!) Die FPÖ ist eben leider zu schwach. Die ÖVP diktiert, und die Freiheitlichen sind eben leider Mehrheitsbeschaffer. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich gebe aber gerne zu, dass die nicht rosige Wirtschaftssituation, die wir weltweit und auch in Europa vorfinden, auch vor Österreich nicht Halt macht. Wir haben heute zwar gehört, dass die USA in einem Quartal bereits wieder ein Wirtschaftswachstum von 7,2 Prozent haben, aber man muss auch sagen, dass sie ein größeres Defizit in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Kauf nehmen, um eben mit Kaufkraftstärkung und mit Investitionen die Konjunktur zu beleben. Dass diese Rezession oder diese rezessive Phase nicht vor den Toren Österreichs und genauso wenig vor Wien Halt macht, das wird man verstehen, insbesondere, wenn vom Bund überhaupt nichts oder fast nichts dazu beigetragen wird. Wir werden es alleine nicht lösen können. Im lang anhaltenden Konjunkturtief – das der derzeitige Bundeskanzler immer zu erkennen abgelehnt hat, das muss ich jetzt auch noch einmal herausstreichen; ich glaube, wir erinnern uns an die Diskussionen - und bei einer schwierigen Situation am Arbeitsmarkt sind für die Wiener Sozialdemokratie die Investitionen wichtig, zukunftsorientierte Konjunktur‑ und Beschäftigungspolitik wichtig und die soziale Sicherheit genauso wichtig. Das ist uns wichtiger als die hundertprozentige Erreichung gewisser Maastricht-Ziele, denn es geht um die Menschen in dieser Stadt, meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht um Schicksale - und nicht um gewisse PR-Gags des Herrn Finanzministers, der durchaus weiß, wie man die Steuerpflicht umgehen kann.

Es ist schon gesagt worden: Daher wird auch der Schuldenstand in Wien, der nur mehr 1,7 Milliarden EUR beträgt - das Lob von Seiten des Rechnungshofes ist ja heute auch bereits angedeutet und erwähnt worden -, im Jahr 2004 nicht weiter reduziert. Gegenüber dem Bund besteht jedoch ein Unterschied - ich muss mich jetzt ein bisschen auf die ÖVP konzentrieren, aber auch die FPÖ hat früher einen Slogan gehabt und hat keine Gelegenheit ausgelassen, um vor den Medien deutlich zu machen: Keine neuen Schulden mehr! - Ich glaube, die Zahlen sprechen aber eine andere Sprache, denn seit Amtsantritt der ÖVP-FPÖ-Regierung sind die Schulden in Österreich um insgesamt 9,3 Milliarden EUR angewachsen. – So viel zur Schuldenwahrheit. 

Dass für die ÖVP-FPÖ-Regierung Sparen oft nur ein Lippenbekenntnis ist, das, glaube ich, liegt auch auf dem Tisch. Ich denke nur etwa daran - es ist mir erst vorige Woche eine diesbezügliche Information über die Medien zugekommen -, dass die liebe Frau Außenministerin zum Beispiel innerhalb von drei Jahren 350 000 EUR an Steuergeld nur für Fotografen vergeudet hat. Also wahrlich eine Hochglanzministerin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wenn die FPÖ – dies sei als weiteres Beispiel angeführt - in sündteuren Medienkampagnen die Abschaffung der Ambulanzgebühr feiert, so ist dies ihr gutes Recht, nur: Da hätte sie sie vorher nicht einführen dürfen, denn sonst kann sie das nachher nicht feiern. 

Und wenn sich die derzeitige Bundesregierung aus FPÖ und ÖVP einen 40 Millionen EUR schweren Managertausch leistet, nur weil jene, die damals an der Spitze waren, nicht der blau-schwarzen Farbenlehre entsprechen, so spricht das, glaube ich, auch eine eigene Sprache. Das sind keine Meisterleistungen, noch dazu auf dem Rücken der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen!

Wien hingegen setzt - und das ist, glaube ich, heute auch schon einige Male zum Ausdruck gekommen - auf eine aktive Budgetpolitik. Ich will nur kurz replizieren: Investitionen weiter auf hohem, ja höchstem Niveau - 2 Milliarden EUR bei 9,3 Milliarden EUR Budget! - Ich will jetzt keinen Vergleich zum Bund anstellen. - Zusätzlich rechnet man mit 200 Millionen EUR an weiteren Investitionen, die durch die Förderprogramme des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ausgelöst wurden, und mit 1,41 Milliarden EUR erreicht auch das Bau- und Baunebengewerbe einen neuen Höchststand. - Meine Damen und Herren, das sind Zahlen und Fakten einer aktiven Wirtschaftspolitik, die den Vergleich mit der inaktiven Budgetpolitik des Bundes nicht zu scheuen braucht und auch haushoch gewinnt!

Aktive Maßnahmen helfen in einem Konjunkturtief, den Arbeitsmarkt weiter zu beleben, und zeigen, dass Wien die Menschen im Konjunkturtief nicht im Stich lässt. Ich möchte vorausschicken - und ich glaube, das ist heute auch von unserer Seite sehr klar zum Ausdruck gekommen -, dass jede oder jeder Arbeitsuchende in dieser Stadt, in diesem Land oder auch in Europa eine beziehungsweise einer zu viel ist. Man muss bei der Beurteilung der Arbeitslosigkeit und des Arbeitsplatzangebots in einer Stadt oder in einem urbanen Gebiet aber auch gewisse Mechanismen berücksichtigen. Es ist, glaube ich, heute nicht so aufgenommen worden, dass Wien den Menschen über 800 000 Arbeitsplätze anbietet und dass fast 200 000 Menschen nach Wien pendeln müssen, weil sie in ihren Bundesländern keinen dementsprechenden Arbeitsplatz vorfinden. Dass in Wien bei 16 000 Lehrplätzen 4 000 Lehrlinge aus anderen Bundesländern sind, muss man auch einmal herausstreichen. Das sind immerhin 25 Prozent der Ausbildungsplätze, und das soll man nicht unter den Tisch kehren. Diese Faktoren wirken sich in rezessiven Phasen natürlich auch negativ auf das Beschäftigungsangebot aus. Ich glaube, um das zu begreifen, braucht man kein großer Mathematiker zu sein, das ist ganz einfach zu verstehen.

Ich darf auch noch erwähnen, dass in einer rezessiven Phase oder infolge von Überlegungen gewisser Konzerne, die in dieser Stadt angesiedelt sind, immer mehr Betriebe, insbesondere Zulieferbetriebe, in Billiglohnländer ausweichen. In diesem Zusammenhang hat heute Herr Kollege Tschirf eine Wortmeldung getätigt, die ich vielleicht ein wenig klarstellen muss, meine Damen und Herren. Er hat gemeint, die Rahmenbedingungen in Wien seien schuld am Personalabbau von gewissen Konzernen, und er hat auch den Namen Siemens genannt. Ich weiß – ich war 38 Jahre lang dort beschäftigt -, dass es auch bei Siemens nicht leicht ist. Aber die ganze Rede vom Kollegen Tschirf war ein wenig durchsichtig, und er hat darin sehr fadenscheinige und oft auch falsche Argumente gebracht. 

Dass bei Siemens ein Personalabbau stattfindet, darf ich kurz erklären; ich möchte aber vorausschicken, dass bezüglich des Elektronikwerks Wien - Sie werden es vielleicht noch in Erinnerung haben: da waren über 1 000, nämlich 1 020 Menschen beschäftigt - Ende vorigen Jahres die Frage zur Debatte gestanden ist: Schließen - oder in ein anderes Bundesland - oder gleich ins Ausland? 

Es ist gelungen, dass wir dieses Werk, das noch manuelle Fertigung betrifft, in Wien behalten konnten, und ich möchte daher an Herrn VBgm Rieder und an Herrn Bgm Häupl danke dafür sagen, dass sie sich so sehr dafür ins Zeug gelegt haben!

Es sind bei solchen Entwicklungen zwei Komponenten ausschlaggebend - wer in einem Konzern tätig ist, wird das wissen -, wo die arbeitenden Menschen und der Betrieb in ein gewisses Konkurrenzverhältnis geraten. Das Erste, meine Damen und Herren - und ich weiß, wovon ich rede; Kollege Wolfram, sitzt du auch irgendwo hinten im Saal und hörst zu? -, sind fehlende Aufträge. Wir wissen, das geht auch an großen Konzernen nicht spurlos vorbei. Es wird auch wenig investiert von anderen Betrieben, die dann bei Siemens oder bei anderen großen Betrieben bestellen. ICN, Information and Communication Networks - das heißt die Festnetztelefone - verzeichnen europaweit einen Einbruch von 40 Prozent, meine Damen und Herren! 40 Prozent - das geht auch an einem großen Konzern nicht spurlos vorbei. Das geht nicht nur in diese Sparte hinein, sondern sogar in die Programm- und Systementwicklung - bei uns heißt das PD -; auch dort werden Kolleginnen und Kollegen abgebaut, weil eben die Entwicklung von Softwareprogrammen bereits zu teuer ist. Daher versucht man auch, gewisse Teile der Produktion auszulagern, um Mischpreise zu erhalten und so wieder konkurrenzfähig zu sein. 

Meine Damen und Herren! Weil ich gesagt habe, die Aufträge fehlen, darf ich in diesem Zusammenhang aber auch daran erinnern, dass Österreich nicht gewonnen hat bei der Autobahnmaut - das ist an ein italienisches Unternehmen gegangen; das hätte viel Beschäftigung für Österreich bedeutet. Ich darf weiters daran erinnern, dass ein Funknetz, nämlich das Funknetz "Adonis", zwar vertraglich schon beschlossen worden ist, letztlich aber durch ein stümperhaftes Vorgehen in einem Ministerium nicht zustande gekommen ist. - Also wenn man sagt, die Stadt Wien sei schuld, dann muss man schon auch gewisse Rahmenbedingungen einmal sehr fair und sachlich analysieren. Wenn wir mehr staatliche Aufträge hätten, wenn auch mehr investiert würde, dann würde es auch den Betrieben zu einem gewissen Teil besser gehen. 

Ich darf nur daran erinnern: Wenn wir zum Beispiel den U-Bahn-Ausbau, die U-Bahn-Erneuerung nicht hätten, dann hätten Konzerne in dieser Stadt weniger Beschäftigung im Bereich der Verkehrstechnik. Wenn wir die Erneuerung der Straßenbahn, den ULF in Wien nicht hätten, dann würde das bedeuten, dass mehr als tausend Menschen in Wien keine Arbeit finden würden. Da, glaube ich, macht die Stadt Wien vorzügliche Arbeit! (GR Dr Helmut GÜNTHER: ... eh eine Vorstandsdirektorin! Genügt das nicht?) Naja, die ist aber dafür nicht zuständig. Aber das hilft nichts, wenn der Bund keine Aufträge gibt.

Meine Damen und Herren! Auch wenn es heute von Ihnen anders dargestellt wird: Mit ein Mosaikstein für eine nicht sehr gute Situation – wenn auch nicht allein dafür ausschlaggebend - ist eben der Personalabbau des Bundes. Wir haben ja gehört, 60 Prozent der 15 000 zu streichenden Stellen betreffen eben Wien. Das ist so, und das passt anscheinend in die politische Strategie der ÖVP – und ich sage bewusst: in die politische Strategie der ÖVP. Es hat ja Herr Generalsekretär Lopatka am 12. Februar 2003 im "Kurier" den Kampf ums rote Wien ausgerufen. Ich glaube, wenn die ÖVP der Meinung ist, sie richtet ihre Politik gegen Wien, dann soll sie es machen; die Menschen werden das schon erkennen. Da reiht sich genauso die Art und Weise ein - das passt in dieses Bild -, von der wir heute gehört haben – wir haben es, glaube ich, schon einmal gehört, aber es ist ja in aller Munde -, wie Herr Staatssekretär Morak im Kulturbereich agiert, und auch die Aussagen des Herrn Kukacka zum Bereich der U-Bahn, nämlich betreffend Kürzung der U-Bahn-Mittel, sind ja noch in aller Munde.

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokratie in Wien lässt sich nicht entmutigen: Wir setzen Maßnahmen für den Arbeitsmarkt! Obwohl im Bereich des AMS die Agenden beim Bund sind - und diese Kritik muss man schon anbringen: drei Prozent vom Bruttoeinkommen bis zu einer Höchstbemessungsgrundlage zahlt jeder Arbeitnehmer als ASVG-Versicherter oder -Versicherte an Arbeitslosenversicherung, und es wird schon einiges von diesen Mitteln zweckentfremdet, meine Damen und Herren! -, stellen wir in Wien, obwohl wir, wie ich nochmals wiederholen möchte, nicht zuständig sind, 56 Millionen EUR zusätzlich für arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitische Notstandsmaßnahmen zur Verfügung. Der WAFF ist schon erwähnt worden als erfolgreiches, in Österreich einzigartiges Modell, das in Wien, so glaube ich, hervorragende Arbeit leistet. Es wird auch künftig gelingen, zukunftsorientierte Projekte für die Wiener Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zu organisieren und abzuwickeln.

Die Hilfe für Lehrlinge möchte ich noch erwähnen: Erhöhung von 1 000 auf 2 400, Ausbildung im Insolvenzfall – Beispiel: Grundig -, damit alle Lehrlinge wieder einen Ausbildungsplatz haben. Weiters werden spezielle Wiedereinsteigerinnenprogramme angeboten. Und um das noch einmal zu verdeutlichen – nicht, dass da ein Missverständnis aufkommt -: Neu wird auch ein Pilotprojekt "Regionales Vermittlungsservice" installiert, das als direkte Hilfe für die Wiener Betriebe und für Arbeitsuchende eingerichtet wird, und zwar in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsmarktservice, meine Damen und Herren.

Ich darf vielleicht hier aber trotzdem noch zwei Forderungen anbringen. Erstens: Im Bereich der Lehrlingsausbildung herrscht eine sehr angespannte Situation. Die erste Forderung ist daher die Einführung von Lehrlingsstiftungen. Wir wissen, dass der Bund beziehungsweise der zuständige Minister diese abgeschafft hat. 

Vorteil 1: Beim Anspringen der Konjunktur wird sicher wieder der Ruf nach Fachkräften laut. Das heißt, wir müssten uns die Fachkräfte nicht aus dem Ausland holen oder hereinbitten, sondern wir könnten derzeit bereits ausbilden und hätten sie, wenn wir sie dann brauchen, auch zur Verfügung. 

Der zweite wichtige Vorteil davon wäre, dass die jungen Menschen wieder Perspektiven hätten und nicht in die Trostlosigkeit und in die Hoffnungslosigkeit gedrängt würden.

Eine zweite Forderung scheint mir auch ganz wichtig zu sein, meine Damen und Herren, nämlich dass wir endlich zu einem Ausbildungsfonds - das soll ein Arbeitstitel sein; ich glaube, um die Bezeichnung braucht man sich nicht zu streiten -, wenn es auch regional und auf Branchenbasis ist, kommen. Das heißt, alle Betriebe leisten einen Beitrag, und diese Beiträge kommen jenen Betrieben zugute, die Lehrlinge ausbilden. Das ist mehr als gerecht und mehr als notwendig, denn wir haben schon zu viel Zeit verloren. Ich denke, wenn es in Vorarlberg möglich ist, dass ein Ausbildungsfonds funktioniert, dann müsste das nicht nur in Gesamtösterreich funktionieren, sondern das könnte auch in Wien funktionieren. Ich bin sehr gespannt, wie die Stellungnahme der Wirtschaftskammer dazu aussehen wird. Wenn sie blockiert, dann zeigen Sie Ihre Haltung, gerade in Bezug auf die Lehrlingsausbildung, gegenüber den jungen Menschen und dass diese Ihnen nicht am Herzen liegen.

Ich darf noch kurz einen zweiten Punkt im Bereich Wirtschaft und Innovation anführen. Ich glaube, Wien hat im Bereich der Technologieoffensive eine herzeigbare Bilanz aufzuweisen. Diese Bilanz hat auch einen Namen: „Wiennovation“. Ich glaube, wir alle kennen die Calls, ein Förderinstrument, mit dem Förderungsmittel gezielt eingesetzt werden. Die Forschungsquote in Wien liegt – auch wenn sie von der Opposition meistens negiert worden ist - mit 3,7 Prozent deutlich über dem österreichischen Schnitt von 1,95 Prozent. Ich glaube, es gibt gewisse Stärkefelder im Bereich dieses Innovationsfeldes. Ich nenne nur die Life Sciences, wo bereits 35 Unter-nehmen gegründet wurden; ebenso IKT, Informations- und Kommunikationstechnologie, mit bereits 8 000 Fir-men in Wien, das damit einer der größten Standorte in Europa ist. "CoOperate Vienna" fördert den Wissenschaftstransfer zwischen Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen.

Unter dem Motto "Forschung heißt Vorsprung" wird Wien auch im Jahr 2004 wieder 10 Millionen EUR nur für neue Calls zur Verfügung stellen. 

Ich möchte an dieser Stelle auch dem ZIT, dem Zentrum für Innovation und Technologie, insbesondere Frau Mag Stiftinger und ihrem Team, Dank für ihre Arbeit, für die Abwicklung und Konzeption dieser Projekte aussprechen. Sie treiben die Wiener Technologieoffensive wirkungsvoll voran.

Meine Damen und Herren! Ich darf zum Schluss kommen: Ich glaube, trotz konjunktureller Probleme kann man dem Wiener Voranschlag 2004 mit gutem Gewissen näher treten, schon deshalb, weil sich in Wien die Politik an den Bedürfnissen der Menschen orientiert - und nicht umgekehrt. Das ist eben der Unterschied zum Bund. Ich denke, der Vergleich – es lohnt sich, ihn anzustellen - macht uns sicher! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm. Die Redezeit beträgt jetzt maximal 20 Minuten.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie hören schon an meiner Stimme, dass es nicht sehr lange dauern wird. Es ist nicht so, dass mir die Ausführungen des Herrn Vizebürgermeisters heute früh die Rede verschlagen hätten. (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ.) Ich kenne ja seine feinsinnige Rhetorik: Wenn es um den Balken im eigenen Auge und um die Splitter im Auge der anderen geht, dann wird er zum Löwen der Eloquenz. 

Nicht das ist es also, was mich erschüttert hat. Ich möchte jetzt auch nicht sagen, dass es die soziale Kälte aus Ihrem Sozialbudget war (GRin Martina LUDWIG: Also bitte!), die mich so verkühlt gemacht hat. Es war wahrscheinlich einfach der kalte Wind im November. 

Sie werden daher entschuldigen, dass ich Ihnen nicht all das, was ich mir für heute vorbereitet habe, sagen kann. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Oje, oje!) Genießen Sie die Kürze meiner Zuwendungen, lieber Herr Margulies, das wird Ihnen besonders gut tun - denn sonst müssten Sie ja zumindest über irgendetwas nachdenken. (Heiterkeit.)

Ich werde im Folgenden nur kurz einen Antrag einbringen und diesen auch ganz kurz begründen.

Die politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen vollziehen sich meist entlang langfristiger Trends, und die Veränderungen, die das menschliche Leben nachhaltig beeinflussen, entwickeln sich zumeist - Gott sei Dank! - evolutionär, nur ganz selten revolutionär. Hingegen sind die Mittel und die Methoden, die die Kommunen oder die Staaten zur exekutiven Lenkung einsetzen, eher sehr kurzfristig, nämlich Einjahresbudgets. Daraus resultiert dann entweder, wenn die Mittel sprudeln, dass eine relativ innovationsfreie Fortschreibung von Budgetansätzen erfolgt - das hatten wir vor etwa zehn Jahren. Oder, wenn die Mittel dann ein bisschen eng werden, so wie es jetzt der Fall ist, dann gibt es eine Loch-auf-Loch-zu-Politik, ein Leben von der Hand in den Mund, wie es eben Einjahresbudgets dann mit sich bringen.

Wir alle wissen, dass Planung sehr schwierig ist, speziell für die Zukunft (GRin Martina LUDWIG: Für die Vergangenheit ...!), und dass manche oft nicht vorhersehbaren Dinge doch eine gewisse Flexibilität erfordern. Aber wissen sollte man schon, wo lang- oder wenigstens mittelfristig der Weg hinführen soll. Eine mittelfristige Budgetplanung ist daher jedenfalls erforderlich - anstelle einer Loch-auf-Loch-zu-Gebarung, wenn die Mittel enger sind, und dem jährlichen Budget-Jongleurakt, den wir uns jetzt ansehen müssen. 

Wir haben seitens der Volkspartei immer diese mittelfristige Planung verlangt, und es gab auch früher den so genannten Finanz- und Investitionsplan der alten Prägung. Diesen haben wir kritisiert, weil er eben nur eine Fortschreibung der schon beschlossenen Sachkredite war und nicht auch eine gewisse Perspektive für die mittelfristige Planung und für die Politik dieser mittleren Frist beinhaltet hat. Das wurde dann 1997 das letzte Mal gemacht, weil eben so viel Kritik daran geübt wurde. Aber anstatt es im Sinne einer dynamischen Finanzplanung zu verbessern, hat man es einfach ganz aufgelassen. Das war eigentlich nicht die Alternative, die man sich vorgestellt hatte. 

Jetzt muss man sich fragen: Hat unsere Stadt so etwas nicht, nämlich eine mittelfristige Perspektive? - Das wäre kein Kündigungsgrund, Herr Finanzstadtrat, das wäre eigentlich ein Entlassungsgrund für Sie und für den Magistratsdirektor, denn das wäre eine sträfliche Ignoranz gegenüber modernen Werkzeugen der Finanzpolitik. Oder gibt es diese mittelfristige politische Budgetplanung und wird sie aus parteipolitischem Kalkül zwischen der SPÖ und der hohen Beamtenschaft geheim gehalten? - Das wäre ein demokratiepolitischer Skandal ohnegleichen – und wieder ein Beweis dafür, dass unsere Stadt wirklich als SPÖ GesmbH geführt wird, dass die Regierenden, also einige SPÖ-Politiker und die hohe Beamtenschaft in dieser Stadt, die vom Volk gewählten Mandatare - das sind Sie alle auch - dumm sterben lassen und dass die politische und gesellschaftliche Moral ziemlich an einem Tiefpunkt angelangt ist, wo die Bürger über die geplante zukünftige Verwendung ihres Geldes nichts wissen dürfen. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, findet absolut nicht unsere Zustimmung! 

Auch ich kann offensichtlich mit meiner Stimme nicht euch alle begeistern (GRin Nurten Yilmaz: Dafür kann die Stimme nichts!), und daher komme ich auch schon zum Schluss. Ich bringe einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem die gefertigten Gemeinderäte Folgendes beantragen:

"Dem Wiener Gemeinderat wird jährlich anlässlich der Budgetdebatte ein über mehrere Jahre ausgerichteter Finanz- und Investitionsplan vorgelegt, der, basierend auf den Intentionen und dem Informationsgehalt des letzten diesbezüglichen Plans, auch zusätzliche" - oben in der Begründung genannte - "wirtschafts-, investitions- und arbeitsmarktpolitische Aspekte enthält, insbesondere einen entsprechenden mittel- beziehungsweise langfristigen Maßnahmenkatalog." 

In formeller Hinsicht wollen wir diesen Antrag dem Ausschuss zuweisen lassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin auch schon fertig. (GR Volkmar Harwanegg legt eine Schachtel Aspirin-Brausetabletten auf das Rednerpult.) - Danke schön. Ich könnte noch meine geeigneten Pillen dazulegen - das würde ein ganzer Berg werden, wenn ich die alle herausnehme. Aber es wird wahrscheinlich nichts helfen. Ich danke Ihnen trotzdem, Herr Kollege Harwanegg, das ist eine sehr nette Geste von Ihnen! Danke vielmals! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist Menschlichkeit über Parteigrenzen hinweg!) 

Ich komme damit auch schon zum Schluss. Ich hätte Ihnen sehr gerne etwas, was mir sehr wichtig ist, nämlich etwas über die Konstruktion des Fonds Soziales Wien und die Vorgangsweise in diesem Zusammenhang gesagt, denn es ist schon sehr bemerkenswert, wie Sie hier vorgehen. Wenn ich richtig informiert bin - ich bin aber eigentlich überhaupt nicht informiert über Ihre Intentionen, was bedauerlich ist -, wollen Sie diesen ja mit 1.1.2004 schon umsetzen. Kein Mensch hat in diesem Rahmen hier jemals etwas davon gehört oder darüber geredet.

Zweitens wollte ich über die weiterhin zögerliche Gestaltung im Bereich des Bio-Clusters und der Bio-Region Wien sprechen, weil mir diese auch sehr am Herzen liegt. Ich werde sicherlich noch zu einem anderen Zeitpunkt, wenn ich ein bisschen besser bei Stimme bin, Gelegenheit haben, darüber zu reden, auch über die Gestion des Herrn Bürgermeisters im Zusammenhang mit diesen beiden Dingen. 

Ich möchte damit meine Rede für heute beenden und werde meine Stimme schonen, sodass ich Sie das nächste Mal wieder etwas intensiver erfreuen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Kollege Pfeiffer, baldige Besserung! Ich hoffe, die Pulverl - Aspirin und so weiter – helfen ein bisschen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Stark. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Betrachtung der Wiener Wirtschaft im Hinblick auf die Arbeitsmarktpolitik ist leider festzustellen, dass Wien vom einstigen Spitzenplatz in ganz Österreich - das war 1975 - im Jahr 2002 auf den letzten Platz zurückgefallen ist. Wie schon mein Fraktionsvorredner, Herr StR Schock, ausführte, hat sich der Arbeitsmarkt in allen Bundesländern stabilisiert oder verbessert, nur in Wien wurde neuerlich ein Minus verzeichnet. Vor allem bei größeren Betrieben gab es massiven Beschäftigungsabbau. Traditionelle Wiener Betriebe wie Augarten, Ankerbrot oder Grundig Austria mussten Insolvenz anmelden. Andere große Betriebe wie Inzersdorfer, Unilever, Philips, Siemens, Ericsson, Alcatel und so weiter haben in den letzten Jahren an ihren Wiener Standorten Tausende Arbeitsplätze abgebaut. 

Umso wichtiger, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist es daher, sich verstärkt um die Klein- und Mittelbetriebe in Wien zu kümmern, die ja nicht nur der eigentliche Motor der Wiener Wirtschaft sind, sondern auch der bedeutendste Dienstgeber Wiens. Einer Studie der Universität Klagenfurt, die im Oktober, also vor wenigen Wochen, publiziert wurde, entnehme ich Folgendes. Zwischentitel: "Unternehmensgründungen schaffen 77 000 neue Jobs". 

Und aus dieser Studie: Trotz vieler Ein-Mann-Betriebe sind Gründungen ein wichtiger Wirtschaftsmotor, denn rechnet man Folgeeffekte ein, hängen von jedem Gründer an die sieben Jobs ab. Obwohl rund 85 Prozent der neuen Unternehmen Einzelfirmen sind, ist der tatsächliche Beschäftigungseffekt weit höher. So zählen jene knapp 28 000 Betriebe, die im Vorjahr entstanden sind - das sind natürlich österreichweite Angaben -, heuer 77 000 Beschäftigte. Im Schnitt kommen auf jeden Betrieb, den Gründer selbst eingerechnet, drei Mitarbeiter. Unter Berücksichtigung der Folgeeffekte durch Schaffung von Arbeitsplätzen in Zulieferbetrieben sind es nach dieser Studie sogar 6,8 Jobs pro Betrieb. 

Einer Statistik über Unternehmensgründungen im ersten Quartal 2003 kann man ähnlich interessante Zahlen entnehmen. So ist die Anzahl der Unternehmensgründungen von 6 405 im ersten Quartal 2000 auf 9 232 im ersten Quartal 2003 angestiegen - ein Plus von fast 45 Prozent. - Diese Zahlen beziehen sich übrigens ebenfalls auf ganz Österreich. - Besonders interessant dabei ist, dass von diesen 9 232 Neugründungen nur 9,2 Prozent Kapitalgesellschaften - also überwiegend GesmbHs - und 7,6 Prozent Personengesellschaften betreffen, aber über 83 Prozent nicht protokollierte Einzelunternehmen, also Kleinbetriebe sind. 

Auch wenn es sich bei diesen neu gegründeten Unternehmen überwiegend um Kleinbetriebe handelt, darf nicht übersehen werden, dass - und diese Zahlen beziehen sich jetzt auf Wien - die Anzahl der Arbeitgeberbetriebe, die 1 bis 49 Beschäftigte haben, fast 98 Prozent beträgt und nur 2,4 Prozent der Wiener Betriebe mehr als 50 Beschäftigte haben. Diese Zahlen, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, rechtfertigen meine Forderung, sich nicht nur verstärkt um diese Betriebe zu kümmern, sondern diese auch verstärkt zu fördern und zu unterstützen.

Ich darf diese Forderung noch weiter begründen: Wie sieht nun die finanzielle Situation, zum Beispiel die Eigenkapitalausstattung der Klein- und Mittelbetriebe aus? - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Betriebe, die 10 bis 49 Dienstnehmer beschäftigen, haben ein durchschnittliches Eigenkapital von 13,9 Prozent. Und Betriebe, die ein bis neun Dienstnehmer beschäftigen, haben - sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, Sie werden es wissen oder Sie werden es schätzen können - wie viel Prozent Eigenkapital? - Ich sage es Ihnen: Es sind 2,2 Prozent. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, was noch viel dramatischer ist: Von den Betrieben mit ein bis neun Dienstnehmern haben 53,5 Prozent ein negatives Eigenkapital. Und bei den Betrieben von zehn bis 49 Beschäftigten haben immerhin 34,5 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, dass 88 Prozent dieser Betriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind und somit von Fremdkapital, wie zum Beispiel Krediten et cetera abhängig sind. Und hier, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, müsste Wien seinen Betrieben helfen. 

Dringend notwendig, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, wäre ein Eigenkapitalstärkungspaket für Wien. Die Bundesregierung hat in diese Richtung ja bereits Schritte unternommen. Einerseits wurde durch die Schaffung des AWS, des Austria Wirtschaftsservice, eine konzentrierte Finanzierungs- und Förderungsbank geschaffen, andererseits mit der steuerlichen Begünstigung des nicht entnommenen Gewinns der richtige Schritt zur Stärkung des Eigenkapitals gesetzt. (GR Friedrich Strobl: Aber doch nicht bei den Klein- und Mittelbetrieben!) - Na selbstverständlich bei den Klein- und Mittelbetrieben! Bei den Freiberuflern nicht, aber bei den Klein- und Mittelbetrieben selbstverständlich! - Zusätzlich wurde die 13. Umsatzsteuervorauszahlung, wie schon erwähnt, ersatzlos gestrichen, was allein eine Stärkung von etwa 2 Prozent des Kapitals bringt. 

Auch Wien sollte solche Schritte setzen, denn künftig wird die finanzielle Situation dieser Betriebe noch schwieriger werden, und zwar durch Basel II. Schon heute wirft Basel II seine negativen Schatten voraus. Auch wenn die Kleinbetriebe und die überwiegende Anzahl der Mittelbetriebe für Basel II gar nicht vorgesehen sind, haben die Banken bereits seit mehreren Jahren jeweils ein eigenes Rating für ihre Kreditvergaben geschaffen. Unter "Rating" versteht man, vereinfacht ausgedrückt, die Aussage über das Ausfallrisiko eines Unternehmens. Das beste Rating haben also jene Unternehmen, die das geringste Risiko aufweisen. 

Was bedeutet nun das Rating für diese Betriebe? - Nun, bei schlechtem Rating werden sich nicht nur die Kreditkosten enorm erhöhen, sondern für viele Betriebe wird es auch keine Kredite mehr geben. Früher - darunter verstehe ich: vor fünf oder mehr Jahren - waren die Banken daran interessiert, ihr Geld an die Firmen zu vergeben. Dabei war den Banken die wirtschaftliche Situation des Unternehmens im Wesentlichen egal. Heute sind die Banken gar nicht mehr daran interessiert, eine so genannte Hausbank zu sein. Im Gegenteil, oftmals habe ich als Steuerberater den Eindruck, dass die Banken bewusst ihre Kunden vergrämen, um die Geschäftsbeziehungen auf andere Banken zu übertragen. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Aufgrund der ohnedies schlechten Situation im Bereich des Eigenkapitals und weiterer kommender Ereignisse, eben zum Beispiel Basel II, wäre die Stärkung des Eigenkapitals der Klein- und Mittelbetriebe von immenser Wichtigkeit. (GR Friedrich Strobl: Herr Kollege Stark, das ist ja richtig, was Sie sagen, aber wo ist die Unterstützung des Bundes? Gibt es auf Bundesebene ...?) Ich darf daher meine Forderung nach einem Eigenkapitalstärkungspaket für Wien wiederholen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie könnte diese Eigenkapitalstärkung aussehen? - Nun, am einfachsten könnte sie durch entsprechende Dotierung der Wiener Wirtschaftsförderung erfolgen. Leider erfolgt aber hier eine Kürzung gegenüber 
dem Rechnungsabschluss 2002 im Ausmaß von 6 Milli-onen EUR. 

Sie könnte weiters durch eine direkte Förderung der Betriebe für ihre Dienstnehmer erfolgen. Leider gibt es auch bei der Arbeitsmarktförderung ein Minus von 4,5 Millionen EUR. 

Weiters: durch Förderung von Wissenschaft und Forschung - aber auch hier gab es Kürzungen -, durch Förderung betriebserweiternder Investitionen oder durch Objektförderung bei Betrieben auf fremdem Grund und Boden, ähnlich der Mietzinsbeihilfe und ähnlicher Maßnahmen. 

Weiters sollte für die Klein- und Mittelbetriebe ein besonderer Anreiz für die Lehrlingsausbildung geschaffen werden. Für die wirtschaftliche Zukunft eines Landes ist die Lehrlingsausbildung äußerst wichtig. Wir benötigen gut ausgebildete und motivierte Schüler für die Lehrlingsausbildung und danach als Facharbeiter und später eventuell als zukünftige Unternehmer. Wir benötigen aber auch hoch motivierte Unternehmer zur Ausbildung der Lehrlinge. Dazu benötigen wir ein entsprechend flexibles wirtschaftliches Umfeld für die Realisierung einer effizienten Ausbildung und natürlich die erforderlichen finanziellen Mittel. 

Die laufend steigende Zahl von Jugendlichen, die Lehrstellen suchen, zeigt aber, dass die Voraussetzungen und der Anreiz zur Lehrlingsausbildung nicht gegeben sind. Eine große Hilfe für Klein- und Mittelbetriebe wäre, wenn sie neben dem steuerlichen Anreiz des Lehrlingsfreibetrages auch verstärkt von Landesebene unterstützt würden. Das müsste für Wien und den Wirtschaftsstandort Wien doch von besonderem Interesse sein, hier entsprechende Anreize zu setzen. 

An sich müsste man annehmen, dass Wien und seine dafür verantwortlichen Politiker alles tun, um die besten Voraussetzungen für die Betriebe zu schaffen, vor allem für den größten Dienstgeber oder Arbeitgeber Wiens, für die Klein- und Mittelbetriebe. Leider ist genau das Gegenteil der Fall. Dass diverse Wirtschaftsförderungen gekürzt werden beziehungsweise wurden, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, habe ich schon erwähnt. Nochmals in Erinnerung rufen muss ich, dass die Wiener Wirtschaftsförderung per 1. Jänner 2002 halbiert wurde, und das ist bedauerlich. 

Aber leider werden Betrieben nicht nur Förderungen aberkannt, sondern die Betriebe werden auch noch zusätzlich belastet, was einen weiteren Standortnachteil für Wien bringt. So wurde zum Beispiel die Gebrauchsabgabe ab dem 1. August 2003 erhöht. Weiters werden die Betriebskosten der Betriebe durch die Gebührenerhöhung bei Müll um bis zu 26 Prozent erheblich mehr belastet. Viele Betriebe zahlen ihren Mitarbeitern die Fahrtspesen für die täglichen Heimfahrten. Durch die massiven Tariferhöhungen bei den Wiener Linien um bis zu 25 Prozent ab dem 1. Juni 2002 erfolgte eine weitere zusätzliche Belastung der Betriebe für diese freiwilligen Leistungen. Die Erhöhung des Gaspreises ab 1. Juni 2003 um bis zu 10 Prozent trifft exakt die Klein- und Mittelbetriebe. Die Erhöhung der Wasseranschlussabgabe um 11 Prozent und die neue Aufgrabungsgebühr runden das Bild ab. 

Abgesehen von diesen zusätzlichen neuen Belastungen war der Wirtschaftsstandort Wien ohnedies schon stark benachteiligt: durch die Gebrauchsabgabe, die auch den Strompreis für alle Konsumenten um 0,7 Cent pro Kilowattstunde erhöhte; weiters durch die Dienstgeberabgabe, die so genannte U-Bahn-Steuer; durch die Parkometerabgabe; durch die gewinnbringenden Kanalgebühren - die Kanalsteuer - und durch die gewinnbringenden Wassergebühren - die Wassersteuer. Das alles, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister – das muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen -, ist schädlich für die Wiener Wirtschaft und für die Klein- und Mittelbetriebe Wiens. 

Abschließend möchte ich noch kurz auf diverse Ausgliederungen zu sprechen kommen und einen entsprechenden Antrag einbringen. Wie Klubobmann Kabas anhand der Beispiele Wiener Stadtwerke, Wiener Wohnen, Wiener Krankenanstaltenverbund et cetera dargelegt hat, wird durch diese Ausgliederungen nicht nur die Budgethoheit Wiens ausgehöhlt, sondern auch die Flucht aus der politischen Verantwortung vorgenommen. Informationen, geschweige denn Controlling durch den Gemeinderat gibt es für viele Bereiche kaum mehr. 

Die freiheitliche Fraktion fordert daher, dass dem zuständigen Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke vom Eigentümervertreter der Wiener Stadtwerke Holding AG von dieser und ihren Teilgesellschaften ein vierteljährlicher Bericht vorgelegt wird, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat zu gewährleisten. 

In diesem Sinn bringe ich einen Beschlussantrag ein und darf diesen im Folgenden verlesen - die Begründung werde ich jetzt nicht verlesen, wohl aber den Antrag selbst -: 

"Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien nachfolgenden Beschlussantrag:

Der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Dr Sepp Rieder, soll als Eigentümervertreter der Wiener Stadtwerke Holding AG sicherstellen, dass diese und alle ihre Teilgesellschaften vierteljährliche Berichte dem zuständigen Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke vorlegen, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat zu gewährleisten. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt." (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist zum Abschluss dieser Geschäftsgruppe der Herr Vizebürgermeister. - Bitte. 

VBgm amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst möchte auch ich ganz persönlich dem Kollegen Pfeiffer und seiner Stimme alles Gute wünschen. Ich hoffe, dass er damit nicht die Vorstellung verbindet, dass dem die Sehnsucht zugrunde liegt, dass er in Zukunft hier längere Ansprachen hält. 

Das Zweite ist - ich möchte gleich in die Sache einsteigen – Basel II. Das ist eine wichtige Frage, wenn wir auch der Meinung sind, dass es mittlerweile eine deutliche Entschärfung gegeben hat. Die Stadtregierung hat bei ihrer Herbstklausur beschlossen, die Geschäftsführung des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds zu beauftragen, sich mit diesem Thema zu befassen, nämlich ob es möglich ist, eine neue Förderungsschiene - die konjunkturpolitisch wichtig ist - zu entwickeln, nämlich die Förderung eben jener Kosten, die aus diesen Ratings entstehen und die Kreditaufnahme für Klein- und Mittelunternehmen außerordentlich erschweren, unter Umständen sogar bewirken, dass das im Bankensektor kein Geschäft ist und man daher zögerlich mit solchen Krediten umgeht. – Also Sie haben vollkommen Recht, aber das ist eine Initiative, die gesetzt wurde.

Zweiter Punkt – auch das an den Kollegen Aichinger adressiert –: Natürlich, wir würden uns alle wünschen, zusätzliche Mittel für die Wirtschaftsförderung einsetzen zu können. Wir haben sie, wenn man dieses eine Projekt T-Mobile herausrechnet, um eine Million – das ist nicht viel – erhöht. Wir haben umgestellt und damit, glaube ich, die Effizienz und die Raschheit der Förderungen verbessert. Da ist insbesondere auch das Call-System, das durchaus eingeschlagen hat. 

Ich denke, dass die Reaktion – noch nicht im Gemeinderat durch Beschluss bestätigt –, dass wir im Rahmen der Weihnachtsbeleuchtung jetzt beispielsweise auf einen 50-prozentigen Anteil umsteigen, ein kleines Beispiele dafür ist, dass die enge Zusammenarbeit zwischen Stadt und Interessenvertretung der Wirtschaft in diesem Bereich auch ohne größere und dramatische Steigerungen, die leider nicht möglich sind, der Wirtschaft die Situation erleichtern kann, die sicherlich nicht leicht ist.

Das Dritte ist: Ich möchte kurz auf das eingehen, was Klubobmann Kabas hier gemeint hat, als er den Finanzminister – wenn auch mit deutlich erkennbarer Zurückhaltung, aber doch – verteidigt hat, dass er als Verletzter des Stabilitätspaktes anders zu sehen ist, weil er es ja im Interesse der Konjunkturbelebung getan hat, während die Stadt Wien das nur aus sozialen Gründen tut Ich hoffe, dass das ein Missverständnis ist und nicht so gemeint war. (GR Mag Hilmar Kabas: Also das ist deiner unwürdig! Na wirklich!) 

Wenn das ein erschreckter Aufschrei ist, dann ist es okay, aber ich möchte nur Folgendes sagen: Ich bin da ganz beim Präsidenten der Österreichischen Wirtschaftskammer, Leitl, der ja zum Unwillen des Bundeskanzlers und anderer Regierungsmitglieder in der "Böse-Buben-Partie", wie das in den Zeitungen genannt wurde, Kritik an dem Konjunkturpaket geübt hat, eine Kritik, die auch viele Wirtschaftsexperten geteilt haben, Kritik dahin gehend, dass sich das Konjunkturpaket möglicherweise erst viele Jahre später auswirkt – durchaus positiv, aber mit zeitlicher Verzögerung – und dass es, was die KÖSt betrifft, also die Körperschaftssteuer, eigentlich nicht das ist, was sich die Wirtschaft vorstellt.

Das mit Missachtung oder Verletzung oder Nichteinhaltung des Stabilitätspaktes im Jahres 2004 in Zusammenhang zu bringen, diese Rechnung geht nicht auf. Der Finanzminister hat den Stabilitätspakt 2004 nicht eingehalten und nicht erst 2005 oder 2006, wenn die Maßnahmen des Konjunkturpakets greifen. Also das Argument, man kann ihn anders sehen als andere Gebietskörperschaften, das haut nicht ganz hin.

Ich will mich da jetzt nicht verbeißen, aber gleich noch einen anderen konkreten Punkt angehen. Es war hier mehrfach die Rede – auch von Klubobmann Chorherr – von der Situation in den Wiener Pflichtschulen, aber auch in den Mittelschulen, ausgelöst dadurch, dass durch eine Bundesregelung jetzt viele Lehrer – aber nicht nur; das betrifft ja auch die Sicherheitswache und andere Bereiche – in Pension gehen. Diese Regelung besagt, dass man sich jetzt, wenn man als öffentlich Bediensteter das 50. Lebensjahr erreicht hat, in die Pension zurückziehen kann, wenn auch mit deutlichen Abschlägen. Und das ist ein großes Problem, weil es relativ kurzfristig schlagend geworden ist und lange Vorbereitungszeiten nicht gegeben sind. 

Bei der Finanzreferentenkonferenz ist deutlich geworden, dass das nicht nur ein Wiener Problem ist, sondern dass sich das in vielen anderen Bundesländern ebenso niederschlägt. 

Wodurch das Problem verschärft wird, ist die Tatsache, die heute noch nicht zur Sprache gekommen ist, nämlich dass sich auf Grund des Finanzausgleichs die Bundesländer verpflichtet haben, die Zahl der Landeslehrer und die Finanzierung derselben durch den Bund im Interesse der Entlastung des Bundes zu reduzieren. Es ist in den vergangenen Jahren immer wieder mit dem Bildungsministerium, dem Unterrichtsministerium verhandelt worden, und es hat da immer sozusagen eine Grauzone gegeben, in der man sich flexibel bewegt hat, um das jetzt einmal so zu sagen. 

Vor nicht allzu langer Zeit hat der Finanzminister das an sich gezogen, was ich durchaus verstehe aus der Sicht der Budgetmittel des Bundes, aber damit eine sehr massive Form der Exekutierung des Finanzausgleichs mit hineingebracht. Wir haben eine Laufzeit bis zum Ende des Schuljahres 2004/2005. Es wird das aber jetzt schon in diesem Jahr im Zusammentreffen mit den Pensionierungen sehr hart, massivst angegangen, und daraus ergibt sich eine Verschärfung der Situation.

Ich habe vor wenigen Tagen versucht, auf Ersuchen der Präsidentin Brandsteidl mit dem Finanzstaatssekretär Finz ins Gespräch zu kommen. Er hat mich darauf aufmerksam machen müssen – das war wahrscheinlich nicht seine eigene Meinung, sondern die des Finanzministers –, dass das bundesweit einheitlich gehandhabt wird und daher Sonderregelungen für einzelne Gebietskörperschaften nicht in Betracht kommen. Ich bedaure das, weil natürlich eine gewisse Flexibilität, wie sie bisher mit Bundesministerin Gehrer und ihren Beamten gehandhabt worden ist, in der Situation, die jetzt sich ergibt, vielleicht eine Hilfe hätte sein können. Ich gebe aber zu, dass aus der Sicht der Budgetgebarung beider Gebietskörperschaften, Bund und Stadt Wien, das Finanzierungsproblem und die Auswirkungen des Finanzausgleichs natürlich nicht einfach weggestrichen werden können. 

Also es ist ein Problem der Struktur, das sich hier ergibt, aber man soll auch darauf aufmerksam machen, dass die harte Gangart des Finanzministers das Problem zusätzlich – und zwar nicht nur für Wien, sondern auch für eine Reihe anderer Bundesländer genauso – verschärft hat.

Vierter Punkt. Ich habe vom Bürgermeister, der ja an der Veranstaltung des Bundeskanzlers bei Smoliner in Wien, wo das durchgeführt worden ist, teilgenommen hat, erfahren und habe auch die Unterlagen dazu, dass es durchaus einen Vorschlag zur Jugendarbeitslosigkeit gibt, der interessant ist, nämlich in Bezug auf die Altersgruppe der 19- bis 25-Jährigen. Es ist im Prinzip nichts Neues, denn die Bundesregierung hat so etwas auch vor der Wahl im Jahre 2002 gemacht – das soll jetzt keine Abwertung sein –, und wir haben diesen Weg im Zuge des WAFF ebenfalls beschritten. Ich bin nicht dafür, dass man den WAFF immer kritisiert. Er hat hier eine hervorragende Arbeit geleistet, nämlich ein spezifisches Programm für die Jugendlichen erstellt, die die Lehre abgebrochen haben, nach den gesetzlichen Voraussetzungen an sich in der Lage wären, den Lehrabschluss zu erreichen, was aber natürlich wiederum zusätzliche Kursprogramme erforderlich macht.

Bundesminister Bartenstein stellt dafür aus den Insolvenzausgleichfondsmitteln 25 Millionen EUR zur Verfügung, unter der Auflage allerdings, dass die Länder mitzahlen. Wir werden am 17. Dezember, wenn er oder sein Vertreter da ist, die Sache besprechen. Es passt sozusagen auch in unsere Schiene. Man muss sich nur klar darüber sein, dass das quantitativ in den Auswirkungen ein Problem für den Insolvenzausgleichfonds bedeutet, denn es ist ja hier auch wiederholt darauf hingewiesen worden, dass es eine Reihe großer internationaler Konzerne gibt, wie zum Beispiel Grundig, die ein Unternehmen hier in Österreich in die Insolvenz getrieben haben. Das ist sicher nicht hausgemacht, aber das ist in Wien mit viel Geld aufgefangen worden, im Gegensatz übrigens zu den Bundesländern Niederösterreich und Burgenland. 

Also hier gibt es durchaus einen Aspekt, den man gemeinsam angehen kann, man soll nur nicht die Augen davor verschließen, dass damit das Problem natürlich generell nicht wirklich gelöst werden kann.

Was ich nicht ganz verstanden habe, Herr Klubobmann Kabas: Du hast den Technologiestandort Wien besonders negativ mit einem boomenden Bereich außerhalb Wiens verglichen. Also alle österreichweiten und internationalen Rankings be​stätigen, dass – auch wenn man alles differenziert sehen kann – der Schwerpunkt Biotechnologie und Technologie in der Tat ein Aushängeschild für ganz Österreich ist und die Entwicklung, die in Wien stattgefunden hat, außerordentlich gewaltig ist. 35 Betriebsgründungen in diesem Bereich, 6 000 Leute, die in diesem Bereich tätig sind, die große Entwicklung des Campus Vienna Biocenter, der Bereich Novartis, der Bereich Baxter und was es alles gibt. 

Also hier haben wir tatsächlich eine enorm positive Entwicklung, und ich glaube, dass es, so wie bei anderen Dingen, kein Fehler ist, wenn auch andere Bundesländer auf diesem Gebiet eine Entwicklung haben. Ich habe da überhaupt keinen Neidkomplex. Ich würde uns allen – ich nehme mich da selbst bei der Nase – überhaupt empfehlen, dass wir mit den österreichweiten Inzuchtvergleichen, wer jetzt da oder dort besser oder schlechter ist, aufhören. Wien kann man in Wirklichkeit nur mit internationalen Großstädten vergleichen, weil wir einfach ein Ballungsraum sind und nicht ein Flächenbundesland wie Niederösterreich oder Kärnten zum Beispiel, und jeder Vergleich, bei dem wir unsere Kaufkraft hervorheben, ist genauso unfair, als wenn man umgekehrt Beschäftigungszuwächse im Wintertourismus mitzählt. Also das wird es nicht sein. 

Ich möchte zu diesem Komplex nur eines noch sagen: Wenn man schon immer das Wort "hausgemacht" in den Mund nimmt, lieber Kollege Kabas, um dich freundlich anzusprechen, und sich dabei auf – nicht Arbeitskammerpräsident, sondern Wirtschaftskammerpräsident – Walter Nettig bezieht, dann sollte man korrekterweise den gesamten Text zitieren und nicht nur die erste Hälfte. Da ist sicher davon die Rede, wie es hier heißt: "Walter Nettig schlägt Alarm". Aber jetzt kommt es: "Als Heilmittel gegen den Verlust von Industriearbeitsplätzen verschreibt er eine rasche KÖSt-Senkung." 

Jetzt zu sagen, die KÖSt-Senkung liegt in der Hand der Stadt Wien, daher ist der Verlust von Industriearbeitsplätzen hausgemacht, steht diametral im Widerspruch zum Kronzeugen Nettig, der sagt, eigentlich sollte hier die Bundesregierung handeln. Er stimmt da überein mit Leitl, der das genauso kritisiert. Leitl und Nettig sagen, nicht die Stadt Wien ist hier säumig, sondern die Bundesregierung ist säumig. 

Jetzt leite ich daraus auch nicht ab, dass wir nichts tun könnten, nur ein Problem sehe ich zunehmend: Mit der pauschalen Abqualifizierung, alles, was negativ ist, ist hausgemacht (GR Mag Hilmar Kabas: Nicht alles! Das habe ich nicht gesagt!), wird ja in Wirklichkeit in keinem einzigen Punkt konkret gesagt, wo der Fehler liegt. Ich habe in der gesamten heutigen Debatte bisher keinen einzigen Vorschlag gehört – okay, das ist nicht die Aufgabe der Opposition –, aber ich habe auch keinen einzigen Punkt gehört, wo gesagt wird, jawohl, diese oder jene Maßnahme ist unrichtig. Es kam nichts außer der generellen Forderung, bei weniger Einnahmen soll man mehr ausgeben, und Schuldenmachen soll man vielleicht auch nicht. 

Das Problem, das ich jetzt sehe, ist, dass es in der Tat bei der Frage, was ist hausgemacht, möglicherweise Punkte gibt, wo wir gemeinsam zu der Auffassung kommen, in diesem oder jenem können wir es besser machen, aber wenn wir einander so begegnen, dass die Opposition bei jeder Tatsache, ob das jetzt die Beschäftigungssituation ist oder was immer, sagt, es ist hausgemacht, es ist hausgemacht, selbst wenn es um steuerliche Maßnahmen geht, dann werden wir wahrscheinlich zu keinem Qualitätssprung in der Budgetdebatte kommen. Ich denke immer, wenn jemand von außen zuhört, wie wir da mit dem Budget umgehen, wird er sagen, dass das eigentlich sehr merkwürdig ist für Gemeinderäte, die doch immerhin vom Steuerzahler auch entsprechend bezahlt werden.

Ein weiterer Punkt, den ich zu bedenken gebe, weil mir das auch aufgefallen ist. Gerade weil die Opposition bei der Frage "hausgemacht" auf eine Konkretisierung verzichtet, passiert es immer wieder – ich glaube nicht absichtlich, aber es passiert immer wieder –, dass Kritik an der Regierung gleich damit verbunden wird, den Wirtschaftsstandort Wien und die Wiener Wirtschaft schlecht zu machen. (GR Mag Hilmar Kabas: Nein, überhaupt nicht!) Lies einmal deine Aussagen nach, wie sich das für einen Außenstehenden darstellt. (GR Mag Hilmar Kabas: Die objektiven Daten sprechen eine klare Sprache! Das ist ja nicht meine Erfindung!)
Dadurch, dass mit "hausgemacht" der Vorwurf nicht konkretisiert wird, weicht man in eine Darstellung aus. Es wird hier dargestellt, welche Industrien abgewandert sind, wie alles negativ ist. (GR Mag Hilmar Kabas: Ja, willst du das bestreiten!) Ja, aber negativ. 

Ich habe noch gut im Ohr einen Kommentator des ORF, der zur Beurteilung der Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft in der ZiB 1 oder ZiB 2 gemeint hat, es würde keinem amerikanischen Politiker einfallen, die amerikanische Wirtschaft schlecht zu machen. Und das ist in der Tat ein Unterschied, wenn ich das hier nur einmal bescheiden anmerken darf. Hier wird nicht differenziert in der Frage Wirtschaftsstandort, und ich bin nur froh, dass ausländische Investoren, um die wir uns bemühen, die Kommentare hier im Gemeinderat nicht zur Kenntnis bekommen. 

Ich glaube, dass es einfach notwendig ist, konkreter über die Dinge zu reden, und ich bin bereit, meiner sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, über diese Fragen konkret zu reden. (GR Mag Hilmar Kabas: Ja, wir sind schuld! Das ist ja hanebüchen!) Machen wir konkrete Diskussionen im Finanzausschuss, machen wir konkrete Diskussionen anderswo, aber hören wir damit auf, den Wirtschaftsstandort Wien pauschal schlecht zu machen. Das lohnt sich nicht. Das kann nur dazu beitragen, dass das Klima vergiftet wird. Die Bevölkerung glaubt es ohnehin nicht. Entschuldige, wer in der Bevölkerung glaubt das schon, was da, wenn er hier sitzt, an dramatischen Schilderungen passiert. (GR Mag Hilmar Kabas: Die Arbeitslosen zum Beispiel!) Also ich würde sagen, da würden die Umfrageergebnisse ganz anders ausfallen, wenn das, was ihr hier sagt, wirklich in die Köpfe der Bevölkerung hineinginge und deren Meinung sich mit eurer deckte. (GR Mag Hilmar Kabas: Es ist ein Irrtum, zu glauben, wenn man Fakten sagt, dass das Schlechtjammern ist!)

Ich sage das nicht überheblich, aber ich bin sehr dafür, dass wir das konkretisieren. Wirtschaftsfragen, Beschäftigungsfragen sind keine Fragen, die von Natur aus Dissensfragen sind. Das sind sie möglicherweise in der Transportierung in der politischen Propaganda, aber in der Realität der Erzeugung von positiven Ergebnissen sollten wir einen Konsens anstreben. Und das geht, wenn wir gemeinsam konkret über Projekte sprechen.

Damit bin ich auch schon beim Schluss. Ich denke, dass das, was wir vorgelegt haben, mit Recht nicht als das allerbeste aller Budgets dargestellt wurde, auch von mir nicht. Wenn ich es mir aussuchen hätte können, wenn ich Einnahmen hätte in allen Taschen, würde ich mir viele andere Dinge einfallen lassen. Da würde ich auf alle Dinge, die hier gesagt worden sind, was man dort und da noch tun kann, positiv reagieren. Aber für die Bedingungen, die wir vorfinden – und die sind ja unbestritten gewesen, es hat sich ja niemand hier hergestellt und gesagt, Herr Finanzstadtrat, Sie haben nicht Recht, es liegt nicht daran, dass die Einnahmen weniger werden; das hat ja niemand gesagt –, nämlich bei geringeren Einnahmen ein Budget zustande zu bringen, dass das realisiert, das ist, denke ich mir, gut, es ist zukunftsorientiert und sozial engagiert. Es mag schon sein, dass die einzelnen Ansätze da oder dort nicht 100-prozentig erfüllt werden, aber vergleichen Sie das mit allen anderen Budgets, die derzeit zur Diskussion stehen, dann ist das Wiener Budget zukunftsorientiert, verlässlich und vor allem sozial engagiert. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Als Erste ist, entgegen dessen, was Sie schriftlich vorliegen haben, Frau Dr Vana zu Wort gemeldet. Ihre Redezeit ist 40 Minuten.

GRin Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich, dass die Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal heute einmal etwas früher dran ist als in den vergangenen Jahren. Seit ich Abgeordnete in diesem Haus bin, waren wir immer erst am zweiten Tag dran und meistens ganz, ganz spät. Das heißt, es ist schön, dass wir heute doch zu einer etwas frischeren Zeit – wobei ich mir da gar nicht so sicher bin, wenn ich mich in dem Haus umschaue – beginnen können, die Geschäftsgruppe zu debattieren. 

Ich möchte mit einer frauenpolitischen Bilanz beginnen und mich exemplarisch auf einige Punkte konzentrieren, die mir und den Wiener Grünen sehr wichtig sind.

Zunächst einmal das Budget zur Frauenpolitik. Das Budget ist die in Zahlen gegossene Politik, und mit dem Budget übt Wien eine Verteilungs- und Lenkungsfunktion aus. Und da schaut es bei den Frauen schon traurig aus. Wenn ich mir das Budget der MA 57 anschaue, so sind 7,3 Millionen EUR 0,8 Promille des Gesamtbudgets der Stadt Wien – 0,8 Promille! –, oder, wenn man es mit anderen Zahlen vergleicht, ein Drittel der Garagenförderung zum Beispiel. Das ist schon ein bisschen mager. 

Ich denke, da hätte die MA 57 mehr verdient, da hätten die 52 Prozent der Bevölkerung in dieser Stadt mehr verdient. Gerade auch die MA 57 macht ausgezeichnete Arbeit – dazu muss man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gratulieren –, und sie macht sie mit zu wenig Budget. Es ist zu wenig Budget, auch wenn – und das will ich lobend hervorstreichen – das Budget der Wiener Frauenhäuser um 266 000 EUR erhöht wurde. Das ist gerade im Vorfeld des morgigen Internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen ein sehr gutes Signal. 

Es ist – und ich komme auch zu positiven Anmerkungen – trotzdem einiges weitergegangen für Frauen in dieser Stadt, und es wurden auch einige grüne Forderungen erfüllt. Die möchte ich auch wirklich lobend erwähnen. 

Zwei grüne Forderungen betreffend Frauen, die uns besonders wichtig sind, wurden erfüllt. Das eine ist das Gleichbehandlungsgesetz für Landeslehrerinnen. Das war ein grün-rotes Projekt. Die Landeslehrerinnen haben jetzt auch einen wirksamen Diskriminierungsschutz, sie haben eine Gleichbehandlungskommission, eine Gleichbehandlungsbeauftragte. Das ist auch insofern besonders wichtig, weil der Ministerrat, also die Bundesregierung, kürzlich das Antidiskriminierungsgesetz beschlossen hat. Antidiskriminierungsgesetz, das klingt zwar sehr gut, hat aber doch ein paar Fallen, insbesondere für Frauen, weil nicht nur die Gefahr besteht, dass damit die positive Diskriminierung ausgehöhlt wird, sondern weil mit diesem Antidiskriminierungsgesetz die Gefahr verbunden ist, dass die spezifischen Diskriminierungsregelungen für Frauen sukzessive entsorgt werden oder unter den Tisch fallen und für Frauen immer weniger Mittel, immer weniger Ressourcen und immer weniger strukturelle Hilfe zur Verfügung steht. 

Ich freue mich daher, dass die Stadt Wien eine negative Stellungnahme zu dem Antidiskriminierungsgesetz der Bundesregierung abgegeben hat, und ich freue mich auch, dass die Stadt Wien den Frauenpreis heuer an eine Frau verliehen hat, die hier seit Jahren federführend tätig ist, an die Gleichbehandlungsanwältin Ingrid Nikolay-Leitner, die wir alle seit Jahren kennen. Ich denke, das ist auch ein wichtiges Signal. 

Das Zweite, was ich aus dem letzten Jahr positiv hervorheben will, sind die Dreijahresverträge, die die Stadt Wien jetzt den Frauenvereinen anbietet, zumindest den etablierten Frauenvereinen. Auch das ist ein wichtiges Signal, da Frauenvereine seit Antritt dieser Bundesregierung in ihrer finanziellen Situation massiv bedroht sind, man könnte fast schon sagen, dass sie in Österreich und auch in Wien bald vom Aussterben bedroht sind. Und zwar nicht nur durch die Bundesregierung, sondern auch durch das neue Bundesvergabegesetz, das durch den Wettbewerb und die Ausschreibungspflicht in diesem Sektor kleinere Vereine, vor allem Frauenvereine, arbeitsmarktpolitische Vereine, Bildungseinrichtungen stark unter Druck setzt, weil die einfach am so genannten freien Markt nicht mehr mithalten können, weil sich eine Qualitätsspirale nach unten in Gang setzt. Da ist es auch ein wichtiges Signal, dass Wien sagt, wir gehen einen anderen Weg, wir bieten langfristige Finanzierung oder, sagen wir, Erleichterung bei der Finanzierung an. Es ist noch immer nicht genug, denn abgesichert sind die Frauenvereine noch nicht, aber zumindest das Signal, die Finanzierungsmöglichkeiten zu erleichtern, ist ein wichtiges und entspricht einer langjährigen Forderung der Wiener Grünen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Es gibt auch Applaus für die Sozialdemokratie. Schade, dass nur meine Fraktion applaudiert, wenn ich einmal etwas lobe. (Heiterkeit. – Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Das ist ja etwas Ungewöhnliches für mich. Aber ich komme jetzt auch schon, den anscheinend interessiert Sie das auch mehr, zu den negativen Dingen. Die positiven sind schon abgeschlossen. (Beifall des GR Günther Barnet.) Danke, Herr Kollege. (GRin Nurten Yilmaz: Applaus bei den Freiheitlichen!)

Zu den negativen Dingen. Die Situation der Frauen in Wien hat sich insgesamt im letzten Jahr dramatisch verschlechtert. Ich spreche von der Arbeitsmarktsituation und von der sozioökonomischen Situation von Frauen. Wien hat Rekordarbeitslosigkeit. 32 000 Frauen in Wien sind arbeitslos gemeldet. Die Dunkelziffer liegt, wie wir wissen, noch viel höher, weil sich viele Frauen gar nicht arbeitslos melden beim AMS. 13 Prozent beträgt der Anstieg insgesamt in Wien. Das ist der höchste Anstieg aller Bundesländer, das haben wir heute schon an einigen Stelle gehört. Besonders betroffen vom Arbeitslosigkeitsanstieg sind diesmal 15- bis 45-jährige Frauen. 

Es freut uns, dass der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds das Budget für seine arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen erhöht hat, sogar recht substantiell erhöht hat, um 25 Prozent, das ist schön. Das kommt leider sehr, sehr spät, denn die Rekordarbeitslosigkeit ist nicht neu, auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit ist nicht neu. Die Wiener Grünen haben wiederholt Anträge in diesem Haus gestellt, dass das Budget des WAFF erhöht werden soll. Da hat es immer geheißen, Arbeitsmarktpolitik ist Sache der Bundesregierung, der WAFF tut genug. Ich bin froh, dass man jetzt einsieht, dass Arbeitsmarktpolitik auch in Wien gemacht werden kann und muss und wird, und dass das Budget erhöht wird. 

Ich freue mich zwar, dass auch das Budget für die Wiedereinsteigerinnen erhöht wird, allein, man muss schon auch dazusagen, dass im WAFF in den letzten Jahren auch massiv gekürzt wurde, vor allem für die Frauen. Sie wissen, dass das Budget von 2000 auf 2001 halbiert wurde, von 2002 auf 2003 wurde ein bisschen aufgestockt, aber man hat nicht einmal das Niveau von 2001 erreicht. Das heißt, es ist jetzt eigentlich höchste Zeit gewesen, für Frauen etwas zu tun, hier den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit aufzunehmen und ernst zu nehmen. Wir begrüßen das auch, aber es kommt zu spät und es ist zu wenig. 

Vor allem die Situation junger Frauen in Wien ist dramatisch. 15- bis 25-jährige Frauen haben einen Arbeitslosigkeitsanstieg von 16 Prozent innerhalb des letzten Jahres – 16 Prozent! –, Vergleichswert der Männer 10 Prozent. Das ist auch ein signifikanter Unterschied. Die Zahl der weiblichen Lehrstellensuchenden ist um 43 Prozent gestiegen. Die Zahl der Frauen in Schulungen zum Beispiel ist um 8 Prozent zurückgegangen, bei den Männern nur um 0,7 Prozent. Schade!

Das heißt, ich frage mich, warum Sie in Wien noch immer keinen Lehrlingsfonds schaffen, einen Lehrlingsfonds, wie er in Vorarlberg zum Beispiel schon seit Jahren gut funktioniert. Wobei es jetzt nicht nur darum geht, den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds aufzustocken, denn wir wissen, mehr Budgetmittel alleine sind zu wenig, schaffen die Lehrstellen noch nicht, sondern was Lehrstellen schaffen würde, wäre, auch die Wirtschaft nicht aus ihrer Verantwortung für Lehrlinge und junge Menschen in dieser Stadt zu entlassen. Da finde ich es schade, dass Sie die Verantwortung immer auf den Bund schieben. Ich meine, Sie haben schon Recht, der Bund versagt da kläglich in dieser Frage, aber ich denke, Wien braucht den Bund nicht unbedingt, um einen Lehrlingsfonds einzurichten, einen Fonds, in den Betriebe, die nicht ausbilden, die keine Lehrlinge ausbilden, einzahlen, und dass dann quasi eine Umverteilung zu Betrieben erfolgt, die von Lehrlingen profitieren. 

Ich denke, das wäre ein wichtiger Schritt für die jungen Menschen in dieser Stadt. Die Wiener Grünen haben dazu einen Antrag im letzten Gemeinderat eingebracht, und ich hoffe, dass der Ausschuss ihn auch beschließen wird.

Nächster Punkt, der uns Wiener Grünen sehr wichtig ist und dem viel zu wenig Raum auch in diesem Hause eingeräumt wird, wenn es um Frauen geht, ist das Thema Frauenarmut. Nicht nur, dass Armut mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit natürlich substantiell zusammenhängt, sondern die Armut von Frauen steigt immer mehr. In Wien ist die Situation eine bedrohliche. Immer mehr Frauen sind an der Armutsgrenze, die Zahl der Notstandshilfebezieherinnen steigt. Wir haben allein 6 327 Frauen als Notstandshilfebezieherinnen, wobei Frauen interessanterweise nur 84 Prozent des Tagsatzes von Männern im Rahmen ihrer Notstandshilfebezuges bekommen. Die Zahl der Frauen, die Sozialhilfe beziehen, steigt dramatisch. Seit 1999 ist die Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen in Wien um 74 Prozent gestiegen – 74 Prozent! – von zirka 19 000 auf 33 000. 

"Frauen sichtbar machen" haben Sie, Frau Stadträtin, im Rahmen der Frauenpreisverleihung am letzten Montag gesagt, die eine sehr schöne Veranstaltung war. Ich habe mich auch gefreut, dass Sie trotz des launigen Abends positive Worte für die Armutssituation von Frauen gefunden haben. "Frauen sichtbar machen" haben Sie gesagt, und die Wiener Grünen haben bereits wiederholt einen Antrag gestellt, den Sie im Ausschuss leider schon einmal abgelehnt haben, nämlich zumindest einen Frauenarmutsbericht in Wien zu erstellen. Ein Frauenarmutsbericht ist einer der wesentlichen ersten Schritte zur Armutsprävention. Sichtbarmachen von Armut, Sichtbarmachen von weiblicher Armut, Sichtbarmachen des höheren Frauenarmutsrisikos wäre ein wesentlicher Beitrag, um Frauen tatsächlich sichtbar zu machen. 

Ich verstehe nicht, warum Sie etwas, was auch in der Stadt Salzburg zum Beispiel gang und gäbe und dort selbstverständlich ist, nämlich die Erstellung eines Frauenarmutsberichtes, für Wien ablehnen. Ein Frauenarmutsbericht sollte mehrere Funktionen erfüllen. Nicht nur hätten wir dann endlich Daten über die aktuelle Situation von in Armut lebenden und von Armut gefährdeten Frauen, sondern wir hätten auch eine Auflistung der Ursachen und Auswirkungen von Frauenarmut, die systematisch erfasst werden sollte – auch nach dem Vorbild des Armutsberichtes in Salzburg –, und wir könnten auch die Wirksamkeit bestehender Maßnahmen gegen Frauenarmut, die es ja durchaus gibt, evaluieren. Frauenarmut wäre, wie gesagt, nicht mehr versteckt oder weniger versteckt – nicht mehr versteckt wäre viel zu optimistisch –, sondern würde ein Gesicht bekommen, denn das Gesicht der Armut ist weiblich. 

Deshalb möchte ich meinen ersten Antrag heute einbringen betreffend Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichtes. Der Antrag lautet: "Die Stadt Wien möge die regelmäßige Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichtes veranlassen." In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Der vierte Punkt, der uns Wiener GRÜNEN sehr wichtig ist, betrifft das Gender Mainstreaming, ein Ausdruck, den viele noch immer nicht kennen. Ich habe mir von einem Bezirk in Wien – ich sage jetzt bewusst nicht, welcher –, wo wir einen Vortrag über Gender Mainstreaming gehalten haben, sagen lassen, dass dort einer der Herren gefragt hat: Was wollen Sie? Gendarmen aufstocken? Es war ziemlich schlimm. Es betrifft Ihre Partei, Sie lachen jetzt, ich sage Ihnen dann nachher, wer es war. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Vielleicht probieren Sie es einmal mit einem deutschen Ausdruck, dann verstehen Sie die Menschen! Verwenden Sie einfache Ausdrücke! Denken Sie an die einfachen Menschen!)

Das heißt, was Gender Mainstreaming betrifft, ist hier einiges zu tun, ist einiger Handlungsbedarf, denn Wien hat sich dank eines grünen Antrages verpflichtet, Gender Mainstreaming umzusetzen. Vor nunmehr zwei Jahren wurde dieser Antrag angenommen. Am 5. Dezember 2001 hat sich Wien verpflichtet, Gender Mainstreaming in allen Ressorts, in allen Verwaltungsbereichen und auch in allen Bezirksgruppen umzusetzen und auch eine Steuerungsgruppe dafür einzusetzen. Allein, passiert ist wenig. 

Sie geben das auch zu, Frau Stadträtin. In einer Anfragebeantwortung vom 7. August geben Sie zu, dass es keine Umsetzungsstrukturen und kein Budget für Gender Mainstreaming in den einzelnen Ressorts und auf den einzelnen Verwaltungsebenen gibt. Wir GRÜNEN wollen, dass das schleunigst nachgeholt wird, denn schließlich ist die Stadt Wien seit zwei Jahren dazu verpflichtet. Wir bringen daher drei Anträge in dieser Causa ein.

Der erste Antrag betrifft die Einsetzung von Steuerungsgruppen für Gender Mainstreaming, wie es der Antrag, der vor zwei Jahren schon angenommen wurde, eigentlich vorsehen würde. Der Antrag lautet:

"Die Stadt Wien möge in allen Magistratsabteilungen Steuerungsgruppen zur Umsetzung von Gender Mainstreaming einsetzen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Ich hatte ihn ursprünglich, wie Sie wissen, auf sofortige Abstimmung vorbereitet, empfange aber positive Signale aus der sozialdemokratischen Fraktion, dass man darüber gerne reden würde. Das heißt, ich stelle gerne den Antrag auf Zuweisung.

Der zweite Antrag in dieser Causa betrifft eigene Budgets für Gender Mainstreaming, und zwar in allen Ressorts, wie es eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein sollte, wenn man zum Gender Mainstreaming verpflichtet ist, denn ohne Geld ka Musi. Dieser Antrag lautet: 

"Der Gemeinderat der Stadt Wien möge beschließen, dass in allen Geschäftsgruppen und Magistratsabteilungen der Stadt Wien budgetäre Mittel für Maßnahmen zur Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Prozesses bereitgestellt werden."

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die Zuweisung an den entsprechenden Ausschuss.

Ich denke, dass die Anträge auch im Hinblick auf den Wissensstand innerhalb der Ressorts und der Beamten und Beamtinnen, die Gender Mainstreaming auch als Drop-down-Prozess umsetzen müssen, wichtig sind, denn gerade auch der Gleichbehandlungsbericht, der letztes Jahr erschienen ist, hat hier auch einige Wissensdefizite oder Bewusstseinsdefizite in vielen Ressorts aufgezeigt, was Gender Mainstreaming überhaupt ist oder sein soll.

Der dritte Antrag in dieser Causa betrifft ein Gender Budgeting für Wien, also einen Gender-Budget-Prozess für Wien, denn ich sagte schon, das Budget ist die in Zahlen gegossene Politik. Die Geschlechtslosigkeit des Budgets wird meistens angenommen, aber wenn wir uns die Verteilungsfunktion des Budgets anschauen, dann sehen wir, dass in vielen Bereichen indirekt – etwa im Wirtschaftbereich, im Baubereich – einfach wesentlich mehr Geld Männern zugute kommt, Frauen in einem wesentlich geringeren Ausmaß. Viele andere europäische Städte sind hier Vorreiterinnen in der Evaluierung eines solchen Prozesses und in der Erstellung gendergerechter Budgets in den einzelnen Ressorts, zum Beispiel die Stadt Berlin. Die Landeskommission der Stadt Berlin hat einen Gender-Budgeting-Prozess initiiert. An der wollen wir uns heute ein Vorbild nehmen, und deshalb stelle ich den Antrag:

"Der Gemeinderat der Stadt Wien möge einen Plan zur Implementierung eines Gender-Budgeting-Prozesses in Wien nach dem Vorbild der Stadt Berlin erstellen lassen."

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Ausschuss. 

Warum Gender Mainstreaming innerhalb des Magistrats so wichtig ist, zeigt unter anderem auch der Frauenanteil in Spitzenfunktionen innerhalb des Magistrats. Sie wissen, die Zahlen kommen jedes Jahr gebetsmühlenartig wieder, und leider muss ich jedes Jahr gebetsmühlenartig dasselbe feststellen: Es ändert sich nicht viel. Es ändert sich ein bisserl etwas, aber es ändert sich nicht viel. 

Wieder ein paar Zahlen zur Veranschaulichung: 

Leitung einer Magistratsabteilung: 14 Prozent Frauen; 

PrimarärztInnenstellen: 13 Prozent Frauen; 

OberärztInnenstellen: 33 Prozent Frauen. 

Bei den rechtskundigen Bediensteten und den TechnikerInnen in den höheren Dienstklassen sieht man die gläserne Decke auch sehr schön. 

Bei den TechnikerInnen in der höchsten Dienstklasse IX gibt es genau null, null von 13, null Prozent Technikerinnen in der Dienstklasse IX. 

In der Dienstklasse VIII sind immerhin 6 Prozent. Wow! Im Vergleich zum letzten Jahr, sehe ich gerade, ist auch das noch gefallen. Da waren es zumindest 7 Pro-zent; da waren es fünf, jetzt sind es vier. Schade!

Bei den TechnikerInnen der Dienstklasse VII: 10 Pro-zent.

Bei den rechtskundigen Bediensteten der Dienstklasse IX sind es 21 Prozent.

Bei den rechtskundigen Bediensteten der Dienstklasse VIII sind es 32 Prozent.

Das ist noch sehr, sehr weit entfernt von der Quote, die im Wiener Gleichbehandlungsgesetz, das ein gutes Gleichbehandlungsgesetz ist, aufscheint. Da ist noch einiges zu tun, und auch deshalb haben wir die Anträge zum Gender Mainstreaming heute eingebracht und hoffen, dass sie auch angenommen werden. 

Ich möchte damit meine Ausführungen schließen. Ich bedaure, dass der Weg zur frauenfreundlichsten Stadt, die Sie ja bei Amtsantritt propagiert haben, noch ein weiter ist und dass Sie mit diesem Budget auch keine großen Sprünge machen werden. Und insbesondere auch deshalb lehnen wir das Budget heute ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Meine Beurteilung dieses Kapitels wird nicht annähernd so positiv wie bei meiner Vorrednerin ausfallen. Im Gegenteil! Die Geschäftsgruppe Brauner steht anderen Geschäftsgruppen in diesem Haus nur wenig nach, was Skandale, Ärgernisse und Versäumnisse betrifft. Man kann eigentlich praktisch jeden Bereich aus diesem Kapitel anziehen und wird auf einen solchen Missstand stoßen.

Beispiel Integration: Der Wiener Integrationsfonds wird zugesperrt, seine Zukunft ist noch völlig ungewiss. Was allerdings gewiss ist: Die Mittel für Integrationsangelegenheiten werden halbiert.

Behinderte: Das Behinderteneinstellungsgesetz wird seit vielen Jahren nicht erfüllt. Jahr für Jahr ist eine Ausgleichstaxe in der Größenordnung von 1,5 Millionen EUR zu bezahlen. 

Unabhängiger Verwaltungssenat: Hier hat es eine Veränderung gegeben von einem Präsidenten Moser zu einer Präsidentin Schönberger, gleichgeblieben sind allerdings die Angriffe auf die Unabhängigkeit des UVS Wien. Ich nenne nur ein Beispiel, den Fall Windsteig, wo man einem Mitglied des UVS einfach für vier Tage sein Gehalt nicht bezahlt hat. 

Beispiel Personal und Pensionen: Der Herr Vorsitzende hat den Vorsitz abgegeben. Ich sage nur: Fall Hundstorfer. Aus nicht geklärten Gründen wird der Vorsitzende vom B-Beamten zum A-Beamten. 

Fall Benke – das ist vielleicht auch ein Grund, warum von den GRÜNEN die Kritik nicht allzu stark gekommen ist, weil hier ein gemeinsamer Beschluss gefasst worden ist –: Man schickt einen Bezirksvorsteher mit 58,5 Jahren und 9 000 EUR in Pension.

Was man allerdings nicht macht, das ist die Harmonisierung bei 30 000 pragmatisierten Gemeindebediensteten, die nach wie vor mit 60 Jahren in Pension gehen können und wo es zu keiner Anpassung an die bundesgesetzlichen oder an andere landesgesetzliche Regelungen kommt, obwohl die Frau Stadträtin bei der berühmt-berüchtigten Feuerwehraktion angeblich für diese Harmonisierung demonstriert hat und in diesem Zusammenhang die Feuerwehr in ein Licht gerückt hat, wie es bis dato nicht der Fall war. Da ist nämlich eine Einsatzorganisation ausgerückt, nicht um Schaden von Menschen abzuwenden, sondern um diese zu bedrohen. 

Sicherheit: Nicht einmal die eigenen ortspolizeilichen Verordnungen werden von dieser Stadträtin vollzogen. 

Aber lassen Sie mich auf die einzelnen Bereiche ein bisschen näher eingehen.

Integration: Der Integrationsfonds, ins Leben gerufen, aus der Taufe gehoben von Bgm Zilk, zugesperrt und zu Grabe getragen von StRin Brauner. Der Integrationsfonds hat einen steilen Abstieg genommen. Das hängt auch mit den diensthabenden Geschäftsführern zusammen. Begonnen hat alles mit einem Max Koch, der doch über die Parteigrenzen hinweg eine gewisse Anerkennung gehabt hat und der sehr wesentlich diesen Integrationsfonds geprägt hat, weshalb ich ihm an dieser Stelle auch danken möchte. Gefolgt ist ihm ein Geschäftsführer Seitner, dem die politische Hegemonie der SPÖ ein großes Anliegen war und der das auch öffentlich und im Internet bekundet hat. Nunmehr haben wir einen Geschäftsführer, der eigentlich das Prädikat "Geschäftsführer" nicht verdient. Er ist nur noch der Liquidator oder der Masseverwalter dieses Fonds, der einstmals Aushängeschild der Integrationspolitik in Wien war. 

Wir haben den Integrationsfonds zwar immer wieder kritisiert – berechtigterweise –, doch war das in erster Linie damit in Zusammenhang zu sehen, wie dieser Fonds organisiert wird, wie er geführt wird. Ich glaube, wir haben mit Recht die aufgeblähte Zentralverwaltung kritisiert, zu wenig Mitarbeiter in den Außenstellen. Aber nichtsdestoweniger möchte ich jetzt, wo es mit dem Integrationsfonds zu Ende geht, doch auch die engagierte Arbeit dieser Mitarbeiter loben. Ich glaube, dass da von den Mitarbeitern doch sehr viel gekommen ist. 

Allzu viel Kritik hat man sich nicht erlauben dürfen. Hin und wieder ist es zu Kritik gekommen. Da hat man berechtigte Anliegen von Migranten vertreten, wie beispielsweise im Bericht 2001. Aus dem möchte ich einmal kurz zitieren. Da steht doch tatsächlich, dass es eine Diskriminierung beim Zugang zu bestimmten Wohnungsmarktsegmenten gibt. Das ist sehr verbrämt ausgedrückt. Gemeint hat man, dass die Gemeindewohnungen nicht zugänglich sind für Migranten. Aber selbst diese verbrämte Formulierung hat gereicht, dass im Bericht 2002 diese Formulierung nicht mehr aufscheinen durfte. Die Frau Stadträtin hat diesen Bericht zensuriert. 

Vielleicht ist das eine Erklärung dafür, warum nun der Integrationsfonds zugesperrt wird: dass es mit aufmüpfigen Mitarbeitern zu schwierig geworden ist, dass es möglicherweise auch mit dem Geschäftsführer zu schwierig geworden ist, denn dieser musste ja im Juni des vergangenen Jahres von einem Tag auf den anderen sein Büro räumen. Ich glaube weniger, dass es daran gelegen hat, dass es mit der ÖVP schwierig war, in diesem Fonds zusammenzuarbeiten. 

Am 11. Juni dieses Jahres ist also dieser Auflösungsbeschluss im Kuratorium gefasst worden. Man wusste gar nicht, ob sich das Kuratorium noch einmal zusammensetzen wird. Man ist davon ausgegangen, dass Ende des Jahres dieser Fonds abgewickelt sein wird. Nichts von dem ist eingetreten. Es hat natürlich wieder eine Sitzung gegeben. Wie jetzt die Abwicklung des Fonds wirklich vor sich gehen wird, das steht in den Sternen. Man ist hier weit im Verzug. Es wurde ein provisorisches Halbjahresbudget beschlossen. Wir wissen nicht, ob die Mariahilfer Straße erhalten bleibt, wir wissen nicht, ob die Außenstellen erhalten bleiben, wir wissen nicht, was mit dem Personal passiert, und wir wissen auch nicht, wie die Projekte fortgeführt werden. Was wir allerdings ganz genau wissen, ist, dass nächstes Jahr nur noch halb so viele Mittel für die Integrationsarbeit zur Verfügung stehen als bisher. Die Mittel für Integrationsangelegenheiten werden von 7,6 Millionen EUR auf 3,84 Millionen EUR gekürzt. 

Um das einigermaßen zu kaschieren, hat man offensichtlich nur ein Halbjahresbudget für den Integrationsfonds erstellen lassen. Aber, sehr geehrte Frau Stadträtin, es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder das Budget ist richtig, dann stehen im nächsten Jahr jedenfalls nur halb so viele Mittel zur Verfügung, oder es gibt tatsächlich eine Nachdotation im nächsten Jahr, aber dann beschließen wir heute ein falsches Budget, was natürlich ebenso wenig akzeptabel ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
In ganz wesentlichen Angelegenheiten der Migranten ist absolut nichts weitergegangen, nämlich was die schlechte Wohnungssituation betrifft. Im Gegenteil: Hier droht eine Gettobildung in Wien. In nur sieben Bezirken befinden sich 51 Prozent der Migranten, und die persönliche Wohnungssituation der Fremden ist äußerst schlecht, werden doch Substandardwohnungen in weit überhöhtem Ausmaß von Migranten belegt. Während nur 7 Prozent der Österreicher in solchen Wohnungen leben müssen, sind es 60 Prozent der in Wien lebenden Türken und 55 Prozent der Menschen aus Ex-Jugoslawien. Das hängt ursächlich damit zusammen, dass Sie Fremden nach wie vor den Zugang zu Gemeindewohnungen verwehren. 

Thema UVS: Womit kämpft der Unabhängige Verwaltungssenat Wien seit seinem Bestehen? Er kämpft mit zu wenig Personal, er kämpft mit mangelhafter EDV-Ausstattung, er kämpft mit dem Präsidenten, nunmehr mit Schönberger, früher Moser. Dieser Name ist Ihnen vielleicht deshalb noch sehr gut in Erinnerung, weil das jener Präsident war, der meinte, mittels Notverordnungen agieren zu müssen, der eine Geschäftsverteilung mit Notverordnung erlassen hat, die dann aber selbstverständlich vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben worden ist, nachdem mehr als die Hälfte der Mitglieder sich zu diesem Schritt entschlossen hat. 

Aber womit der UVS am allermeisten kämpft, das ist der Kampf um seine Unabhängigkeit, das ist der Kampf gegen die Einflussnahme von Magistrat und von SPÖ auf seine Entscheidungen. Und diese Einflussnahme – man kann es nicht anders beurteilen – hat Methode. Sie erfolgt auf die unterschiedlichsten Arten: durch politischen Druck, durch finanziellen Druck, durch Disziplinarverfahren, die eingeleitet werden, oder auch durch ein Disziplinarrecht, das der Landtag beschließt.

Thema politische Druck: Sie erinnern sich vielleicht noch ganz gut an den Antrag einer SPÖ-Bezirks-organisation – es ist noch nicht so lange her –, in dem man allen Ernstes beantragt hat, zu überprüfen, ob man den UVS Wien nicht überhaupt ersatzlos auflösen könnte und anstelle dessen einen unabhängigen Landesombudsmann mit politischer Besetzung ins Leben rufen soll. – Politischer Druck. 

Finanzieller Druck: Fall Windsteig. Das ist auch der Grund, warum wir jetzt ein neues Dienstzeitengesetz für den UVS bekommen. Beim Fall Windsteig ist nicht mehr und nicht weniger passiert, als dass ein Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien seine Arbeit an seinem Zweitwohnsitz verrichtet hat, das auch eingetragen hat in die üblichen Bücher, auch mit Geschäftszahlen und alles. Er hat sich dorthin zurückgezogen, um in Klausur zu arbeiten, woraufhin man von der MA 2 einfach das Gehalt für vier Tage einbehalten hat. 

Also es würde mich interessieren, wie oft es bei 60 000 Gemeindebediensteten passiert, dass man jemandem vier Tage Gehalt einbehält. Bei 50 Mitgliedern des UVS ist es immerhin einmal passiert. 

Es hat auch gereicht, dass diese Entscheidung vom Dienstrechtssenat bestätigt worden ist. Vor dem Verfassungsgerichtshof hat sie dann letztendlich nicht mehr gehalten. Glücklicherweise hat sich dieser Verfassungsgerichtshof dem Minority Votum des Richters in diesem Dienstrechtssenat angeschlossen. 

Oder – ich habe in einer der letzten Landtagssitzungen davon berichtet – der Fall des Oberamtsrates G.: Vielleicht erinnern Sie sich noch, das ist jener Oberamtsrat, der sowohl als Behördenleiter bei der Amtshandlung eingeschritten ist als auch dann als Behördenvertreter im Verfahren vor dem UVS Wien. Es wurde notwendig, eine sitzungspolizeiliche Verfügung durch ein richterliches Organ zu treffen, und gegen diese Verfügung hat nun der Herr Oberamtsrat G. nicht etwa Rechtsmittel ergriffen – er hätte diese Maßnahme mit dem Bescheid beim Verwaltungsgerichtshof bekämpfen können –, nein, man hat sich bei der Präsidentin des UVS beschwert. Und was hat die Präsidentin des UVS gemacht? Sie hat diese Beschwerde aufgenommen und ein Disziplinarverfahren gegen das UVS-Mitglied eingeleitet. – Dritter Fall der Einflussnahme.

Vierter und wahrscheinlich relevantester Fall der Einflussnahme: Es ist noch nicht so lange her, dass ein Disziplinarrecht vom Landtag beschlossen worden ist, in dem das einzigartige Kuriosum verewigt worden ist, dass nämlich die Kontrollierten die Kontrollierenden kontrollieren. 

Es ist ja so, dass der Magistrat als erste Instanz vom UVS als zweite Instanz kontrolliert wird. Nicht so im Dienstrecht. Da gibt es Magistratsbedienstete, die die UVS-Beamten dann disziplinarrechtlich zu beurteilen haben, was natürlich eine schon einigermaßen seltsame Situation ist. 

Jetzt hat man da einen Disziplinaranwalt, der Magistratsbediensteter ist. (GR Godwin Schuster: Und zwei unabhängige Richter!) Zwei unabhängige Richter, Herr Kollege Schuster, ich komme schon darauf. Wir haben einen Disziplinaranwalt – das ist ein Gemeindebediensteter, da sind wir uns einig, ja –, der ermittelt und erhebt Anklage beim Disziplinarausschuss. Wenn der Disziplinarausschuss die Meinung des Disziplinaranwaltes nicht teilt, dann kommt es zur Berufung, und wir kommen zu dem von Ihnen so hervorgehobenen Disziplinarsenat, in dem tatsächlich zwei Richter sitzen, aber auch zwei Magistratsbeamte. Das heißt, wir haben wieder die Situation, dass diejenigen, die an sich kontrolliert werden sollten, die Kontrollierenden kontrollieren. 

Und dann gibt es das Ganze noch ein drittes Mal, weil man jetzt nämlich vorhat, die Amtsbeschwerde einzuführen. Selbst wenn der Disziplinarsenat dann dem Disziplinaranwalt wieder nicht recht gibt, kann der gegen das UVS-Mitglied noch einmal vorgehen, indem er die Amtsbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof einbringt.

Thema Personal: "Mit 9 000 Euro in die Frühpension – Gesetzeslücke für Stadtpolitiker". So titelt die "Kronen Zeitung", und man kann es ihr nicht verübeln. Das ist im Prinzip richtig, was nicht ganz richtig ist, ist, dass es sich um eine Gesetzeslücke für Stadtpolitiker handelt, denn automatisch bekommt ein Stadtpolitiker keine 9 000 EUR Pension. Die bekommt er nur dann, wenn Rot und Grün gemeinsam in der Gemeinderätlichen Personalkommission so abstimmen. So geschehen am 3. Juli dieses Jahres. Unter den Versetzungen in den Ruhestand von Amts wegen befand sich auch Johann Benke, der seinerzeitige Bezirksvorsteher des 9. Bezirkes. Mit 58 ½ Jahren und 9 000 EUR in Pension geschickt. Verstehen tun das die Wienerinnen und Wiener nicht, aber Rot und Grün werden wissen, warum sie so abgestimmt haben. (Zwischenruf von GR Günther Barnet.) Ich gebe durchaus zu, dass auch eine negative Seite durchaus ihre positiven Seiten haben kann, wie in dem von Ihnen erwähnten Beispiel. 

Fall Hundstorfer: Wir wissen bis heute nicht, welche besonderen Verdienste dazu geführt haben, dass der Herr Vorsitzende Hundstorfer vom B‑Beamten zum A‑Beamten avanciert ist. Ah, da hinten steht er ja; er wird uns das vielleicht noch erläutern können. Wenn ich recht informiert bin, dann ist es so, dass nur 25 Beamte im Aktivstand in den Genuss einer solchen Beförderung kommen können, die dann aber auch Besonderes für diese Stadt leisten müssen. Meinen Informationen nach hat der Herr Vorsitzende nicht vor, das zu tun. Er wird als Gemeindebediensteter keinerlei Tätigkeit ausüben. 

Natürlich hat das Ganze aber auch eine pekuniäre Bedeutung, denn es ist natürlich nicht so, dass das finanziell überhaupt keine Auswirkung hätte. Das hängt wiederum mit den Regelungen über die Dienstfreistellung von Politikern zusammen. Und da ist es vielleicht auch nicht uninteressant, sich einmal die drei Möglichkeiten, die drei Varianten der Dienstfreistellungen näher anzuschauen. 

Da gibt es einmal die allgemein übliche Variante A nach der Bundesverfassung. In der heißt es, dass Dienstbezüge in dem Ausmaß der tatsächlich erbrachten Arbeitsleistung zustehen. Öffentlich Bedienstete sind aber mit mindestens 25 Prozent dienstfrei zu stellen, und in dem Ausmaß verdienen sie auch weniger. Das ist der Normalfall. Ich nenne dieses System Proportionalsystem, weil die Leistung dem Einkommen proportional entspricht. 

Dann gibt es eine weitere Variante B, die Außerdienststellung, auch eine ganz klare Variante. In diesem Fall gibt es überhaupt keine Bezüge. Dieses System könnte man so bezeichnen: keine Leistung, kein Bezug. 

Dann kommt das System Nummer drei, man könnte es auch als Hundstorfer-System oder Personalvertretersystem bezeichnen. Das ist das System mit null Prozent Leistung und 100 Prozent Bezug. In einer unglaublichen ... (Zwischenruf des GR Rudolf Hundstorfer.) Herr Kollege Hundstorfer, ich bin davon überzeugt, Sie werden uns im Anschluss darstellen, wie es Ihrer Ansicht nach ist. 

Ich kann mir schon vorstellen, wie die Begründung lauten wird: dass Sie als Personalvertreter ja schon von Haus aus dienstfrei gestellt waren. Daran soll sich durch Ihr politisches Mandat nichts ändern, weshalb Sie daher weiterhin 100 Prozent ihres Bezuges bekommen sollen. (GR Rudolf Hundstorfer: Kollege Ulm! Sie sind untauglich! Sie sind vollkommen falsch informiert!) 

Herr Vorsitzender! Sie sind absolut tauglich, nicht nur mit Ihrer Aufwertung und mit Ihrem Bezug. Ich erinnere Sie nur an Ihre untauglichen Äußerungen, die Sie im Zusammenhang mit Feuerwehr und Badeschaum in unsachlicher Weise vom Amt des Vorsitzenden aus gemacht haben. (Beifall bei der ÖVP.)  

Aber lassen Sie mich zu einem wirklich ernsten Thema kommen, lassen Sie mich zum Thema Sicherheit kommen. (GRin Matzka-Dojder: Da müssen Sie sich an den Herrn Strasser wenden!) Keine Frage, es gibt einen signifikanten Anstieg von strafbaren Handlungen – in Wien, in Österreich, europaweit. Dies ist besonders auf zwei Bereiche der Kriminalität zurückzuführen, auf die Drogenkriminalität sowie auf Vermögensdelikte, also Raub, Diebstahl, Einbruch. Bei diesen Vermögensdelikten haben wir es in erster Linie mit Tätergruppen aus Osteuropa zu tun, aus Moldawien, Weißrussland, Ukraine, Rumänien. Allein 12 Prozent der Verhafteten in Wien sind Rumänen. 

Wir haben aber trotz dieser angestiegenen Kriminalität hervorragende Ergebnisse in der Kriminalitätsbekämpfung. 

Allein bei der Drogenkriminalität ist es uns gelungen, die Erfolge zu verzehnfachen im Vergleich des Jahres 2002 zum Jahr 2003. Wir haben im Jahr 2002 200 Dro-gendealer festnehmen können. Allein bis Mitte November des Jahres 2003 waren es bereits 1 870 Dealer, davon 1 100 Schwarzafrikaner, davon 1 050 Asylwerber. 

Sichergestellt werden konnten 24 Kilogramm He-
roin, 20 Kilogramm Kokain, 250 Kilogramm Cannabis, 270 000 Ecstasy-Tabletten, und 900 000 EUR Drogengeld konnte beschlagnahmt werden. 

Zu diesen hervorragenden Ergebnissen in der Drogenkriminalitätsbekämpfung kommen hervorragende Er-gebnisse in der Bekämpfung der Ostkriminalität. Das ist wesentlich darauf zurückzuführen, dass am 19. Sep-tember dieses Jahres die ARGE Ostkriminalität ins Leben gerufen geworden ist. Seit damals, seit dem 19. September, konnten 240 Straftäter verhaftet werden, 537 Fakten aufgeklärt werden und 446 zusätzliche Anzeigen erstattet werden. (Beifall bei der ÖVP.)  

All diese Erfolge sind nur möglich, weil es eine Polizeireform in Wien gegeben hat, weil der Kriminaldienst reformiert worden ist, weil wir nun eine Konzentration auf drei Kriminaldirektionen und auf fünf Kriminalkommissariate haben und das Fachgruppensystem eingeführt worden ist. (GR Martina LUDWIG: Aber die WienerInnen fühlen sich nicht sicher!) Wenn Sie sagen, die Wienerinnen und Wiener fühlen sich nicht sicher (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Sagen Sie das dem Minister!), dann mag das in erster Linie Ihr Erfolg sein, weil Sie eine unglaubliche Verunsicherungspolitik auf Kosten der Sicherheit in unserer Stadt betreiben. (Beifall bei der ÖVP.)  

Wir haben ein Rayonsystem in Wien eingeführt, das nun einen noch strukturierteren Einsatz von vorhandenem Personal möglich macht. Es können insbesondere niederschwellige Delikte ausgezeichnet von diesem Rayonsystem bearbeitet werden. 

Thema: Einbruchdiebstahl in ein Auto. Wie war das früher? Früher war das so, dass zuerst einmal der Sicherheitswachebeamte gekommen ist, sich die zerborstene Autoscheibe angeschaut hat und dann gemeint hat: Jetzt warten Sie einmal, wir schicken Ihnen den Kriminalpolizisten zur Spurensicherung. Dann ist der Kriminalpolizist hoffentlich relativ schnell gekommen, und der hat ihm dann gesagt: So, und jetzt fahren wir aufs Kommissariat, dort nehmen wir das Protokoll auf. Und am Kommissariat hat man ihm dann gesagt: In ein paar Tagen holen Sie die Anzeigenbestätigung. 

Wie schaut das heute aus? Die Spurensicherung wird vom Sicherheitswachebeamten wahrgenommen, die Ausfertigung der Anzeigenbestätigung erfolgt sofort, in wenigen Minuten, allenfalls einer Stunde. In einem einzigen Bearbeitungsschritt kann nun dem Bürger geholfen werden. (StRin Mag Maria Vassilakou: Phantome sind das!– Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Godwin Schuster: Sie reden wider besseren Wissens!) Sie sagen, die Rayonsinspektoren gibt es nicht. (StRin Mag Maria Vassilakou: Wo denn? Wer hat sie gesehen? Vor allem am Wochenende?) Ich lade Sie gerne ein, Frau Stadträtin, mit mir Geschäftsbesuche zu machen (StRin Mag Maria Vassilakou: Ja, gerne!), und ich werde Ihnen sehr viele Geschäftsleute nennen können, die sich über die verstärkte Präsenz des Rayonspolizisten freuen. Ist ja auch nicht überraschend. (GR Karlheinz Hora: Die hätte ich gerne kennen gelernt!) Ist ja auch nicht überraschend, haben wir doch viel mehr Polizisten auf der Straße als das unter roten Innenministern der Fall war. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Weil möglicherweise Zuhören schwerer ist als Zuschauen, habe ich hier ein wunderbares Plakat für Sie, das den Personalstand der Sicherheitswache zeigt. (Der Redner hält eine Grafik in die Höhe.) Von 1995 bis 2000 – und dagegen brauchen Sie ja nicht zu opponieren, denn das fällt ja sogar noch in die Zeit eines sozialdemokratischen Innenministers –, ja, sogar von 1995 bis 2000 ist die Anzahl der Sicherheitswachebeamten auf der Straße gestiegen (GR Godwin Schuster: Wo denn?), nämlich von 4 112 auf 4 196. (GR Godwin Schuster: Nennen Sie uns den Bezirk!) Und nun die besonders gute Nachricht (GR Godwin Schuster: Sagen Sie uns den Bezirk, den Sie meinen, und wir gehen hin! – GR Karlheinz Hora: Schauen wir uns das an! – GR Godwin Schuster: Sagen Sie uns den Bezirk dazu!) Ich komme Ihnen mit allen einzelnen Bezirksergebnissen (GR Godwin Schuster: Optimal!), Sie machen regelmäßig falsche Presseaussendungen, aber lassen Sie mich noch den Anstieg vom Jahre 2000 auf das Jahr 2003 sagen. Die gute Nachricht: Wir haben einen Anstieg auf 4 271 Sicherheitswachebedienstete, die sich nunmehr auf der Straße befinden. (Beifall bei der ÖVP.) Möglich geworden ist das durch eine hervorragende Arbeit des Innenministers und der Wiener Polizei. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Werbung Marke Eigenlob!) 

Aber jetzt komme ich gerne zu den Zahlen in den einzelnen Bezirken. Ich kann den Ist-Stand vom 1. Juni 2000 mit dem Ist-Stand vom 1. Juni 2003 vergleichen. (GR Godwin Schuster: Bitte sehr!) Da kann ich Ihnen jeden Bezirk nennen, Herr Kollege, den Sie haben wollen, und das können Sie dann nachher auch gerne haben. (GR Godwin Schuster: Ja, bitte!) Die meisten Bezirke profitieren in einem sehr beträchtlichen Ausmaß. Insgesamt haben wir jedenfalls in den Bezirkssicherheitswacheabteilungen zum Stand 1. Juni 2003 3 633 Bedienstete, das sind um 110 mehr als drei Jahre zuvor. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Sagen Sie uns den Ist-Stand in den Bezirken zum 1.6.2003!) Das kann ich Ihnen gerne alles sagen. 23 an de Zahl habe ich hier bitte. Das beginnt im 1. Bezirk mit einer Differenz von plus 4 und endet im 23. Bezirk mit einer Differenz von plus 16. Sehr erfreuliche Zahlen für die Bezirke 1 bis 23. Ihre, sehr geehrter Herr Kollege, sind weniger erfreulich.

Aber das ist uns noch immer zu wenig. Diese positive Bilanz ist uns noch immer zu wenig, und dem Innenminister ist es auch noch zu wenig, und deshalb die zweite sehr erfreuliche Mitteilung: Wir werden im Laufe des Jahres 2004 2 340 neue Exekutivkräfte haben. (GR Godwin Schuster: In Wien?) Wie setzen sich diese zusammen? (GR Godwin Schuster: In Wien?) Herr Kollege, bundesweit selbstverständlich. (GR Godwin Schuster: Ach so! Wie viele davon sind in Wien?) Selbstverständlich bundesweit, aber ich hoffe, Sie wirken auch in dem Ausmaß mit, wie das andere Gemeinderatskollegen hier machen, dass Wien möglichst stark beteilt wird, denn bis jetzt habe ich an Konstruktivem noch herzlich wenig von Ihrer Seite gehört in diesem Zusammenhang. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie setzt sich diese Zahl nun zusammen? Wir bekommen 150 Personen neu für das Kriminalamt Wien, wir bekommen 540 jetzt in Ausbildung befindliche Polizisten, es wird 770 Neuaufnahmen geben, 1 030 Bedienstet kommen von der Zollwache, und ich bin sehr zuversichtlich, dass es uns doch gelingen wird, von dieser Anzahl von 1 030 Zollwachebediensteten sogar mehrere hundert nach Wien zu bekommen.

Aber eigentlich liegt mir gar nicht so sehr an einer intensiven Auseinandersetzung in diesem so sensiblen Bereich der Sicherheit. Ich meine, dass es hier eine Zusammenarbeit geben muss von Bund und Gemeinde wie in keinem anderen Bereich. Sicherheit ist die vornehmste Aufgabe des Staates, aber auch der Stadt. Wir können sie gar nicht intensiv und ernsthaft genug wahrnehmen. Ich wundere mich daher, warum die Gemeinde Wien ihrer Verantwortung in diesem Bereich so unterdurchschnittlich nachkommt.

Beispiel sicherer Schulweg: StR Schicker hat erklärt, dass diese Plattform "Sicherer Schulweg" nur bis Ende des Schuljahres gesichert sein soll. Hier geht es um 700 000 EUR, die schon bisher von der Stadt aufgebracht worden sind (GR Karlheinz Hora: Weil der Bund ausgelassen hat!), berechtigterweise aufgebracht worden sind. Es gibt an die 50 Personen, die damit finanziert werden können und die für einen sicheren Schulweg sorgen.

Nächstes Beispiel: Sicherheit bei den Wiener Linien. Wir kennen alle die Videoüberwachung in U‑Bahn-Stationen und an anderen Verkehrsknotenpunkten. Es gibt Monitore, es gibt Bedienstete, die diese Monitore überwachen, aber es gibt keine Videoaufzeichnung. Ich meine, dass uns die Sicherheit das wert sein müsste, denn eine bloße Übertragung von Geschehnissen wird für eine effiziente Kriminalitätsbekämpfung nicht ausreichend sein, wir brauchen auch Videoaufzeichnungen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Schon bisher hat die Stadt Wien berechtigterweise erhebliche Geldmittel für die Sicherheit aufgewendet. Beispielsweise gab es eine sachliche Genehmigung für die MA 28 in Höhe von 360 000 EUR für die Sicherheit in Opernpassage und Schottentor. 

Grillplätze auf der Donauinsel: Interessanterweise ist eine Privatpolizei beauftragt worden, dort für die Sicherheit zu sorgen. 

All diese Maßnahmen sind gerechtfertigt und richtig, handelt es sich doch bei der örtlichen Sicherheitspolizei um eine Aufgabe im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Diese Aufgabe müsste nur noch intensiver und ernsthafter als bisher wahrgenommen werden, und in diesem Zusammenhang haben wir auch die Forderung nach der Installierung einer Stadtpolizei erhoben. Die Stadtpolizei ist selbstverständlich nicht, so wie der Herr Kollege Chorherr heute am Vormittag schon gemeint hat, eine Privatpolizei, sondern eine Polizei einer Gebietskörperschaft, nämlich der Stadt Wien.

Wenn nun die SPÖ entrüstet meint: Ja, wie kommen denn wir dazu, dass wir eine Stadtpolizei bezahlen?, möchte ich Ihnen Folgendes sagen: Erstens einmal gibt es die Stadtpolizei ja eigentlich schon, nämlich bei der Überprüfung der Parkraumbewirtschaftung und bei der Überwachung von ruhendem Verkehr. Dazu kommt, dass die Grünanlagenverordnung und die Reinhalteverordnung – reine ortspolizeiliche Verordnungen in der ausschließlichen Kompetenz der Gemeinde Wien – von der Gemeinde vollzogen werden müsste, sie tut es nur ganz einfach nicht. Sie tut es in sträflicher Weise nicht und schafft ein Sicherheitsrisiko. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass überall dort, wo es zu Verunreinigungen, zu Graffiti-Zeichnungen, zur Verwahrlosung von Stadtteilen kommt, die soziale Kontrolle fehlt und dass dort strafbare Handlungen natürlich viel eher begangen werden, weil die Hemmschwelle dazu eine viel niedrigere ist.

Ein weiterer Grund, warum die Stadt Wien eine solche Stadtpolizei einrichten sollte, ist, dass sie die Kapazitäten dazu hat. Und zwar nicht nur deshalb, weil es Jahr für Jahr ein Budget von an die 10 Milliarden EUR gibt und 60 000 Gemeindebedienstete, nein, auch weil es eine Luxuspersonalreserve von 3 000 Bediensteten gibt. Wieso Luxuspersonalreserve von 3 000 Bediensteten? Das errechnet sich mittelfristig ganz einfach aus dem Umstand, dass Sie sich hier in Wien nach wie vor den unverständlichen Luxus leisten, Ihre Wiener Gemeindebediensteten bereits mit 60 Jahren in Pension zu schicken (GR Godwin Schuster: Sie schicken sie noch viel früher!), wogegen überall anders das von 61,5 ansteigend bis 65 beschlossen worden ist.

Was soll nun diese Stadtpolizei machen? Sie soll erstens einmal die gemeindeeigenen ortspolizeilichen Verordnungen vollziehen, und sie soll darüber hinaus auch die Polizei von Aufgaben entlasten, die an sich wesensfremd sind, die nicht zum Kernbereich der Polizei gehören. 

Beispiele: Überwachung der Reinhaltung von Straßen und Gehsteigen nach der Straßenverordnung, Überwachung der Grillplätze, Schulwegsicherung oder auch Überwachung des fließenden Verkehrs. Es ist nicht einzusehen, warum ein Parksheriff, der sich da gerade die Kennzeichen von parkenden Autos aufschreibt, nicht auch das Kennzeichen eines vorbeifahrenden Autofahrers aufschreiben soll, wenn der beispielsweise bei einem Zebrastreifen nicht anhält und Kinder gefährdet oder wenn der bei Rotlicht in ein Kreuzungsplateau einfährt. Oder warum soll es nicht möglich sein, dass Radarmessungen durch diese Stadtpolizei erfolgen? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben die Chance, durch Zustimmung zu den nun von mir einzubringenden Beschlussanträgen etwas für die Sicherheiten in dieser Stadt zu tun. 

Der erste unserer Beschlussanträge beschäftigt sich mit der Wiener Stadtpolizei in dem Umfang, als die vernachlässigten ortspolizeilichen Verordnungen nun überwacht und exekutiert werden sollen. Die entsprechenden Schritte und Umsetzungsarbeiten sollen unverzüglich in die Wege geleitet werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Beschluss- und Resolutionsantrag Nummer zwei zur Wiener Stadtpolizei. Hier geht es uns darum, dass nicht nur Aufgaben der Gemeinde endlich effizient wahrgenommen werden, sondern geht es uns darum, auch die Polizei von wesensfremden Aufgaben zu entlasten. Der Beschlussantrag lautet: 

"Der Gemeinderat spricht sich für die Schaffung einer Wiener Stadtpolizei aus, die neben der Überwachung der Parkraumbewirtschaftung, des ruhenden Verkehrs und der ortspolizeilichen Verordnungen die Bundespolizei von Aufgaben entlastet, die nicht zum Kernbereich der Polizeiaufgaben gehören. Entsprechende Gespräche mit dem Bundesministerium für Inneres sollen unverzüglich aufgenommen werden." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der dritte Antrag beschäftigt sich mit der Videoüberwachung in den U-Bahn-Stationen und Verkehrsknotenpunkten. Hier geht es uns darum, dass diese Kameras nicht nur auf Monitore übertragen, sondern auch aufzeichnen. 

"Der Gemeinderat fordert den Bürgermeister sowie den amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke als Eigentümervertreter der Stadt Wien bei den Wiener Linien auf, entweder durch Vertrag mit den Wiener Linien oder durch andere geeignete Schritte sicherzustellen, dass Überwachungskameras der Wiener Linien in Hinkunft Bildmaterial nicht nur auf Monitore übertragen, sondern auch für die Dauer einer effizienten Kriminalitätsbekämpfung aufzeichnen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie können etwas für die Sicherheit in dieser Stadt tun. Stimmen Sie unseren Anträgen zu! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

In dieser nahezu emotionsgeladenen, heißen Debatte habe ich es jetzt natürlich schwer, anzuschließen und mich sachlich zu positionieren (ironische Heiterkeit bei der SPÖ) , aber, Ihr Einverständnis voraussetzend, werde ich mich bemühen. Wenn Sie wollen, kann ich jedoch ruhig auch ein bisschen ins Volle greifen und austeilen. Außerdem habe ich ja ausreichend Zeit. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Danke, Frau Kollegin Ludwig, ich werde mich bemühen. Wenn Sie mich nicht durch allzu viele Zwischenrufe dazu motivieren, muss ich auch keine zweite Wortmeldung machen, weil ich heute allein spreche. Also es liegt an Ihnen. 

Kollege Ulm, einen Satz: Also das mit den 1 000 Zollwacheorganen, das schreibe ich mir auf, und wenn die dann nicht in Wien landen, dann hat irgendwer die Unwahrheit gesagt. (GR Dr Wolfgang Ulm: Dass alle in Wien landen, habe ich nicht gesagt!) Na zumindest ein paar hundert. Jetzt bin ich eh gnädig und sage, ein paar sind zwei, also das sind nicht allzu viele. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Ich weiß es nicht, aber ich kenne ein Verwaltungsübereinkommen zwischen mehreren Ministerien – Innenministerium, Finanzministerium, Bundeskanzler –, und da steht drinnen, dass diese Zollwacheorgane an die Außengrenze kommen sollen, an die Schengengrenze und dort, beginnend ab der Mitte 2004, das Bundesheer von einer artfremden Aufgabe entlasten sollen und dort die Kontrolle machen, nämlich die Aufgabe übernehmen, die eigentlich dem Innenministerium gehört. Ich bin gespannt. Irgendwer sagt jetzt die Unwahrheit: Entweder der Kollege Ulm, weil er es nicht besser weiß und falsch informiert ist von seinem eigenen Innenminister, oder das Verwaltungsübereinkommen stimmt nicht, oder man hat das Bundesheer angelogen, wie so oft in dieser Republik. Irgendetwas wird passieren, Kollege Ulm, aber ich werde es mir jedenfalls aufschreiben und merken.

Frau Stadträtin! Kommen wir zu Ihrem Aufgabenbereich. Der ist so groß, dass ich nicht weiß, über welche Themen ich selbst in 40 Minuten reden soll. Es ist so eine Breite. Sie tun mir wirklich Leid, das ist schon fast zu viel, aber ich tu mir selbst auch ein bisschen Leid und werde mich auf einige Kapitel beschränken.

Ich beginne heute mit den Personalangelegenheiten, weil sie schon mehrfach angesprochen worden sind. Einerseits war da eine wirklich interessante Debatte über die Frage: Ist der öffentliche Dienst ein Arbeitsplatzbeschaffer, vor allem in Zeiten der schlechten Konjunktur? Also ich halte das Gejammere, das da heute über den Abbau von öffentlichen Bediensteten war, für eine falsche Einstellung. Ich bin selbst öffentlich Bediensteter, wenn es mich betreffen würde, wäre es eben so. Aber es ist ja nicht so, dass da irgendwer hinausgeschmissen wird. Das wird irgendwie falsch dargestellt. Da wird einfach nur der so genannte natürliche Abgang nicht nachbesetzt im Bund. Und da kann man auch nicht sagen, die 15 000 gehen alle zu Lasten Wiens, denn das ist das Pass- und Meldewesen. Also die 15 000 Bundesbe-diensteten, die bis jetzt das Pass- und Meldewesen vollzogen haben und die jetzt alle auf Wien oder andere Länder übergegangen sind, die zeigt mir einmal einer. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Warte, ich bin ruhig, ich habe die Zeit, ich kann dir heute zuhören. Also bitte, mache es noch einmal laut. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Na ja, weißt du, der öffentliche Dienst ist zwar schön, aber er sollte wirklich nicht der überwiegende Arbeitgeber sein. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Bei dir zu 100 Prozent!) Na ja, schau, Kurti, er sollte sich orientieren an den Fragen Produktivität, Effizienz, Kundenorientiertheit und daran, ob es überhaupt eine öffentliche Aufgabe ist oder nicht, aber nicht an der Frage: Haben wir eine schlechte Konjunktur? Müssen wir ein paar Leute beschäftigen? Ich weiß nicht, ob das die richtige Aufgabenstellung für den öffentlichen Dienst ist. 

Diese Frage stellt sich in dieser Stadt auch niemand. Ich bemerke es nicht. Mir fehlt die entsprechende Verwaltungsreform, an deren Ende man sagen kann, was eine öffentliche Aufgabe ist, was keine ist und wie viele Bedienstete wir daher in Zukunft brauchen. 

Um es noch einmal zu sagen: Es soll keiner hinausgeschmissen werden, die Leute sollen jetzt auf ihren Arbeitsplätzen bleiben, aber man soll sich überlegen, ob die Anzahl wirklich ausreichend ist. Denn es ist auch nicht wenig, Frau Stadträtin – Sie müssen sich das leider anhören, weil Sie für Personalangelegenheiten zuständig sind –, es sind immerhin fast 30 Prozent des Budgets, zirka 3 Milliarden EUR und – der Kollege Ulm hat es schon gesagt – zirka 30 000 Bedienstete und fast noch einmal so viele beim KAV. Wenn man sich die Einsparung anschaut, die für heuer vorgesehen ist, dann liegt die im Bereich von 0,3 Prozent bis zu einem Promille. 

Jetzt kann man nicht ernsthaft sagen, dass man da nicht ein bisschen mehr tun könnte. Ich würde ja noch verstehen, wenn Sie Schwerpunkte setzen und bei den Personalangelegenheiten sagen würden: Wir haben einen hohen Bedarf im Gesundheits- und Sozialwesen, da stecken wir mehr hinein, wir sparen beim allgemeinen Magistrat. Aber das ist ja nicht der Fall. Beim allgemeinen Magistrat wird am wenigsten gespart. Das, Frau Stadträtin, ist der Vorwurf, da könnte man sich einmal etwas überlegen. 

Aber wenn gespart wird – das sage ich jetzt auch –, dann ist es oft so, dass das quasi nach dem "System SPÖ" geht, das heute schon besprochen wurde. Dann wird der eine oder andere befristete Vertrag nicht verlängert. Ich sage Ihnen, das gibt es beim Bund nicht, zumindest ist mir kein solches Beispiel bekannt. In Wien sind mir solche Beispiele bekannt, beispielsweise bei den Bädern. Zufällig trifft es dann Leute, die für die FPÖ kandidiert haben bei der Personalvertretungswahl. Das wird vermutlich nur ein Zufall sein, aber der Kollege Römer wird das bei den Bädern noch genauer ausführen können.

Und nun, Frau Stadträtin, auch zur Frage der Organisationsform. Es ist der Integrationsfonds angesprochen worden. Ich bedaure das nicht so sehr, dass der jetzt wieder zum Magistrat kommt. Ich sage das ehrlich. Ich würde mir zwar auch mehr Information darüber wünschen, ich würde mich freuen, wenn im Budget oder sonst irgendwo irgendetwas darüber stünde. Man findet da eigentlich nichts außer die fehlenden 3 Millionen EUR, aber sonst wissen wir nichts. Vielleicht sollten wir da ein bisschen zu einer neuen Diskussionskultur kommen, vielleicht sollte man sich überlegen, diese Dinge jeweils auch im Ausschuss zu diskutieren, damit das klarer ist, damit die Ausschussmitglieder wissen, worum es geht und nicht nur irgendwelche nackten Zahlen sehen, die sehr viel bedeuten, aber wenig aussagen. 

Gehen wir auch der Frage nach, wie die Stadt mit ihren Mitarbeitern in konkreten Einzelfällen umgeht, und nehmen wir das Beispiel Lainz her. Frau Stadträtin, Sie sind ja grundsätzlich nur bedingt zuständig, ich weiß das schon. Personalangelegenheiten ressortieren zu Ihnen, das Disziplinarrecht und seine Vollziehung liegen bei der Magistratsdirektion, aber die Vorgangsweise ist seltsam. 

Sobald es einen relativ kleinen Bediensteten trifft, wird das Disziplinarrecht rigoros angewandt. Jetzt sage ich einmal, es gilt für jeden grundsätzlich die Unschuldsvermutung, aber das Disziplinarrecht bedeutet ja nicht automatisch, dass jemand bei Beginn des Verfahrens schon verurteilt wird, sondern es geht um die Frage, im Verfahren zu klären, ob jemand sich einer negativen Handlung schuldig gemacht hat oder nicht. Aber das sehe ich immer nur bei den Kleinen – bei den Stationsschwestern, bei einer Pflegehelferin oder bei sonst irgendwem –, vorerst ruhen die Verfahren oder sind noch gar nicht eingeleitet von Leuten, wo die Frau StRin Pittermann von sich aus gesagt hat, das gehörte eigentlich gemacht. Aber wir werden das noch an anderer Stelle zu diskutieren haben. 

Oder: Wie geht die Stadt mit ihren Mitarbeitern um, auch im Hinblick auf die Geschäftseinteilung? Mit großer Verwunderung haben wir alle feststellen müssen, dass SR Leitner, Leiter der Magistratsabteilung 47, über dessen Arbeitsweise man geteilter Meinung sein kann – das kann man wirklich unterschiedlich sehen –, in den Ruhestand geht, und zwar mit der Begründung der Organisationsänderung, nämlich der Auflösung seiner Abteilung, die noch gar nicht aufgelöst ist, weil es dieser Gemeinderat noch gar nicht beschlossen hat. Das zeigt einfach ein Demokratieverständnis, das – das muss ich euch von der SPÖ sagen – wirklich seltsam ist. 

Also ich würde mich nicht trauen, so einen Antrag zur Kenntnis zu nehmen, in dem drinnen steht, dass einer wegen Organisationsänderung in den Ruhestand geht, weil seine Abteilung aufgelöst ist, aber dieser Gemeinderat hat diese Geschäftseinteilung noch gar nicht beschlossen, die Abteilung ist noch gar nicht aufgelöst. Also das muss mir einmal einer erklären, wie das rechtstheoretisch geht. Ich kann euch nur sagen, das ist ein seltsames Demokratieverständnis.

Und so findet es sich dann auch wieder in diesem Budget. Da steht ganz lapidar drunter – ich habe das da, ich muss das vorlesen –: "Nunmehr bei der neuen Magistratsabteilung 15A zugeordnet." Ja wunderbar. Das steht da auch drinnen, aber es gibt sie noch gar nicht. Was ist das für ein Umgang mit der Geschäftseinteilung? 

Jetzt weiß ich schon, Sie sagen wieder, dass Sie dafür nicht komplett zuständig sind, aber am Schluss ist es Ihr Ausschuss. In Ihrem Ausschuss ist es zu verhandeln, und damit trifft Sie leider die Verantwortung. Die kann ich Ihnen nicht abnehmen.

Frau Stadträtin! Kommen wir zu einem anderen Thema – es ist auch vom Kollegen Ulm schon angesprochen worden –, zu einem sehr bedeutenden Thema, das wir auch beim Rechnungsabschluss schon diskutiert haben, zur Feuerwehr. Also einerseits freut man sich, wenn die Feuerwehr ein bisschen mehr Geld kriegt, da kann etwas ausgegeben werden, da können die Brände wild gelöscht werden, aber 2,3 Millionen EUR Einnahme als zusätzliche Leistungen von Dritten, da habe ich mir zuerst gedacht, hoffentlich spritzen die jetzt nicht so oft vor der ÖVP-Zentrale auf, denn 30 Millionen S, das wird sich die Gewerkschaft nicht mehr leisten können. Ich bin beruhigt, es wird nicht passieren, es sind die Einnahmen aus dem AKH. Dankenswerterweise konnte mir das von Ihrem Büro – wie soll ich sagen – mitgeteilt werden. Ich bedanke mich herzlich, das war sehr nett. 

Aber wie gesagt, noch einmal zurückkommend auf das Budget, wir könnten uns das ersparen, wenn diese Dinge irgendwo im Textteil drinstünden. Dann könnten wir etwas damit anfangen.

Ein anderer Punkt, Frau Stadträtin: der Zivildienst. Sie sind auch dafür zuständig, das muss ich noch einmal sagen. Es ist sowohl im Zuge der Untersuchungskommission zu Lainz als auch im Zusammenhang mit dem Katastrophenschutz meiner Meinung nach offenkundig geworden, dass diese Stadt nicht genau weiß, wie viele Zivildiener sie eigentlich noch brauchen würde oder was die eigentlich tun dürfen Da besteht Handlungsbedarf. Da wird man sich heuer darüber unterhalten müssen: Brauchen wir mehr im Gesundheits- und Sozialwesen? Was dürfen die machen? Sind wir bereit, dafür die Mittel aufzuwenden? Denn am Schluss generiert man auch damit Sicherheit, und Sicherheit ist eines der Themen, Frau Stadträtin, mit dem wir uns auseinander zusetzen haben.

Das wird nicht nur deshalb notwendig sein, weil man – und das sagen Sie von der SPÖ vielleicht zu Recht – wirklich subjektiv den Eindruck hat, es gibt zu wenig Polizei auf der Straße, auch wenn der Kollege Ulm etwas anderes sagt. Ich selbst habe auch den Eindruck, ich würde mir vom Innenminister auch wünschen, dass da wirklich etwas weitergeht. (Zwischenruf des GR Franz Ekkamp.) Was sagst du? Ich höre so schlecht. Ich bin Artillerist gewesen, weißt du. (GR Franz Ekkamp: Der sieht doppelt!) Ach so, der sieht doppelt. Nein, das glaube ich beim Kollegen Ulm nicht, der ist so rechtstreu, der sieht selten doppelt. Also das muss man wirklich glauben. 

Wir werden uns mit dieser Diskussion auseinander zu setzen haben. Wir haben sie selbst auch geführt, die Frage einer Einrichtung der Stadt in diesem Zusammenhang ist auf der Tagesordnung. Wir werden selbst einen entsprechenden Antrag am Donnerstag im Landtag, wo er hingehört, einbringen, und wir werden sehen, wie sich die Sozialdemokratie dazu stellt. 

Denn eines bleibt Faktum, und das können Sie nicht wegleugnen: Es geht nicht nur um das subjektive Sicherheitsgefühl, sondern es ist auch eine Frage des objektiven. Und da unterscheiden wir uns. Wir unterscheiden uns insofern – und das gebe ich gerne zu – weil wir sagen, wir würden gerne das Prinzip des Giuliani in New York verfolgen, und dieses lautet: "No tolerance". Keine Toleranz – auch nicht gegenüber der Kleinkriminalität. (Beifall bei der FPÖ.) Denn man soll die Kleinkriminalität nicht bagatellisieren. Es geht nicht darum, wie hoch die Strafe ist, ob das ein besonderes Vergehen ist oder was Sie da immer sagen, es geht um die Frage, welche Einstellung eine Gesellschaft zu ihrer eigenen Rechtsordnung hat und ob sie Verstöße toleriert oder ob sie sagt: Ich habe eine Rechtsordnung, und die vollziehe ich auch. Das ist eine Einstellungsfrage. 

Oft scheitert man bei der großen Kriminalität auch deswegen, weil man es bei der kleinen aufgegeben hat. Das ist so eine Spirale, die sich fortsetzt. Und bei dieser Kleinkriminalität – ob das die Drogenpolitik ist oder die so genannten Taschelzieher oder was auch immer –, da haben wir in dieser Stadt einfach grundsätzlich Handlungsbedarf. Das ist nicht nur eine Angelegenheit der Bundesbehörden, das ist auch eine Angelegenheit, der sich diese Stadt in Form von entsprechenden Gesetzen zu stellen hat. 

Ich darf eines dieser Gesetze ansprechen, Frau Stadträtin, das ist das schon einmal zitierte Prostitutionsgesetz. Wir sind auf einem ganz guten Weg, wir nähern uns da an. Ich muss wirklich sagen, da sind die Standpunkte nicht mehr sehr weit auseinander. Das war eine – also wenn ich jetzt "befruchtend" sage, ist das blöd im Zusammenhang mit Prostitution – interessante Diskussion, die uns sehr weit aneinander herangeführt hat. Wenn das der neue Stil ist, wie man in dieser Stadt versucht, mit Problemen umzugehen, dann bin ich dafür zu haben, dann finde ich das gut, dann zeigt das aber auch, dass es wichtig ist, die Opposition einzubinden. Und in diesem Sinne verstehen wir es auch.

Auseinander sind wir sicher noch bei der Fremdenpolitik, Frau Stadträtin, denn unsere Grundfrage lautet: Was macht den Menschen Sorge? Den Menschen macht vermutlich Sorge, dass sie glauben, in dieser Stadt gibt es subjektiv für sie zu viele Fremde. Vielleicht ist es auch objektiv so, vielleicht ist die Tatsache, dass wir in diesem Land – jetzt nicht in Wien allein – im Vorjahr 40 000 Asylsuchende hatten und vor zirka zehn Jahren nur 4 000, ein Zeichen dafür, welche Entwicklung stattgefunden hat. Da hilft es auch nicht, zu sagen, das werden wir irgendwie bewältigen können, denn wir werden das nicht bewältigen können, wir werden uns dazu andere Modelle überlegen müssen. 

Die Modelle bestehen nicht automatisch darin, in die Staatsbürgerschaft zu gehen und diese relativ leicht zu verleihen. 16 Prozent der Bevölkerung in dieser Stadt – das sagen Sie selbst – haben keine Staatsbürgerschaft. 16 Prozent Fremde in Wien! Da müssen wir etwas tun. Die Staatsbürgerschaft allein ist noch kein Maßstab für die Integration, sie ist auch keine Formalakt und kein Verwaltungsverfahren, wie es viele sehen, sondern es bedarf der inneren Einstellung, nämlich des Fremden. Er muss sich dazu entscheiden, Staatsbürger zu werden, nicht nur mit Rechten, sondern auch mit Pflichten. 

Viele sagen, dass in dieser Stadt einfach zu rasch und zu viel eingebürgert wird. Da unterscheiden wir uns sicher, denn Sie wollen viele Rechte für alle, und Sie meinen, das sei Integration. Wir wollen die Teilnahme der Fremden an unserem Gemeinwesen, wenn sie da sind. Sie müssen sich an unserer Kultur beteiligen und an unserer Lebensart, und sie müssen dazu auch eine innere Bereitschaft haben, nämlich die Bereitschaft, Pflichten zu übernehmen und unsere Werte zu teilen. Ich weiß schon, das klingt pathetisch und übertrieben, aber es ist das Wesensinnere dessen, was man als Teilnahme an der Staatsbürgerschaft bezeichnen könnte. 

Wir unterscheiden uns auch bei der Sprachkompetenz. Sie meinen, dass es wichtig ist, aber dass man die Menschen nicht verpflichten soll, denn man schreckt sie damit ab. Wir glauben aber, dass die Verpflichtung notwendig ist, denn viele Jahrzehnte hinweg haben die Menschen das Angebot, das freiwillig dargelegt wurde, nicht angenommen. (GRin Martina LUDWIG: Das stimmt ja nicht!) Das stimmt schon. Ich will jetzt nicht persönlich werden, aber wenn man den GR LUDWIG dazu fragen würde, wie das so in den Volkshochschulen ist, ob die Menschen alle Angebote annehmen, würde man etwas anderes hören. Oder die Frau Stadträtin selber hat ja erst im heurigen Jahr gesagt, dass die Kurse des Bundes jetzt zu wenig angenommen werden. (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Das haben Sie nicht verstanden! – GRin Martina LUDWIG: Der Bund hat die Mittel für heuer eingeschränkt!) Das ist Faktum. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das habe ich nicht gesagt!) Oh ja, Sie haben gesagt, sie werden zu wenig angenommen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es gibt keine gescheiten Kurse des Bundes, habe ich gesagt!) Sie haben gesagt, es gibt keine gescheiten Kurse des Bundes. Jetzt frage ich Sie: Was versteht man unter einem gescheiten Kurs? 

Das Problem beim gescheiten Kurs ist ja das – und das sage jetzt nicht nur ich, sondern da habe ich mich wirklich schlau gemacht bei denen, die solche Kurse abhalten –: Viele der Menschen können das Angebot nicht wahrnehmen, weil sie ihrer eigenen Sprache nicht mächtig sind in Wort und Schrift, weil wir sie zuerst in ihrer eigenen Sprache alphabetisieren müssten, um ihnen dann unsere Sprache beizubringen. Und das ist natürlich nicht möglich. (GRin Martina LUDWIG: Warum ist das nicht möglich?) Aber bei diesen Menschen – das sage ich auch ehrlich – wird man sich schwer tun, sie zu integrieren. Da wird man nicht sagen können, denen gibt man die Staatsbürgerschaft, und das war es dann. 

Und sagen Sie nicht, dass es diese Leute nicht gibt, die die Sprache nicht beherrschen. Wir wissen das. Sie kommen in die Spitäler und können nicht wirklich in unserer Sprache sagen, was ihnen weh tut, und wir müssen ihnen daher zusätzliche Hilfen geben. (GRin Martina LUDWIG: Wer sagt das?) Wer das sagt? Die Kollegin LUDWIG hat gesagt, dass ist nicht wahr, dass die Leute freiwillig das Angebot nicht angenommen haben. (GRin Martina LUDWIG: Aber die Sprachangebote boomen!) Ich sage, ja, sonst könnte es nicht sein, dass viele, die seit Jahrzehnten hier sind, unsere Sprache so schlecht beherrschen, dass sie sich im Spital und im Alltagsleben nicht ausdrücken können. (GR Godwin Schuster: Wir bieten kostengünstige Kurse an!) Daher nutzt offenbar die Freiwilligkeit nichts, denn ich muss ihnen die Hand reichen und sagen: Nehmt teil! Wenn ihr Teil unserer Kultur, unseres Lebensraumes sein wollt, dann müsst ihr unsere Sprache erlernen, ihr müsst euch dazu bereit erklären. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Barriere, die besteht, die wird ja nicht von uns errichtet, die wird nicht von den indigenen Einwohnern Österreichs errichtet, indem sie sagen: Wir reden unsere Sprache, und wenn ihr sie nicht lernen wollt, dann lebt weiter so, wie ihr wollt. Wir sagen zu denen, die schon hier sind: Wir laden euch ein, nehmt daran teil ... (GR Godwin Schuster: Wir schicken Ihnen Unterlagen!) Nein, bitte schickt mir keine Unterlagen. Das ist wieder so viel, das lese ich mir durch, dann komme ich darauf, dass das bestätigt wird, was ich mir gedacht habe. Warum sollte ich mir das noch einmal durchlesen? Aber ich nehme es trotzdem gerne an, weil ich heute gut drauf bin. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Eine Gruppe, die es besonders trifft in der Integration, das sind die Kinder, die Jugendlichen. Sie haben die meisten Probleme, denn sie sind zerrissen, zerrissen zwischen zumindest zwei Kulturen, zwei Lebensstilen, zwei Welten. Die Handreiche der Politik ist mir da zu gering. Die Handreiche müsste heißen: Ihr müsst euch entscheiden. Ihr dürft das, was ihr von euch so besonders wertvoll erachtet und was für uns akzeptabel ist, gerne behalten, aber ihr müsst euch auch von dem trennen, was wir nicht akzeptieren können. Man müsste, glaube ich, auch den Mut haben – selbst wenn es dann wieder jemand gibt, der das nicht so gerne hört –, ihnen zu sagen, was man eigentlich nicht will. 

Man müsste den Mut haben, zu sagen, wir haben in einem jahrhundertelangen Prozess mehrere Dinge als richtig anerkannt als unsere Werte: die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die Trennung von Kirche und Staat.

Schauen Sie nicht so verwundert, Frau Kato, das ist bei mir kein Lippenbekenntnis. (GRin Sonja Kato: Ich höre das mit Freude!) Mit Freude, ja gut. (GRin Martina LUDWIG: Sind Sie der Pressesprecher vom Bischof Krenn?) Ich bin nicht der Pressesprecher vom Bischof Krenn, ich bin nicht einmal katholisch, und es ist auch nicht von mir zu erwarten, dass ich ihn verteidige, obwohl es interessante Diskussionen mit ihm gäbe. 

Aber lassen Sie mich bei den vier Punkten bleiben. Dazu gehört noch die Universalität der Menschenrechte und der Vorrang des Rechts. Das sind die Dinge, die wir alle erkämpft, erstritten haben, manchmal mit Blut, um das nicht so pathetisch, aber doch historisch richtig zu sagen. 

Und diese Dinge, die sehe ich eben nicht bei allen Einwanderungsgruppen verwirklicht. Ich sehe nicht bei allen die Akzeptanz, das zu übernehmen, zumindest nicht in der nötigen Geschwindigkeit. (GRin Martina LUDWIG: Sie teilen diese Werte ja nicht einmal selbst!) Jetzt sage ich Ihnen etwas, Kollegin LUDWIG: Selbst wenn Sie der Meinung sind, dass Teile der männlichen Bevölkerung – vielleicht in Ihrer Fraktion, bei uns ist das ein bisserl anders –, diese Werte auch noch nicht teilen können, dann muss ich mir nicht Einwanderungsgruppen hereinholen, die es mir noch schwieriger machen. Das ist die Problemstellung, vor der wir stehen.

Diese Grundwerte sind uns wichtig, daher müssen wir den jungen Einwanderern sagen: Übernehmt sie, entscheidet euch! Hört zwar zu, was die Elterngeneration euch sagt, aber bedenkt, was bei uns nicht geht. Und da, Frau Stadträtin, haben es die Mädchen natürlich besonders schwer. Jetzt komme ich auf das, weil man mir etwas zuschicken wollte. (Der Redner dreht sich zum Berichterstatterplatz um.) Jetzt ist sie nicht mehr da. Schade! (GR Godwin Schuster – der kurzfristig Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner vertritt –: Sie kommt gleich wieder.) Godwin, du überrascht mich nahezu. 

Der Herr Vertreter der Frau Stadträtin möge geneigt sein, zuzuhören. Ich habe die Unterlagen alle gelesen über das Problem der Mädchen, vor allem im öffentlichen Raum beim Spielen. Aber was lese ich witzigerweise dort – sagen Sie nicht, dass das ein Vorurteil ist (GRin Martina LUDWIG: Ich habe noch gar nichts gesagt!) –: Auch dort ist es für Migranten besonders schwierig, nämlich einerseits für Migrantinnen, die vom Elternhaus unter dem Druck stehen, nicht im öffentlichen Raum teilzunehmen, und für junge Burschen mit Migrationshintergrund, die offensichtlich auf Grund ihrer kulturellen Erziehung tendenziell – ich sage nur tendenziell – aggressiver sind als andere und daher mehr Raum für sich in Anspruch nehmen. 

Das ist ein Problem, das Sie selbst in einem Bericht darstellen, den Sie mir schicken und sagen, dass ich ihn lesen soll. Sag bitte der Frau Stadträtin, die mir gesagt hat, ich soll ihn lesen, dass ich ihn gelesen habe. Und dort steht drinnen, dass natürlich die Migranten die größeren Probleme haben. Das kann ich nicht gelangweilt zur Kenntnis nehmen und da kann nicht sagen, das ist halt so, sondern da muss ich sagen: Entscheidet euch! Entscheidet euch und nehmt zur Kenntnis, dass das Dinge sind, die wir nicht wollen. 

Da gibt es auch eine Vielzahl von Symbolen, die wie immer das Selbstverständnis prägen. (GRin Martina LUDWIG: Wie ist das bei Ihnen zu Hause mit halbe/halbe?) Wie das bei mir zu Hause mit halbe/halbe ist? Ich weiß zwar nicht, was das mit dem Spielen auf dem Spielplatz zu tun hat, sage ich ganz ehrlich. Ich weiß es nicht, aber ich werde trotzdem auf den Zwischenruf eingehen, obwohl die Kollegin Kato dann wieder sagt, ich soll nicht so viel der Redezeit dafür verwenden, über mich selber zu reden. Das hat sie das letzte Mal gesagt nach dem Rechnungsabschluss. Irgendwie müsst ihr euch in der Fraktion entscheiden, was ihr wollt. Wollt ihr etwas über mein Privatleben wissen oder über meine politische Meinung. 

Aber wenn Sie etwas wissen wollen, dann sage ich Ihnen: Bei uns zu Hause, ich gebe es zu, ist es nicht leicht. Meistens hat meine Frau Recht, dass ich mehr von dem tun sollte, was offensichtlich heute als Aufgabe ihr zugeordnet ist. (GRin Martina LUDWIG: Also nicht ganz halbe/halbe?) Ich habe jetzt schon ein jahrhundertelangen – nicht ich als Person, aber ich als Teil des Gemeinwesens – Akkulturationsprozess hinter mir, und viele der Migrationsgruppen, die kommen, haben diesen Akkulturationsprozess noch nicht hinter sich, und die machen es in dieser Stadt noch schwieriger. Deswegen sage ich: Je mehr sie sind, umso größer werden die Probleme der Akkulturation, und nichts anderes. Das wird man ja wohl noch sagen dürfen, zurückkommend auf die Frage, wie es denn bei uns zu Hause ist.

Aber lassen Sie mich über das sprechen, was ich Ihnen in diesem Zusammenhang eigentlich noch sagen wollte, nämlich zur Frage der Symbolik. Es lässt sich trefflich streiten und es wird in der Fremdenpolitik immer wieder diskutiert, ob man bei den Symbolen nachgeben soll oder ob sie nichts bedeuten, ob das Kopftuch etwas bedeutet oder ob es freiwillig ist und daher nicht zur Diskussion steht, ob man Kreuze aufhängen soll oder nicht – nicht in diesem Landtag, aber im Niederösterreichischen Landtag wird das gerade diskutiert; ich hielte es aus, mich störte es nicht, aber es muss auch nicht sein –, oder ob das Ein-paar-Schritte-dahinter-Gehen symbolisch oder rein zufällig ist. 

Aber wenn alle diese Symbole für die Migranten etwas bedeuten, dann müssen sie auch einen Wesensgehalt haben, und dieser Wesensgehalt ist mir fremd. Ich kann daran nichts erkennen. Wenn man sagt, bei uns ist vor hundert Jahren auch noch das Kopftuch getragen worden, dann kann ich mich zwar nicht persönlich daran erinnern, aber im Rahmen meiner Volkskundebildung weiß ich, dass es stimmt. Aber die Frauen haben es nicht getragen als Zeichen der Unterwerfung, sondern weil es angenehm war, die langen Haare zusammenzubinden, weil sie sonst bei der Feldarbeit gestört haben. Ich frage mich nur, welche der Migrantinnen heute ein Kopftuch tragen müssen, damit die Haare sie bei der Feldarbeit nicht stören. Es ist vielmehr ein Symbol, bei dem wir uns fragen müssen, ist es eines, das wir uns gefallen lassen können oder nicht, ist es ein Symbol, von dem wir ihnen sagen müssen: Kameraden, ihr seid hierher gekommen, das müsst ihr ablegen, das wird auf Dauer nicht gehen. (GR Hein Hufnagl: Kameraden? – Weitere fragende Rufe: Kameraden? – GRin Martina LUDWIG: Wir sind nicht am Ulrichsberg!) Das habe ich mir gedacht, dass euch das aufregt: "Kameraden". Na gut. Wenn das der einzige geistreiche Zwischenruf war, der Ihnen eingefallen ist, nehme ich ihn hin. (GR Heinz Hufnagl: Wollen Sie jetzt alle kroatischen Frauen des Burgenlandes belehren!) Das sagen Sie gerade mir, wo mein Großvater Kroate war? Da sind Sie jetzt beim Falschen. Das muss ich Ihnen wirklich sagen, da sind Sie beim Falschen. Die vielen kroatischen Frauen, die außer bei der Tracht noch das Kopftuch tragen, die kann ich in jedem Dorf an einer Hand abzählen, ohne die Finger mehrmals zu gebrauchen. Also fünf für Sie! Das ist wirklich kein gutes Argument. Das ist vielleicht Teil einer Tracht, aber ein Unterwerfungsritual der Burgenland-Kroaten oder der March-Kroaten ist das Kopftuch wirklich nicht. Meine Frau kommt aus einem march-kroatischen Dorf. Dort trägt keine einzige Kroatin mehr ein Kopftuch. Das können Sie mir wirklich nicht erzählen. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber einen Hut tragen sie dort!) Das war jetzt ganz daneben. Macht nichts, ersparen wir es uns beim nächsten Mal.

Ein anderes Kapitel, Frau Stadträtin, im Zusammenhang mit der Integration: die Asylpolitik. Von Seiten der Sozialdemokratie gibt es da viel Kritik am Bund. Sie meinen, das neue Asylgesetz sei vielleicht inhuman. Sie kritisieren die Drittstaatenregelgung, dass unsere Nachbarländer sichere Drittstaaten wären und man daher nahezu grundsätzlich von dort nicht als Asylsuchender kommen würde. Und jetzt frage ich einmal: Was ist daran eigentlich falsch? Viele davon sind EU-Mitglieder, viele werden bald EU-Mitglieder sein, alle haben einen Rechtsstaat, manche sogar mehr oder besser ausgeprägt, als der österreichische Rechtsstaat, wenn ich den zurzeit in Betracht ziehe. Was soll daran falsch sein, zu sagen, wer aus diesem Land kommt, hat kein Recht, bei uns um Asyl anzusuchen? Wenn darauf gesagt wird, dann bleibt nur noch der Flugplatz übrig, dann sage ich: Ja genau, da bleibt nur der Flugplatz übrig. Denn jeder, der aus Ungarn kommt, kann doch nicht ernsthaft behaupten, dass er in Ungarn kein Asyl bekommen würde oder dass Ungarn kein sicherer Drittstaat wäre. Das muss mir einer glaubhaft erklären. 

Deswegen ist dieses Asylgesetz grundsätzlich in Ordnung. Es ist nicht inhuman, ich sehe die Inhumanität nicht, aber vielleicht kann man es mir erklären. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn es in der Asylpolitik auch international eine Diskussion gibt, die offenbar an der Stadt-SPÖ-Regierung etwas vorbeigegangen ist – jetzt im übertragenen Sinn, ohne die Vollziehungskompetenzen zu berücksichtigen –, dann ist es die Frage, ob es für viele nicht besser ist, nach einem gewaltsamen Konflikt oder was immer sie zur Flucht getrieben hat, in der Region zu bleiben, aus der sie stammen, denn das ist grundsätzlich noch nicht inhuman. 

Ich nehme ein Beispiel: Afghanistan. Da kann ich zufällig etwas dazu sagen, denn erstens war ich schon dort, zweitens habe ich mich damit beschäftigt. In Afghanistan waren viele Menschen auf der Flucht vor dem Taliban-Regime oder vor dem herannahenden Krieg zum Jahreswechsel 2001/2002. Jeder Dritte des Jahres 2001, den wir an Österreichs Grenzen als Illegalen aufgegriffen haben, war Afghane. Sie werden es nicht glauben – oder Sie werden es doch glauben –, die Zahl der Afghanen hat sich natürlich drastisch reduziert, seit das Taliban-Regime dort weg ist, seit der Krieg bis auf Einzelerscheinungen nahezu vorbei ist und eine internationale Friedentruppe dieses Land stabilisiert. In der Zeit, in der ich in Kabul war – das kann ich persönlich bestätigen –, sind jeden Tag 50 Familien allein nach Kabul zurückgekehrt – 50! –, und die waren natürlich alle in den Nachbarregionen. Die waren in Pakistan, die waren im Iran oder in anderen angrenzenden Ländern. Für die war es nicht notwendig, hierher zu kommen, denn es war auch kein Asylgrund mehr vorhanden. 

Was ist daher falsch daran, zu sagen, dass diese Menschen nach Ende des Konfliktes wieder in ihr Heimatland zurückkehren und es wiederaufbauen sollen. Denn es bedarf ihrer auch dort. Die Afghanen sind ein Volk – das muss man auch sagen –, das auch sehr gerne wieder zurückgeht, weil sie ihre Heimat über alles lieben. Ein Afghane ist bei uns in Wahrheit falsch aufgehoben – das gilt für die Masse der Afghanen –, der will eigentlich gar nicht da leben, der will in Kabul, in Kandahar oder in irgendeinem Hochtal leben, denn dort ist seine Heimat und dort fühlt er sich auch wohl. 

Daher ist eine Asylpolitik, die sich damit auseinander setzt, nicht falsch. Sie wird auch im nächsten Jahrhundert nicht falsch sein können, denn – ohne jetzt quasi groß an die Wand zu malen, was uns im dritten Jahrtausend alles Grausliches passieren wird – die weltweite Auseinandersetzung zeigt es: Die Situation wird schlimmer werden, die Ressourcenknappheit wird schlimmer werden, die Umweltschäden werden stärker werden, und es wird automatisch mehr Wanderungsbewegungen geben. Zu glauben, alle Wanderungsbewegungen in Zentral- und Mitteleuropa auffangen zu können, das ist ein Aberglaube. Das wird nicht gehen, und es ist auch nicht richtig. 

Daher werden wir uns von diesen Modellen von gestern trennen müssen und uns andere Modelle überlegen müssen, auch hinsichtlich der Förderungen dieser Stadt für Fragen der Flüchtlingspolitik, wenn Flüchtlinge nicht bis hierher nach Österreich kommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Lassen Sie mich, bevor ich zum Schluss komme, noch einmal versuchen, ein Argument in diesem Zusammenhang etwas zu schärfen, weil es da zuerst etwas Unruhe gegeben hat hinsichtlich der Frage der Werteteilung. Kollegen von der Sozialdemokratie – nicht Kameraden, Kollegen –, diese Diskussion wird auch von Sozialdemokraten außerhalb dieses Landes anders geführt. Die wird zum Beispiel vom sozialdemokratischen Innenminister in Deutschland, Schily, geführt, der – ich habe das nicht erfunden – erst vor wenigen Tagen im Zusammenhang mit den Anschlägen in der Türkei diese Frage für sein Land gestellt und gesagt hat: Was müssen wir den Muslimen – er hat besonders die Muslime angesprochen – in unserem Land, die hier bei uns leben, auf welcher Rechtsbasis auch immer, sagen? Er hat gesagt, sie dürfen Muslime bleiben, keine Frage, aber sie müssen sich selbst abgrenzen. Sie müssen sich von dem abgrenzen, was als radikaler Islam bezeichnet wird, als Islamismus und was dazu führt, dass, wenn in den Moscheen gegen die westlichen Demokratien gepredigt wird, am Schluss Anhänger auch hier in Mitteleuropa gefunden werden, die bereit sind, für den transnationalen Terrorismus ins Felde zu ziehen. Und das in an sich friedlichen demokratischen Ländern wie Deutschland. 

Diese Entwicklung macht auch vor unserem Land nicht halt, die findet auch statt, auch wenn Sie sie negieren. Es gibt diese Phänomene auch bei uns, auch wenn es noch keine Anschläge gibt. Es gibt deswegen noch keine Anschläge, weil wir ein Ruheraum für diese Gruppen sind, weil sie sich hier nicht betätigen wollen, um ihre Ruhe zu haben, aber es gibt sehr wohl diese Tendenzen. Gegen diese Tendenzen müssen wir schon bei der Jugend beginnen und den Einwanderern mit muslimischen Hintergrund sagen, dass wir ihre Religion akzeptieren können, aber nicht dann, wenn sie unsere Werte bekämpfen, und vor allem auch nicht dann, wenn sie tatsächlich bereit sind, zu Handlungen zu schreiten. 

Das müssen wir auch von den Muslimen selbst erwarten, dass sie das innerhalb ihrer Migrationsgruppe ihren Freunden sagen. Das ist nicht nur unsere Aufgaben, aber wir müssen sie dazu anleiten. Denn sonst wird es vielleicht nicht bei der Türkei bleiben, sondern es werden diese Dinge auch in Mitteleuropa Platz greifen. 

Frau Stadträtin – Sie sind wieder da, das ist schön –, lassen Sie mich dazu zum Schluss sagen: Wir werden diese Entwicklung weiter aufzeigen. Wir werden unsere Konzepte präsentieren. Wir werden uns nicht davor fürchten, sie auszusprechen, denn für diese Fragen braucht die Stadt die FPÖ. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Ludwig. Ich erteile es ihr.

GRin Martina Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte Ihnen ein Frage stellen. Stellen Sie sich einmal 780 EUR vor, und ich frage Sie: Sind 780 EUR viel? Sie werden wahrscheinlich sagen, das kommt darauf an, was man mit diesen 780 EUR machen will. Ich habe so eine kleine Umfrage gemacht: Wie viel sind denn so 780 EUR? Was kann man sich denn darum kaufen? Kolleginnen und Kollegen haben gemeint, vielleicht einen Schiurlaub mit der Familie oder eine Waschmaschine mit Trockner. Einer hat sich gerade neue Winterreifen gekauft und hat gesagt, ungefähr zweimal neu Winterreifen oder aber auch die Miete. Und ich sage Ihnen, 780 EUR bilden jedenfalls eine Grenze, und zwar eine Einkommensgrenze, die definiert, wer in Österreich arm ist. 

Auch ich möchte heute zu diesem Thema sprechen, denn es werden immer mehr in Österreich, und mir ist das sehr wichtig. 780 EUR ist jenes Einkommen, welches die Österreichische Armutskonferenz definiert hat, die eben sagt, pro Monat haben Menschen nicht mehr als 780 EUR zur Verfügung, und es trifft noch einer der folgenden Punkte auf sie zu, die ich Ihnen kurz sagen möchte, denn ich denke, es ist auch wichtig für uns, ein bisschen ein Gefühl zu bekommen, wovon wir eigentlich sprechen, wenn wir von armutsbetroffenen Menschen reden. Das sind Menschen, die entweder eine Substandardwohnung oder einen Überbelag haben, die große finanzielle Nöte beim Beheizen der Wohnung, bei der Anschaffung von Kleidung oder Lebensmitteln haben, denen es nicht möglich ist, einmal im Monat jemanden zu sich nach Hause zum Essen einzuladen, oder die Rückstände bei Zahlungen von Miete, Betriebskosten und Krediten haben. Das ist die Definition. 

Betroffen sind in unserem Land mittlerweile 210 000 Menschen. Und was mich persönlich sehr betroffen gemacht hat beim letzten Bericht, ist, dass ein Drittel davon Kinder sind. Insgesamt sind es 4 Prozent unserer Wohnbevölkerung, und – das hat die Kollegin Vana heute auch schon ausgeführt – Armut ist weiblich. Das ist allerdings nichts Neues. Immer schon waren hauptsächlich Frauen von Armut am meisten gefährdet. Das Risiko ist für Frauen um 35 Prozent höher als für Männer, und es sind 700 000 Frauen in Österreich armutsgefährdet. 

Überdurchschnittlich betroffen von Armut – auch das ist nichts Neues – sind Alleinerziehende. Es gibt mittlerweile schon 25 Prozent Alleinerziehende in unserem Lande. 25 Prozent der Familien sind sogenannte Ein-Kind-Familien, und ich meine, vor allem ihnen muss unsere besondere Aufmerksamkeit gelten, auch im Hinblick auf die Politik, die wir als Stadt betreiben, denn es ist auch jene Gruppe, die am häufigsten arbeitslos ist, weil diese Menschen natürlich auch am wenigsten Möglichkeit haben, flexibel mit ihrer Zeit umzugehen.

Es gibt in Österreich vier Risikofaktoren, arm zu werden. Ich möchte sie Ihnen nicht vorenthalten. Der erste ist Arbeitslosigkeit, der zweite ist das Geschlecht, der dritte ist die Familiensituation und der vierte ist die Staatsbürgerschaft. Betroffen sind auch die so genannten Working Poor, wie man sie bezeichnet, also Menschen, die in prekären Arbeitsverhältnissen arbeiten müssen. Auch das sind vor allem Frauen. Es sind geringfügig Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte, es sind Langzeitarbeitslose, geschiedene Frauen, MigrantInnenhaushalte. Die Alleinerzieherinnen habe ich schon erwähnt, die sicherlich an erster Stelle stehen. 

Aber ich denke, jeder und jede kann von Armut betroffen werden. Mittlerweile ist es so, dass das Risiko gestiegen ist, dass die Armut zwar nach wie vor immer stärker weiblich ist, aber dass niemand davor bewahrt ist, auch arm zu werden. 

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber viele, die sich in den letzten Jahren bei uns gemeldet haben, haben zu mir gesagt, sie hätten sich das überhaupt nicht gedacht, dass das so schnell gehen kann und so plötzlich. Auch bei Menschen, die eine gute Ausbildung haben, kommt es jetzt oft dazu, dass sie – nicht zuletzt auch auf Grund der Politik dieser Bundesregierung – plötzlich vor dem Nichts stehen. 

Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich bin stolz darauf, dass wir in Wien das Thema soziale Sicherheit auf unsere Fahnen geschrieben haben und dass das auch ein Leitmotiv bei der Budgeterstellung für das nächste Jahr ist. Das unterscheidet uns angenehm von anderen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe schon erwähnt, der Armutsanstieg ist sicherlich auch das furchtbarste Ergebnis einer Politik, die wir seit einigen Jahren von der Bundesregierung her leider gewohnt sind. Das Thema Arbeitslosigkeit ist einer der Hauptfaktoren, vermehrt atypische Arbeitsverhältnisse sind eine der Grundlagen für Armut, aber auch das Kindergeld – ich komme dann noch dazu – ist sicherlich etwas, was Frauen nicht in die Höhe hebt, sondern eher wieder zurückwirft.

Eine Chuzpe bei all diesen Dingen ist dann auch noch, dass Gelder für Beratungseinrichtungen gestrichen werden, die all jenen, die davon besonders betroffen sind, ein bisschen helfen würden, sie unterstützen würden auf ihrem Weg. Aber nein, auch hier streicht der Bund leider die Mittel. 

Ich denke, es sind nicht weitere Berichte, die wir brauchen, sondern es sind vor allem Maßnahmen, die wir als Stadt setzen müssen, um hier ein bisschen abzufedern. Es ist nicht so, dass eine Stadt alleine, dass eine Kommune alleine die Situationen vollkommen verändern kann. Viele Mittel wurden vom Bund her gestrichen, wir können aber ein bisschen abfedern, und ich denke, wir tun hier einiges. 

Kollegin Vana hat dankenswerterweise heute schon einige Beispiele genannt, und auch ich möchte Ihnen ein paar Beispiele bringen, weil ich denke, sie sollen beispielhaft sein nicht nur für uns und für unsere zukünftige Arbeit, sondern vielleicht auch für andere Institutionen, für andere Bundesländer. Ich glaube, wir gehen hier einen guten Weg, denn aktive Arbeitsmarktpolitik ist sicherlich absolut gezielte Armutsbekämpfung. 

Hier machen wir vor allem im Rahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds gezielte Frauenförderung. Ich denke, es darf nicht unerwähnt bleiben, dass wir gerade heuer die Mittel aufgestockt haben und für mindestens 1 300 Wiedereinsteigerinnen Möglichkeiten geschaffen haben. Überdies konnten wir – und das, denke ich mir, ist besonders wichtig – für das nächste Jahr ein Plus von 750 000 EUR für den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds bekommen. Darauf bin ich sehr stolz, und die Mittel sind auch dringend notwendig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Darüber hinaus wird es nächstes Jahr auch eine Ausweitung von "FRECH" geben – Sie wissen, "Frauen ergreifen Chancen" –, eine Beratungseinrichtung, die vor allem gerade atypisch Beschäftigten im letzten Jahr mit sehr, sehr viel Unterstützungen und Beratung zur Seite stehen konnte. Ich habe zuerst schon erwähnt, das gerade bei den Armutsgefährdeten eine große Anzahl von atypisch Beschäftigten darunter ist, und gerade für diese Personengruppe, auch hauptsächlich weiblich, steht "FRECH" unter anderem zur Verfügung. Auch diese Beratungseinrichtung können wir nächstes Jahr ausbauen. 

Ausbauen können wir auch Kinderbetreuungsplätze, damit Mütter arbeiten gehen können – hauptsächlich Mütter, natürlich auch Väter –, und ich denke, das ist die beste Prävention gegen Kinderarmut, die es überhaupt gibt, und ich bin sehr froh, dass auch das Budget 2004 dem Rechnung trägt. Denn – und jetzt komme ich dazu, dass eine sehr aktuelle Studie der OECD, die gemeinsam mit der Familienstaatssekretärin Haubner präsentiert wurde, leider bescheinigt hat, was wir, auch viele Kolleginnen und Kollegen meiner Fraktion, hier von dieser Stelle in den letzten Jahren schon oft gesagt haben – das Kindergeld hat leider nicht jene Auswirkungen, die Sie sich vielleicht auch tatsächlich erhofft haben, sondern genau das Gegenteil. Viele der betroffenen Frauen kehren nicht auf ihren Arbeitsplatz zurück, Österreich ist generell sehr sparsam – wir sind fast das Schlusslicht in Europa, was die Kinderbetreuung betrifft –, und das Kindergeld wird generell sehr kritisiert. Viele bleiben lange daheim, kehren nicht mehr zurück oder erst viel später und auf jeden Fall in schlechtere Jobs, und in den meisten Fällen findet die Karriere auf jeden Fall ein Ende. 

Das ist leider ein sehr trauriges Resümee dieser Studie. Ich denke dass wir hier in Wien Maßnahmen dagegen setzen. Nicht zuletzt ist die Frauenerwerbsquote in Wien eine andere als in anderen Bundesländern. Das hat damit zu tun, dass wir andere Maßnahmen setzen, und ich denke, auch die Bundesregierung und auch die zuständige Familienstaatssekretärin, die diese Studie präsentiert hat, ist jetzt aufgefordert, auch tatsächlich Schritte zu setzen. Denn ich weiß nicht, wozu Studien präsentiert werden, wozu man sich bei Pressekonferenzen mit Expertinnen und Experten hinsetzt, wenn man mit den Ergebnissen dann nichts macht, außer lapidar den Kommentar anzufügen: Ich denke, die Familienpolitik in Österreich ist auf dem richtigen Weg. Aber sonst passiert nichts, außer dass eine hoch bejubeltes Recht auf Teilzeit eingeführt wird, das nur leider drei Viertel der Betroffenen nicht in Anspruch nehmen können. 

Das ist nämlich genau die Politik, dass man glaubt, mit schönen Worten Politik nach außen machen zu können. Aber ich sage Ihnen, die Betroffenen wissen das sehr wohl, denn sie wissen ja selbst, dass sie aus all Ihren Regelungen leider keinen Nutzen ziehen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine besonders armutsgefährdete Gruppe – auch auf die möchte ich zu sprechen kommen – ist jene der Migrantinnen in erster Linie, aber natürlich auch jene der Migranten. Und damit komme ich zur Integrationspolitik der Stadt. Ich denke, es war eine Auszeichnung für die Integrationspolitik der Stadt und für die Integrationsstadträtin, dass die Internationale Metropolis Konferenz diesen September in Wien stattgefunden hat. Ich denke, es war toll, dass es Renate Brauner gelungen ist, vor allem so viele internationale hochkarätige Gäste und Expertinnen und Experten nach Wien zu bringen. Ziel und Motto dieser Konferenz war, Zuwanderung als Chance zu sehen, als Chance für wirtschaftlichen Aufschwung und für kulturelle Diversität. Und ich denke, das ist auch der Leitsatz, der die Wiener Integrationspolitik begleitet. 

Als Renate Brauner vor zirka einem Jahr eine Studie mit dem Titel "Migration, Integration, Diversität" präsentiert hat, war das der Startschuss für einen Paradigmenwechsel in der Wiener Integrationspolitik. Das Motto lautet nun "Vom Rand ins Zentrum", und ich finde es toll, dass das Ziel der Wiener Integrationspolitik nun ist, MigrantInnen in Zukunft nicht mehr – ich sage es jetzt so unter Anführungszeichen – "gesondert" zu betreuen, sondern Ziel der künftigen Integrationspolitik ist es, dass Migrantinnen und Migranten selbstverständlich vom Regelbetrieb der Stadt betreut werden. Ich halte das für einen sehr, sehr mutigen, zukunftsorientierten Schritt und gratuliere der Stadtverwaltung dazu. 

Ich denke aber auch, dass der Integrationsfonds in den letzten elf Jahren sehr wertvolle Pionier- und Pionierinnenarbeit in dieser Stadt geleistet hat. Auch ich möchte von dieser Stelle aus allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diese ganz, ganz wertvolle Arbeit herzlich danken. Ich glaube, dass wir in den letzten Jahren und Jahrzehnten hier auch etwas geleistet haben, denn viele aus anderen Städten sind nach Wien gekommen, haben sich das angeschaut und haben gesagt: Toll! Das wollen wir auch. Das werden wir auch aufbauen. Sie haben sich für unsere Struktur interessiert. 

Nun ist es aber sozusagen an der Zeit, den nächsten logischen Schritt zu setzen, einen Schritt, bei dem die Stadt sehr, sehr bewusst für eine neue Herausforderung steht. Ich denke, es ist ganz, ganz wichtig in diesem Prozess, dass wir als Stadtverwaltung vor allem das Potential der Migrantinnen und Migranten nutzen. 

Ich bin überzeugt davon, dass wir als Stadt auch diesen Schritt schaffen werden. Wir wünschen uns alle miteinander schon jetzt gutes Gelingen und eine gute Zusammenarbeit im Aufbau dieser neuen Abteilung und dieser künftigen Integrationspolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur ganz kurz zum Kollegen Ulm, der gerade hinten telefoniert, vielleicht kann er mir kurz zuhören. Ich glaube, Sie haben es nicht ganz verstanden. Ich habe mich erkundigt, Sie waren tatsächlich bei der letzten Sitzung des Integrationsfonds, und dort ist das sehr, sehr ausführlich und breit diskutiert und Ihnen auch erklärt worden, dass es nämlich nicht um eine Kürzung der Mittel der Integrationspolitik geht, sondern dass es um ein provisorisches Halbjahresbudget geht, weil es eben derzeit eine Übergangsphase gibt. Jetzt verstehe ich nicht, wieso Sie sich hier herstellen und wider besseren Wissens sagen, wir haben das Integrationsbudget gekürzt. Ich verstehe das nicht. 

Wie überhaupt Ihre gesamte Rede davon gekennzeichnet war, hier nicht zu versuchen, konstruktive Beiträge zu bringen, sondern zu versuchen, Skandale, angebliche Skandale, über die zwar kein Mensch spricht, hier auszubreiten, weil Ihnen anscheinend bei Vorbereitung für Ihrer Rede nichts anderes eingefallen ist. Und dann stellen sie auch noch wider besseren Wissens hier Behauptungen auf, die Sie spätestens in der letzten Sitzung des Integrationsfonds widerlegt bekommen haben. Ich habe mich erkundigt, es ist Ihnen sehr genau erklärt worden, dass es anders ist, als Sie wiederholt hier falsch behauptet haben. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Wolfgang Ulm weist auf ein Blatt Papier hin, das er in die Höhe hält.)
Wir und ich sehen Vielfalt als Bereicherung in dieser Stadt. Ich denke, in allen Bereichen – ich habe zuerst auch schon den Wirtschaftsbereich angesprochen –sollten wir genau diese Vielfalt als Bereicherung sehen und auch versuchen, unseren Nutzen daraus zu ziehen. Auch ich bin sehr stolz darauf, dass wir es geschafft haben, ein Wahlrecht auf Bezirksebene zu beschließen, ein Wahlrecht für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger, denn ich bin überzeugt davon, dass mehr Demokratie dem Volk noch nie geschadet hat in dieser Stadt und in dieser Republik. Ich bin sehr stolz auf das AusländerInnenwahlrecht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte auch noch kurz auf die Sprachkurse eingehen, weil ich das überhaupt nicht verstanden habe. 

Die Sprachkurse waren nämlich auch in meinem Redekonzept drinnen und zwar als sehr, sehr positives Beispiel, weil wir sehr stolz darauf sind, dass wir es geschafft haben, in den letzten 5 Jahren ungefähr 25 000 Menschen zu unseren Sprachkursen zu bringen, und zwar freiwillig, weil genau das auch der Schlüssel zum Erfolg ist. Und besonders stolz sind wir darauf, dass beispielsweise letztes Jahr 70 Prozent Frauen unter den Besucherinnen und Besucher waren. Das hat auch Gründe, weil wir unsere Sprachkurse auch für Frauen aus diesen Kulturkreisen, denke ich, sehr attraktiv gestalten und weil wir Kinderbetreuung anbieten. Wir sind sehr stolz darauf und mussten sogar - und es freut mich, dass uns das gelungen ist - heuer weitere 80 000 EUR in weitere Sprachkurse investieren, weil die Sprachkurse nämlich so überlaufen sind und ein derartig großer Run auf unsere Sprachkurse stattfindet. 

Das ist im Übrigen auch Politik gegen Armut und ich bin eigentlich sehr stolz darauf und verstehe überhaupt nicht, wie Sie auf die Idee kommen, dass es hier Probleme gibt. Aber vielleicht können wir uns dann im Anschluss noch kurz (GR Günther Barnet: Ich habe noch 5 000! Ich habe noch 5 000!) darüber unterhalten und es findet da auch noch Aufklärung statt.

Ich möchte noch zu einem Thema kommen, weil es mir persönlich ein ganz, ganz wichtiges Anliegen ist, denn - Monika Vana hat schon darauf hingewiesen - morgen beginnen die „16 Tage gegen Gewalt“. Das ist eine internationale Kampagne, die sich jedes Jahr zum selben Zeitraum wiederholt, beginnend nämlich am „Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen“ am 25. November, morgen. Sie dauert dann 16 Tage bis zum 10. Dezember und endet dann am „Internationalen Tag der Menschenrechte“. Ich sage das deshalb dazu, weil ich draufgekommen bin, dass oft viele - auch hier herinnen - gar nicht so Bescheid wissen, obwohl es uns, denke ich, gelungen ist, in den letzten Jahren auch medial immer mehr Beachtung zu bekommen. Und ich denke es ist eine wichtige Zeit, in diesen 16 Tagen auf eine Problematik aufmerksam zu machen, die uns alle sehr beschäftigen sollte. Ich bin sehr stolz darauf, dass die Stadt auch heuer äußerlich im Rahmen dieser „16 Tage gegen Gewalt“ ein Zeichen setzen wird. Es wird nämlich eine internationale Fahnenaktion auch von der Stadt unterstützt und Sie werden morgen, wenn Sie zum Gemeinderat und zu unseren Sitzungen kommen werden, am Rathaus eine Fahne mit dem Motto "Frei leben ohne Gewalt" sehen. Sie wird nicht nur am Rathaus hängen, sie wird auch auf vielen Magistratischen Bezirksämtern zu sehen sein und ich denke, das ist ein wichtiges Zeichen, das sind wichtige Symbole, die wir setzen und damit wollen wir auch viel ausdrücken.

Ich möchte ein Thema ansprechen, weil vor einer Woche hier eine Enquete stattgefunden hat, denn da, wo Sie jetzt sitzen, saßen vor zirka einer Woche Anwältinnen und Anwälte, Psychologen und Psychologinnen, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, nein nur Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser - dort gibt es nur Mitarbeiterinnen -, also viele, viele Expertinnen, auch Polizistinnen und Polizisten. Der Saal war gerammelt voll. Es war nämlich so ein großer Andrang, dass auch die Galerie voll besetzt war. Es war eine Enquete zum Thema "Psychoterror" oder wie es im internationalen Sprachgebrauch heißt "Stalking". Stalking ist in Österreich zwar ein relativ unbekannter Begriff, aber er findet sich mittlerweile international auch schon als Begrifflichkeit in verschiedensten Gesetzesbereichen wieder. Ich bin auch sehr froh und sehr stolz darauf, dass es das Frauenbüro der Stadt Wien, konkreter gesagt der 24-Stunden-Frauen-Notruf geschafft hat, für Wien dieses Thema hier erstmals öffentlich zu thematisieren und diese Enquete zu veranstalten. 

Diese Enquete hat sehr, sehr großes Interesse gefunden. Ich möchte erstens den Veranstalterinnen zu dieser exzellenten Enquete gratulieren und es hat eines sehr deutlich gezeigt, dass nämlich auch wir in Österreich ganz, ganz dringend gesetzliche Grundlagen zur Handhabung von Stalking - von Psychoterror, wie wir es nennen - brauchen. Ich habe schon gesagt, es waren bei dieser Enquete auch Polizisten anwesend und ich habe in der Pause auch mit einem gesprochen, der gesagt hat; Ja das ist Alltagsarbeit für uns. Es wenden sich täglich viele an uns, vor allem natürlich in erster Linie Frauen, die sagen, sie werden meist von ihren ehemaligen Ehemännern oder ehemaligen Liebhabern belästigt, bedrängt, Psychoterror findet statt. Wir kommen oft hin oder die Frauen kommen auch oft zu uns und wir können nichts tun und können immer nur sagen: „Es tut uns Leid, wir können nichts tun.“

Wir alle kennen diese Situationen und auch die Polizei kennt diese Situation. In vielen Fällen ist es auch oft zu spät. Es finden Übergriffe statt und in ganz dramatischen Fällen ist das Ende auch die Ermordung der Frau.

Uns geht es darum, dass wir in Österreich auch die Möglichkeit schaffen, der Polizei schon viel früher Möglichkeiten zu geben, hier einzugreifen. Deshalb fordere ich auch von dieser Stelle aus, dass wir gemeinsam hier herangehen um zu schauen, wie sinnvolle gesetzliche Grundlagen geschaffen werden können, um auch in Österreich Stalking zu ahnden.

Dass die Stadt Jahr für Jahr in ihrem Budget große Finanzmittel für die Prävention von Gewalt und Hilfe für die Opfer, meist Frauen und Kinder – ich habe es schon gesagt –, zur Verfügung stellt, und zwar selbstverständlich zur Verfügung stellt, finde ich toll. Das ist in Österreich leider einzigartig und es sei einmal mehr auch von dieser Stelle hier erwähnt und ich finde es persönlich auch sehr wichtig und toll, dass das Budget der Frauenhäuser für das nächste Jahr erhöht werden konnte. Ich glaube, die Frauenabteilung hat sich unseren Dank und unsere Unterstützung bei ihrer Arbeit verdient, hier vor allem auch bei ihrer Antigewaltarbeit, aber auch bei ihrer gesamten Arbeit, was Frauenförderung in dieser Stadt betrifft. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Monika Vana, wenn du gesagt hast, du findest es traurig, dass das Frauenbüro so wenig Geld hat, dann finde ich es eigentlich traurig, dass gerade du, die sich so stark auch mit Gender budgeting beschäftigt, das sagst, wobei ich schon darauf gespannt bin, ob wir in unserer überparteilichen Arbeitsgruppe hoffentlich auch diesen Prozess, diesen Diskurs in den nächsten Monaten hier gemeinsam fortführen werden. Aber gerade du weißt auch, dass natürlich Frauenförderung nicht nur budgetär im Bereich der MA 57 stattfindet, sondern dass gerade wir von Anfang an unter dem Motto "Frauenpolitik ist Querschnittspolitik" in allen Bereichen, in allen Ressorts hier Maßnahmen, auch budgetärer Natur natürlich, setzen. Um nur ein Beispiel, eine tolle Sache zu erwähnen: Unser groß angelegtes, tolles, erfolgreiches Frauengesundheitsprogramm. Das wollte ich einfach noch gesagt haben, aber du weißt das eh und ich verstehe, dass das hier von der Opposition kommen muss. (GRin Dr Monika Vana: Das fordere ich ja auch!) 

Abschließend gratuliere auch ich noch den beiden Preisträgerinnen des 2. Wiener Frauenpreises der Stadt Wien, den die StRin Renate Brauner beiden Damen letzte Woche hier im Rathaus überreichen durfte, und zwar der Gleichbehandlungsanwältin Dr Ingrid Nikola-Leitner und der Chefin der Österreichischen Nationalbibliothek, Dr Johanna Rachinger. Beide Damen wurden heuer ausgezeichnet. 

Ich halte den Frauenpreis der Stadt Wien für eine ganz tolle Einführung. Das alles findet unter dem Motto "Frauen sichtbar machen" statt und ich gratuliere beiden ganz, ganz herzlich! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Einiges zur Frauenpolitik hat bereits meine Fraktionskollegin Dr Monika Vana erzählt. Deshalb will ich mich fast traditionell auf ein paar Aspekte der Integrationspolitik konzentrieren und zum Schluss dann vielleicht noch ein bisschen etwas zum Herrn Kollegen Ulm und zum Herrn Kollegen Barnet sagen.

In der Integrationspolitik sieht man in den letzten Jahren schon, finde ich, und das sieht man sehr deutlich und das kann von dieser Seite auch nicht oft genug gelobt werden, dass hier der Wille vorhanden ist vieles, was in den Jahren davor fast aussichtslos immer wieder und immer wieder von hier aus besprochen worden ist, jetzt umzusetzen. Und es ist einiges in Angriff genommen worden und das finde ich eine sehr, sehr positive Entwicklung.

Für das nächste Jahr sind zunächst einmal zwei größere Brocken angekündigt: Der eine ist die Umgestaltung des Wiener Integrationsfonds in eine Magistratsabteilung, der zweite ist die Schaffung eines Wiener Landesantidiskriminierungsgesetzes. Beide Schritte möchte ich von dieser Stelle aus ausdrücklich begrüßen. Das ist ja auch nichts Neues, das habe ich in der Vergangenheit auch schon getan, allerdings mit einer kleinen, aber wichtigen Anregung meinerseits: Zumindest ich fühle mich in den letzten Monaten schon wieder eher nicht mehr ausreichend informiert und ich kann für mich zumindest beanspruchen, dass ich an der Materie da sehr interessiert bin. Ich suche auch immer das persönliche Gespräch, ich versuche Informationen zu sammeln, aber ich denke, aus der Sicht der Opposition ist es vielleicht auch sinnvoller, hier in einem offizielleren Rahmen auch einmal Information zukommen zu lassen und zwar sowohl, wie gesagt, was die Schaffung der Magistratsabteilung betrifft - also was ist bisher passiert, was sind die nächsten Schritte, bis wann können wir mit der Schaffung der neuen Abteilung rechnen, wie wird das alles ungefähr vor sich gehen – als natürlich auch mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz, wo auch ich und viele, viele andere Interessierte hier im Wiener Landtag gerne wüssten, wie das ungefähr aussehen wird, was es können wird, was es nicht können wird und wieso. 

Ich möchte daher in diesem Zusammenhang auch vielleicht in der guten, alten Tradition der Roundtables, die es in der Vergangenheit auch immer wieder gegeben hat, anregen, die Fraktionen offiziell einzuladen, um hier etwas Information zukommen zu lassen. Es hat sich in der Vergangenheit auch bewährt und man muss auch sagen, wenn man die Oppositionsparteien rechtzeitig informiert und einbindet, gibt es umso mehr Möglichkeiten hier mitzugestalten und umso weniger Kritik gibt es im Nachhinein, wenn dann mehr oder weniger die fixfertigen Pläne präsentiert werden. Aber ich denke, das sind ja Binsenweisheiten, das wissen Sie genauso wie ich, dass das der gescheitere Weg ist. In diesem Sinne freue ich mich schon auf die Einladung zu dem Roundtable, wo ich auch die Informationen bekomme sowie auch alle anderen Kolleginnen und Kollegen, die genauso interessiert sind wie ich.

Nun komme ich zum Bereich „Was fehlt?“, denn ja, das sind, wie gesagt, zwei gute und zwei sinnvolle Schritte, auch zwei große Schritte, aber es fehlt noch einiges in der Stadt. Was ich jetzt auflisten werde sind lauter alte Hüte, das sind wirklich ururalte Debatten, wo ich es bedauerlich finde, dass ich jahrein, jahraus von dieser Stelle aus immer wieder dieselben Punkte auflisten muss: 

Also was in Wien 2004 bis auf weiteres zumindest noch fehlt, denn angekündigt ist es bis jetzt noch nicht worden, ist die Gleichstellung von Zuwanderern beim Bezug der Sozialhilfe. Was auch fehlt, ist die Öffnung von Gemeindebauten zumindest unter bestimmten Rahmenbedingungen für Migrantenfamilien, für Familien von Migranten und Migrantinnen. Und bitte, damit wir uns jetzt hier nicht sinnlos austauschen: Ich weiß, dass es Notfallwohnungen gibt. Ich weiß auch, dass die Stadt Wien einen anderen Weg beschritten hat und auch im genossenschaftsbaulichen Bereich investiert. Das ist alles schön und das ist alles begrüßenswert und das ist alles nicht ausreichend. Ich würde es sehr begrüßen, wenn es zumindest einen nächsten deutlichen Schritt in Richtung uneingeschränkte Öffnung von Gemeindebauten gäbe. Was noch... (Beifall bei den GRÜNEN.)

Was noch immer fehlt - und das ist eigentlich umso erstaunlicher - ist die Gleichstellung im Bereich Pensionistenwohnhäuser. Wir wissen alle, dass inzwischen gerade Zuwanderer und Zuwanderinnen, die in den 60er-Jahren nach Wien gekommen sind, alle längst das Pensionsalter erreicht haben. Ich glaube, dass es allmählich aber wirklich dringend wird - auch die Statistiken belegen das eindrucksvoll -, dass hier bereits, glaube ich, über 80 Prozent bald länger als 10 Jahre in der Stadt sind, wenn nicht sogar länger als 15 Jahre. Ich frage mich, worauf wir noch warten? Wann wird wer endlich seinen Einfluss auf das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser geltend machen? Und Sie können mir nicht weismachen, dass hier herinnen niemand Einfluss darauf hätte, dass endlich die dringend notwendige Gleichstellung erfolgt. Übrigens fehlt ebenso nach wie vor die Gleichstellung von Migrantinnen und Migranten ohne österreichische Staatsbürgerschaft beim Pflegegeld. Und das fasse ich sozusagen summa summarum zum nächsten großen Brocken, was in der Stadt fehlt, zusammen. 

In der Stadt fehlt nach wie vor ein Wohnbürgerschaftskonzept. Wir werden uns sicher nicht darüber streiten, wie man es nennt. Wenn Sie es nicht Wohnbürgerschaft nennen möchten, wenn Sie es nicht Wiener Stadtbürgerschaft nennen möchten, bitte, nennen Sie es wie Sie wollen, das ist ja auch Geschmackssache, oder benennen Sie es gar nicht, aber setzen Sie es endlich um! Und warum ist es ein notwendiger Schritt? Ja aus zweierlei Gründen. Die Kollegin LUDWIG hat es vorhin eindrucksvoll angeführt. Zunächst einmal ist das in einer Stadt, wo ein Sechstel der Wiener Bevölkerung nach wie vor nicht die österreichische Staatsbürgerschaft hat und - wie eben vorhin eindrucksvoll dargestellt wurde - entweder teilweise unter der Armutsgrenze oder aber von Armut bedroht ist, eine soziale Notwendigkeit. Nicht die österreichische Staatsbürgerschaft zu besitzen ist in diesem Land nun einmal ein Armutsrisiko. Da wäre es doch bitte ein sinnvoller Schritt - es liegt fast auf der Hand -, dass hier endlich Gleichstellungsmaßnahmen erfolgen müssen und zwar ungeachtet davon, ob Menschen die Staatsbürgerschaft haben oder nicht haben, weil - und das habe ich gerade vorhin erwähnt - statistisch gesehen bereits über 80 Prozent dieser Menschen lange genug hier leben, um die österreichische Staatsbürgerschaft zu haben oder um sie beantragen zu können. Also hier gibt es ein Problem und dieses Problem wäre zu lösen. Darüber hinaus denke ich, wäre die Gleichstellung ein sehr, sehr wirkungsvolles und wichtiges Signal auch an die Bevölkerung und es ist ja auch ein Zeichen sozusagen neben dem Realen was es den Menschen bringt, dass man endlich sieht und anerkennt, dass das ein Teil der Bevölkerung dieser Stadt ist und dass man diesen Teil à la longue nicht auf immer und ewig von sozialen Leistungen ausschließen kann.

Damit komme ich zum nächsten Bereich, wo meines Erachtens nach wie vor Handlungsbedarf vorhanden ist, und der betrifft die MA 61. Übrigens möchte ich von dieser Stelle aus die Gelegenheit nutzen um zu gratulieren, dass die neue Leiterin wieder eine Frau ist. Also da sieht man schon, dass hier einiges weiter geht und wann immer die sehr geschätzten älteren Herren - Herr OSR Leinweber war auch ein sehr guter und von mir auch sehr geschätzter Beamter der Stadt Wien, ein hoher Beamter - in Pension gehen, langsam einer nach dem anderen, doch auch Frauen zum Zug kommen und nicht alles beim Alten bleibt, denn der alte Schnitt von Frauen in Führungspositionen in der Stadt war ja schon ein bisschen zum Heulen. Egal, was sich in der MA 61 nicht geändert hat - geändert hat sich sozusagen das Geschlecht der Leitung -, das sind die Engpässe und ich weiß, dass in den letzten zwei Jahren hier wirklich großer Personalmangel herrschte. Das hat auch strukturelle Ursachen. Sie wissen ich weiß, dass zum Beispiel bestimmte Bevölkerungsgruppen, die vor etwa zehn Jahren sehr stark zugewandert sind - beispielsweise Bosnierinnen und Bosnier, die damals wegen des Kriegs nach Wien gezogen sind -, jetzt schon so lange in der Stadt leben, dass sie die Grenze erreichen, wo sie endlich um die österreichische Staatsbürgerschaft ansuchen dürfen und sie tun es auch. Und hier gibt es Überstunden und hier gibt es Personalmangel und ich möchte erneut und dringend anregen, hier etwas zu unternehmen, damit diese Engpässe überwunden werden. Bisweilen gibt es in der MA 61 wirklich äußerst seltsame Bilder, wenn man zu den Hauptamtszeiten hinkommt. 

Was ich auch in diesem Zusammenhang erneut von hier aus anregen möchte ist die Schaffung eines Fonds für sozial bedürftige kinderreiche Familien, die um die österreichische Staatsbürgerschaft ansuchen wollen. Es ist hundertprozentig so, glauben Sie es mir, dass viel mehr Menschen ansuchen würden, Menschen, die das Recht hätten, also die Möglichkeit rein rechtlich hätten um die Staatsbürgerschaft anzusuchen und die es nicht tun, weil die finanzielle Belastung schon eine sehr große ist. Österreich ist sehr, sehr teuer bei den Verleihungs- und Bearbeitungsgebühren. Ich weiß, dass das nicht hauptsächlich in der Verantwortung der Stadt Wien ist, weil das großteils Bundesgebühren sind, um die es geht, aber ich finde es wirklich schade und ich finde es auch, wie soll ich sagen, als eine fast vertane Chance Menschen, die die Möglichkeit hätten, aber wie gesagt mehrere Kinder haben und sich das schlicht nicht leisten können, einfach hintan zu halten und ihnen das nicht zu ermöglichen. 

Deshalb möchte ich erneut anrege, so einen Fonds zu schaffen und hier unter bestimmten Rahmenbedingungen Förderungen zu geben. Warum man das tun soll, liegt auf der Hand. Ich denke, die Bundespolitik der letzten Jahre - wenn man es positiv formulieren möchte - ermutigt viele, um die österreichische Staatsbürgerschaft anzusuchen. Das ist ja auch nichts Schlechtes, doch die Wahrheit ist, sie treibt sie dazu. Ich finde, dass die Stadt den Menschen, die wirklich seit 10 und 15 Jahren in der Stadt leben, die sich hier eine Existenz aufgebaut haben, hier eine neue Heimat gefunden haben und die sich derzeit letztendlich wirklich fürchten, denn sie leben in einer gewissen Unsicherheit, weil die Signale, die von Bundesebene kommen, nicht unbedingt Signale sind, dass man in diesem Land willkommen ist und integriert werden kann und soll, wenn sie um die österreichische Staatsbürgerschaft ansuchen, endlich die Möglichkeit geben sollte sie auch zu bekommen und sie sich leisten zu können. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein dritter Bereich, wo einiges fehlt und demnächst auch noch viel mehr fehlen wird, betrifft den Bereich Schulen. Wir haben das heute teilweise diskutiert, wir werden es in den nächsten Tagen sicher auch wieder intensiver diskutieren: Lehrer- und Lehrerinneneinsparungen, Pensionierungen und auch hier ein Personalnotstand in Wiens Schulen, insbesondere auch in Wiens Volksschulen. Zuletzt war auch in den Zeitungen zu lesen, dass man hier überlegt, IntegrationslehrerInnen, BegleitlehrerInnen, einfach all das, was teilweise da ist und wirklich sinnvolle und dringend benötigte Integrationsmaßnahmen in der Stadt sind, dieses Personal sozusagen umzufunktionieren, um diese Engpässe zu überwinden. Was das für die Schulpolitik in einer Stadt bedeutet, wo bitte jedes dritte Volksschulkind eine andere Muttersprache als Deutsch spricht, das liegt, glaube ich, auf der Hand, das brauche ich von hier aus nicht zu analysieren. 

Genau diese Fortschritte, die insbesondere im letzten Jahrzehnt erreicht worden sind und für die man auch immer wieder gelobt wird, von denen ich übrigens von hier aus immer wieder gesagt habe, sie reichen ja nicht aus – aber nicht einmal da sind wir jetzt sicher, ob es möglich sein wird, das fortzusetzen. Also auch hier müsste man sich etwas überlegen, wie man das überbrücken möchte und wie man letztendlich das Versorgungs- und Betreuungssystem, das es bis jetzt gegeben hat, retten möchte. Ich muss von dieser Stelle aus dringend appellieren, das auch zu tun. Ich weiß, dass oft auch die Begründung kommt, man kann ja nicht alles quasi stopfen, jedes Loch stopfen, das der Bund mit seiner Politik aufreißt. Das ist mir klar, aber manche Löcher wird man stopfen müssen. Ich denke, die Zukunft der Kinder dieser Stadt ist wirklich etwas total Wichtiges, wo es sich lohnt, Geld zu investieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

In diesem Zusammenhang möchte ich nur kurz zwei weitere Bereiche erwähnen. Ich meine, angesichts der jetzigen finanziellen Lage und des Lehrermangels ist es fast ein Luxus, aber der Vollständigkeit halber möchte ich erwähnen, dass einmal die Überlegung war, in die Mehrsprachigkeit in Wiens Schulen zu investieren. Es hat ja auch einmal so etwas wie ein grün-rotes Projekt gegeben, mehrsprachige Schulstandorte in Wien zu schaffen. Es hat auch Ankündigungen seitens der Frau Vizebürgermeisterin gegeben. Bisher ist nicht wirklich etwas weitergegangen. Ich finde das, wie gesagt, sehr, sehr bedauerlich. Anstatt dass wir jetzt in der Lage wären, genau in den Bereichen zu investieren und zu sagen, na gut, das ist ja in Wahrheit ein enormer Reichtum, ein enormes Potential, das in Wiens Schulen steckt, all diese fremden Sprachen, die dort gesprochen werden, müssen wir jetzt überlegen, wie die Betreuung, so wie sie bisher vorhanden war, aufrecht zu erhalten ist. 

Was man in diesem Zusammenhang auch noch anmerken muss, nur würde das zu weit führen, das ist die Sozialmobilität der Zweiten Generation. Es hat vor kurzem diesen Katalog zu beziehen gegeben, aus dem man ersieht, welche Studien die Stadt Wien fördert. Im Rahmen der Finanzierung von wissenschaftlichen Erhebungen hat es von Frau Hunzenberger, Zentrum für soziale Innovation, eine Studie im Zusammenhang mit der sozialen Mobilität der Zweiten Generation gegeben, die von jedem und von jeder von Ihnen zu beziehen ist. Ich möchte sie Ihnen allen dringend ans Herz legen, denn sie zeigt, dass die soziale Mobilität der Zweiten Generation aufwärts sozusagen hinauf de facto nicht gegeben ist. Also die Daten und die Ergebnisse dieser Studie sind wirklich äußerst Besorgnis erregend. Ich finde, es wäre auch eine gute Anregung für das nächste Jahr, irgendwann einmal eine Enquete und einen Roundtable zum Thema „Soziale Mobilität und Lage der zweiten Generation in der Stadt“ abzuhalten, weil es hier gewiss sehr, sehr viel noch nachzuholen gibt. Aber diese Debatte würde jetzt den Rahmen sprengen und ist vielleicht ein anderes Mal von dieser Stelle aus zu führen. 

Ja was noch fehlt, sind Förderungspläne für die Aufnahme von Migrantinnen und Migranten im Wiener Magistrat. Wir wissen, ein paar tausend Menschen arbeiten hier, aber sie sind alle in bestimmten Branchen konzentriert. In den mittleren und höheren Etagen ist meines Wissens bisweilen kein Zugewanderter zu finden. Naja, durch die Schaffung der neuen Magistratsabteilung, durch die ja der Integrationsfonds aufgelöst wird, kann es sein, dass diese Statistik ein bisschen besser wird, aber nur ein bisschen besser und nur in einem bestimmten Bereich. Hier sehe ich sehr wohl Handlungsbedarf und auch Handlungsoptionen für die Stadt Wien, die nicht einmal besonders viel Geld kosten. Ich würde mir wünschen, dass das im nächsten Jahr in Angriff genommen wird. Ich meine, wir waren jetzt oft genug auf Exkursionen, Dienstreisen und Ausschussreisen in anderen Ländern, wo solche Pläne längst in die Tat umgesetzt worden sind. Ich hätte gerne, dass in ein paar Jahren auch nach Wien Exkursionen stattfinden, um sich den erfolgreichen Förderungsplan für MigrantInnen im Wiener Magistrat anzuschauen. 

Und last but not least, was noch immer fehlt, sind Sikhs in der Straßenbahn und zwar nicht als Fahrgäste, sondern als Fahrer. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich kann es nicht mehr verstehen. Niemand kann es mehr verstehen. Ich glaube, Sie selbst können es auch nicht mehr verstehen. Es gibt überhaupt keinen sachlichen Grund, warum ein Mensch, der auf seinem Kopf einen Turban trägt, der bereit ist, den Turban in einer bestimmten Farbe zu tragen, der bereit ist, ein Emblem der WIENER LINIEN auf diesen Turban drauf zu stecken, damit jeder auch erkennt, dass er ein Bediensteter der WIENER LINIEN ist, warum dieser Mensch nicht Straßenbahn und nicht Bus fahren dürfen soll. Das ist mir nicht klar. Es gibt keinen sachlichen Grund, es gibt keine Rechtfertigung dafür. Im übrigen Sikhs, die Bus fahren, werden sie nicht nur in England und im Pandschab, wo sie alle herkommen, und auch nicht nur in Kanada finden. In Kanada übrigens, Kollege Barnet, gibt es sogar einen Sikh-Bürgermeister! Aber davon sind wir in Wien weit entfernt. Aber, aber, aber, aber, aber... (GR Kurth-Bodo Blind: Na das können Sie ja vorschlagen!) Nein, nein, nein, nein, das soll auch nicht als Anregung an den Herrn Bürgermeister verstanden werden, auch nicht einmal zum Fasching. Aber, wie gesagt, darum geht es nicht. Das werden Sie nicht nur dort finden, das werden Sie sogar im Nachbarland Italien sehen. Auch dort ist es ohne weiteres möglich, nur in Wien ist es nicht möglich. Das finde ich eine Schande, es ist unverständlich, und ich erwarte mir oder ich erhoffe mir, dass wir uns alle in diesem kommenden Jahr nach Kräften dafür einsetzen, dass dieses Problem endlich gelöst wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Meine Redezeit ist bedauerlicher Weise zu Ende, deswegen nur zwei kurze Antworten, eine für Kollegen Ulm. 

Lieber Herr Kollege Ulm, wo immer Sie auch sind, es würde mich wahnsinnig reizen, wenn ich noch Redezeit hätte, Ihnen ein bisschen etwas zum Thema Stadtpolizei zu erzählen - ja, da sind Sie (GR Dr Wolfgang Ulm steht hinter den Sitzreihen.) -, und zwar nicht zuletzt auch aus der leidvollen Erfahrung griechischer Städte, die das, was Sie hier vorgeschlagen haben, seit mehreren Jahren haben. Ich sage es nur kurz, und wir können das Thema einmal von dieser Stelle aus vielleicht in den nächsten Tagen oder irgendwann anders besprechen: Dieser Vorschlag kostet viel Geld und bringt gar nichts, aber auch rein gar nichts in Sachen Sicherheit für die Stadt. Es gibt Hunderte wunderbare Argumente, warum das nichts bringt. Darüber hinaus halte ich aus bürgerrechtlicher Sicht Ihre Vorschläge für hoch bedenklich und deswegen werden wir Ihre Anträge hier ablehnen.

Zum Kollegen Barnet: Ja ich hoffe, lieber Günther Barnet, dass ich genug akulturiert bin, dass ich von dir oder von jemand anderem deiner Fraktion eine schriftliche Bestätigung bekomme, dass meine Akulturation erfolgreich abgeschlossen ist, weil man ja bei euch nicht weiß, ja also es gibt ja immer wieder Debatten, es könnte ja jemand auf die Idee kommen, ich bin zu früh oder zu Unrecht eingebürgert worden, aber jedenfalls... (GR Günther Barnet: Wenn du darauf bestehst, ja!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Stadträtin, Sie haben eine Minute schon mehr bekommen. Ich erinnere Sie daran.

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Es ist wirklich nur mehr dieser Satz zu Ende. 

Jedenfalls seine Ausführungen teile ich überhaupt nicht (GR Günther Barnet: Das hätte mich auch gewundert!) und deswegen möchte ich umso mehr und umso vehementer von dieser Stelle aus an die Wiener SPÖ und an die Stadträtin appellieren, sämtliche Vorschläge, die ich unterbreitet habe, in diesem Jahr 2004 bitte dringend umzusetzen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Lakatha gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Stadträtin, es ist Ihnen gelungen, den Budgetansatz für die MA 57 um 260 000 EUR zu erhöhen. Das ist schön, aber das ist einfach zu wenig, denn diesen Betrag werden Sie voraussichtlich für die zugesagte zweiprozentige Steigerung der Frauensubventionsförderung im Rahmen der 3‑Jahres‑Verträge brauchen und für Frauenförderung, für eigene Projekte, bleibt wieder nichts übrig. Ich hoffe, Frau Stadträtin, Sie geben mir Recht, wenn ich sage, dass die Stadt Wien für Frauenförderung zu wenig Geld ausgibt. Geben Sie mir Recht? (Beifall bei der ÖVP.) Mein Standpunkt bleibt trotzdem. Sie haben mich in der kurzen Zeit wirklich nicht überzeugt und bisher auch nicht.

Ich möchte noch kurz auf den Arbeitsmarkt eingehen. Im Jahre 1985 war die Arbeitslosenquote in Wien 4,5 und in Österreich betrug sie 4,8. Das heißt, Wien hat wesentliche bessere Arbeitsbedingungen und Arbeitsmarktverhältnisse gehabt als das übrige Österreich. 2003 hat Wien die höchste Arbeitslosenquoten mit 9,2 erreicht, wobei der Österreichdurchschnitt bei 6,1 liegt. Sagen Sie jetzt bitte ja nicht, es ist der Bund Schuld, sondern das ist die verfehlte Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik in Wien, denn Oberösterreich liegt bitte auch in Österreich und hat eine Arbeitslosenquote knapp unter 4 Prozent. An diesem Land sollten Sie sich ein Beispiel nehmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Erschreckend ist nämlich auch, dass in Wien die Arbeitslosenquote der Frauen mehr zunimmt als die der Männer. (GR Godwin Schuster: Wer sagt denn das?) Wenn, wie vorhin die Kollegin LUDWIG gesagt hat, der WAFF mit 750 000 EUR mehr bestückt wird, so würde ich sagen, ist das eine sehr, sehr gute Aktion, wenn dieses Geld richtig verwendet werden würde und zwar für Ausbildung, Weiterbildung und Umbildung, aber nicht für die Verwaltung. Beim WAFF ist es erwiesen, dass 44 Prozent der Gelder, die hinein fließen, für die Verwaltung verwendet werden und nicht für die Leute, die Arbeitsplätze suchen. Das ist falsch eingesetztes Geld! (Beifall bei der ÖVP.)
In keinem anderen Bundesland ist das Missverhältnis zwischen Lehrlingen und offenen Stellen so eklatant wie in Wien. (GR Godwin Schuster: Jeder dritte Lehrling in Wien kommt aus Niederösterreich!) Im Burgenland kommen auf eine Lehrstelle 2,7 Lehrlinge, in Wien auf eine offene Lehrstelle 8,2 Suchende (GRin Josefa Tomsik. Weil die Niederösterreicher dazu kommen!) und in Salzburg hat ein Lehrling 1,2 Lehrstellen. Das heißt, er kann sie zwar nicht besetzen, aber er hat die Möglichkeit der Auswahl. Bitte auch das kommt nicht von ungefähr und zeigt auch von verfehlter Arbeitsmarktpolitik in Wien.

Auffallend ist bereits, dass bei den Lehrlingen ein großer Einkommensunterschied zwischen männlichen und weiblichen Lehrlingen besteht. Weibliche Lehrlinge haben einen Nettoeinkommensdurchschnitt von 4 748 EUR und männliche von 5 667 EUR. (GR Godwin Schuster: Wer ist da Schuld?) Also das ist jetzt bestimmt nicht Ihre Schuld, wenn Sie auch ein bissel mitschuldig sind (GR Godwin Schuster: Wo?), aber es zeigt sich bereits das ... (GR Godwin Schuster: Wo? Wo? – GRin Josefa Tomsik: Das ist ja die Wirtschaft!) Es ist die Wirtschaft und es ist auch die Gewerkschaft, die da mitarbeiten muss, ja. (GR Godwin Schuster: Nein, nein!) Aber ich möchte ganz ehrlich sagen, es liegt sicher auch daran, dass die Mädchen nicht die gleichen Berufe wie die Burschen ergreifen. Aber der Einkommensunterschied ist auch bereits am Anfang der Berufsbahn merkbar. 

Ganz besonders wichtig ist es, dass bereits in der Schule die Mädchen darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie auch männerdominierte Berufe ergreifen sollen. Das ist nämlich der wesentliche Unterschied, dass sie eher schlecht bezahlte Lehren suchen als gut bezahlte. 

Wenn ich jetzt sage Schule und an die Pflichtschule und das Ende der Pflichtschule denke, dann muss ich sagen, liegt Wien momentan auch im Argen, denn es fehlen uns per Dezember 350 Lehrer, die für die Kinder da sein sollten und sie auf den weiteren Beruf vorbilden sollten. (GR Godwin Schuster: Und wer hat sie in Pension geschickt?) Wer hat sie in Pension geschickt? Sie sind freiwillig in Pension gegangen (Heiterkeit bei der SPÖ.), obwohl es vom Gesetzgeber geheißen hat, sie dürfen nur in Pension gehen, wenn es dem öffentlichen Interesse nicht widerspricht und zwar sind das die, die jetzt in Frühpension gegangen sind. Wenn sie alle in Pension gehen lassen, ist das bitte nicht die Schuld des Bundes, sondern Sie sind unverantwortlich und das wird auf dem Rücken der Kinder ausgetragen! Das wollen wir wirklich nicht zulassen! (Beifall bei der ÖVP.)
Was geschieht in Wien weiter? Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist abhängig von der Flexibilität und den vorhandenen Kinderbetreuungsplätzen. Oh, Wien ist so gut bestückt! Es streicht bei den Kinderbetreuungseinrichtungen 5,5 Millionen EUR, weil wir ja augenscheinlich genug haben. Nur gerade im Bereich von den 0‑ bis 3jährigen, also bis zu 3 Jahren, sind die Betreuungsplätze nicht vorhanden. Aber da braucht sich Wien ja nicht zu kümmern, ist ja egal, wir streichen das.

Auch bei den familienfördernden Maßnahmen - was macht Wien? Es streicht 2,7 Millionen EUR. Na fährt halt ein Kind nicht auf Urlaub, wir werden uns nicht darum kümmern. Also bitte das ist Ihre Politik, die bestimmt den Frauen und den Familien schadet. Da kann man dann wirklich kein Lob aussprechen.

Da ist der Bund ... (GRin Josefa Tomsik: Kollegin Lakatha, glaubst du das da auch?) Ja ich glaube es, sonst würde ich es nicht sagen. Das sind außerdem Daten, die eindeutig auch im Budgetvoranschlag drinnen sind. Und wenn nicht gerade ein Urlaubsaufenthalt für Familien, so wird etwas anderes gestrichen. Wenn 2,7 Millionen EUR gestrichen werden, dann muss ja irgend etwas fehlen. Anders geht es nicht.

Da muss ich sagen, da sind beim Bund schon sehr viele Vorteile. Auch wenn Sie sagen, das Kinderbetreuungsgeld lehnen Sie völlig ab. Sie haben die Dazuverdienstgrenze und es gibt eine Wahlfreiheit, ob ich das in Anspruch nehmen will oder ob ich arbeiten gehen will. Es gibt Mehrkindzuschläge und Pflegegeld ab Geburt bei behinderten Kindern, Das AMS Wien hat für frauenspezifische Maßnahmen für das Jahr 2003 10 Millionen EUR zur Verfügung gehabt und wird vor allem für das Jahr 2004 10,55 Millionen EUR zur Verfügung haben. Hier wird es auch keine Kürzung, sondern eine Steigerung geben.

Die Frauenförderungen im Jahre 2004 werden nicht gekürzt. Das Recht auf Teilzeit wird kommen, das ist bereits durch den Ministerrat gegangen. Ich verstehe meine Kollegin LUDWIG eigentlich nicht, dass sie jetzt auf einmal sagt, das Recht auf Teilzeit ist nichts, denn das haben Sie sowohl hier wie auf Bundesebene gesagt. (GRin Martina LUDWIG: Aber für alle, nicht nur für ein Viertel!) Das ist einmal ein Beginn und das wird erst diskutiert. Es ist noch nicht gesagt, dass es das Ende ist. (GRin Martina LUDWIG: Oh ja!) Das wird einmal kommen.

Vor allem worauf ich besonders hinweisen will, ist die Steuerreform per 1.1.2004, wo die Einkommen bis zu 14 500 EUR steuerfrei gestellt werden. Das kommt vor allem den Frauen zugute, weil Frauen ein Jahreseinkommen von 11 964 EUR haben - das Jahreseinkommen der Männer liegt wesentlich höher bei 18 258 EUR -, also wird sie vor allem den Frauen mehr Einkommen bringen.

Die ÖVP hat sich immer für die Frauen eingesetzt und wir werden das in Zukunft auch tun. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Wortmeldung ist Herr GR Harwanegg gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Ich habe Sie nicht gesehen. Ich habe Sie gesucht. (GR Volkmar Harwanegg: Aber so klein bin ich nicht! – Allgemeine Heiterkeit.) 
GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats!

Ich möchte natürlich auch heute aus unserer Geschäftsgruppe beim Budgetvoranschlag 2004 zumindest zwei Bereiche ansprechen. Der eine ist der Bereich Feuerwehr, der heute auch schon von den Gemeinderatskollegen kurz erwähnt wurde, und natürlich der Personalbereich, der mich hier natürlich besonders interessiert. 

Zur Frage der Feuerwehr. Ich habe vor wenigen Tagen in meinem Wohngebiet selbst erlebt, wie wichtig diese Einrichtung ist. Sie haben sicherlich auch von diesem Brand bei uns in Favoriten gelesen, wo es leider auch zwei Todesopfer gegeben hat und wo der Feuerwehreinsatz oder überhaupt der Einsatz der Rettungskräfte wirklich vortrefflich war. Leider konnten diese zwei Menschenleben nicht mehr gerettet werden, aber zumindest eine größere Katastrophe konnte dadurch verhindert werden, weil ein unmittelbarer Anrainer dieses Brandes eine Volksschule war, die doch auch in Gefahr war, in das Brandgeschehen hier einbezogen zu werden.

Nun zur Feuerwehr selbst. Die Einnahmen betragen hier 5 878 000 EUR. Die Ausgaben betragen 106 102 000 EUR und ich habe mich noch einmal über die Zahl erkundigt, weil sie schon sehr hoch ist. Aber wenn man sich dahinter den einzelnen Personal- und Sachaufwand anschaut, dann sieht man, dass der Aufwand einfach notwendig ist. Also es ist ein ganz beachtlicher Betrag, den wir hier ausgeben. 

Und wenn man sich das Angebot anschaut, welche Projekte 2004 damit finanziert werden sollen, so ist das nicht nur – und das darf ich als Favoritner Gemeinderat feststellen -, dass die Fassadensanierung der Feuerwache in Favoriten fortgesetzt werden soll, sondern auch die Feuerwache in Döbling und natürlich auch die Feuerwache in Simmering, die ebenfalls schon sanierungsbedürftig ist. Auf der anderen Seite müssen wir immer wieder schauen, dass wir unsere Fahrzeuge erneuern. Da ist es notwendig, vier neue Rüstlöschfahrzeuge anzuschaffen, Drehleitern und Abschleppfahrzeuge, die auch für LKW-Abschleppungen sehr notwendig sind, aber natürlich auch die sonstigen Investitionen, die einfach von den Geräten her immer wieder notwendig sind.

Bei den Projekten möchte ich besonders die Erneuerung der Notrufanlage erwähnen, die schon einige Jahre am Buckel hat und wirklich erneuert werden soll, bevor wir mit dem alten System Probleme haben. Die Software für die Einsatzleitung ist hier vorgesehen sowie die Erneuerung der Telefonanlage, die ebenfalls schon seit längerer Zeit geplant ist. Das sind nur einige der Punkte, die ich hier budgetmäßig erwähnen möchte.

Nun möchte ich aber doch zum Personalbereich wechseln. Wir hatten mit 30. Juni einen Personalstand von 64 970 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einem sehr beachtlichen Frauenanteil von 63,4 Prozent. Natürlich ist der tatsächliche Stand beträchtlich niedriger, etwa um fast 4 000 durch Karenz, Präsenzdienst, Freistellungen, Abordnungen und so weiter, und so fort. Zu diesen genanten Zahlen kommen dann noch Saisonbedienstete in der Größenordnung von 1 849. Wir haben immerhin 7 396 Teilzeitbeschäftigte. Wir haben in der Stadt Wien auch - und ich darf das im Prozentsatz ausdrücken, weil das heute schon angesprochen worden ist - ausländische Beschäftigte, nämlich 4,47 Prozent. Die Anzahl steigt von Jahr zu Jahr. Und was uns auch bei Durcharbeitung dieses Berichts aufgefallen ist, ist, dass - und das hat uns alle ein bisschen überrascht - unsere Gemeindebediensteten doch in großer Anzahl ihren Wohnsitz außerhalb von Wien haben, nämlich 13 308 oder über 20 Prozent. Ein Punkt, der hier in diesem Bereich sicherlich auch zu hinterfragen ist. Ein Großteil unserer Beschäftigten ist natürlich im Magistratsbereich, Sozialbereich tätig, um hier nur einige anzusprechen. 

Ein Thema ist der Dienstpostenplan, der hier wieder - und das darf ich gleich vorausschicken - keine Steigerung erfährt, im Gegenteil. Wir haben eine Reduzierung vorgelegt, aber wir können trotzdem, muss ich sagen, die uns gestellten Aufgaben bewältigen. Die Dienstleistungen brauchen im Gegensatz zum Bund nicht zurückgenommen werden, sondern wir können damit die Erfordernisse bei der Eröffnung von neuen Kindertagesheimen, von neuen Schulen und im Gesundheitsbereich durchaus bewältigen, aber auch bei der Frage der Dezentralisierung, wo natürlich dann auch erforderliches Personal notwendig ist erfüllen. 

Vielleicht einige Punkte dazu, damit Sie sehen, wo hier Änderungen vollzogen worden sind, vor allem wo ein zusätzlicher Bedarf ist. Der Bund, ich habe es schon kurz erwähnt, entledigt sich der Aufgaben, wir müssen sie als Stadt übernehmen. Beim Pass- und Fundwesen sind alleine 32 neue Dienstposten notwendig gewesen, bei der Passausstellung waren 4 Beschäftigte notwendig, aber auch bei den anderen Tätigkeitsbereichen, die neu dazu gekommen sind, haben wir natürlich für zusätzliche Personalpläne und -stellen Vorsorge treffen müssen. 

Es sei aber auch erwähnt, dass es auf der anderen Seite durchaus auch Einsparungen gegeben hat. Ich darf hier besonders positiv herausstreichen, dass im Magistratsdirektionsbereich selbst 36 Planstellen abgebaut worden sind. Aber auch in der Stadtbaudirektion hat es 22 Planstelleneinsparungen gegeben und natürlich auch viele Änderungen im Zusammenhang mit den vorgenommene Ausgliederungen selbst. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch besonders erwähnen, dass gewährleistet ist, das wir keinen einzigen Posten im Krankenanstaltenverbund einsparen werden, im Gegenteil, es soll hier der Personalstand  erhalten bleiben. VBgm Rieder hat ja schon darauf hingewiesen, dass wir im Gegenteil schauen werden, hier die erforderlichen Mitteln im Personalbereich des Krankenanstaltenverbunds und vor allem die versprochenen Maßnahmen im Pflegebereich budgetmäßig umzusetzen. Der Personalaufwand - ausgenommen die ausgegliederten Bereiche - jetzt speziell des Magistratsbereichs ist mit 1,7 Milliarden budgetiert. Das sind vom Gesamtbudget immerhin 18,3 Prozent. Wenn man davon noch die 550 Millionen für die Pensionsrückstellungen abzieht, dann sind das auch etwa 5,6 Prozent. Diese Summe ist ohne die Landeslehrer, weil das ja ein Durchlaufposten ist und wir vom Bund hier Ersatz bekommen. Allerdings – und das ist hier ja auch schon angesprochen worden - gibt es die Landeslehrer betreffend jetzt Probleme, weil doch überraschend sehr viele die Vorruhestandsmöglichkeiten oder Pensionsmöglichkeiten in Anspruch nehmen. Trotzdem kann das Budgetziel der Konsolidierung des Wiener Haushalts und die Wirtschaft- und Arbeitsmarkterfordernisse mit diesem Personalaufwand durchaus bewerkstelligt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Den Frauenanteil habe ich schon erwähnt. Speziell im Magistratsbereich sind ja mehr als zwei Drittel unserer Beschäftigten Frauen. Ich möchte hier schon darauf hinweisen - weil das heute einige Male angesprochen wurde -, dass wir im Bereich der Planstellen vor allem jetzt auch bei den Fragen der höheren Planstellen schon beachtliche Zuwächse haben. Ich möchte Ihnen jetzt nicht die einzelnen Entlohnungs- und Verwendungsgruppen aufzählen, wo es beachtliche Steigerungen bei den höherwertigen Posten, die mit Frauen besetzt wurden, gegeben hat, aber ich möchte Ihnen sehr wohl vom letzten Jahr oder von den letzten eineinhalb Jahren die Besetzungen von Führungspositionen, sprich Abteilungsleiterpositionen, sagen: Angefangen von der Leiterin der MA 2, der Leiterin der MA 22, der Leiterin der MA 20, auch der MA 62, Leiterin der Umweltanwaltschaft, Leiterin der MA 21 und nicht zuletzt in jüngster Zeit - heute schon erwähnt - auch Leiterin der MA 61, ebenfalls eine Frau. Ich glaube, die Frau Stadträtin ist bei Ausschreibungen und dementsprechend qualifizierten Frauen wirklich sehr bemüht, dass die Vorschläge sehr wohl für mehr Frauen sprechen und ich glaube auch, dass wir stolz darauf sein können, dass es hier in den letzten Jahren wirklich einen großen Erfolg gegeben hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Frau Kollegin Lakatha hat ja auch dieses Thema angesprochen. Wir als Sozialdemokraten, glaube ich, sind da wirklich sehr bemüht. Wenn ich aber in die Reihen der ÖVP schaue, dann würde ich dort empfehlen, auch einmal ein Frauenförderungsprogramm vorzuschlagen und vielleicht beim nächsten Parteitag dann auch umzusetzen, damit die Frauenquote innerhalb der ÖVP nur annähernd so hoch wird wie wir sie in unserer Sozialdemokratischen Fraktion haben. (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Johannes Prochaska: Drei! Drei! – GR Gerhard Pfeiffer. In der Praxis gehört das gemacht! In der Praxis!) 

Die Altersstruktur unserer Bediensteten - das darf ich nur ganz kurz erwähnen - hat sich in den letzten Jahren nicht wesentlich verändert. Das ist aber ganz klar, weil wir jetzt sehr wenige Aufnahmen vornehmen und wenn, dann nur dort, wo wir unbedingt Nachbesetzungen von Planstellen vornehmen müssen. Ansonsten sind wir in der Aufnahmepolitik sehr zurückhaltend. Ich möchte hier auch erwähnen, weil das unlängst angesprochen wurde, dass es in der Frage der Krankenstände sogenannte Gesprächen gibt, wo Kolleginnen und Kollegen von ihren Vorgesetzten in Gespräche gebeten werden, ihre Probleme im Zusammenhang mit den Krankenständen anzusprechen. 

Ein Thema, das mir besonders am Herzen liegt, sind die Behinderten und da ist heute auch zu Unrecht gesagt worden, dass wir hier zu wenig machen. Das mag schon in einzelnen Teilbetrieben unseres Hauses sein, aber zum Beispiel im Bereich der Magistratsdirektion darf ich sagen, dass wir das Behinderteneinstellungsgesetz voll erfüllt haben. Wir haben bitte einen Prozentsatz von 101,6 Prozent! 101,6 Prozent haben wir hier! Darauf können wir sehr stolz sein. Es ist aber zugegebenermaßen schwierig, hier bei den Verkehrsbetrieben oder zum Beispiel auch bei den Landeslehrern oder Hausbesorgern eine bessere Quote umzusetzen, weil einfach von den personellen Ressourcen aus die Möglichkeiten hier auch nicht allzu groß sind. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch auf die Ausführungen vom Dr Ulm eingehen, der hier wieder einmal auf vermeintliche Privilegien hingewiesen hat. Noch einmal in aller Deutlichkeit: Derzeit gilt das alte Bezügegesetz. Der ehemalige Bezirksvorsteher vom Alsergrund, Benke, ist aufgrund dieses Gesetzes in Pension gegangen und ich darf schon daran erinnern, Kollege Ulm und Kollege Fuchs, dass Sie einmal in die eigenen Reihen schauen sollten. Ihr habt hier in euren Reihen zwei Gemeinderatsmitglieder, die von den Mehrfacheinkommen her mehr als privilegiert sind und die Summe, die sie bekommen, ist auch bedeutend höher als die angesprochene von 12 000 EUR. Sie ist bei weitem größer! Also ich würde nicht ein Thema aufgreifen, muss ich sagen, das sowieso in absehbarer Zeit einer neuen gesetzlichen Regelung zugeführt werden soll. Da gibt es ja diesen Vierparteienantrag. Aber ich würde dann schon auch so fair sein, dass ich sage, in meinen eigenen Reihen habe ich auch Problemfälle, die ich hier auch erwähnen möchte. Also nicht immer auf andere zeigen, wenn man in seinen eigenen Reihen selbst auch zwei Mandatare hat, denen vom Gesetz her diese finanziellen Leistungen auch zustehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

In der Frage der Pragmatisierungen brauche ich nicht zu erwähnen, dass wir hier mehr als zurückhaltend sind und wirklich nur dort, wo es dienstrechtlich notwendig ist, speziell im Bereich der Hoheitsverwaltung, Pragmatisierungen vornehmen, sodass die Anzahl ziemlich gleich geblieben sind. 

Auf eines können wir schon stolz sein und das ist ein besonderes Anliegen unserer Frau Stadträtin und ist auch schon angesprochen worden, und zwar die Frage der Lehrlingsarbeitslosigkeit. Hier sind wir weit über unsere Erfordernisse in der Magistratsdirektion und in den einzelnen Betrieben unserer Stadt wirklich sehr bemüht, Lehrlinge unterzubringen. Wir haben hier, glaube ich, wirklich weit über die ursprünglichen Planstellen hinaus auch Lehrlinge aufgenommen. Als der ÖGB am Gewerkschaftstag die Aktion gestartet hat, dass sich die Betriebsräte und Personalvertreter bemühen sollen, in ihren Betrieben und Dienststellen Lehrlinge unterzubringen, hat die Frau Stadträtin sofort die Weisung rausgegeben, auch eine Überprüfung bei unseren Wiener Betrieben vorzunehmen. Es gibt Gespräche innerhalb der Stadtwerke, hier auch zusätzliche Lehrlinge unterzubringen. 

Betreffend Lehrlingsfonds. Mag Vana hat das hier angesprochen. Das Vorarlberger Modell hätten wir gerne. Die Adresse ist bitte die Wiener Kammer, die hier offensichtlich noch nicht so weit ist wie die Vorarlberger Kammer, wo es in einer Sozialpartnerschaft dieses Modell gibt. Man kann nur sagen, dass alle, die hier bereit sind, ihren Beitrag leisten zu wollen, sich in der Sozialpartnerschaft treffen und zusammen eine Lösung zu einem Wiener Lehrlingsfonds finden sollen. 

Im Übrigen darf ich sagen, dass wir von den Neuaufnahmen – und das waren immerhin 263 plus 10 Zusatz-aufnahmen - heuer wieder eine ganze Menge im gärtnerischen Bereich, nämlich 29, untergebracht haben. Es lernen immerhin 8 Mädchen Kraftfahrzeugmechanikerin, wir haben wieder 2 Tischlerinnen und wir haben 12 Uhr-macherinnen, also eine Palette von Berufszweigen, wo wir hier Angebote machen, denn es gibt in diesem Bereich wirklich noch genug interessierte Mädchen.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch ganz kurz darauf hinweisen, weil das Thema Sicherheit und überhaupt Planstellen im Bereich des Bundes angesprochen wurden: In meiner beruflichen Tätigkeit auch als Mitglied des Zentralausschusses Finanzen darf ich Ihnen sagen, dass es dort derzeit 320 Anträge von Finanzamtsbediensteten und Zollamtsbediensteten zwischen 55 und 60 gibt, die gerne in den Vorruhestand gehen würden und wo der Herr Minister, weil er sich hier in der Öffentlichkeit festgelegt hat, das ablehnt.

Ein Drittel wird vielleicht, wenn es geht, jetzt gehen können, die anderen Drittel werden höchstwahrscheinlich den Rechtsweg zum Verfassungsgerichtshof beschreiten und die Republik Österreich klagen, weil hier einfach Rechte, die ohnedies in der Europäischen Union rechtlich fixiert worden sind, nicht eingehalten werden. Also ich muss Ihnen sagen eine solche Personalpolitik, wie sie im Bund gemacht wird - immerhin bin ich 25 Jahre Personalvertreter -, würde ich mir in Wien nicht wünschen, weder vom Dienstrecht und vom Pensionsrecht noch vom Rausschmeißen, wie es manchen Bundesbediensteten in letzter Zeit leider selbst ergangen ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Frau Stadträtin, jetzt wären Sie an der Reihe. Ich frage Sie, ob Sie jetzt als Berichterstatterin sprechen wollen? 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!
Es wurde festgestellt, mein Ressort ist sehr groß und vielfältig. Ja, das stimmt. Und es ist sehr schwer, in relativ kurzer Zeit auf die verschiedenen Bereiche einzugehen. Auch mir wird es nicht gelingen, auf alle angesprochenen Fragen einzugehen. Ich werde mich bemühen, mich auf die wichtigsten zu konzentrieren. Dass dazu vor allem die Frauenpolitik gehört, wird Sie ja nicht überraschen. Ich möchte deswegen zu Beginn auf die beiden Kolleginnen der Oppositionsparteien Vana und Lakatha eingehen, die einige kritische Äußerungen ausgesprochen haben.

Ich glaube, wir alle wissen, dass das Budget der MA 57 nicht das Budget ist, das in dieser Stadt ausschließlich für Frauenpolitik zur Verfügung steht. Ich würde mich auch sehr dagegen verwehren. Wir haben das schon öfters diskutiert. Natürlich hat die MA 57 eine unglaublich wichtige Aufgabe, die der Lobbyarbeit für Frauen, die der Subvention und der Unterstützung und der Förderung, die der ganz besonderen Unterstützung von Pilotprojekten. Aber ich würde mich sehr dagegen verwehren, wenn Frauenpolitik in dieser Stadt auf das Frauenbüro der Stadt Wien reduziert werden würde, ganz im Gegenteil. Und das wissen Sie, liebe Kollegin Lakatha und liebe Kollegin Vana, auch ganz genau, dass wir in vielen anderen Bereichen, gerade im Sinne des Gender Mainstreamings, aber auch der Frauenförderung, die eine Aufgabe des Dienstgebers, der Dienstgeberin ist, sehr aktiv für und mit Frauen arbeiten.

Sie haben ja selber ein Beispiel genannt, indem Sie über den Wiener Arbeitnehmerinnenförderungsfonds gesprochen haben, der nun beileibe keine Unterabteilung der MA 57 ist, sondern das wichtige zentrale beispielhafte Instrument, das sich die Stadt geschaffen hat, um hier arbeitsmarktpolitisch Einfluss nehmen zu können. Und gerade dieser WAFF hat jetzt nicht neu begonnen, sich besonders um Frauen und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu bemühen, sondern diese Tätigkeiten sind eine Fortsetzung von dem, was seit vielen Jahren an frauenpolitischen Maßnahmen passiert. Wir mussten jetzt, weil auch in diesem Bereich die Bundespolitik in vielen Maßnahmen leider auslässt, zusätzlich in die Tasche greifen, um, wie in vielen anderen Bereichen, auch noch zusätzliche Mittel in die Hand zu nehmen. Aber natürlich ist diese Arbeit des WAFF, die ich wirklich ausdrücklich auch loben möchte, aus Sicht einer Frauenstadträtin eine Fortsetzung und Intensivierung dessen, was schon seit vielen Jahren passiert.

Und natürlich stimmt es: Auch in Wien kämpfen wir mit dem Problem, dass es nach wie vor Einkommensunterschiede zwischen Männer und Frauen gibt. Es sind zwar in Wien nur – nur unter ganz dicken Anführungszeichen – 25 Prozent, während es Österreich weit über 30 Prozent sind, und das ist kein Zufall, aber es sind trotzdem um 25 Prozent zuviel. Aber was sind denn die Ursachen, sehr geehrten Damen und Herren? Es sind zwei ganz zentrale Ursachen, weil Frauen leider noch immer in vielen Bereichen tätig sind, die weniger Einkommen haben und weil wir schon bei den Mädchen sehen, dass sie sich nach wie vor, wenn wir uns nur die Lehrlingsstatistiken anschauen, so über die Hälfte für drei sehr traditionelle Lehrberufe entscheiden, ehrenwerte Berufe, aber nicht die einkommensstärksten und nicht die zukunftsorientiertesten. Über 50 Prozent der Mädchen entscheiden sich nach wie vor für den Lehrberuf der Verkäuferin und des Bürohandelskaufmanns, in diesem Fall Bürohandelskauffrau oder dazu, den Beruf der Friseurin zu ergreifen.

Ja darum sind wir gerade in diesem Bereich so aktiv. Darum gibt es einen Wiener Töchtertag, den wir nächstes Jahr noch größer und noch mehr ausbauen werden, weil es eine einmalige Gelegenheit ist, hier Bewusstsein zu schaffen, und zwar sowohl bei den Unternehmungen als auch bei den Eltern. Darum haben wir ein Frauenbarometer in Auftrag gegeben, das genau analysiert, wie die Berufsentscheidungen bei Mädchen laufen. Und wir wissen, dass es nach wie vor überwiegend die Eltern sind, die den Einfluss auf die Entscheidung haben. Deswegen machen wir den Töchtertag der Unternehmungen, weil die beste Entscheidung eines Mädchens, das sagt, ich will Mechanikerin werden, nützt mir nichts, wenn die Firma sagt: Tut mir Leid, wir haben keine Duschen für Mädchen, wir nehmen die nicht.

Das heißt, wir brauchen die Unternehmungen, die mitmachen. Wir brauchen die Eltern, die mitmachen, weil das engagierteste Mädchen wird demotiviert, wenn die Eltern sagen: Nein das ist kein Job für ein Mädchen, da wirst ja schmutzig, und es von der Entscheidung abbringt. Und wir brauchen die Mädchen selber. Deswegen ist - und der Töchtertag ist ja nur ein Beispiel dafür - das eine unserer Initiativen, die wir setzen, um Mädchen in der Berufsentscheidung positiv zu beeinflussen und weil wir wissen, dass es einen entscheidenden Punkt in der Karriere von Frauen gibt, wo sie den Anschluss verlieren und wo die Einkommensunterschiede neben der Frage der Berufsentscheidung besonders begründet werden, die sogenannte Babypause. Das ist der Bereich wenn die Frauen, nachdem sie beim Kind zu Hause geblieben sind, den Wiedereinstieg nicht mehr schaffen oder in der Zeit, wo sie zu Hause sind, die männlichen, gleich qualifizierten Kollegen an ihnen vorbeiziehen. 

Deswegen kritisieren wir das Kindergeld und nicht, weil wir grundsätzlich dagegen sind, dass die Frauen Unterstützung bekommen. Nein, ganz bestimmt nicht. Wir kritisieren das Kindergeld, weil es genau diese Falle für die Frauen verstärkt hat, weil die Frauen über zweieinhalb Jahre ein Kindergeld bekommen und nur zwei Jahre Kündigungsschutz haben und weil es keine Wiedereinstiegshilfen gibt. Deswegen kritisieren wir es. Deswegen fordern wir eine radikale Verbesserung und deswegen springt auch hier Wien wieder ein, indem wir genau über den WAFF diese Wiedereinstiegshilfen anbieten, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Frauenarmut – ich bin froh, dass dieses Thema hier so ausführlich diskutiert wurde. Das ist ein großes Problem, das liegt uns allen am Herzen und die Zahlen, die hier von der Armutskonferenz genannt wurden, sind entsprechend im negativen Sinn beeindruckend, aber ich denke, die Zeit der Berichte ist bei diesem Thema wirklich vorüber. Wir kennen die Ursachen, die wurden genau genannt. 

Ich glaube, es war die Kollegin LUDWIG, die gesagt hat, es gibt von der Armutskonferenz die genauen Analysen, was hier die Problembereiche sind und die Antwort auf Armut insgesamt und auf Frauenarmut im Besonderen ist nicht eine einmalige, sondern muss ein Bündel von Maßnahmen sein. Aber ich finde es wichtig, dass wir zum Beispiel im Frauenarbeitskreis einmal darüber reden und uns im Einzelnen damit auseinandersetzen, weil das jetzt zu weit führen würde. Ich denke, dass wir gerade in Wien mit einem Maßnahmenbündel an den Punkten ansetzen, wo es notwendig ist, soweit wir als Land dazu die Möglichkeit haben. 

Gerade wir sind diejenigen, die das Thema Staatsbürgerschaft ernst nehmen, um nur einen der vier Punkte jetzt willkürlich herauszugreifen, und mit Projekten schauen, dass ausländische Frauen dieselben Chancen und Möglichkeiten haben, um hier armutsvermeidend zu sein. Aber ich bin gerne bereit, dass wir in der Frauenarbeitsgruppe, die sich ja, glaube ich, als ein sehr brauchbares Forum herausgestellt hat, an Dingen, wo wir ein gemeinsames Ziel haben, arbeiten und hier gemeinsam darüber diskutieren.

Dasselbe gilt auch für das ganze Thema des Gender Mainstreamings. Ich unterstütze gerne, dass wir diese Anträge im Sinne einer Zuweisung positiv behandeln und würde auch hier anregen, dass wir das in unserem Frauenarbeitskreis diskutieren. Dann wird sich vielleicht auch das nächste Mal das Gefeixe bei den Herren der Freiheitlichen Partei aufhören, denn ich hoffe, dass dann eine Kollegin an dieser Sitzung teilnehmen wird, damit endlich auch dort alle wissen, was Gender Mainstreaming ist und beim Thema Gender Budgeting zum Beispiel und bei einigen anderen Punkten... (GR Günther Barnet: Wir haben nicht gefeixt! Wir haben nicht gefeixt! Wir haben gefragt!) Darüber will ich mich mit Ihnen wirklich nicht auseinandersetzen. 

Tatsache ist, dass das ein wichtiger Punkt ist und ich hoffe, dass dann alle Parteien an dieser Frauenarbeitsgruppe auch teilnehmen und dass wir gemeinsam hier daran arbeiten, was wir tun können. Ich habe schon sehr konkrete Vorstellungen. Ich habe auch einen sehr konkreten Plan, wie ich Gender Mainstreaming in der Stadt neben den vielen Initiativen, die wir jetzt schon haben, auch noch strukturell verbessere, weil wir viele Einzelmaßnahmen haben. Aber mein Ziel ist es, sie zu einem Gesamtpaket zusammenzufassen und zu intensivieren. Ich habe da schon sehr konkrete Vorstellungen und ich setze mich darüber gerne auch noch mit allen in der Frauenarbeitsgruppe auseinander und vielleicht bringen wir gemeinsam noch zusätzliche Ideen auf die Beine und können sie umsetzen. Es gibt dazu eine sehr große Bereitschaft von meiner Seite.

Bei der nächsten Wortmeldung tue ich mir mit der sachlichen Auseinandersetzung ein bisschen schwerer. Die Märchenstunde Ulm war nämlich nicht durch sachliche Beiträge geprägt, wobei der Begriff "Märchenstunde" eigentlich falsch ist. Ich nehme ihn zurück, denn Märchen haben immer einen tieferen Sinn oder zumindest eine versteckte Botschaft, die ich aus dieser Wortmeldung nicht erkennen konnte. Die Informationen, die Herr Ulm mir gegeben hat, waren so wirr wie falsch. Weder gibt es einen Auflösungsbeschluss des Wiener Integrationsfonds noch ist die Zukunft der Arbeit ungewiss und sind die Mittel halbiert worden. Und ich kann mich sogar noch daran erinnern, dass ich in der Sitzung wortwörtlich, wie es die Kollegin LUDWIG schon angedeutet hat, dem Herrn Ulm erklärt und gesagt habe: „Ich sehe schon bei Ihnen die nächste Presseaussendung. Machen Sie es nicht, es ist falsch, wir haben es Ihnen gerade erklärt.“ Ich habe es dort gesagt! Hier stellt er sich her, behauptet es wider besseren Wissens und gibt falsche Informationen weiter! 

Also noch einmal: Weder sind die Mitteln zur Integrationsarbeit halbiert worden noch ist unklar, was aus den Projekten wird. Das gesamte Budget für die Projektförderung im Integrationsbereich ist vorgesehen und wird vom Subventionsausschuss vergeben. 

Zusammenfassend kann ich nur sagen: Es ist bekannt, dass Max Koch und ich nicht immer einer Meinung waren, aber vom Herrn Dr Ulm gelobt zu werden hat er sich auch nicht verdient! 

Ich sage, ich würde mir zu diesem Thema wirklich eine sachliche Auseinandersetzung wünschen und ich bin gerne dazu bereit. Das habe ich, glaube ich, vorhin bewiesen. Aber dieses Sammelsurium an Unwahrheiten, Falschinformationen und verzerrten Informationen ist nicht die Diskussion, wie ich sie mir vorstelle. Leider war das nicht nur bei der Integrationspolitik so, sondern auch in anderen Bereichen. 

Ich möchte sehr deutlich zurückweisen, dass hier der SPÖ und damit natürlich auch mir als sozialdemokratischer Stadträtin unterstellt wurde, Einflussnahme auf den UVS auszuüben. Das ist ein ungeheuerlicher Vorwurf! Ich kann es nur der späten Stunden und der Anstrengung der vorherigen Diskussion zuführen, dass hier kein Heulen der Empörung ist. Ich bin empört, ich weise das zurück und lasse mir so einen Vorwurf nicht gefallen! Ich kann es nur der Unsachlichkeit der Diskussion zuschreiben, dass wirklich wichtige Dinge, die sich beim UVS getan haben, in der Diskussion einfach ignoriert wurden, genauso wie das viele zusätzliche Personal, das wir aufgenommen haben, um die Arbeit des UVS zu ermöglichen und das mehrheitlich auch mit Oppositionsparteien gemeinsam beschlossene neue Disziplinarrecht. Auch hier sind sehr unsachliche Argumente gekommen. Den unabhängigen Disziplinarsenat als von Gemeindebediensteten majorisiert zu bezeichnen ist schlicht und einfach falsch. Es gibt hier, wie in einem Zwischenruf Kollege Schuster schon festgestellt hat, sehr wohl dadurch, dass es ein Dirimierungsrecht des Vorsitzenden gibt, auch eine mehrheitliche Entscheidungsmöglichkeit der unabhängigen Richter und es hätte fast nur mehr gefehlt, dass Sie uns auch noch versuchen einzureden, im Verwaltungsgerichtshof würden auch mehrheitlich Gemeindebedienstete sitzen! Das ist wirklich keine Diskussion, die zu so einem wichtigen Thema geeignet ist. 

Abschließend noch zur Personalpolitik. Ich verstehe schon, dass Herr Ulm nicht versteht, wie wir mit unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen umgehen, denn im Gegensatz zum Bund, der seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nur als möglichst schnell wegzurationalisierenden Kostenfaktor sieht, sehen wir unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen als Partner und Partnerinnen. Wir lösen die Probleme, die es natürlich auch bei uns gibt, das ist völlig klar, miteinander und Gewerkschaft und Personalvertretung werden nicht besser, aber auch nicht schlechter als alle anderen behandelt. Selbstverständlich - und dies nur als eine Randbemerkung - unterliegt auch Kollege Hundstorfer den Bezugskürzungen, die für alle anderen gelten. Ich gehe davon aus, Sie wissen das und ich hoffe, Sie sagen nicht noch einmal etwas Falsches in der Öffentlichkeit. 

Dass sich die ÖVP nicht vorstellen kann, wie wir mit unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen umgehen, kann ich mir schon gut erklären, denn Sie stehen ja für das System, das im Moment auf Bundesebene bei der Personalpolitik umgesetzt wird: Unliebsame Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu degradieren und zu versetzen, auch dann, wenn es gesetzeswidrig ist, wie wir mittlerweile von Entscheidungen wissen, Kritiker, sogar aus den eigenen Reihen, mutlos zu machen, Tausende, egal, ob der Betrieb nachher noch funktioniert oder nicht, in Frühpension zu schicken und was ich besonders schlimm finde, seitens des Innenministers Reformen zu missbrauchen, um brutale Machtpolitik umzusetzen. Das ist die Personalpolitik, für die die ÖVP steht! Wir sind ganz anderer Meinung. Wir machen eine ganz andere Politik und dazu bekenne ich mich! (Beifall bei der SPÖ.)
Gerade diese sogenannten Reformen des Innenministers sind besonders schädlich und schlecht. Wir haben es bei der Diskussion über die Sicherheitssituation in dieser Stadt gemerkt. Hier wird der Begriff Reformen für zwei Dinge missbraucht: Einerseits um das Ministerium und die Polizei dunkelschwarz einzufärben und andererseits um eine ganz primitive Sparpolitik und Kürzungen umzusetzen. 700 Dienstposten der Polizisten und Polizistinnen in Wien sind unbesetzt, allein bei der Sicherheitswache über 100! Fast 130 Dienstposten beim Kriminaldienst sind unbesetzt! Das sind 30 Prozent weniger als es noch vor wenigen Jahren waren. 

Wenn hier über das Thema „Sicherer Schulweg“ geredet wurde, wieso die Stadt das nicht bezahlt, so ist das ein typisches Beispiel dafür, wo der Bund sich aus der Verantwortung gestohlen hat und die Stadt schon die letzten Male eingesprungen ist. Der Bund hat sich vor der Verantwortung gedrückt und die Stadt hat sich im Interesse der Sicherheit der Kinder übernommen. 

Es ist so, dass hier gefordert wird, die Stadt Wien soll einspringen wenn der Bund unfähig und nicht in der Lage ist, für Sicherheit und Ordnung zu sorgen. Die Stadt muss einspringen, wenn die Bundesregierung das soziale Gefüge dieses Landes kaputt macht. Die Stadt soll einspringen, weil die Kulturmittel nicht mehr vorhanden sind, wie sie in einem Kulturstaat Österreich notwendig sind. Die Stadt muss einspringen, weil die Frauenpolitik des Bundes versagt und die Vereine nicht mehr unterstützt werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Da bleibt nur ein Schluss übrig: Wenn jemand irgendwo einspringt und sinnvoller Weise etwas übernimmt, dann ist es die Sozialdemokratie mit der Regierungsverantwortung, denn diese schwarz-blaue Regierung ist unfähig und schädlich für dieses Land, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Kollege Barnet hat über die Verwaltungsreform gesprochen. Ich hoffe - Sie machen ja immer auch eine sehr sachliche Auseinandersetzung -, Sie haben sich auch entsprechend vorbereitet und haben auch die große Untersuchung und die großen Studien gelesen, die es seitens der Stadt Wien gibt und die dieser Stadt ein sehr gutes Zeugnis ausstellen. Wenn hier gesagt wurde, es gibt sehr viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und die Dienstposten sind nicht radikal zurückgegangen, so ist das richtig. Es ist aber auch nicht unser politisches Ziel, möglichst viele Dienstposten abzubauen und die Leute hinauszuschmeißen. Unser Ziel ist, mit den vorhandenen Mitteln möglichst gut und effizient und sparsam zu arbeiten. Und da sage ich Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, das haben wir getan! 

Wir haben einen riesigen zusätzlichen Aufwand bei dem Thema „Kinderbetreuung“, das wir ausbauen. Wir haben Maßnahmen, die wir ausbauen, und um nur eine davon aus meinem Ressort zu nennen, den 24-Stunden-Frauennotruf, den es immer wieder und neu und ausgebaut gibt. Wir haben ohne zusätzliche Dienstposten das Meldewesen vom Bund übernommen. Wir haben das Passwesen vom Bund übernommen und wir haben das Fundwesen vom Bund übernommen und das alles ohne zusätzliches Personal mit den bestehenden Kollegen und Kolleginnen! (GR Günther Barnet: Der Harwanegg hat gesagt, 32 zusätzliche Dienstposten!) Dass das so gut gelungen ist, dazu kann ich nur einen einzigen Satz oder eigentlich nur ein einziges Wort sagen, nämlich „Danke“ an die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich gebe gerne zu, Kollege Barnet, dass es von Ihnen viele sachliche Beiträge gibt. Komischerweise verlassen Sie sie dann, wenn es um Integration und Zuwanderung oder - wie Sie immer sagen - Fremdenpolitik geht. (GR Günther Barnet: So steht es in der Bundesverwaltung! Asyl und Staatsbürgerschaft!) Ich würde Sie wirklich sehr ernsthaft bitten, wenn wir darüber diskutieren, dass wir die verschiedenen Bereiche sachlich auseinander halten. Flüchtlingspolitik, Asylpolitik - abgesehen davon, dass das nicht mein Ressort ist, aber wir können uns gerne darüber unterhalten - ist etwas völlig anderes als Integrationspolitik, als die Frage von Zuwanderung und die Frage von Staatsbürgerschaftsverleihungen. Wenn Sie das durcheinander bringen, dann glaube ich, dass das keine seriöse Diskussion ist. 

Wir können uns gerne, und das haben wir im Ausschuss auch schon öfters gemacht, über die Frage des Deutschlernens und der Sprachkurse auseinandersetzen. Aber ich glaube, ich kann es abkürzen. Es gibt den Weg des Bundes mit dem Zwang und der Verpflichtung, den Sie für gut halten. Wie viele sind es jetzt, die den Kurs gemacht haben? Ich glaube 50 oder 29? Man streitet darüber, auf jeden Fall sind es unter 50. Und es gibt unseren Weg und wir haben 25 000 Menschen und heuer werden es wieder einige Tausend mehr sein. Mehr, denke ich, ist zu diesem Thema nicht zu sagen. Das zeigt, welcher Weg funktioniert und welcher nicht!

Und wenn wir schon über Asylpolitik diskutieren, auch hier nur einen Satz: Wie gesagt, das ist nicht mein Ressort, aber es liegt mir am Herzen, so wie jedem meiner Fraktionskollegen und –kolleginnen, denn was sich heute in Österreich zum Thema „Asylpolitik“ abspielt, ist eine Schande, die jedem Menschen, wurscht welcher Fraktion er angehört, das Herz brechen sollte! Wenn es nämlich so weit ist, dass Mütter und Väter versuchen, ihre Babys bei Beratungseinrichtungen durch das Fenster hineinzureichen, damit wenigstens die Babys, wenn der Winter vor der Tür steht, etwas zum Essen haben und nicht in der Kälte draußen liegen müssen, dann ist das eine Schande! Ich geniere mich dafür, dass ich in so einem Land leben muss, wo so etwas passiert, und ich werde alles tun, auch wenn es nicht mein Ressort ist, um dagegen anzukämpfen! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. – GR Günther Barnet: Über das habe ich nicht gesprochen! Über das habe ich nicht gesprochen! Darüber habe ich nicht gesprochen!)  

Es ist nicht nur die Stadt Wien, die sagt, dieses neue Asylgesetz ist rechtswidrig. Das sagen die Menschenrechtsorganisationen, das sagt Amnesty International, das sagt das UNO-Hochkommissariat, das sagt die EU, dass es EU-widrig ist und viele andere Stellen! Lassen Sie mich noch einen Satz dazu sagen, weil auch die, die da so getan haben, ich glaube, sie haben sogar wortwörtlich gesagt, es können nicht alle Flüchtlinge nach Europa kommen... (GR Günther Barnet: Ja!) Sie hätten... (GR Günther Barnet: Ja, das kann ich unterschreiben!) Ja, ja, das können Sie gerne unterschreiben. Wenn mehrere Menschen von Ihnen die Chance genutzt hätten, den EU-Kommissar Vittorino bei der Metropolitkonferenz zu hören, was ein sehr beeindruckender... (GR Günther Barnet: Es war ja nicht bekannt!) Es sind Einladungen an alle Fraktionen gegangen, selbstverständlich, wir haben Ihnen sogar den kostenlosen Zugang ermöglicht. Sie sind informiert worden, das weiß ich ganz genau. 

Wenn Sie den Vittorino also gehört hätten, dann würden Sie wissen, dass von den 13 Millionen Flüchtlingen, die es weltweit gibt, 15 Prozent auf europäischem, auf EU-Gebiet sind und dass sich in den letzten 10 Jahren die sogenannte riesige Flüchtlingswelle, die nach Europa gekommen ist, halbiert hat. Das heißt, die Zahlen sprechen eine ganz andere Sprache (GR Günther Barnet: Sehr gut!) und die Zahlen, und das hat Vittorino auch gesagt, sprechen dagegen, dass wir immer wieder so tun, als ob diese größte Flut weltweit von Flüchtlingen in Europa landen würde. Die große Mehrheit spielt sich dort ab, wo es den Menschen eh schon schlecht geht, nämlich innerhalb der armen Länder. Das ist die Wahrheit und ich denke, mit diesen Fakten sollten wir arbeiten. (GR Günther Barnet: Es hat sich verzehnfacht! - Beifall bei der SPÖ.)  

Zum Abschluss in aller Kürze: Kollegin Vassilakou hat einige Vorschläge gemacht, mit denen ich mich jetzt aus Zeitgründen nicht mehr länger auseinandersetzen kann. Es stimmt, in der Frage der Gleichstellung sind noch nicht alle Dinge so, wie wir sie uns wünschen. Es stimmt, das Thema Ältere - es sind Senioren und Seniorinnen aus Migranten- und Migrantinnenkreisen - ist ein wichtiges Thema. Es stimmt nicht, dass wir nichts dafür tun. Ich habe zum Beispiel jetzt gerade im 5. Bezirk gemeinsam mit dem Vorsteher einen interkulturellen Pensionistenklub eröffnet. Aber da ist noch viel Arbeit vor uns. 

Gerade bei der MA 61 ist ein Reformprozess im Gange. Die Gründe, warum es dort im Moment so ein Gedränge gibt, wissen wir, aber der Reformprozess ist im Gange. 

Den Fonds für die Kosten der Staatsbürgerschaft - hier wiederhole ich mich - möchte ich deswegen nicht, weil ich denke, es geht nicht an, dass wir mit Wiener Steuergeldern Bundeskosten zahlen und schon gar nicht, dass wir ungerechtfertigte Zahlungen an jene Länder leisten, die von ihren Staatsbürgern für die Entlassung Geld verlangen. Das finde ich nicht gerechtfertigt, aber darüber haben wir schon öfters diskutiert.

Sehr geehrte Damen und Herren, wie immer hat sich in meinem Ressort die Diskussion auf wenige Bereiche konzentriert und da sind die anderen entweder nur am Rande oder gar nicht erwähnt worden. Aber das ist das Schicksal eines Ressorts, das zwei gesellschaftspolitisch so relevante Bereiche wie Integration und Frauenpolitik beinhaltet. 

Ich möchte aber doch die Gelegenheit nutzen und in wenigen Sätzen auf die anderen eingehen, denn nicht nur stärkt das Frauenbüro mit seiner Arbeit den...

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Stadträtin, ich unterbreche Sie ungern. Ich habe mich noch einmal erkundigt. Auch Sie sind der Redezeit von 20 Minuten unterworfen. Ich muss Sie erinnern, dass Sie zu Ende kommen.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner (fortsetzend): Ja, ich komme zu Ende. Nicht nur, dass der Wiener Integrationsfonds und die Integrations- und Diversitätsgruppen, die Fremdenrechtsabteilung und die Staatsbürgerschaft mit den Zuwanderern in der Integration arbeiten, nicht nur, dass die Personalabteilung eine Vielfalt von Gesetzen erlässt, sondern sie erledigt auch mit einer Selbstverständlichkeit die Personalverwaltung, den Bezug und die Bezahlung. Die Feuerwehr sorgt für die Sicherheit. Das Marktamt und die Lebensmitteluntersuchungsanstalt kümmern sich um die Nahversorgung und die Lebensmittelqualität. Das Veterinäramt kümmert sich um die, die keine eigene Stimme haben, unsere vierbeinigen Freunde. Die Standesämter kümmern sich in menschlicher und bürgernaher Art und Weise um die schönsten und um die traurigsten Zeiten im Leben der Menschen. Die MA 63 ist ein moderner, serviceorientierter Partner der Wirtschaft ohne die Interessen der Arbeitnehmer zu vernachlässigen. Ein letztes Beispiel dafür ist die konsensmäßige Änderung der Ladenöffnungszeiten. Die MA 54 sorgt dafür, dass alle anderen überhaupt die Mitteln zum Arbeiten haben und die MA 62 sorgt dafür, dass wir alle hier sitzen können, indem sie für einen reibungslosen Ablauf demokratischer Wahlen sorgt.

Damit das auch in Zukunft so sein kann bitte ich Sie, unseren Vorschlägen zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Also eigentlich wäre es Hauptzweck der heutigen Rede gewesen oder soll es sein, über die Budgetansätze zu sprechen, was ich sicher auch machen werde. Auf der anderen Seite wäre es natürlich auch sehr reizvoll zu sagen, Halbzeit der sozialdemokratischen Alleinregierung in Wien. Und der dritte Punkt ist, die Spatzen und Spätzinnen pfeifen es ja vom Dach: Es wird eine Regierungsumbildung geben, und zwar im Frühjahr. Also nutze ich die Zeit, um die Ära der Frau StRin Kossina, die sich ja in den Medien durchaus immer auf dem Ticket des Wechsels befindet, einmal zu charakterisieren.

Punkt 1. Also Ära ist es ja keine, weil dafür ist es ja zu kurz gewesen, es sind ja eigentlich nur zweieinhalb Jahre. Aber wenn man sich das anschaut, was da so passiert ist, dann gibt es eigentlich zwei Begriffe, mit denen man die Ära der Frau Stadträtin bezeichnen kann und die passen durchaus. Der eine ist Machtlosigkeit, weil noch nie der Umweltteil der Stadt Wien so wenig mit Aufmerksamkeit einer Stadtregierung bedacht war wie jetzt. Zweitens war auch das Budget noch nie so gekürzt worden wie bei Beginn ihrer Ära, das muss man schon sagen: Neun Prozent seinerzeit, gleiches Niveau im vorjährigen Budget und jetzt ist es ein bisschen mehr geworden. Wenn man sich anschaut, welche Geschäftsgruppen es sind, so sind das im Grund genommen die Abteilungen 30 und 31 und da kommt zu einem beträchtlichen Teil das Geld auch vom Bund, weil da wichtige Dinge in der Siedlungswasserwirtschaft gemacht werden müssen. Aber dazu ein bisschen später. 

Die zweite Eigenschaft, die diese Ära charakterisieren soll, ist: Alles, was mit Naturschutz und auch ein bisschen mit wissenschaftlicher Vorarbeit in Richtung MA 22, vielleicht aber auch in diesem Teil zu tun hat und Müllvermeidung, da passt das Wort Ignoranz oder Nicht-anschauen-wollen besonders gut dazu. 

Also noch einmal: Wir haben es hier mit dem Ende einer kleinen Periode zu tun und ich hoffe, dass die Nachfolgerin - und ich glaube, es wird eine Nachfolgerin sein - da einfach weitaus besser mit unseren Umweltagenden in Wien umgehen kann. Früher nach dem Kollegen Svihalek hat es geheißen, nichts Besseres kommt nach. Machen Sie sich Ihren Reim darauf. 

Jetzt einmal zu all den Dingen, die da budgetär auf uns zukommen. Wenn man sich die einzelnen Abteilungen anschaut, dann bekommt die MA 22 ein bisschen mehr Geld, 0,8 Millionen, das ist nicht die Welt und die Klimaschutzkoordination hat gleich wenig Geld wie im Vorjahr budgetiert und muss damit auskommen. 

Bei der MA 45 wird es schon interessanter. Die MA 45 ist ja geteilt, wie Sie vielleicht wissen, in den Teil Altlasten und Wasserbau. Da kann man durchaus sagen, dass die MA 45 immer schon ein Stiefkind der Frau Stadträtin war. Das hat sich nicht geändert. Bei den Altlasten gibt es ein Minus von 7,8 Millionen EUR und auch der Wasserbau muss mit einem Minus von 0,2 Millionen auskommen, in Summe also kein wirklich hervorragendes Bild, wobei man doch weiß, dass die Altlasten in Wien eine Zeit lang durchaus wichtig waren. Im Moment gibt es noch genug zu tun, aber es sollen da um 7,8 Millionen EUR weniger ausgegeben werden.

Kommen wir zur nächsten großen Gruppe und zwar die MA 48. Der kleine Teil, die WC-Anlagen, bleibt gleich wenig. Wahrscheinlich gehen die Wiener weniger aufs Klo, das kann schon sein. Mit 0,09 Millionen EUR wird man auskommen. Aber der interessantere Teil ist... (GR Heinz Hufnagl: Vielleicht ist es Bezirkskompetenz?) Ich weiß, dass das Bezirkskompetenz ist, das ist schon richtig, ja. Aber wenn man sich die Klos in Wien anschaut, dann denke ich mir, es wäre schön, wenn die Bezirke da für die Bezirkskompetenz mehr Geld hätten und als Klubobmann vom neunten Bezirk weiß ich von früher, dass es Bezirkskompetenz ist, keine Sorge. 

Aber ich komme schon auf etwas anderes zu und zwar auf die Straßenreinigung. Die wird aufgebessert, 2,1 Millionen plus, wunderbar und wir werden sehen, ob die neuen Salzstreuverordnungen oder überhaupt die Streumittelverordnung, wie sie so schön heißt, durchgreifen kann und ob es dann in Wien wirklich weniger staubt oder ob in Wirklichkeit einfach nur mehr Kochsalz den Kanal belasten wird. Wir werden sehen.

Dazu noch das Liebkind der Frau Stadträtin, die Müllabfuhr oder Müllbeseitigung, wie es so schön heißt. Da ist eine interessante Entwicklung: Die Einnahmen steigen um 2,6 Millionen EUR, die Ausgaben sinken um 2,7 Millionen EUR. Offensichtlich versucht die Frau Stadträtin das so zu sehen, dass die MA 48 Müllbeseitigung positiv bilanziert. Das scheint ihr gelungen zu sein, wenn man das so will. Aber noch einmal, wie gesagt, uns wäre es durchaus Recht gewesen, wenn man da mehr investiert hätte. Aber keine Sorge, es wird nicht mehr investiert werden, weil ja in Simmering eine neue Müllverbrennungsanlage mit dem tollen Namen MVA Pfaffenau kommen soll. Aber das ist ja ein anderes Thema, dazu später.

Die MA 49 Landwirtschaft, ein Plus von 1,4, der Forst von 1,6, da ist einiges weiter gegangen und last but not least die MA 42, die sollte ich nicht vergessen. Sie budgetiert mehr oder weniger gleich wie im Vorjahr.

Wenn man sich das also anschaut: Was ist bei dem Budget da so besonders Neues passiert? Die Beamten haben brav und toll vorgearbeitet, aber so Richtungsweisendes passiert nicht. Ist es so, dass jetzt die Wienerwaldbäche alle renaturiert werden? Nein, die werden nicht alle renaturiert, da ist Sparsamkeit angesagt. (GR Paul Zimmermann: Step by step!) Step by step, in welche Richtung? Nach vor oder zurück oder auf die Seite? (GR Paul Zimmermann: Nach vor! Nach vor natürlich!) Sicherer wäre ein Sidestep. Sidestep heißt in Wirklichkeit, keine Sorge, Sidestep heißt ja – die Frau Stadträtin hat ja seinerzeit gesagt, bei dem Abbruch des Wientalprojekts hat es ja geheißen: Ich brauche noch gute Projekte nach 2005. Das wird sich leider nicht mehr ausgehen, das wird jemand anderer machen. Das macht überhaupt nichts, das ist schon in Ordnung. 

Der nächste Punkt: Man hat in Wirklichkeit seinerzeit sogar eine Probeüberschwemmung gemacht, aber wurscht. In Wirklichkeit haben wir ja gleich dabei Wiental, Stadtpark, großes Kanalprojekt, 100 Baumfällungen waren da im Gespräch. Dann ein wunderschönes Foto mit der Frau Stadträtin und zwei netten Herren, einer heißt Heiligenbrunner, der andere Lötsch und schon war es mit den Baumfällungen vorbei. Ein bisserl hat man für das Projekt mehr bezahlen müssen und ganz typisch: Zuerst überlegen, dann handeln, nicht zuerst handeln und dann überlegen, weil man da eventuell in Schwierigkeiten kommen kann, denn in der „KronenZeitung“ ist damals schon gestanden, dass die Stadträtin zurücktreten muss, wenn da 100 Bäume gefällt werden. Aber es ist nicht passiert.

Dann gibt es einen wunderschönen Artikel in einer Bezirkszeitung, den muss ich mir jetzt noch geschwind suchen, weil die PR-Maschine ja immer bestens ge-laufen ist. Da steht: „Stadtpark-Kanalprojekt sichert 400 Jobs.“ Klingt gut. Ein bisschen weiter unten steht: „Übrigens, auch vom großen Baumfällen kann nicht mehr die Rede sein.“ Die Frage ist nur, wer vom großen Baumfällen geredet hat? Die GRÜNEN sicher nicht, sondern die Frau Stadträtin! Dann geht es weiter: „Von den über 1 500 Bäumen im Stadtpark müssen lediglich 9 entfernt werden, weitere 13 Bäume werden verpflanzt“. Und dann kommt ein Standardsatz aus dem Büro Kossina, der heißt: „Dazu kommt noch, dass es sich hierbei um Bäume handelt, die in den nächsten Jahren ohnehin auf Grund ihres Zustandes“  - normalerweise heißt es, die physiologische Altersgrenze erreicht, aber so heißt der Standardsatz - „hätten entfernt werden müssen.“ Das Gleiche ist übrigens auch in der UVP Pfaffenau. Da geht es um 217 Bäume von 240  Bäumen, die zufälligerweise alle die Altersgrenze erreicht haben. Es geht sich immer so aus, kaum eine Garage, schon sind die Bäume krank und gleich kommt die Motorsäge! Auf Anfrage eines bekannten Journalisten hat dann das Büro Kossina gesagt: Ja es hat so große Trockenschäden gegeben! Heißt das, dass man jetzt nach diesem trockenen Sommer den ganzen Wienerwald roden wird müssen? Hoffentlich nicht! Also ich glaube eher nicht. Soviel zum Projekt und zur Weitsicht bei dem Kanalprojekt der MA 30. 

Die PR-Maschine ist super gelaufen und eine weitere interessante Sache ist: „Der Flusskrebszwack markiert neues Trennsystem für Abwässer.“ Dann gibt es unten ein Bild, wo der Leiter der MA 30 und die Frau Stadträtin so einen roten Krebs in den Asphalt hinein bohren. Da steht dann, und das finde ich auch toll: „Kossina und Kadrnoska verpassten dem ersten Flusskrebskanaldeckel“ - ich meine, das ist ein Wort, das klingt so wie Donaudampfschifffahrtsgesellschaftskapitän – „an der Liesing seine Plakette. Zwack ist zufrieden.“ Ich habe ihn nicht gefragt, aber wahrscheinlich. Also wie gesagt, der Flusskrebs, wobei die Frage ist, welcher es ist, der europäische oder amerikanische, also der Flusskrebs ist auch zufrieden.

Damit zu einem guten Projekt der MA 45 und zwar zur Liesing-Renaturierung. Da geht wirklich einiges voran, da muss man Lob zollen, damit es nicht nur heißt, die GRÜNEN stänkern immer nur und sprechen böse. (GR Paul Zimmermann: Aber das sagt doch kein Mensch!) Na genau, gerade du Pauli eben nicht. (GR Paul Zimmermann: Aber natürlich!)

Gehen wir ein bisserl weiter im Diskurs, wenn man so will, gehen wir gleich weiter zu einer anderen bekannten Magistratsabteilung und zwar zur Magistratsabteilung 31. Da wird ja wirklich Großes geleistet. Der Magistratsabteilung 31, wenn man will den Wiener Wasserwerken, gelingt das beste Wasser einer Stadt in Europa und wahrscheinlich auf der ganzen Welt, die bringen das Wasser wirklich bis fast zu meinem Wasserhahn und zwar in optimalster Qualität. Bitte immer die dritte Steigerungsstufe zu verwenden, denn die Stadtregierung verwendet sie immer dann, wenn es um die Umwelt geht: Umweltmusterstadt oder Superumweltmusterstadt oder die superste Umweltmusterstadt oder „Nur Vancouver ist besser“. Seltsamerweise ist der ökologische Fußabdruck von London besser als von Wien. Da muss man noch ein bisserl daran arbeiten, aber das macht nichts.

Noch einmal zum Wasser zurück: Beim Wasser ist es so, dass die letzen Meter durch Bleirohre vergiftet werden. Wie war die klassische Reaktion der Stadt auf unsere Untersuchungen? Mittlerweile haben sich ja tausend Menschen an uns gewandt. Wie war die erste Geschichte? „Maresch macht Panikmache“, ist eh klar. Da braucht man nur mehr auf den Knopf drücken und automatisch kommt der Satz: „Die GRÜNEN machen Panikmache, es ist alles nicht so, das Wasser ist eh super“. Leider Gottes nicht, weil sogar der Umweltminister jetzt in einer Untersuchung mit den Seibersdorfern herausgefunden hat, dass das Wasser in Wien gar nicht super ist und zwar vor allem dort, wo es am letzten Meter durch Bleirohre und auch durch die vernickelten Wasserhähne kommt. Wie wir gesagt haben, man muss dafür Einzelfördermaßnahmen treffen, da hat es geheißen: Gibt es eh schon. Das Büro Faymann hat versprochen uns zu erklären, wie das wirklich mit den Einzelmaßnahmen ist und da warten wir heute noch. Macht nichts, wir sind geduldig, wir bekommen es bald einmal, spätestens nach dem heutigen Gemeinderat (GR Paul Zimmermann: Ich habe dir das schon einmal erklärt!) kommt es sicher. Ich weiß, ich habe mich nicht geirrt, es heißt nicht Blei, sondern es heißt Blei oder Ble-i. Ich weiß eh, macht nichts.

Jetzt noch einmal zurück zum Blei. Faktisch war es so, dass ich das im Umweltausschuss zur Sprache gebracht habe. Da hat die Frau Stadträtin gesagt: „Nein, geht mich nichts an, das ist der StR Faymann.“ Okay! Dass die Presseaussendung von beiden gemacht wurde, das war wahrscheinlich ein Zufall. Aber Faktum ist, StR Faymann ist zuständig dafür, die Frau Stadträtin hat sich dafür nicht zuständig erklärt. 

Da kommen wir schon zum nächsten wichtigen Punkt und da mache ich jetzt noch ein bisschen weiter. Aber wie gesagt, nach der letzten Meile in Blei geht es jetzt um Meilen, und zwar um den Verkehr. Im hervorragenden Wiener Umweltbericht - und der ist wirklich hervorragend, das muss man durchaus loben - gibt es einen Abschnitt über Luftgüte und da steht drinnen: „Als Hauptverursacher für die Stickstoffdioxidimmission gilt der Verkehr. Rund zwei Drittel bis drei Viertel sind darauf zurückzuführen.“ 

Auf Anfrage sagt die Frau Stadträtin: „Das stimmt. Der Verkehr ressortiert woanders, aber man könnte es durchaus einmal sagen, dass der Verkehr eigentlich Schuld ist.“ Aber nein, die MA 22 bemüht sich, Aktionspläne zu erstellen. Ich meine, sie werden hoffentlich bald kommen, im Moment sind sie noch nicht heraußen. Der Vorarlberger Aktionsplan lässt mich Böses ahnen und zwar heißt es da in Vorarlberg, und ich hoffe nicht im Wiener: „Bitte keine Grillfeuer im Sommer.“ Was heißt das? Dass die Wiener und Wienerinnen keine Grillfeuer machen sollen und dann haben wir das Ozonproblem im Sommer erledigt? Na das glaubt ja doch nicht wirklich wer!

Wie hat es ausgeschaut? Die zweite Verteidigungslinie war: Ja die neuen EU-Richtlinien, die machen das so schwierig und da ist dann schon wieder die Hetzkampagne im Gange. Wie gesagt noch einmal: Die Informationsschwelle ist 36mal überschritten worden und die Alarmschwelle 2mal. Ja und, was ist passiert? Nichts. Derselbe Pressetext, automatisch herunter zu drucken. (GR Paul Zimmermann: Wenn man jetzt die Schwelle runtersetzt, dann ist der Anreiz dann natürlich größer!) Du hast natürlich Recht, Paul, aber lass’ dir etwas sagen: Man könnte das Problem ganz anders angehen. Man könnte zum Beispiel überlegen, wieso das so ist? Und wenn man es dann hat, lieber Paul, dann könnte man ja hergehen und Maßnahmen ergreifen, wie zum Beispiel mit den Öffis gratis fahren. Da haben wir einen Antrag gestellt. Da hat es geheißen: Wo kommen wir denn da hin? Was sagen denn die Leute, die schon die Fahrscheine in Form von einer Netzkarte bezahlt haben? (GR Paul Zimmermann: Das wäre das wenigste!) Mich stört das nicht, ich habe eine Netzkarte. (GR Paul Zimmermann: Ich habe auch eine Netzkarte!) Ja genau, uns zwei stört das nicht. Na immerhin wen. Gut.

Nächster Punkt, man könnte zum Beispiel Verkehrsvermeidungsmaßnahmen treffen. Das steht zumindest im neuen Verkehrskonzept drinnen. Aber man wird sehen. Im nächsten Sommer werden wir ja sehen. Die Frau Stadträtin hat ja nach dem verregneten Sommer davor gesagt: „Wir haben das Ozonproblem im Griff.“ Das hat man heuer im Sommer gesehen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Was hat sie im Griff gehabt? (GR Günter Kenesei: Das war ja ein Jahrhundertsommer!) Heiße Luft. Okay. Schauen wir weiter. 

Also wie gesagt, keine Äußerung zu dem Thema Verkehr, weil das eine andere Baustelle ist und da darf man nicht dreinreden, deswegen Tauchstation. 

Übrigens eine interessante Meldung war, wenn man sich alle Ordner zur Unveträglichkeitserklärung der Müllverbrennungsanlage in Pfaffenau durchschaut. Pfaffenau, das ist ein guter PR-Gang, damit alle Leute glauben, das ist in Niederösterreich, weil es Pfaffenau in Wien angeblich nicht gibt. Das ist eine Minigasse mit, glaube ich, einer Hausnummer, das ist die MVA, aber wurscht. Also noch einmal, da steht drinnen, man kann gegen das Ozon überhaupt nichts machen, weil das überall so ist. Das ist ja eine super Geschichte. Es ist egal, die Luft ist schlecht, aber sie ist überall schlecht, also machen wir nichts. Und genau das ist vorzuwerfen und zwar jetzt nicht der MA 22, sondern der Politik. Da sind Maßnahmen notwendig, aber die gibt es nicht. Sie sind nicht einmal angedacht. Auch der Aktionsplan wird nichts helfen, sondern man muss in Wirklichkeit die Vorläufersubstanzen angehen. Das schreiben auch die EU-Gesetze und die österreichischen Gesetze vor. Aber da ist es so, dass alle Bundesländer nichts machen und die Stadt Wien reiht sich einfach ein: Machen wir auch nichts, wurscht. Machen wir das, was die anderen machen. Nichts. Das ist am Besten.

So, jetzt zum Ozon und zur besten Luft. Zuerst haben wir den besten Kanal gehabt, dann haben wir das beste Trinkwasser gehabt, jetzt haben wir die beste Luft. Jetzt schauen wir uns einmal an, wie das mit der Landwirtschaft ist. Da ist es natürlich jetzt ganz ohne Ironie so, dass die MA 49 Hervorragendes leistet, in der Landwirtschaft aber auch beim Forst. Ein bisschen ein Problem haben sie mit der Politik, weil die eine Vorgabe gemacht hat und zwar, wenn ich mich nicht täusche, bei den 100 Punkten, die ja abzuarbeiten sind. 100 Punkte, für alle noch einmal, das ist das SPÖ-Programm und da ist irgendwie drinnen gestanden, die SPÖ treibt die Umstellung der Wiener Landwirtschaft - und damit ist alles gemeint - auf ökologischen Landbau voran, Biolandbau heißt es halt. (GR Paul Zimmermann: Naja!) Nicht red’ mir drein, Pauli, du kommst noch dran und ich red’ dir dann auch nicht drein. Gleich, lass’ dir das nur sagen. 

Bei der Umstellung auf den ökologischen Landbau waren wir schwer erfolgreich. Wien ist das Bundesland mit der niedrigsten Zahl von ökologisch wirtschaftlichen Betrieben in ganz Österreich. Wenn man die MA 49-Flächen wegrechnet sind die Flächen mickrig. Pipelig ist das, was in Wien passiert. Aber das Thema werden wir sowieso behandeln, weil es ja demnächst im Landtag - du wirst ja auch reden, nehme ich einmal an (GR Paul Zimmermann: Ja natürlich!) - um den Bericht der Landwirtschaftskammer geht, also um alles, wenn man so will - am Land heißt das Bauernbericht - und den werden wir uns anhören, wie der ist. Da sind ja nette Dinge über die SPÖ drinnen. Hauptsache der Bürgermeister und die Frau Stadträtin finden das gut, dass hinten die Bauern lamentieren, dass der Strom und das Gas und die Fernwärme so teuer sind. Ja, super, das ist eh gut. Ihr habt ihn wahrscheinlich nicht gelesen, macht aber nichts, ich hab’ ihn aber gelesen. Du musst ihn wahrscheinlich noch lesen. (GR Paul Zimmermann: Ich kenne ihn!) Gut, also noch einmal zurück. 

Der Biolandbau ist in Wien am geringsten. Und dann möchte ich einmal eine Initiative der Stadtregierung oder der Frau Stadträtin oder der Nachfolgerin erleben, die darauf aus ist, dass Körperschaften, in dem Fall die MA 49, genau dieselben Förderungen bekommen wie alle anderen. Das ist nicht der Fall. Also noch einmal Hut ab vor der MA 49, die trotzdem gut wirtschaftet, obwohl sie bei weitem weniger Förderungen bekommt als alle anderen. 

Eine Kleinigkeit an Kritik gibt es allerdings schon, und zwar - sie kommt schon, ich habe jetzt MA 49 so gelobt, jetzt darf ich schon ein bissel auch was sagen – der Biosphärenpark. Da habt ihr beständig, liebe Sozialdemokratie, den GRÜNEN vorgehalten, wir wollen eigentlich, dass der ganze Wienerwald zum Nationalpark wird. Ja die GRÜNEN wollen überall einen Nationalpark, sogar auf der Autobahn. Na so ein Blödsinn! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Auf der Autobahn wollt ihr vielleicht einen Nationalpark haben, unten drunter. Aber wir wollten das nicht, sondern wir wollten eine andere Form und stattdessen habt ihr durchaus den Biosphärenpark gewünscht und jetzt habt ihr den Biosphärenpark bekommen und was passiert? Genau nichts. Diese Biosphärenparkgeschichte so wie sie jetzt im Moment läuft - wenn die in Niederösterreich so langsam die Grundstücke ablösen wie bisher, na da ist mein Bub schon in Pension, wenn es so weit ist! (GR Heinz Hufnagl: Und beim Nationalpark ging das rasend schneller?) Das ist ein langfristiges Projekt, nennt man das. Ganz langfristig. Die Banken... (GR Heinz Hufnagl: Beim Nationalpark ging das schneller?) Nein, das glaube ich nicht. Aber das war ja nicht unsere Idee. Aber eure Idee war der Biosphärenpark und jetzt habt ihr eine lange Bank ausgemacht, die reicht von da bis New York. Na, da müsst ihr euch aber langsam vorarbeiten, das ist eine lange Bank. Aber wir gehen gleich weiter.

Nichtsdestotrotz die Zeit schreitet voran und ich wollte nicht so lange reden, weil es heute sonst so lange dauert. Ich hätte gerne noch eine Kleinigkeit besprochen und zwar: Klimaschutz ist uns allen ja ein wichtiges Anliegen und die Stadt Wien hat ja auch versprochen, sie wird da massiv investieren so wie die Republik. 13 Prozent hat die Republik bisher reduziert. Mittlerweile müssten wir schon 23 Prozent des CO2-Ausstoßes reduzieren. Beim Verkehr sind wir ja Weltmeister. Er hat ja meines Wissens - so sagt es das Verkehrskonzept – um 29 Prozent zugenommen samt dem CO2-Ausstoß. Jetzt muss man sich vorstellen, es gibt eine WHO-Studie, die sagt, dass jährlich 2 400 Österreicher und Österreicherinnen an den Folgen von Dieselruß sterben. Was hat das für Wien für Folgen? Natürlich, man kann das herunterbrechen. Die WienerInnen sind, glaube ich, wenn ich mich nicht täusche, ungefähr ein Sechstel, nein ein Fünftel aller ÖsterreicherInnen. Bei fast 2 400 Toten in Österreich kann man sich ausrechnen, wie viel der Dieselruß in Wien verursacht. Wahrscheinlich noch mehr, weil bei uns mehr Verkehr ist, verursacht vor allem durch PM 2,5. Das sind so mikrogroße Teilchen, die bis in die Lungenalveolen vordringen und dort unter anderem Krebs verursachen, seltsamerweise auch Leberkrebs und zwar gar nicht so selten in Österreich. Das heißt, wir haben diesen Dieselruß, wir haben die Ozonbelastung, wir haben alle möglichen Vorläufersubstanzen und wie wird darauf reagiert? Gar nicht. Und da denke ich mir, sowohl beim Klimaschutz als auch bei diesen zwei anderen Dingen würde ich mir wirklich wünschen, dass eine zukünftige Umweltstadträtin - und ich glaube, es wird eine sein - da massivst voranschreitet und nicht einfach Sidesteps oder Backsteps oder Backlashes oder sonstwas betreibt. 

Jetzt noch ganz zum Schluss: Ich würde mir wünschen, dass nach dieser kurzen Ära eine lange Ära des Wissens kommt und ich werde schauen, wie das aussieht. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Beim Vergleich der Zahlen für das Umweltbudget der Stadt Wien in den Voranschlägen der Jahre 2003 sowie 2004 fällt einem vor allem eines auf: Die Zahlen haben sich kaum verändert. Das mag für uns Mandatare einen Vorteil haben, dass wir beim heurigen Budget nicht lange herumrechnen mussten, aber für die Umweltpolitik dieser Stadt zeigt dieses Budget, dass das Umweltressort stagniert und dass auch 2004 keine innovativen, für die Umweltsanierung dieser Stadt vorantreibenden Projekte zu erwarten sein werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das finde nicht nur ich traurig, denn wir alle wissen, die Müllberge in dieser Stadt wachsen weiter, von den Luftreinhaltezielen sind wir meilenwert entfernt und immerhin sind 900 000 Wiener vom Lärm in ihrer Lebensqualität stark beeinträchtigt. 

Gerade Sie, Frau Stadträtin, haben ja zu Beginn Ihrer Amtszeit in Aussicht gestellt, dies dramatisch ändern zu wollen. Aber mit diesen Budgetzahlen, Frau Stadträtin, werden wir auch 2004 weder das Klimaschutzziel erreichen, noch die Wachstumsraten beim Hausmüll stoppen können und wir werden auch die Zahl der lärmgeplagten Bürger in dieser Stadt nicht reduzieren können. 

Wenn man Ihre Budgetzahlen wörtlich nimmt, dann wird es genauso wie in den letzten zweieinhalb Jahren Ihrer Amtszeit für die wirklich gravierenden Umweltprobleme dieser Stadt keinerlei Lösung geben. (Beifall bei der ÖVP.) Und das, gerade das ist für die Zukunft Wiens sehr negativ, denn aus einer Stadt, die ihren Bürgern nicht mehr die gewünschte Lebensqualität bieten kann, werden die Bürger auswandern. Viele Wienerinnen und Wiener sind gerade in der letzten Zeit in das Umland von Wien ausgewandert, weil Wien ihnen nicht mehr diese Lebensqualität bieten kann, die sie sich erwarten. Die Konsequenz dieser Absiedlung ist eine Verödung bestimmter Stadtteile, die man bereits beobachten kann, ein Kaufkraftverlust und vor allem auch ein Steuerabfluss, der die Wirtschaft und die Verwaltung dieser Stadt gleichermaßen schwächt. 

Keiner kann diesen Zusammenhang zwischen dem Wunsch nach Lebensqualität und Wohnplatzwahl leugnen. Nur Sie in der Stadtregierung, Sie wollen diesen Zusammenhang nicht erkennen und verzichten daher auf eine offensichtliche Umweltpolitik in dieser Stadt, die eine entsprechende Lebensqualität sicherstellen würde, etwa durch den vermehrten Ausbau von Grünräumen. 

Wir haben ein genaues Konzept unter anderem wegen dieser Verschmutzung der Gehsteige vorgelegt. Wir werden im Landtag beim Tierschutzgesetz noch darauf zu sprechen kommen. Hier muss etwas geschehen. Gerade mein Kollege Dr Ulm hat ein Modell über eine Stadtpolizei vorgelegt, die sich um das alles kümmern würde, die darauf achten würde, dass das nicht so ist. Aber was machen Sie? Sie ignorieren nicht einmal unsere Vorschläge und das ist eine Überheblichkeit, die der Bürger sicher nicht länger akzeptieren wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Bereich der Alternativenergieförderung tut sich im Vergleich zu den anderen Bundesländern viel zu wenig. Die Wärmepumpen werden nicht gefördert. Die von uns längst geforderte Heizkesseltauschaktion findet noch immer nicht statt. Solarenergieförderung greift nicht. Wien ist noch immer bundesweit das Schlusslicht bei den Solaranlagen. Das sind alles Versäumnisse, die auf das Konto der Umwelt und dieser Stadtregierung gehen. 

Beim Thema Altlastensanierung muss ich das, mit dem ich angefangen habe, zurücknehmen, dass die Budgetzahlen praktisch gleich geblieben sind, denn dort sind sie niedriger geworden und das ist sehr traurig, weil gerade bei der Altlastensanierung ein großer Handlungsbedarf gegeben wäre. 

Die gleichen Rückzieher gibt es auch im Wasserbau. Dieser Bereich wird überhaupt ausgehungert, wie die budgettechnische Aufsplitterung beweist. Und so wird nichts aus der angekündigten, schon längst gefeierten Renaturierung des Wienflusses samt den versprochenen Radwegen im Wienflussbecken. Dieses Projekt verschwindet immer mehr sang- und klanglos in Ihrer Schublade, Frau Stadträtin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch ein Blick in das Budget zeigt, es wäre genug Geld vorhanden. Schauen wir uns doch einmal die Gebarung der MA 30, 31 und 48 an. In diesen drei Bereichen gibt es beträchtliche Einnahmenüberschüsse. Wie sich leicht errechnen lässt, erwirtschaften diese drei Bereiche laut Budgetvoranschlag einen Gewinn von fast 115 Millionen EUR, und um das noch deutlicher zu sagen, das sind fast 1,6 Milliarden Schilling! Der Gewinn für 2003 wurde immerhin mit 108 Millionen EUR veranschlagt, das heißt voraussichtlich werden 2004 über 6 Millionen EUR mehr aus den Gebühren für Müll, Wasser und Abwasser in die Stadtkasse fließen, um nicht zu sagen in dieser versickern. 

Meine Damen und Herren, mit diesen 115 Milli-onen EUR könnte man den Wienfluss renaturieren, die Solarenergie und überhaupt alle anderen Alternativtechniken entscheidend fördern und Lärmschutzmaßnahmen setzen, die eine wirkliche Entlastung bieten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch was geschieht stattdessen? Diese 115 Milli-onen EUR werden zum Stopfen des von dieser Stadtverwaltung verursachten Budgetdefizits verwendet. Das lehnen wir ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist nämlich wirtschaftlicher Unsinn, dieses Geld nicht in die Investitionen für den Umweltschutz fließen zu lassen, das dann zweierlei bewirken würden: Die Schaffung von Arbeitsplätzen und eine Verbesserung der Umweltsituation in Wien, was dringend notwendig wäre. 

Gesondert hinweisen möchte ich noch auf die Einnahmenüberschüsse bei den Müllgebühren. Mit 18,6 Mil-lionen EUR fallen sie bei weitem nicht so hoch aus wie jene des Bereichs Wasserver- und -entsorgung. Aber trotzdem ist diese Summe beachtlich und liegt auch der Überschuss um 5,7 Millionen EUR über jenem des Vorjahrs. Das finde ich besonders bemerkenswert, denn wir waren gleich zu Beginn dieser Amtsperiode mit einer saftigen Müllgebührenerhöhung konfrontiert, weil es geheißen hat, mit den derzeitigen Müllgebühren lässt sich nicht das Auskommen finden. Und jetzt sind wir jährlich mit einer Zunahme eines Gewinns bei der MA 48 konfrontiert, von dem ein Privatunternehmer eigentlich nur träumen könnte. Der Gewinn, den Sie bei der MA 48 machen, wäre ja geradezu vorbildlich für die Privatwirtschaft. Ist es dann aber doch nicht, weil in der Privatwirtschaft kein Unternehmen hergehen und seine Preise von einem Tag auf den anderen um ein Viertel erhöhen kann, was Sie gemacht haben. 

Ich kann Ihnen versichern, gerade die Privaten wären mit ihren Diensten billiger. Sie erhöhen um ein Viertel und machen damit die Gewinne wesentlich höher, aber das ist typisch für diese Stadtregierung. Was erhöhen Sie denn? Sie verschleiern das vor dem Bürger, denn wer hebt denn diese Gebühren ein, die sind ja in den Betriebskosten drinnen? Der böse Hausverwalter, der böse Hausbesitzer hebt diese Gebühren ein und der Bürger kommt gar nicht drauf, dass die Stadtregierung das macht, dass sie das so erhöht und das ist wieder einmal ganz, ganz typisch für Sie! 

Ich will zum Schluss kommen. Ich hätte noch sehr, sehr viel zu diesem Budget zu sagen, dass die Grünhofförderung wesentlich unterdotiert ist. Es gäbe sehr, sehr viel zu sagen. Aber eines möchte ich noch dazu sagen: Lassen Sie mich noch ganz kurz das „Haus des Meeres“ ansprechen, das große finanzielle Schwierigkeiten hat. Da möchte ich mit meinem Kollegen Prof Walter Strobl einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Die zuständigen Stadträtinnen für Umwelt sowie für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sollen gemeinsam mit den betroffenen Bezirken einen Krisengipfel einberufen, bei dem die Maßnahmen und Aktionen zur Behebung der finanziellen Schwierigkeiten „des Hauses des Meeres“ beschlossen werden sollen.“ 

Ich glaube, das wäre eine gute Sache. Es gibt da mehrere Vorschläge, die ich jetzt nicht alle aufzählen will, weil ich vis-à-vis die Uhr sehe und daher weiß, wie spät es ist. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an die Ausschüsse Umwelt und Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, weil Wien eine aktive und vorausschauende Umweltpolitik braucht, die das große Projekt einer Umweltmusterstadt endlich einführt und weil wir von diesem Ziel in den vorliegenden Zahlen nichts bemerken, lehnen wir den Budgetvoranschlag 2004 ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger. Ich erteile es ihr. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Umweltschutz ist Querschnittsmaterie - das klingt sehr juristisch. Umweltschutz geht uns alle an - das klingt so selbstverständlich, ja fast banal. Ich bin sicher, heute wird uns die Umweltstadträtin auch wieder erzählen, dass Wien Umwelt-Musterstadt ist. Aber was geschieht in Wien wirklich im Umweltbereich, und was ist an der Umweltpolitik so musterhaft?

Die Präsenz der Stadträtin in den Medien ist sicher vorbildlich. Aber was wird in einigen Jahren sein - wir sind jetzt mit diesem Budgetvoranschlag etwa in der Halbzeit -, was wird in Zukunft von ihrer Tätigkeit in Erinnerung sein? Wenn man jetzt eine Zwischenbilanz zieht, dann wird möglicherweise von Planungsstadtrat Schicker und seinen Vorgängern eine Vorgangsweise der, sagen wir, zumindest sonderbaren Flächenwidmungsvorgänge in Erinnerung bleiben, und weiters, dass diese die erste Untersuchungskommission ausgelöst haben. Von der Gesundheitsstadträtin wird aus jetziger Sicht der Pflegheimskandal in Erinnerung bleiben, und dass es der zweite Vorfall war, der eine Untersuchungskommission ausgelöst hat. Aber wofür steht nun die Umweltstadträtin Kossina? 

Da möchte ich aus Sicht der Freiheitlichen zur Halbzeit einiges ausführen. Umweltschutz ist der sorgsame Umgang mit Ressourcen, und die Freiheitlichen treten von jeher schon dafür ein, dass mit diesen Ressourcen sorgsam umgegangen wird. Sie kennen unsere Anträge zum Umgang mit dem wertvollen Hochquellenwasser. Die Umweltstadträtin teilt unsere Meinung nicht, sie hat sich auf eine Verfassungsfloskel beschränkt, das Wasser unter Verfassungsschutz zu stellen. Sparmaßnahmen, um Wasser zu sparen, oder Brauchwassernutzungen zu errichten hält sie für unsinnig, für wenig sparsam, nicht zielführend; wir haben genug Hochquellenwasser, hören wir immer wieder, auch zum Straßenwaschen. 

Da möchte ich ausführen, dass Wohnbaustadtrat Faymann hier schon umweltfreundlicher ist. Er ist bereit, beim Wohnhausneubau diesbezüglich moderner zu denken und da schon Einzelwasserzähler vorzusehen, oder durch die thermische Wohnhaussanierung trägt er zum Energiesparen bei. Das ist ein wertvoller Beitrag auch zum Klimaschutz. Aber damit es aus unserer Sicht auch schon wieder vorbei mit dem Lob für den Wohnbaustadtrat, weil es aus Umweltsicht auch durchaus Kritikables im Ressort gibt. Die Solarförderung ist heute schon angesprochen worden. Wir haben immer sehr bedauert, dass diese Solarförderung nicht in den Umweltbereich gehört. Zuerst war WIENSTROM zuständig, mit der Ausgliederung von WIENSTROM haben wir einen Antrag gestellt, die Solarförderung in den Umweltbereich zu transferieren. Das ist leider nicht gelungen, sie landete beim Wohnbaustadtrat. 

Bis jetzt konnten wir wenigstens die Höhe des Förderungsbudgets für diese Maßnahme unter "Wirtschaftsförderungen" im Budget und im Rechnungsabschluss nachlesen - sofern man eben wusste, dass man unter "Wirtschaftsförderungen" zu suchen hatte. Da war im Rechnungsabschluss 2002 in Summe ein Betrag von 601 774 EUR verausgabt, und für das Jahr 2003 waren in Summe 726 000 EUR veranschlagt. Ein Blick - oder zwei oder drei - in den Voranschlag 2004: Strich, Strich.

Jetzt bin ich doch davon ausgegangen, dass es die Solarförderung weiterhin gibt. Nur: Wo wird sie verrechnet? Warum wird sie nicht ausgewiesen? Umfangreiche Recherchen - Telefonate im Umweltressort, im Wohnbauressort - haben mir dann die Lösung aufgezeigt. Ich habe die telefonische Auskunft erhalten, dass im Voranschlag 2004 in Summe 440 000 EUR, genau zweimal 220 000 EUR, veranschlagt worden wären. Das heißt, 2004 stehen damit 73 Prozent dessen, was im Jahr 2002 verausgabt wurde, oder nur noch 61 Prozent dessen, was wir für 2003, also heuer, veranschlagt haben, zur Verfügung. Ist die Höhe der Solarförderung der Grund für diese Verschleierung?

Frau Stadträtin! Ich habe bisher keinen Antrag auf Aufstockung dieses Budgets gestellt, weil ich auf Aufklärung Ihrerseits hoffe. Noch hoffe ich, dass Sie mir erzählen, dass ich unvollständig Auskunft erhalten habe und dass es sich um ein Missverständnis handelt. Ich kann nicht glauben, dass Sie, die Sie doch in letzter Zeit immer wieder gesagt haben, dass die Solarenergie etwas Sinnvolles ist und ausgebaut werden soll, dabei zusehen, wie das Förderbudget massiv gekürzt wird. Oder waschen Sie auch hier wieder Ihre Hände in Unschuld, beteuern Ihre Unzuständigkeit und schieben die Verantwortung auf andere?

So geschieht es ja immer wieder in der Beantwortung von freiheitlichen Anträgen oder auch von Anträgen anderer Parteien, wie wir von Kollegen Klucsarits gehört haben. Ich nenne dafür nur drei Beispiele aus der jüngsten Vergangenheit. Wir haben beantragt, dass bei der Deponie Rautenweg auch die Abwärme genutzt werden soll. Das haben Sie als grundsätzlich ökologisch sinnvoll angesehen, allerdings haben Sie gesagt: Die Entscheidung darüber liegt bei der Fernwärme, und Sie können da nicht eingreifen. - Ich denke, die Stadträtin will gar nicht eingreifen. 

Das Zweite war, dass wir einen Antrag gestellt haben, Lärmschutzwände in Wien auch mit Photovoltaik-Anlagen zu bestücken. Auch da haben Sie nicht in Abrede gestellt, dass es eine sinnvolle Maßnahme wäre, aber Sie sagten, a) es bräuchte einen Betreiber, da käme WIENSTROM in Frage, und da wären Sie nicht zuständig. Es gab auch keinerlei Anzeichen dafür, dass Sie sich bei Wienstrom dafür stark machen, eine solche zukunftsweisende Technologie umzusetzen. Und b) war der übliche Weg: die Schuldzuweisung an den Wirtschaftsminister, weil er das Förderungsvolumen begrenzt hat.

Der dritte Antrag betraf den biologischen Landbau. Wir werden übermorgen oder am Donnerstag (GR Paul Zimmermann: Donnerstag!) beim Bericht über die Landwirtschaftskammer sicherlich noch einmal auf den biologischen Landbau zu sprechen kommen. Wir haben keinen Antrag auf sofortige Umstellung auf 100 Prozent biologischen Landbau gestellt - ich weiß, das wäre auch viel zu schwierig -, wir wollten lediglich die Erstellung eines Konzeptes, eines Zeithorizontes, in welchen Schritten und bis wann die Umstellung der stadteigenen Betriebe auf biologischen Landbau stattfinden soll. Nicht einmal das wurde uns positiv beschieden, sondern es gab auch hier eine Reihe von Ausreden, warum das nicht möglich wäre: dass es sich teilweise um Stadterweiterungsflächen handeln würde, bei denen man nicht weiß, ob es sinnvoll ist, überhaupt noch auf biologischen Landbau umzustellen. Dafür hätten wir Verständnis gehabt, man hätte diese Flächen aus der Betrachtung mit dieser Begründung durchaus ausnehmen können, wenn bei Gründen tatsächlich nicht feststeht, ob sie in 30 Jahren noch landwirtschaftlich gewidmet sein werden. Aber nein, irgendwo hat man den Eindruck, es ist nicht wirklich ernst gemeint, und alles, was in den Umweltberichten in Richtung eines verstärkten Umstiegs auf biologischen Landbau steht, sind eigentlich nur Lippenbekenntnisse. 

Was wir immer wieder feststellen, ist, dass immer mehr danach gesucht wird, warum etwas nicht geht, als dass Schritte in Richtung der Ökologisierung der Landwirtschaft oder auch anderer Bereiche gesucht werden.

Dass die Stadt Wien oder ihre ausgelagerten Unternehmen von sich aus etwas tun in Richtung Umweltschutz, in Richtung zukunftsweisender Technologien wie etwa erneuerbarer Energie, scheint für die Stadträtin offensichtlich ebenso denkunmöglich zu sein wie ein Intervenieren, ein Einschreiten, ein Einwirken ihrerseits auf diese Institutionen, etwas in die Richtung zu tun.

Oft werden ja freiheitliche Anträge schon von vornherein abgelehnt, weil sie eben offensichtlich von den Freiheitlichen sind. Mir fällt da im Besonderen ein Antrag von vor einigen Jahren ein, das geschah allerdings unter Ihrem Vorgänger. Aufgrund massiver Bodenverunreinigungen und Flurschäden auf der Donauinsel infolge des Donauinselfestes - Kollegin Schöfnagel hat damals sehr eindrucksvoll mit einigen Fotos deutlich dokumentiert, um welche Schäden es sich gehandelt hat - haben wir gefordert, dass jeder, der auf der Donauinsel beim Donauinselfest einen Stand betreiben will, eine Kaution zu hinterlegen hat. Diese Kaution wäre, sollte der Stand zurückgegeben werden mit Bodenverunreinigung, wie wir sie vorgefunden haben - Frittieröl, das in die Wiese getropft ist, Essensreste, die in den Gebüschen liegen geblieben sind -, für die Reinigung dort einzubehalten. Das ist etwas durchaus Übliches in anderen Bereichen, aber offensichtlich nicht, wenn es ein freiheitlicher Antrag ist. Ich kann mich noch erinnern, wie Herr Kollege Kopietz damals massiv dagegen gewettert hat und uns unterstellt hat, wir würden das Donauinselfest verhindern wollen. Interessant war nur: Der Antrag wurde abgelehnt, und still und heimlich wurde ein, zwei Jahre später die Kaution eingeführt, ganz einfach, weil sie wirklich sinnvoll ist. Ich denke schon, dass sich einiges gebessert hat. 

Heute stellen wir Freiheitliche wieder einen Antrag in diese Richtung. Ich hoffe, dass diesmal im Ausschuss eine sachliche Diskussion möglich sein wird, dass nicht die parteipolitische Brille aufgesetzt wird und von vornherein gleich "njet" gesagt wird. Frau Kollegin FRANK hat mich auf einen TV-Bericht aufmerksam gemacht, der sich darauf bezieht, dass sich die Stadt München sehr umweltfreundlich gibt. Wer sich um einen Stand beim Münchner Oktoberfest bewirbt, muss seine Umweltfreundlichkeit nachweisen. Für den Einsatz von erneuerbarer Energie oder von Energiespar-Einrichtungen, für die Wiederverwertbarkeit von Einrichtungen wie Zäunen - Holz et cetera - oder von Geschirr, für die Reduktion von Müll, für die Wiederverwertung etwa des Spülwassers für Gläser, für WC-Spülung oder für die Bodenreinigung, für möglichst kurze Transportwege beim Gütertransport zum Veranstaltungsort, für den Einsatz von Bioprodukten und sonstige ökologisch sinnvolle Maßnahmen werden Ökopunkte vergeben, und diese Ökopunkte werden bei der Auswahl zur Vergabe des Standes bevorzugt berücksichtigt. So möchte München sicherstellen, dass auch bei Großveranstaltungen der Umweltschutz nicht zu kurz kommt. 

In Wien ist da ja schon einiges geschehen, und das ist durchaus begrüßenswert. Es gibt bei Großveranstaltungen das Gläserpfand, es gibt das Geschirrmobil der MA 48, aber es gibt auch da sicherlich noch einiges zu verbessern. Deshalb möchte ich mit meinen Kolleginnen folgenden Beschlussantrag einbringen:

"Die Umweltstadträtin möge sich dafür einsetzen, dass ein Konzept erarbeitet wird, dass bei Großveranstaltungen die Vergabe von Ständen oder sonstigen Plätzen im Interesse des Klimaschutzes auch nach ökologischen Gesichtspunkten, ähnlich dem Münchner Ökopunktesystem, erfolgt. Ziel wäre eine weitere Reduktion des Müllaufkommens, aber auch die Einsparung bei Energie und Wasser. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung zum Umweltausschuss beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)

Hier könnte beispielsweise die Umweltstadträtin ein Zeichen setzen und aktiv werden. Leider ist sie ja sonst eher passiv. Da gibt es viele kleine Vorfälle, zum Beispiel Massenbaumfällungen, wenn größere Bauvorhaben geplant sind. Da hört man im ersten Schritt relativ wenig aus dem Umweltstadtratbüro. Wenn Proteste der Bevölkerung eintreffen, wird das Konzept überarbeitet, und in den meisten Fällen ist es so, dass es dann auch mit wesentlich weniger Baumfällungen geht. Das ist gut so, weil es auch gut ist, dass die Bevölkerung so kritisch ist, ein offenes, wachsames Auge hat und sich meldet. Aber was soll der kritische Bürger denken, wenn es, ohne dass er seine Stimme erhebt, zu wesentlich stärkeren Baumfällungen gekommen wäre?

Oder: Die MA 48 arbeitet hervorragend, allerdings gibt es zwei Wermutstropfen in einer an sich grundsätzlich sauberen Stadt. Ein kleineres Problem ist der Pferdemist entlang der Fiakerrunden und Standplätze, ein weit größeres Ärgernis für die Bevölkerung ist der Hundekot auf dem Gehsteig, in Spielwiesen und auf Kinderspielplätzen. Bis jetzt ist es nicht gelungen, eine zufrieden stellende Lösung zu finden. Wir fragen uns: Wieso geht das in so vielen anderen Städten - die Müll- und Stadtreinigungs-Tagung in der Hofburg hat es aufgezeigt -, und wieso geht es bei uns nicht?

Wir Freiheitliche haben verschiedene Lösungsansätze vorgeschlagen, aber geschehen ist bis jetzt nichts. Verantwortlich gemacht wird von StRin Kossina die Bundespolizei. Am liebsten schiebt die Umweltstadträtin auch die Schuld auf die Bundesregierung - aber dass der Bund da und dort auch ganz schön tief in die Tasche greift und mitfinanziert, sagt sie uns nicht. Zum Beispiel der Wasserschutzbau, dem wir zu verdanken haben, dass in Wien bei der letzten Hochwasserkatastrophe die Hochwasserschäden eher gering waren, wird vom Bund mitfinanziert. 

Leider setzt die Stadt Wien - Kollege Klucsarits hat es schon gesagt - bei den medial so gelobten und vielfach angekündigten Revitalisierungen, insbesondere beim Wienfluss, den Sparstift an, und hier wird nur ein Minimum dessen, was uns versprochen wurde, erledigt. Man muss sich fragen: Wird die nächste Generation eine durchgängig naturnahe Wien, oder vielleicht auch einen Liesingbach, noch erleben? Oder wann wird es umgesetzt? 

Wenn nicht der Bund schuld ist, dann schiebt die Umweltstadträtin die Verantwortung, wie schon ausgeführt, auf alle möglichen ausgegliederten Unternehmen. Wie wir seit Jahren zu hören bekommen, entscheiden eben die EBS, WIENSTROM, Fernwärme Wien und andere darüber, was in Wien zu geschehen hat, wie der Strom oder die Wärme erzeugt wird, wie und wo Müll entsorgt wird. Ich erinnere nur daran, dass schon vor Jahren Teile der Kanalisation mit den Kläranlagen - Bau der Hauptkläranlage - in den Zuständigkeitsbereich der Entsorgungsbetriebe Simmering übergegangen sind, damals mit der Begründung, die EBS bekäme günstigere Kredite als die Stadt Wien. Es ist uns nicht gelungen, das nachzuvollziehen, denn Berichte der EBS an den Gemeinderat erfolgen ja nicht. 

Ich erinnere an die Diskussion zur SUP Abfallwirtschaft. Die Fernwärme Wien hat sich letztendlich durchgesetzt, dass der Flötzersteig offen bleibt, was verbrannt wird und wie verbrannt wird, nämlich: kein Wirbelschichtofen. 

Die Planung der dritten Müllverbrennungsanlage samt der Erstellung der Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung erstellt die WKU, die Wiener Kommunale Umweltschutzprojekt GesmbH. Dafür zahlt die Stadt Wien Millionen. Auf die Frage, was denn die WKU von der Kapazität her und so weiter plant, hat es damals im Ausschuss geheißen: Das wird man bei der Antragstellung sehen; die WKU arbeitet jetzt einmal, sie legt einen Antrag vor, dieser wird dann geprüft, bearbeitet, diskutiert und abgestimmt. Aber zahlen dürfen wir schon vorher. Berichte über die Tätigkeit der WKU gibt es natürlich auch nicht, sie ist ja ausgegliedert. 

Das ist der Grund dafür, dass - wie wir schon im Bereich des Finanzausschusses den ersten Antrag eingebracht haben - die freiheitlichen Gemeinderäte auch in der Geschäftsgruppe Umwelt einen Beschlussantrag einbringen, und zwar folgenden:

"In den letzten fünf Jahren wurde durch ein Ausgliederungsvolumen von insgesamt fast 6 Milliarden EUR die Budgethoheit des Wiener Gemeinderates immer mehr ausgehöhlt. Bei Umschichtungen innerhalb des genehmigten Wirtschaftsplans sind Unternehmen im Sinn der Wiener Stadtverfassung weitgehend frei. Laut § 6 der Unternehmensstatuten soll die laufende Information des Gemeinderates durch die Vorlage von Quartalsberichten an den zuständigen Fachausschuss sichergestellt werden. Mit der Wahl eines Fonds als Ausgliederungsinstrument wird die Budgethoheit des Gemeinderates noch stärker eingeschränkt als bei den Unternehmen im Sinn der Wiener Stadtverfassung. Diese Aushöhlung der Budgethoheit des Gemeinderates erreicht mit der Errichtung des Fonds Soziales Wien nun einen neuen Höhepunkt. Dadurch wird offenkundig, dass die Stadtregierung mit ihrer Ausgliederungspraxis aus der politischen Antwortung flieht. Bei den Kapitalgesellschaften wird es besonders augenscheinlich, dort existiert die Budgethoheit des Gemeinderats de facto nicht mehr. Der Gemeinderat hat kein Genehmigungsrecht mehr für Budget und Jahresabschluss, auch laufende Berichte an ihn sind nicht mehr vorgesehen. Der für die Informationszwecke vom Finanzausschuss eingesetzte Unterausschuss konnte die in ihn gesetzten Erwartungen bisher nicht erfüllen. Eine wirkungsvolle Steuerung im Konzern Stadt erfordert laufende Controlling-Berichte, Quartalsberichte, um nicht nur eine laufende Berichterstattung zu gewährleisten, sondern auch, um ein unverzichtbares Instrument für das betriebliche Controlling zu schaffen. Solche Quartalsberichte müssen Kennzahlen der wirtschaftlichen Entwicklung sowie einen Lagebericht enthalten. Zur Vermeidung von Konkurrenznachteilen sind die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nicht in diesen Quartalsbericht aufzunehmen. Für börsenotierte Unternehmen sind solche Zwischenberichte mittlerweile zur Selbstverständlichkeit geworden, § 87 des Börsegesetzes verlangt von allen amtlich notierten Aktiengesellschaften Zwischenberichte über die ersten drei, sechs und neun Monate des Geschäftsjahres. 

Die freiheitlichen Gemeinderäte stellen daher zum Ersten den Beschlussantrag, der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke Dr Sepp Rieder soll als Eigentümervertreter der Wiener Kommunal Umweltschutzprojekt GesmbH WKU sicherstellen, dass diese die vierteljährlichen Berichte dem zuständigen Umweltausschuss vorlegt, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat zu gewährleisten."

Der gleiche Antrag, mit nahezu identischem Begründungstext und Beschlussantragstext, wird für die Entsorgungsbetriebe Simmering als zweiter Antrag eingebracht. Für beide gilt, dass sie in formeller Hinsicht an die Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beziehungsweise Umwelt zugewiesen werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Zurück zu meinen Eingangsworten: Was wird von der Umweltstadträtin Kossina in Erinnerung bleiben, überhaupt dann, wenn es so ist, wie der Kollege von den GRÜNEN sagt, und sie möglicherweise nur noch bis zum Frühjahr Umweltstadträtin sein wird? Dass sie, wie ihre Vorgänger, über die Müll-, Wasser- und Kanalsteuer das Budget mit sanieren will? - Wie schon gesagt wurde, wird im Jahr 2004 ein neuer Höchststand erreicht: 115 Millionen EUR allein aus Müll-, Wasser- und Kanalsteuern-Überschuss, die ins Budget fließen. Oder wird sie dafür in Erinnerung bleiben, dass sie die Kanalanlagen in Donaustadt an die USA verkauft hat und damit den Kanalbau im betroffenen Bereich in fremde Abhängigkeit gegeben hat? Oder drittens dafür, dass sie Wien eine dritte Müllverbrennungsanlage beschert hat und damit - als vierten Punkt - Simmering, den Standort vieler Gemüsegärtnereien, endgültig zum Müllstandort Nummer eins in Wien gemacht hat? 

Es ist jedenfalls nicht sehr viel Positives für eine Umweltmusterstadt, und dafür sollte Budgetgeld nicht verschwendet werden. Wir lehnen das Budget aus Sicht des Umweltschutzes ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Paul Zimmermann. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Hohes Haus! 

Die Redner der Opposition haben den Budgetentwurf kritisch betrachtet und werden ihn wahrscheinlich ablehnen. Das ist das Recht der Opposition, daran soll und darf nicht gerüttelt werden. Andererseits hat aber die Mehrheitsfraktion auch das Recht, ihre Sicht des Budgetentwurfes darzulegen. Ich werde das in meiner Rede tun. Die Wiener Umweltanwaltschaft und die MA 22 würde ich innerhalb der Geschäftsgruppe in den strategisch-wissenschaftlich-behördlichen, die MA 30, 31 und 49 in den operativen Bereich einordnen. Meine Kollegin Zentner wird in ihrem Redebeitrag über die anderen Schlüsselabteilungen dieser Geschäftsgruppe referieren.

Der Umwelt und den Umwelt-engagierten Wienerinnen und Wienern eine Stimme zu geben, ist das erklärte Ziel der Umweltanwaltschaft Wien. Sie wurde übrigens 1993 ins Leben gerufen, und ich darf der Umweltanwaltschaft zu diesem zehnjährigen Geburtstag recht herzlich gratulieren. Meine sehr verehrten Damen und Herren, acht Bundesländer verfügen über eine derartige Einrichtung, allein Kärnten konnte sich bis heute nicht dazu entschließen. 

Die Osterweiterung stellt eine Herausforderung für die Umwelt dar. Mit dem Thema "Atomgefahren, Strahlenschutz und erneuerbare Energie" werden sich an einem Schulprojekt zwischen Bratislava und Wien je drei Schulen beteiligen. Dabei sollen Schülerinnen und Schüler aus Wien und Bratislava Projekte erarbeiten, Gedanken und Erfahrungsaustausch pflegen oder Ideen aus den vorgegebenen Themenfeldern definieren. Dafür sind aus dem Budget der Umweltanwaltschaft 110 000 EUR vorgesehen.

Der Wiener Gemeinderat hat mehrfach auf die Gefahren von Atomreaktoren hingewiesen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie erinnern sich alle, wir haben schon des Öfteren, Landtag oder auch Gemeinderat, zu diesem Thema sehr heftige Debatten abgeführt, dabei war hier ein einwandfreier Konsens zwischen allen Fraktionen gegeben. In der Ratsarbeitsgruppe der Finanzminister in der EU wird über die Aufstockung des EURATOM-Kreditrahmens diskutiert, es handelt sich dabei um die Kleinigkeit von 2,5 Milliarden EUR. Umweltanwälte von Salzburg, Niederösterreich, Vorarlberg, Oberösterreich und Wien fordern in einem gemeinsamen Brief an Bundesminister Grasser, sich dafür einzusetzen, dass diese Mittel für erneuerbare Energie Verwendung finden. Man kann auf die Antwort gespannt sein. Übrigens habe ich den Brief bei mir, er kann jederzeit eingesehen werden. 

Die Umweltanwaltschaft mit ihren zehn Mitarbeiterinnen hat sich für 2004  18 Projekte vorgenommen und 160 000 EUR veranschlagt. Durch die Initiative - und jetzt komme ich zum Thema Blei im Trinkwasser - von Wiener Umweltanwaltschaft, MA 31, MA 15, Institut für Umwelthygiene sowie Ärztinnen und Ärzte für eine gesunde Umwelt wird im Jänner 2004 ein Folder zum Thema Blei im Trinkwasser mit der Dokumentenmappe der MA 11 ausgegeben werden. Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat angeregt, den Grenzwert für Blei im Trinkwasser zu senken: bis dato 50 Mikrogramm pro Liter, also Millionstel Gramm, erlaubt noch diese Woche; nächste Woche, meine sehr verehrten Damen und Herren, werden es bereits 25 Mikrogramm je Liter sein. Die EU hat entsprechend dieser Empfehlung reagiert, Österreich hat sich diesen Vorgaben angeschlossen. Anzumerken ist, dass Wien im Vergleich zu anderen Großstädten geringere Probleme mit Bleibelastungen hat. In Wien sind bisher zum Glück keine Fälle von Gesundheitsstörungen durch Blei im Trinkwasser bekannt. Trotzdem wird, um jedes Restrisiko zu vermeiden, Familien mit Neugeborenen eine Gratis-Wasseruntersuchung angeboten werden. 

Die Hausanschlussleitungen bis zum Wasserzähler liegen im Verantwortungsbereich der Wiener Wasserwerke. Waren es 1987 noch 30 000 Bleileitungen, sind es 2003 nur noch 7 678. Im heurigen Jahr wurden 1 800 Anschlüsse ausgetauscht, 2004 werden es ebenfalls so viele sein. Mit 1 800 Anschlussleitungen ist aber auch die Grenze der Machbarkeit erreicht, meine Damen und Herren, mehr geht aus technischen Gründen nicht. Im Budget der Wiener Wasserwerke sind dafür 4,7 Millionen EUR vorgesehen. Bis Ende 2007 wird das Austauschprogramm abgeschlossen sein. Zu betonen ist jedoch, dass ab dem Wasserzähler die Leitungen im Eigentum des Hauseigentümer sind, die Verantwortung für diese hausinterne Trinkwasserleitung liegt daher bei ihm.

Noch ein Wort dazu, meine sehr verehrten Damen und Herren: Bei Sockelsanierungen wird dieser Sanierung und vor allem dem Geldfluss nur dann zugestimmt, wenn auch Bleileitungen, die sich noch im Haus befinden, tatsächlich entfernt werden. Sonst wird es keine derartige Förderung geben. Ich denke, diese Dinge müsste man dazusagen, da hier einiges in dieser Richtung geschieht. Aber man kann nicht genug tun, um die Sicherheit der Menschen in dieser Stadt zu gewährleisten, und wir tun das auch! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Stadt Wien und damit die sozialdemokratische Fraktion im Wiener Gemeinderat ist sich bewusst, wie wichtig es ist, den strategisch-wissenschaftlichen Umweltschutz zu forcieren. Deshalb gibt es nicht nur die Wiener Umweltanwaltschaft, die diesen Anforderungen voll gerecht wird, sondern auch eine Umweltschutzabteilung, die im September ihr 30-jähriges Bestehen feierte. Nochmals herzlichen Dank, Frau Senatsrätin! Ich ersuche Sie, diese Gratulation auch Ihren Mitarbeitern weiterzugeben. Nochmals herzlichen Glückwunsch!

Aus ihrem obersten Leitsatz "Wir wollen erreichen, dass menschliches Handeln getragen ist von tiefem Respekt vor der belebten und unbelebten Natur" werden ihre strategischen Ziele abgeleitet, die die Grundlage aller Tätigkeiten der MA 22 sind. Nur einige Beispiele, aus denen erkennbar ist, wie weit sich der Bogen spannt: 2003 wurde mit der Erstellung eines Umweltleitbildes für Wien begonnen, das 2004 unter Einbeziehung wichtiger Akteure innerhalb und außerhalb der Stadtverwaltung fertiggestellt werden soll. Dann reiht sich Wien ein in die Liste europäischer Großstädte wie zum Beispiel Stockholm, Helsinki, Barcelona, Hamburg, Amsterdam, Kopenhagen, Prag und einiger Bundesländer Österreichs wie der Steiermark und Oberösterreichs, die bereits über ein Umweltprogramm verfügen. Außerdem wird den Anforderungen der EU Rechnung getragen, wonach alle europäischen Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern verpflichtet werden, ein Umweltprogramm zu erarbeiten. 

Der ÖkoBusinessPlan, der bereits seit fünf Jahren sehr erfolgreich Kooperationsprojekte mit der Wirtschaft durchführt, wird 2004 auf internationale Beine gestellt werden. Es wird eine Partnerschaft mit Athen und mit Chennai in Indien geben.

Auch die Erstellung eines Wiener Bodenschutzgesetzes zeigt einen vorsorgenden, integrativen Ansatz der Umweltpolitik. Der Entwurf wurde 2003 erarbeitet, sodass das Gesetz bereits 2004 beschlossen werden kann. Es ist vorbildlich und kann sich - auch im Vergleich mit anderen österreichischen Bodenschutzgesetzen - sehen lassen. Es wird nicht nur den qualitativen Bodenschutz, das heißt den Schutz vor Bodenverunreinigungen samt einem entsprechenden Monitoring umfassen, sondern auch den quantitativen Bodenschutz, also das Ziel, nur dort zu versiegeln, wo es unbedingt erforderlich ist.

Über das strategische Luftgütemanagement könnte man wahrscheinlich abendfüllend reden; ich werde das nicht tun, sondern nur ein paar Bemerkungen vorbringen. Bei den über 18 Messstellen spannt sich der Bogen von Schwefeldioxid bis hin zu Staubschwebstoffen, die durch die geringen Grenzwerte ein Problem darstellen. Diese Werte werden in Mikrogramm gemessen also nach Millionsteln. Nur eine Zahl dazu, damit Sie erkennen, wie schwierig diese Angelegenheit ist: Aus- und Einbau sowie Bewertung eines derartigen Filters kosten pro Stück 28 333 EUR. Derzeit sind sechs solche Filter im Einsatz, 2004 werden es um drei mehr sein. Allerdings sind auch die Kosten höher, statt 170 000 EUR müssen 2004  255 000 EUR veranschlagt werden. Mit der neuen Winterdienstverordnung wurde bereits ein Schritt zur Staubreduzierung sichergestellt. 

Selbstverständlich ist, dass die Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren und sonstigen Genehmigungsverfahren auch 2004 mit der gleichen Qualität wie bisher durchgeführt werden. Erst letzten Dienstag, meine Damen und Herren, hat die MA 22 gemeinsam mit einem Sachverständigen der MA 36 den Preis "Amtsmanager 2003" gewonnen, und zwar überreicht durch die österreichische Wirtschaft. Begründet wurde der Preis mit der raschen Abwicklung des UVP-Verfahrens, und zweitens damit, dass niemand dagegen berufen hat. Das muss jemandem bei Umweltverträglichkeitsprüfungen erst einmal gelingen. Herzliche Gratulation, wenn man so einen Preis bekommt!

Nun zu den von mir eingangs erwähnten operativen Abteilungen: Die MA 30 wird die Wiener Wirtschaft mit einer Investitionssumme von 143 657 000 EUR beleben. Allein durch das Cross Border Leasing, 12 150 000 EUR, werden in den nächsten fünf Jahren 2 500 bis 3 000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Alle jene, die sich gegen das Cross Border Leasing ausgesprochen haben, sollten im Lichte dieser Zahlen ihre damalige Entscheidung überdenken.

Die Wien Kanal Abwassertechnologie wurde 1999 gegründet. Bis Ende 2003 wird die WKA in Wien zirka 400 Kilometer Glasfaserleitungen in den Kanälen verlegt haben, dadurch sind der Wiener Bevölkerung 400 Kilo-meter an Aufgrabungen und sämtlicher Ärger, der damit verbunden ist, erspart geblieben. Für 2004 sind weitere Verlegungen geplant. Die WKA ist auch ein Paradebeispiel für Technologietransfers als Ankurbelung der Wirtschaft. Diese Technologie hat sich neben Österreich bereits in Süd- und Osteuropa sowie in den USA etabliert. Der Einstieg in den chinesischen Markt wird für 2004 vorbereitet. 

Die WKA ist aber auch ein Beispiel für Verwaltungs-Modernisierung in dieser Stadt. Bei der MA 30 durch Rationalisierung frei werdendes Personal wird bei der Kabelverlegung eingesetzt und muss nicht, wie in anderen Großbetrieben, Verschlechterungen hinnehmen. Somit hat die WKA hochwertige und sichere Arbeitsplätze im eigenen Betrieb sowie in der Zulieferindustrie geschaffen. 

Einige Bemerkungen zu den durch die EBS finanzierten Projekten mit einem Investitionsvolumen von mehr als 47 Millionen EUR: Zu erwähnen ist im Bereich des Liesingbaches zum Beispiel die Anbindung der Kläranlage Blumental an die Hauptkläranlage, des Liesingtal-Sammelkanals an das Hebewerk Kaiserebersdorf, und zur Entlastung des rechten Wienfluss-Sammelkanal wird ein Entlastungskanal errichtet, der geeignet ist, alle Schmutz- und Regenwässer aus dem Einzugsgebiet aufzunehmen. Für die Hauptkläranlage Simmering ist für 2004 ein Investitionsvolumen von 49,7 Millionen EUR vorgesehen. Mit der Inbetriebnahme der erweiterten Hauptkläranlage - plus 15 Belebungsbecken, 15 Nach-klärbecken - ist 2005 zu rechnen. 

Trinkwasser erster Güte gehört in Wien zu einer Lebensqualität, um die uns viele Großstädte beneiden. Die MA 31 und die MA 49 bilden in vielen Bereichen ihrer Tätigkeit eine Symbiose. Obwohl man diese beiden Abteilungen schwer verheiraten kann, ist doch die Zusammenarbeit dieser beiden Abteilungen wohl auch mit ein Grund für die Güte unseres Trinkwassers. Die Verwaltung der zum Schutz der Quellgebiete von den Wasserwerken erworbenen Grundstücke samt den dazugehörigen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden obliegt der MA 49 in Zusammenarbeit mit der MA 31. Die Gesamtfläche aller Schutz- und Schongebiete der Wassergewinnungsanlagen der Stadt beträgt 1 030 Quadratkilo-meter, davon entfallen auf den Eigengrund 376 Quadrat-kilometer. Die Investitionssumme beträgt bei den Wasserwerken ein bisschen mehr als 38 Millionen EUR. Meine Damen und Herren, das bedeutet umgelegt rund 700 Arbeitsplätze im Jahr!

Zu einigen kostenintensiven Vorhaben: Die Wiener Wasserwerke planen zur Steigerung der Versorgungssicherheit auch bei Ausfall infolge langer Revisionen einer der beiden Hochquellenwasserleitungen, ein Wasserwerk zu errichten. Die tägliche Wassermenge des geplanten Wasserwerkes beim Kleehäufel wird im Endausbau 172 000 Kubikmeter pro Tag betragen, was zusammen mit dem Wasserwerk Moosbrunn, 64 000 Kubik-meter pro Tag, ausreichend ist, um die Menge einer der beiden Hochquellenwasserleitungen im Bedarfsfall ersetzen zu können. Infolge einer Entscheidung der obersten Wasserrechtsbehörde muss das in den Brunnenfeldern Nußdorf, Donauinsel / Prager Straße und Lobau sowie dem Markethäufel gewonnene Wasser über eine Aufbereitungsanlage geführt werden, die im neu zu errichtenden Wasserwerk Kleehäufel gebaut wird. Der Baubeginn ist für Oktober 2004 geplant, die Investitionssumme wird 8 Milllionen EUR betragen. Ich möchte aber noch einmal betonen, dass 96 Prozent des Wiener Wassers Hochquellenwasser ist und nur zu 4 Prozent aus dem Grundwasser entnommen wird, und das auch nur dann, wenn Revisionen an einer der beiden Hochquellenwasserleitungen durchgeführt werden.

Die Trinkwasseraufbereitung des Grundwasserwerkes Moosbrunn wurde 2002 begonnen und wird im Herbst 2004 vollendet werden. Im Voranschlag 2004 werden dafür 600 000 EUR ausgewiesen. Das bedeutet, dass durch den Einbau der Aufbereitungsanlage keine Schadstoffe ins Trinkwasser gelangen werden. 

Meine Damen und Herren! Zu einem weiteren großen Brocken: Für die Erhaltung und Reinigung der 30 Was-serbehälter und der beiden Hochquellenwasserleitungen müssen im Budget 7,8 Millionen EUR aufgebracht werden. Um den Betrieb aufrechterhalten zu können, setzen die Wasserwerke 540 Kolleginnen und Kollegen ein, 70 von ihnen - das wird Sie vielleicht überraschen - rund um die Uhr. Und ehe ich es vergesse: Ab Ende 2004 erfolgt vom Wienerwaldstausee keine Einspeisung mehr ins Rohrnetz der Wiener Wasserwerke. Endgültig stillgelegt wird Ende 2007. 

Ein nicht unwesentliches Detail habe ich Ihnen mitgebracht, weil man doch auch den Gemeinderat davon informieren sollte. Die Wiener Wasserwerke ließen durch die Firma Triconsult eine Kundenzufriedenheitsanalyse durchführen. Ich möchte nur einige wenige Worte daraus zitieren. Da steht unter anderem - ich zitiere -: "Die Detailbeurteilungen der Wasserqualität in Wien ergeben hervorragende Werte für Geschmack, Frische und Temperatur." Ein zweites Zitat: "Die Gesamtzufriedenheit erreicht einen Spitzenwert, der nur von WIENGAS annähernd erreicht werden kann." Weiters steht hier: "Großbetriebe wie zum Beispiel die Telekom Austria liegen in der Gesamtzufriedenheit weit hinter den Wasserwerken." Zu dieser Analyse, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist den Wasserwerken mit Fug und Recht herzlich zu gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Schluss zu einer weiteren operativen Abteilung, der MA 49, dem Forstamt der Stadt Wien: Die MA 49 gehört zu jenen Abteilungen, die Umweltschutz vor Ort betreiben. Das Forstamt der Stadt Wien legt in seinen Wäldern allergrößten Wert auf naturnahe Verjüngung. Ein Name ist damit untrennbar verbunden: Senatsrat Dipl Ing Hanreich. Diese Maßnahme war gar nicht so leicht umzusetzen, da zunächst die Forstleute überzeugt werden mussten. Der Erfolg gab ihm Recht. Dipl Ing Hanreich ist übrigens auch Bürgermeister von Schwarzau im Gebirge und von Naßwald.

Besonders geachtet wird auf autochthone, das heißt standortgetreue Bäume. Die MA 49 gibt dafür 7 Milli-onen EUR aus, das sind etwa 20 Prozent des Budgets. Bei der Dechantlacke in der Lobau wird ab 2004 das Nationalparkhaus um 1,5 Millionen EUR errichtet werden. Ein echtes Umweltprojekt ist das Forsthaus Donauinsel in der Nähe des Roten Hiasl, das mit einer Solaranlage um 140 000 EUR gebaut werden wird. Dazu passt die Erwähnung, dass die MA 49 in ihren Betrieben seit mehr als 15 Jahren Hackschnitzelanlagen für den Betrieb der Heizung verwendet hat. Diese Maßnahme wird 2004 fortgesetzt. 

Da wir am Donnerstag Gelegenheit haben werden - es wurde heute schon zweimal erwähnt -, über die Landwirtschaft zu debattieren, sei nur erwähnt, dass die Landwirtschaftsbetriebe der Stadt Wien auf 600 Hektar Bio-Landbau betreiben. Ein persönliches Anliegen ist für mich der Kinderbauernhof am Cobenzl, da ich die Gelegenheit hatte, bei der Erstellung dieses Bauernhofes in einigen Dingen mitzutun. Nächstes Jahr wird in diesem Kinderbauernhof die Rinderhaltung Einzug halten - eine sicher willkommene Attraktion für die Kinder. 

Das Forstamt geht von fünf Grundsätzen aus: erstens Erholungswaldbewirtschaftung; zweitens Nationalparkbewirtschaftung; drittens Federführung beim Zustandekommen des Biosphärenparks Wienerwald gemeinsam mit Niederösterreich. Hier möchte ich ein bisschen innehalten und dazu etwas sagen. Etwa 2004, 2005 wird die Diskussion um diesen Biosphärenpark beendet sein. Diese Diskussion schreibt uns, bitte, die UNESCO vor; in anderen Ländern hat man das auch gemacht, dort hat es sogar zehn Jahre gedauert. Wir hoffen, dass wir 2005 fertig sein werden, und dann entscheidet wieder die UNESCO. Das heißt, die UNESCO legt größten Wert darauf - und natürlich auch wir -, dass es hier ein breit gefächerte Diskussion mit der Bevölkerung gibt, diese ist ja im Wesentlichen betroffen. Daher muss diese Diskussion geführt werden, und sie wird geführt unter der Federführung der MA 49, sprich Dipl Ing Januskovecz. Hier wird miteinander diskutiert und miteinander gesprochen, und wenn wir 2005 fertig sind, wird das Ergebnis der UNESCO vorgelegt. 

Viertens, meine Damen und Herren, gehört zu den Grundsätzen die Grünflächenbetreuung und –bewirt-schaftung, und fünftens die Quellschutzwaldbewirtschaftung. Jeder von Ihnen kann sich davon überzeugen, wie die 480 Bediensteten ihre eigenen Grundsätze umsetzen, und 70 von ihnen - so wie bei den Wasserwerken - rund um die Uhr. 

Zum Schluss kommend: Es ist nicht uninteressant zu wissen, dass die MA 49 auch für die technische Infrastruktur bei mehreren Veranstaltungen in Wien verantwortlich zeichnet. Es sind dies der Christkindlmarkt, der Silvesterpfad, der Eistraum und im Sommer das Filmfestival.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe Ihnen das Budget von fünf Abteilungen der Geschäftsgruppe Umwelt aus sozialdemokratischer Sicht dargelegt. Nun vielleicht noch ein paar Worte über die Arbeit innerhalb des Ausschusses, und das beweist - ich möchte das schon vorwegnehmen - die konsensuale Bedeutung dieses Ausschusses. Von 185 Geschäftsstücken wurden 159 einstimmig beschlossen, das sind 86 Pro-zent; mehrheitlich 22 Geschäftsstücke, das sind 12 Pro-zent; und nur 4 Geschäftsstücke wurden mit den Stimmen der SPÖ beschlossen, das sind 2 Prozent. Das zeigt die gute Arbeit in diesem Ausschuss, es beweist aber auch, dass wir in manchen Dingen gar nicht voneinander entfernt sind, sondern vielleicht nur im Kleinen differierende Auffassungen haben. Denn sonst könnte es ja nicht zu so einem Ergebnis kommen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte es auch nicht verabsäumen, mich im Namen meiner Fraktion bei den 6 180 Kolleginnen und Kollegen dieser Geschäftsgruppe für ihre Arbeit herzlich zu bedanken. Sie tragen dazu bei, dass diese Stadt den Namen Umweltmusterstadt zu Recht trägt. 

Meine Damen und Herren! Das Budget der Geschäftsgruppe Umwelt wurde mit Weisheit erstellt und wird mit Klugheit vollzogen werden. Es wird Sie nicht überraschen, dass die sozialdemokratische Fraktion dem Budget die Zustimmung nicht verweigert. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zu schon fortgeschrittener Stunde eigentlich nur auf einen Punkt zu sprechen kommen, auf ein Thema in dieser Stadt, das ähnlich emotionalisiert und auch polarisiert wie die Frage des Hundekots. Über den möchte ich heute aber nicht sprechen - dazu finden wir sicher noch öfters Gelegenheit -, sondern ich möchte heute über die Tauben in Wien sprechen. Es geht mir nicht um die anderen Tauben, die es in dieser Stadt gibt und die ja nachzulesen sind in der Bestandserhebung der Wiener Brutvögel, die jetzt von der MA 22 gemeinsam mit Bird Life durchgeführt wurde und worin aufgeführt ist, welche Taubenarten es in Wien gibt. Es geht nicht um die Hohltaube, die schützenswert ist und zu den gefährdeten Arten zählt, es geht nicht um die Ringeltaube, es geht auch nicht um die Türkentaube, und es geht nicht um die Turteltauben, sondern es geht um die Straßentaube. 

Wir haben unterschiedliche Schätzungen darüber, wie viele Tauben es in Wien gibt. Die Schätzungen reichen von 220 000 Tauben bis 100 000 Tauben, andere sagen, es gibt in Wien so viele Tauben wie EinwohnerInnen. Ich hoffe, wir haben nicht ganz so viele Tauben, ich schätze auch, dass es an die 200 000 Tauben sein werden. Diese Tauben verursachen einiges an Schäden, sie verursachen durch den Kot, der ja flüssig ist, Schäden an den Denkmälern und an den Häuserfassaden. Aber diese Tauben sind durch die nicht kontrollierte Taubenfütterung der Menschen auch in ihrer Population schwer in Gefahr. Dieses unkontrollierte Füttern ist ja ein Zeichen der Einsamkeit der Menschen dieser Stadt, denn so wie die Hunde, mit denen man spricht, sind auch die Tauben für manche Menschen der einzige Bezugspunkt, mit dem man sich in dieser Stadt noch unterhalten kann. Diese Menschen füttern die Tauben, daher hat es mich sehr amüsiert, dass der Herr Bürgermeister in der Früh gemeint hat, er kann sich nicht vorstellen, welche soziokulturelle Funktion Tauben in einer Stadt haben. Er als Biologe sollte das eigentlich wissen. Es gibt ja genug Studien, die beweisen und auch belegen, dass Menschen die Tauben füttern, um mit ihrer Einsamkeit umzugehen. 

Um all diese Bedürfnisse, also eine gesunde Population von Tauben in Wien zu haben und den Menschen, die Tauben füttern wollen, dazu die Möglichkeit zu geben, schlagen wir vor, das Basler Modell in Wien umzusetzen. Wir haben das ja schon im Jahr 2001 mit einem Antrag hier im Gemeinderat probiert. Dieser Antrag ist dann mit der Begründung von der Frau Stadträtin gekommen, dass sie gesagt hat: Ja, es hat in Basel funktioniert, dort wurde nämlich innerhalb von vier Jahren die Taubenpopulation um die Hälfte reduziert, es ist dort ein gutes Modell, und man muss sich das anschauen. Basel ist eben viel kleiner als Wien. Aber es ist dann eigentlich abgelehnt worden. 

Im April dieses Jahres gab es im 9. Bezirk einen Beschluss auch mit den Stimmen der SPÖ, dass man gemeinsam mit dem Umweltbundesamt einen Taubenschlag errichtet und so einmal auf Bezirksebene versucht, dieses Basler Modell umzusetzen und sich die Erfahrungen anzuschauen. Auch hier kam von der Frau Stadträtin fast die gleiche Antwort: In Basel hat es so und so funktioniert, sie haben zuerst eine aggressive Werbekampagne gehabt - all das, was auch auf unseren Antrag geantwortet wurde. Aber eigentlich wird auch hier nichts dazu unternommen, dass dem Antrag des 9. Bezirks entsprochen wird.

Deswegen bringe ich heute noch einmal einen Antrag ein, dass man sich hier im Sinne des Basler Modells etwas dazu überlegt, wie wir die übermäßige Taubenpopulation in Wien in den Griff bekommen. Für diejenigen, die noch nicht wissen, was das Basler Modell ist, kurz Folgendes zur Erklärung: Das Basler Modell funktioniert eigentlich ganz einfach. Man errichtet an öffentlich zentralen und zugänglichen Plätzen Taubenschläge, an diesen Taubenschlägen werden den Tauben die Taubeneier weggenommen und durch Gipseier ersetzt. Die Tauben brüten weiter auf diesen Gipseiern, und somit geht die Population zurück. Denn Tauben - das wissen nicht alle - sind ein ganzes Jahr fortpflanzungsfähig, und wenn man nur die Eier wegnimmt, dann legen sie eben weitere Eier, und somit kommt es zu keiner Reduktion. Der Trick ist das Gipsei, und die Gipseier kosten auch nicht so viel in der Herstellung. Das heißt, man schiebt ihnen Gipseier unter, die Tauben brüten weiter, und dann kommt es eben zu diesen "soziokulturellen Begegnungsstätten", wie sie es in Basel genannt haben. Dort können nämlich die Menschen hingehen und die Tauben füttern, die Tauben bekommen dort auch das Futter, das sie vertragen, und nicht die Überreste aus der Küche oder was sonst so den Tauben gefüttert wird.

Es ist mir auch wichtig zu sagen, dass wir die Tauben in dieser Stadt nicht ausrotten wollen. Es kommen ja von BürgerInnen Vorschläge wie "Wir erschießen sie, die Tauben". Das halten wir im Sinne des Tierschutzes nicht für gerechtfertigt. Auch die Pille für die Tauben hat sich nicht bewährt, da es ein sehr kostenintensives Projekt ist, den Tauben die Pille zu verabreichen. Somit bleibt für uns nur noch - sowohl im Sinne des Tierschutzes als auch im Sinne jener Menschen, die die Tauben als wichtigen Bezugspunkt in dieser Stadt haben - das Basler Modell.

Deswegen stelle ich mit meinem Kollegen Rüdiger Maresch folgenden Beschlussantrag:

"Der Gemeinderat möge beschließen: 

Die Stadt Wien ergreift Maßnahmen zur Reduktion des Taubenbestandes nach dem Vorbild des Basler Modells. Das dafür notwendige Gesamtkonzept wird dem Umweltausschuss bis 31. März 2004 von der Umweltstadträtin vorgelegt. Die Stadt Wien stellt die zur wirkungsvollen Taubenreduktion notwendigen Geldmittel zur Verfügung. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Es wurde im Vorfeld an mich herangetragen, dass wir diesen Antrag an den Ausschuss zuweisen sollen. Wir sind dieser Empfehlung nicht nachgekommen, da wir diesen Antrag schon einmal gestellt haben und befürchten, dass diesem Antrag dasselbe Schicksal bestimmt ist wie dem Antrag des 9. Bezirks und unseres Antrags von 2001, dass er nämlich zwar dem Sinn nach gutgeheißen wird, dann aber keine Umsetzung erfolgt. Deswegen werden wir die sofortige Abstimmung auch weiterhin beantragen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schönen guten Abend! Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Heinz Hufnagl: Guten Abend!)
Ich weiß, es ist eine späte Stunde. Aber hören Sie mir bitte noch ein bisschen zu. Ich weiß nicht, ob es 20 Minuten werden, lieber Hufnagl; wir werden sehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist mit deiner Fraktion? ... zwei Leute!) Ich weiß; sie werden schon kommen.

Es geht wieder einmal darum, den Budgetvorschlag, der uns vorliegt, zu beschließen. Wir von der Volkspartei sagen da im Grunde Folgendes. Das Umweltkapitel ist ein großes Kapitel, und es geht hier um ein Budgetvolumen, das immerhin 697 Millionen EUR oder rund 10 Milliarden ATS beträgt. Das soll eigentlich der Wirtschaft und der Umwelt zugute kommen. Für uns ist die Umweltpolitik - neben der Verkehrspolitik, das möchte ich gleich dazusagen, weil das ja in meinen Bezirk sehr hineinspielt - wohl jener Bereich, der wirklich am stärksten für die Daseinsvorsorge in Betracht kommt beziehungsweise für die Kommunalpolitik - und da spreche ich wieder uns an - in den nächsten Jahren noch mehr an Bedeutung gewinnen wird. 

Das war auch die Basis für unsere Budgetanalyse. Wir sind zu dem Schluss gekommen, dass das Umweltbudget dieser wichtigen Anforderung wegen einer Reihe von Gründen nicht ganz entsprechen kann. Unserer Meinung nach spiegeln sich in dem Voranschlag einige Entwicklungen wider, die sich als nicht ganz positiv erweisen. Pauli Zimmermann hat in seiner Rede immer wieder davon gesprochen, dass alles einstimmig und sehr ruhig vonstatten ging - ich kann mich noch sehr gut an eine der ersten Ausschusssitzungen erinnern, die eigentlich ein bisschen mit einem Paukenschlag begonnen hat. Da gab es gleich einen dieser Ausschussanträge, die nur seitens der SPÖ und ohne die Stimmen der Oppositionsparteien beschlossen wurden.

Da ging es um ein in meinem Bezirk liegendes großes Areal der werdenden MA 48, sprich Stadlauer Gelände. Das ist schon ein bisschen eine fragwürdige Sache gewesen. Ich möchte den damaligen Kauf nicht noch einmal aufrollen - es gab sehr viele Gespräche über die Realisierung des Projekts -, aber eines muss ich schon sagen: Es ist schon fast drei Jahre her, und es hat sich auf diesem Areal bei Gott nicht sehr viel getan. In unseren Ausschüssen - das wissen wir alle - wird nur über Umbauarbeiten und Sanierungen gesprochen, in den Dienststellen der MA 48 sind aber entscheidende Investitionen, die den Standort Stadlau betreffen, leider eher sehr große Mangelware. Meine Damen und Herren, glauben Sie mir, es wurde viel Geld wenig Gewinn bringend in ein Grundstück investiert. Das kennen wir schon, ich denke an Aspern: Wie lange liegt dort das Gelände schon brach! Aber es ist eben so, dass bei diesem Grundstück, über das man wirklich sich Gedanken machen sollte, damit dort etwas passiert, seit drei Jahren keine Voraussetzungen für die sicherlich nicht unwichtige Absiedlung der MA-48-Zentrale aus dem 5. Bezirk geschaffen wurden. 

Der 22. Bezirk, nicht nur flächenmäßig der größte Bezirk Wiens, ist ein sehr wichtiger Standort für die MA 48, das ist schon einmal unbestritten. Ich denke hierbei vor allem an die Deponie Rautenweg, die sich eigentlich bereits im Auslaufen befinden sollte, andererseits aber noch immer intakt ist und sehr viel verwendet wird. Ich denke daran, dass die dritte Müllverbrennungsanlage - wir haben es heute schon einmal gehört - demnächst errichtet werden soll, andererseits die Deponie am Rautenweg schlichtweg eine Belastung für die Lebensqualität unseres Bezirkes darstellt. Seit Jahren wird davon gesprochen, dass der Rautenweg - so wie einst die Deponie Am langen Felde - geschlossen werden sollte, da die Kapazitätsgrenzen demnächst erreicht werden sollen, was die Schließung der Deponie unbedingt erforderlich macht. Doch in der Realität wird die Deponie wahrscheinlich noch länger betrieben. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, es wäre wirklich an der Zeit, hier einen endgültigen und vor allem vorgezogenen Betriebsschluss zu verkünden. Es kann doch wirklich nicht so weitergehen, dass es mitten im Wohngebiet - und das können Sie mir glauben, das ist bald wirklich fast mitten im Wohngebiet - eine Anlage gibt, die alles andere als geruchsfreundlich ist. Man kann dort sehr viele Donaustädter sehen, die einem ihr Leid klagen. Noch dazu gibt es einen Gedankengang, dass dort eine Müllverbrennungsanlage privater Natur hätte errichtet werden sollen; aber man kann ja Gedanken immer wieder neu vorbringen. 

Anhand der Deponie Rautenweg dokumentiert sich für mich ein bisschen die Misere der Wiener Abfallwirtschaft oder ‑politik, sie lässt sich wie folgt skizzieren: Wir warten sicherlich noch einige Jahre auf die Fertigstellung der dritten Müllverbrennungsanlage. Schon heute hört man, dass sie vielleicht zu klein werden könnte, um den überalterten Flötzersteig zusperren oder schließen zu können. Auch dort gibt es ja sehr viele Anrainerklagen. Allein diese Tatsache scheint kein Beleg für eine ausgereifte Planung zu sein. 

Doch das ist nicht alles. Ich darf hierbei einmal an die Lieferverträge nach St. Pölten erinnern. Es wurde auch ein gewisses Ablieferkontingent ausgemacht, das ist aber sehr schnell überschritten worden. Wir haben dabei den Fall, dass hier keine Kapazitäten mehr nach Wien kommen können. Die St. Pöltener wollen jetzt eher ihre restlichen Kapazitäten zur Verbrennung nach Wien bringen. Da liegen für mich einige Widersprüche in der Abfallwirtschaft der Stadt Wien auf der Hand. 

Meine Damen und Herren! Es gibt noch andere wesentliche Kapitel in diesem Budgetvoranschlag, die einer Erwähnung wert sind. Ich denke zum Beispiel an die Landwirtschaft. Wir haben heute schon gehört, dass die Landwirtschaft einen Überschuss hat. Das ist erfreulich. Aber wenn man sich näher anschaut, wo der Überschuss herkommt, dann zeigt sich: aus Grundstücksverkäufen! Doch immerhin ist es ein Überschuss. Wir hatten in der Donaustadt eine längere Diskussion - Sie werden es schon in den Zeitungen gelesen haben -, dass unter Umständen bei uns in Eßling die Erweiterung einer Kiesgrube vorgesehen wurde. Es ist eben kein Geld vorhanden, um dort am Schafflerhof, der ja auch ein großes Grünareal ist, das Grundstück zu vereinnahmen oder zu kaufen. Vielleicht wäre es mit dem Überschuss möglich gewesen, die Erweiterung des Schafflerhofs zu garantieren. 

Aber bleiben wir bei dem angeschnittenen Kapitel. Ich habe heute schon einmal kurz erwähnt - und Sie haben es auch schon gesagt -, dass die Forstwirtschaft für uns ein ganz wichtiger Bereich ist. Aber so wichtig dieser Bereich auch ist - ich möchte nicht sehr lang darauf eingehen, es gibt dazu viele Fragen -, darf man doch nicht vergessen, dass der Voranschlag bei der Forstwirtschaft nach zuvor 25,3 Millionen EUR dieses Mal knapp 27 Millionen EUR beträgt. Das sind immerhin - in Schillingbeträgen gesagt, damit tue ich mir leichter, und ihr tut euch damit wahrscheinlich auch noch ein bisschen leichter - 20 Millionen ATS, und die sind nicht so einfach zu verdienen. Hier sollte man einmal Überlegungen anstellen, ob bei diesem Defizit nicht irgendwann die Schere zu weit auseinander gehen wird. 

Kritik zu üben ist nach unserer Ansicht am Zustand der Wasserqualität der Alten Donau. Das ist immer wieder ein Thema, das bei uns sowohl im Bezirk als auch bei den einzelnen Mandataren laufend angesprochen wird.

Es ist so, dass seit Jahren Lösungen versprochen werden, meine Damen und Herren. Leider sind es nur Experimente gewesen, die sich nicht durchgesetzt haben, also nicht das gebracht haben, was die dortige Bevölkerung sich gewünscht hat. Sie will endlich einmal eine entsprechende Wasserqualität, denn die Vergangenheit hat gezeigt, dass die Maßnahmen, die von der Wasserbauabteilung gesetzt wurden, leider nur ein bisschen Kosmetik waren. 

Wir glauben, dass nur eine ständige Dotation diesem Übelstand wirklich Herr werden kann. Deswegen haben wir schon zum wiederholten Male die Schaffung eines Verbindungsbaches zwischen dem Marchfeldkanal und der Alten Donau gefordert (GR Günther Barnet: Das kommt nie!) - ein Projekt, mit dessen Hilfe nicht nur die Wasserqualität an der Alten Donau verbessert werden könnte, sondern es entstünde auch ein Verbindungsbachufer, ein Grünzug, der für die Bevölkerung auch in Floridsdorf eine Verbesserung der Lebensqualität mit sich bringen würde. (GR Günther Barnet: Das glaub' ich nie, dass der kommt!) Ich weiß, dass diese Forderung sicher schon lange im Raum steht, aber ich denke da vor allem an die vielen Menschen, die dort wohnen.

Die Wasserbauabteilung des Umweltressorts ist aber auch noch in dem Zusammenhang gefragt, dass sie sehr zahlreichen Bürgerprotesten bezüglich der Austrocknung des Mühlwassers entgegentreten muss. Der Pegelstand dieses Gewässers ist tatsächlich (GR Mag Thomas Reindl schüttelt den Kopf) – du brauchst nicht den Kopf zu schütteln, lieber Thomas – oft ganz traurig, denn wenn ich dort ins Wasser gehen muss, dann stehe ich wahrscheinlich so weit im Wasser, und der Rest ist Schlamm. Es ist wirklich ein Wahnsinn! Hier müsste etwas passieren, hier müsste man sich Gedanken machen. Die dortigen Bewohner, die ja dort schon vor Jahren ihre Badehütten errichtet haben, würden auch ganz gerne wieder einmal baden gehen - und nicht nur in den Schlamm steigen. 

Das wäre eine Sanierung wert, und ich würde nur hoffen, dass sie bald erfolgt. Es gab einige Aktionen, die dort stattfanden, und ich habe auch mit SR Redl bereits darüber gesprochen, und er hat sich bereit erklärt, mit uns einmal vor den Siedlern über dieses Thema zu sprechen. Denn mir ist jede Stimme dort, ob das jetzt eine Stimme für meine Partei oder für eine andere Partei ist, gleich viel wert. Ich werde gerne mit ihm darüber reden, und vielleicht können wir hier Abhilfe schaffen. Bis jetzt war es nämlich so, dass dort nach einer Dotation des Wassers sehr viele Keller unter Wasser gestanden sind. Also man muss sich das alles überlegen. (GR Mag Thomas Reindl: Weil dotiert wurde, sind die Keller unter Wasser! ...!) – Ich weiß, mein Lieber, aber da gab es ja die Schwierigkeiten, warum das passiert ist. Man darf nicht immer überall bauen lassen, damit so etwas nicht passiert. Thomas, erzähle mir nichts, ich kenne mich da aus! Danke, sehr lieb von dir!

Meine Damen und Herren! Die Umwelt scheint vielleicht nicht mehr so oft in den Schlagzeilen der Medien auf; das ist aber noch kein Beleg dafür, dass dieser Bereich gerade in Wien nicht von sehr großer Relevanz wäre. Es ist vielmehr so, dass viele Umweltprobleme in anderen Bereichen mit verpackt sind. Ich denke da zum Beispiel an das Umweltproblem Nummer eins in Wien, und das ist - das muss ich immer wieder sagen - der Verkehr. Gerade in diesem Bereich sind die Umweltverantwortlichen gefordert. Jetzt rede ich nicht von der Umfahrung des Bezirks, aber sie sind gefordert, Umfahrungslösungen zu finden, die den Verkehr aus der Donaustadt ableiten, damit die Chancen der Bürger auf eine lärmfreie und abgasfreie Lebensqualität gesichert sind. Und man muss natürlich auch die öffentlichen Verkehrsmittel dort stärken.

Dasselbe gilt auch für den Bereich der gesunden Ernährung. Hier spielt sicherlich die Landwirtschaft eine wichtige Rolle in unserer Stadt, und sie kämpft hier auch an sehr vielen Orten und ist auch sehr gerne gesehen, und man kauft auch sehr gerne die Lebensmittel, die von ihr erzeugt werden. Man sollte sich hier auf Seiten der SPÖ auch Gedanken dahin gehend machen, Flächenwidmungen - die ja wieder Aufstöße in der Landwirtschaft verursacht haben - nicht immer unbedingt durchzusetzen.

Es gibt auch die Frage der sauberen Energiegewinnung. Hier ist wieder ein anderes Ressort gefragt. Fest steht aber jedenfalls, dass es in nächster Zeit ganz wichtig wird, Bereiche in verstärktem Maße ressortübergreifend zu behandeln, um sie noch viel fester in den Griff zu bekommen.

Im diesjährigen Voranschlag können wir diese Erkenntnis nicht zur Gänze erkennen. Deshalb, meine Damen und Herren, stimmen wir dem Budget nicht zu. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Zentner. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitta Zentner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Verfolgt man die Debatte der Oppositionsparteien zum Kapitel Umwelt, dann ergibt sich der Eindruck, als läge Wien in der Umweltpolitik im Argen. Das Wort "Umweltmusterstadt" hat anscheinend noch nie jemand gelesen oder gehört. Es stimmt, dass der Budgetansatz für 2004 geringfügig gekürzt wurde - teilweise mehr, in manchen Ressorts weniger. Ein geringeres Budget bedeutet aber nicht, dass sich die Arbeit qualitativ ändert, dass bereits laufende oder zukünftige Projekte nicht weitergeführt werden, und es bedeutet auch nicht, dass sich an den hohen Standards, die wir uns selbst auferlegt haben, etwas ändert. Im Gegenteil - und das können Sie den Berichten der einzelnen Abteilungen für den Budgetvoranschlag 2004 entnehmen, beziehungsweise es wurde Ihnen für einzelne Abteilungen bereits von meinem Kollegen Zimmermann ausführlich dargelegt und bewiesen -: Die Umweltpolitik der Stadt ist eine der bedeutendsten Europas, sie ist vorausschauend und zukunftsweisend, und sie ist eine Politik, um die uns viele andere Großstädte beneiden!

Beneiden werden uns viele sicher auch um das, was bei der Renaturierung des Liesingbaches entsteht, wo wir ein ökologisches Leitbild erstellt haben, von dem viele Bewohner entlang der Liesing profitieren, wo aber vor allem durch die Wiederherstellung von abwechslungsreichen Auenzonen ein tolles Naherholungsgebiet entsteht, das ein weiterer Baustein zur grünen Lunge Wiens ist. Dieses Projekt zählt auch im Jahr 2004 mit insgesamt 3 Millionen EUR zu einem der größten Budgetposten der MA 45. Die Fertigstellung soll 2005 erfolgen.

Drei große Projekte der Altlastensanierung, die angesprochen wurden, wo anscheinend nichts weitergeht, werden nächstes und übernächstes Jahr abgeschlossen: Das sind das Tanklager Lobau, die Altlast Siebenhirten und die Altlast Mobil in der Breitenleer Straße im 22. Bezirk, die nach dem neuesten Stand der Technik bearbeitet und saniert werden und wo Geldmittel sehr effizient eingesetzt werden.

Begonnen wird hingegen mit der Sanierung in der Pilzgasse, und für dieses Projekt finden Sie im Voranschlag 5 Millionen EUR. Darüber hinaus wird mit der Sanierung des Gaswerks Leopoldau begonnen, was im Budgetvoranschlag keinen Niederschlag findet, da es aus einem anderen Budget bedeckt ist. Diese Investitionen bedeuten aber auch Arbeitsplätze, die dringend benötigt werden und zu denen die Stadt Wien durch solche Investitionen einen großen Beitrag leistet. Die Dotation des Budgets der MA 45 kann immer nur so erfolgen, wie sie vom Ministerium bewilligt wurde.

Wie Geldmittel dekorativ und gestaltend eingesetzt werden, kann man am ganzen Stadtbild Wiens erkennen, für das sich ausschließlich die MA 42 verantwortlich zeichnet. Diese Professionalität und Kunst wird überall anerkannt und mit vielen Auszeichnungen - wie zum Beispiel bei der "Floriade 2003" mit dem Preis für Gartengestaltung - belohnt.

Für viele Bewohner Wiens ist die Gestaltung der Parks, der Kinderspielplätze, Fußgängerzonen und Gärten eine Selbstverständlichkeit. Man nimmt sie offenbar gar nicht mehr bewusst wahr. Bewusst werden sie, wenn man nach Auslandsaufenthalten wieder in Wien ist, und bewusst gesehen werden sie auch von den vielen Touristen, die Wien besuchen und begeistert sind. Somit ist das Stadtbild eine Visitenkarte der Stadt, die nicht extra ausgeteilt werden muss, sondern die man überall sieht.

Dass trotz gekürzter Budgetmittel innovative und qualitativ hohe Standards erhalten und verbessert werden können, sehen wir auch im Bereich der Abfallwirtschaft. Gerade in der Abfallwirtschaft beispielsweise steht außer Frage, dass das primäre Ziel der Stadt Wien die Abfallverringerung darstellt. Sieht man sich die Entwicklung bei den von der MA 48 gesammelten Mengen an, dann kann man das durchaus erfolgreiche Ergebnis feststellen, dass einerseits eine Mengenstabilisierung stattgefunden hat, andererseits aber auch leichte Steigerungen im getrennten Sammelbereich ersichtlich sind. Das heißt, dass Steuerungsmaßnahmen erfolgreich sind und greifen, wie etwa auch am Beispiel der Biotonnensammlung beobachtet werden kann, wo öffentliche Biotonnen weitgehend entfernt werden und sich Gartenbesitzer auf Wunsch eigene Biotonnen anschaffen können, was dazu führt, dass sich die Quantität und die Qualität in diesen Bereichen deutlich gesteigert hat und dieses Projekt natürlich auch weiterverfolgt wird. 

Um die Effizienz in diesen Bereichen zu steigern, sollen 2004 verstärkt Dreiachs-Sammelfahrzeuge angeschafft werden, die eine erhöhte Nutzlast aufweisen, was zum Ergebnis eines Einsparungspotenzials bei der Tourenoptimierung führen wird. 

In diesem Zusammenhang vielleicht ein Beispiel dafür, dass Wien durch die Gesetzgebung der Bundespolitik wieder einmal besonders betroffen ist: Durch die Einführung des Road-Pricing-Systems entstehen der MA 48 im Jahr 2004 Mehrkosten in der Höhe von rund 800 000 EUR, da Kommunalfahrzeuge nunmehr keine Ausnahmegenehmigung mehr erhalten, außer sie sind mit Blaulicht ausgestattet. - Vielleicht können wir unsere Müllfahrzeuge auch mit Blaulicht versehen, damit sich die Stadt Wien Kosten erspart? 

Weitere Schwerpunkte der MA 48 sind nächstes Jahr die Ausgestaltung der Hauptwerkstätte im 17. Bezirk sowie die Umsetzung des Konzepts zur Errichtung einer Lagerhalle für Winterdienstgeräte. Dies erspart die bis zu vier Mal notwendigen Überstellungsfahrten vom Lagerort Triester Straße zur Hauptwerkstätte. 

Besonders erwähnen möchte ich noch die Anschaffung von lebensrettenden Defibrillatoren, die einerseits aus arbeitsmedizinischer Sicht empfohlen sind, die aber nicht nur zur Sicherheit der eigenen Mitarbeiter angeschafft werden, sondern durch die Situierung an öffentlich zugänglichen Örtlichkeiten der MA 48 andererseits auch für die Wiener Bevölkerung verfügbar sind. 

Nun zu dem Antrag der GRÜNEN zum Basler Modell. Damit das Basler Modell Wirkung zeigen würde, müsste ein Fütterungsverbot rigoros eingehalten werden. Wie bekannt ist, gibt es in Wien aber kein Fütterungsverbot. Darüber hinaus sind die Menschen, die füttern, nicht belehrbar - was wir ja schon oft gesehen haben - und gehören einer Gruppe an, die ein nicht differenzierbares Tiermitleid an den Tag legt. Eine bezirksweise Vorgehensweise ist in einer Großstadt unsinnig, weil mögliche Erfolge sofort von anderen Gebieten wieder aufgefüllt werden. 

Es gab jedoch im Rahmen des Abfallwirtschaftskongresses einige interessante Lösungsvorschläge, die derzeit geprüft und auf ihre Umsetzbarkeit in Wien getestet werden. 

Der eingebrachte Antrag wird daher von unserer Fraktion abgelehnt.

Zum Schluss möchte ich mich bei den Mitarbeitern aller Abteilungen des Ressorts für die hervorragenden Leistungen und für die Erstellung eines Budgets unter schwierigen Rahmenbedingungen herzlich bedanken. Ich bin mir sicher, dass auch im Jahr 2004 die erfolgreiche Umweltpolitik dieser Stadt fortgesetzt und durch neue Innovationen weiter verbessert wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Wortmeldung zu dieser Geschäftsgruppe ist jene der Frau amtsführenden Stadträtin. - Bitte schön. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Damen und Herren! Hoher Gemeinderat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Die Wienerinnen und Wiener leben nun einmal in der umweltfreundlichsten und gesündesten Metropole dieser Welt. Welche andere Großstadt kann sich denn rühmen, einen Nationalpark in ihrer Stadt zu besitzen? (Ironische Heiterkeit des GR Günther Barnet. – GR Günther Barnet: Hat die SPÖ die Donau geschaffen? – Das ist ein Wahnsinn!) Teile davon sind als "Natura 2000" ausgewiesen, Teile davon sogar als Feuchtgebiete internationaler Bedeutung im Zusammenhang mit der Ramsar-Konvention. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Gefährdung durch Autobahn! – GR Günther Barnet: Die SPÖ hat die Donau geschaffen! Das ist ein Wahnsinn!) 

Und welche andere Großstadt kann sich nun mit Fug und Recht "Umweltmusterstadt" nennen? - Und das - ich möchte Sie nur daran erinnern - haben wir unserem früheren Umweltstadtrat und jetzigen Bürgermeister, Herrn Dr Michael Häupl, mit zu verdanken. Wir bauen hier auf ein starkes Fundament auf, und ich denke, wir sollen ihm hier auch dafür danken. - Deshalb fühle ich mich auch dem Schutz des Nationalparks und auch seiner unmittelbaren Umgebung ganz besonders verpflichtet.

Wie lautet die Devise in Wien? - "Taten statt Worte!" - Die Wiener Umweltverwaltung und ihre Bilanz können sich sehen lassen! An dieser Stelle möchte ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Umweltverwaltung, der Gruppe Umwelt, danken: dafür, dass sie sich tagtäglich dafür einsetzen, dass die Lebensqualität so hoch gehalten wird, wie sie in Wien nun einmal ist. Sie leisten hervorragende Arbeit, und ich möchte ihnen hier und heute für ihre Unterstützung und für ihr Engagement ganz besonders danken! (Beifall bei der SPÖ.)

Die Wiener Umweltpolitik hat Tradition: Wir gehen einen geradlinigen Weg, wir gehen einen konsequenten Weg und wir gehen vor allem den richtigen Weg. Wir gehen keinen Zickzackkurs, wie das momentan leider von der derzeitigen schwarz-blauen Bundesregierung vorgelebt wird. Wir in Wien erfüllen nicht gerade eben das gesetzliche Minimum, nein: Wir – und das gilt für die gesamte Umweltverwaltung - tun das, was für die Wienerinnen und Wiener das Beste ist und das Beste sein wird. Auch in diesem Punkt unterscheiden wir uns ganz wesentlich von der derzeitigen Bundesregierung und insbesondere von dem ehemaligen Umweltminister Molterer. 

Ich gehe deshalb auf den damaligen Umweltminister Molterer ein, weil Sie, Herr GR Klucsarits, auf die steigenden Müllberge hingewiesen haben. Ich darf Sie nur daran erinnern: Umweltminister Molterer war es nämlich, der diese unsägliche Verpackungszielverordnung erlassen hat. Statt Mehrwegverpackungen Vorrang einzuräumen, hat er den Weg für die Einwegverpackungen frei gemacht; und statt konkreter Maßnahmen, wie sie vorgeschrieben gewesen wären, hat er sich freiwillige Vereinbarungen mit der Industrie gewünscht - zu Lasten des Umweltschutzes, unter dem Deckmantel des Umweltschutzes. Diese Verpackungszielverordnung nenne ich tatsächlich einen Öko-Schmäh!

Sein Nachfolger, Herr Umweltminister Pröll, sein damaliger Kabinettchef - ich schätze ihn sehr und hoffe auf ihn - hat ein sehr kongruentes EZG - Emissionszertifikatsgesetz – vorgelegt. Daher hoffe ich auf ihn, dass er diesen Kurs nunmehr korrigiert. Nur: Bis jetzt hat er das nicht getan. Die Verpackungszielverordnung hat er noch nicht korrigiert, obwohl er dies seit März hätte tun sollen. Ich erinnere Sie nur daran: Wir haben diesbezüglich als Stadt Wien eine Verfassungsklage beim Verfassungsgerichtshof gewonnen. Seit März befinden wir uns bezüglich der Verpackungszielverordnung in einem regelrechten politischen Nirwana. Wir haben in der Verpackungszielverordnung keine Quoten. (GR Günter Kenesei: Das haben wir bei der B 301 auch! Da haben wir auch ... beim ...gerichtshof! Auch die Stadt Wien in diesem Fall!)

Eine zweite beziehungsweise die tatsächlich erste Amtshandlung des Herrn Umweltministers war die ALSAG-Novelle 2003, die ja dann auch beschlossen wurde. Diese hat auch nur einen einzigen Zweck erfüllt, nämlich mehr Geld in die Bundeskassen fließen zu lassen, denn - das wissen wir ja - der Herr Finanzminister hat leider dem Umweltminister sehr viel an Budget weggenommen, eben gerade aus dem Bereich der Altlastensanierung, und dieses Geld muss nunmehr eingebracht werden – das ist verständlich. Der Umweltminister bringt auf diese Art und Weise Geld ein, nur: Von Seiten der Stadt Wien hoffen wir natürlich, dass das Geld wieder zurückkommt. 

Das Kyoto-Protokoll ist ein wesentlicher Aspekt, und auch wir unterstützen diesen Weg. Mit der Unterzeichnung des Kyoto-Protokolls hat sich diese Bundesregierung, hat sich Österreich dazu verpflichtet, die Kyoto-Gase um 13 Prozent zu senken. Und was tut der Umweltminister fast zeitgleich mit der Entsendung einer Novelle zur Deponieverordnung, fast zeitgleich mit der Vorlegung des Entwurfs zum EZG? - Er erlässt eine Verordnung - so hat er es offenbar vor -, die zu mehr Treibhausgasen, zu einer Erhöhung der Treibhausgase führen wird. 

Wie das? - Die Deponieverordnung - so sieht es sein Entwurf vor - soll den Heizwert um zehn Prozent höher werden lassen. Höherer Heizwert heißt höhere Organik, und höhere Organik bedeutet beim Abbau auf Deponien eine höhere Methanemission. Und Methan hat nun einmal eine 21 Mal höhere Wirkung im Hinblick auf die Klimagase.

Diese Verordnung lehnen wir daher ab, denn Fazit bei dieser Deponieverordnung ist, dass dieser Entwurf mehr Klimagase verursacht. Diese Abfälle könnten, wenn diese Bundesregierung den Klimaschutz tatsächlich ernst nehmen würde, in Fernwärme und Strom umgewandelt werden, so wie das bei uns in Wien erfolgt. Diese "Kyotogassteigerungs-Novelle", wie sie nun im Entwurf vorliegt, läuft dem Nachhaltigkeitsprinzip und der Klimaschutzstrategie eindeutig zuwider. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und wie ist das mit dem Verkehr?) Daher prüft Wien auch in diesem Fall eine Verfassungsklage gegen die Deponieverordnung, denn sie verletzt auch massiv den Vertrauensschutz. 

Denn in Wien - und da hoffen wir sehr auf das EZG - setzen wir massiv auf den Klimaschutz. Wir planen derzeit das Biomassekraftwerk. In der Biogasanlage werden biogene Abfälle zu Ökostrom umgewandelt werden, und in den Wiener Müllverbrennungsanlagen - zukünftig in drei - und in den Wirbelschichtöfen werden die Abfälle in hochwertiger Form zu Strom und Fernwärme verwertet. Das heißt: keine Deponierung von organikhältigem Material, keine Methanemissionen - also insgesamt eine Klimaentlastung. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und wie ist das mit der sechsten Donauquerung?)

Wir müssen es immer wieder feststellen, und so auch heute bei der Budgetdebatte: Auf Klimaschutz, Umweltschutz und Ressourcenschonung kommt es der derzeitigen Bundesregierung leider nicht an. Hier geht es, ganz so wie in der Dreigroschenoper, nach der Devise: Erst das Essen, dann die Moral! - Nur so ist es auch zu erklären, warum die ALSAG-Novelle vorsieht, dass das Land Wien hier ab dem Jahr 2006 nochmals 4 Millionen EUR mehr an Steuergeldern abfließen lassen soll. Das würde eine Verdreifachung der an den Bund fließenden Mittel bedeuten. 

Die Wienerinnen und Wiener haben bis jetzt immer großartige Beiträge zum Umweltschutz geleistet, und die Bereitschaft ist sehr groß, sich an allen Umweltschutzprojekten zu beteiligen: an der Abfallvermeidung, an der getrennten Sammlung - hier gehen wir gemeinsam einen erfolgreichen Weg. Daher haben die Wienerinnen und Wiener auch Anspruch darauf, dass man für sie im Bereich des Umweltschutzes das Beste leistet. Das Beste für Wien ist gerade gut genug, und das Beste für Wien im Umweltschutz ist daher auch für Wien gerade gut genug. 

Ich habe schon eingangs gesagt: Es reicht nicht, dass man nur die Emissionsgrenzwerte einhält, so wie dies ja auch der Gesetzgeber vorschreibt. Wir machen das, was technisch machbar ist - und wir machen es nicht nur, weil es vorgeschrieben ist, sondern weil es sinnvoll ist und weil es ökologisch notwendig ist. Wir vollziehen den Gedanken der Vorsorge, der Daseinsvorsorge und der Nachhaltigkeit so, wie das die derzeitige Bundesregierung leider nicht immer tut. 

Ich habe Ihnen jetzt einen kurzen Überblick über die Maßnahmen des Bundes gegeben. Ich will Ihnen jetzt darstellen: Was macht die Stadt Wien im Bereich der Geschäftsgruppe Umwelt? - Die Stadt Wien wird hier das Beste für Wien und für die Wienerinnen und Wiener tun. Umweltschutzmaßnahmen - darüber sind wir uns hier sicher alle einig - sind Zukunftsinvestitionen, Investitionen für die Zukunft. (GR Günter Kenesei: ... Müllverbrennungsanlage!) Und das funktioniert nicht zum Nulltarif, daran darf nicht gespart werden. Der Umweltschutz liegt mir viel zu sehr am Herzen, als dass hier gespart werden sollte. Für die Geschäftsgruppe Umwelt bedeutet das, dass die Mittel so eingesetzt werden, dass sie eben das Beste für die Wienerinnen und Wiener bewirken.

Diese Investitionen – darüber sind wir uns auch alle im Klaren - sichern Arbeitsplätze, sie sichern den Wirtschaftsstandort Wien, und - das wissen wir auch - nur eine gesunde Wirtschaft kann auch ökologisch handeln. 

Zum Gesamtbudget. Wir haben es heute schon gehört: Gut die Hälfte der für das Jahr 2004 veranschlagten 696 Millionen EUR werden für den Ausbau, für den Neubau der technischen Infrastruktur vorgesehen. Das sind Abwasser-, Wasserversorgungseinrichtungen, Abfallbehandlungsanlagen, Altlastensanierungsbeiträge. Für den so genannten Grünraum, für die Grünraumgestaltung haben wir rund 37 Millionen EUR veranschlagt, für die Hoheitsverwaltung rund 11 Millionen EUR, die gesamten Personalkosten schlagen mit gut 250 Millionen EUR zu Buche. 

Das Beste für Wien ist die Sicherung der eigenen Wasserversorgung mit hochwertigem Wasser. Wasser ist das wichtigste Lebensmittel für uns alle, und die Wienerinnen und Wiener müssen sich sicher sein können, dass diese Qualität auch in Zukunft so erhalten wird. Das Investitionsvolumen der MA 31 für technische Einrichtungen beträgt rund 77 Millionen EUR, und ein wesentlicher Anteil entfällt auf den Austausch der Bleileitungen, nämlich rund 7,8 Millionen EUR, und 8 Millionen EUR sind für den Ausbau des Wasserwerks Kleehäufel. 

Wir haben in unsere Verfassung eine Bestimmung aufgenommen, wonach Wasser und die Wasserversorgungseinrichtungen bei uns unter Verfassungsschutz stehen. Das ist keine Verfassungsfloskel, Frau GRin Reinberger, wie Sie es angedeutet haben. Ich stehe dazu, und wir alle sollten dazu stehen - auch Sie haben hier zugestimmt. Wir sehen die Dienstleistung der Wasserversorgung als unverzichtbaren Bestandteil der gesamten Daseinsvorsorge hier in Wien, und wir wenden und wandten uns immer gegen die Liberalisierung gerade in diesem sensiblen Bereich der Wasserversorgung. Ich hoffe, dass auch die Bundesregierung hier standhaft bleibt.

Das Beste für Wien ist ein intaktes Abwasserkanalnetz. Wasser wird eben nicht nur gebraucht, sondern auch verbraucht, und für die gesamte Infrastruktur Kanal werden im nächsten Jahr rund 144 Millionen EUR aufgewendet werden. Darin sind rund 57 Millionen EUR für die Hauptkläranlage und für den Ausbau der Hauptkläranlage enthalten. 

Wie Sie, Herr GR Maresch, darauf kommen, dass das Kanalprojekt teurer geworden wäre, weiß ich nicht - vielleicht können Sie mir die entsprechenden Unterlagen geben. Das stimmt nämlich nicht! Diese Planungen haben keine Mehrkosten verursacht. 

Das Beste für Wien ist auch die Abfallbehandlung, die Abfallverwertung auf höchstem Niveau. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Der Superlativ ... Sozialdemokraten!) Schon in der Vergangenheit hat die Stadt Wien die Abfallwirtschaft auf höchstem Niveau betrieben. Während andere Bundesländer sich auf die Deponierung mit oder ohne Vorbehandlung beschränkt haben, hat Wien immer schon den konsequenten Weg der Abfallverbrennung eingeschlagen. 

Andere Bundesländer folgen glücklicherweise unserem Weg, darunter auch das schwarz-grüne Oberösterreich. Das schwarz-grüne Oberösterreich hat erkannt, dass der Ausbau der Welser Anlage erfolgreich war. Dort werden 270 000 Tonnen Abfälle verbrannt werden. Wir alle wissen, dass damit nicht nur die Konzentration der Schadstoffe in den letzten Senken erreicht werden kann, sondern dass damit auch Fernwärme und Strom erzeugt werden können und damit auch eine Klimaentlastung erfolgen kann. 

Wien ist die einzige Metropole weltweit, die über ein flächendeckendes Fernwärmenetz verfügt, das zum Großteil mit Müll gespeist wird. Hier haben wir schon lange, bevor diesbezügliche internationale Vereinbarungen unterschrieben wurden, Klimaschutzziele erfüllt. Dass wir diese Klimaschutzziele bereits erfüllen können und dass diese Klimaentlastung bereits erfolgt, wird dieser Bundesregierung bei ihrem Klimabericht, der ja vorzulegen ist, sicherlich zugute kommen, denn diese Klimaentlastung ist eine merkliche.

Insgesamt wird die Bundesregierung in diesem Bereich zweimal zu Lasten Wiens profitieren: einmal mit dem ALSAG, das zweite Mal mit der Klimaentlastung. Aber wir lassen uns durch solche Trittbrettfahrer nicht beirren, wir investieren 144 Millionen EUR im Bereich der Abfallbehandlung; rund 40 Millionen EUR davon sind für die moderne Abfallverwertung in der Verbrennung. 

Wichtig dabei ist, dass dieses Geld im Land Wien verbleibt: Die Wertschöpfung verbleibt in Wien und kommt damit wiederum den Wienerinnen und Wienern zugute, und insgesamt können damit auch wiederum der Wirtschaftsstandort Wien und die Arbeitsplätze gesichert werden. 

Der beste Abfall ist der, der erst gar nicht entsteht. Daher haben wir uns auch heuer wieder zu Abfallvermeidungsmaßnahmen bekannt. Die beachtliche Summe von 5 Millionen EUR ist dafür vorgesehen. Insgesamt sind dafür keinerlei Erhöhungen der Müllgebühren notwendig, so wie das derzeit offenbar im schwarz-grünen Oberösterreich angedacht wird. Herr GR Klucsarits, der VÖEB, die Organisation der Entsorgungsbetriebe, hat eine vierzigprozentige Steigerung der Müllkosten angekündigt, die auf uns zukommen sollen. Auch ich konnte es nicht nachvollziehen, aber das waren die Aussendungen des VÖEB.

Das Beste für Wien ist die zügige Sanierung der Altlasten. Wir haben ja schon gehört: einige Altlasten sind schon abgeschlossen; daher auch weniger Geld. Herr GR Klucsarits, ich hoffe auf Sie, dass Sie sich bei der nächsten Altlastensanierungskommission dafür einsetzen, dass Wien für die Sanierung des Gaswerks auch entsprechende Mittel vom Bund erhält. Ich hoffe, Sie finden hier offene Ohren, denn mir geht es darum, dass wir rasch alle diese Projekte abschließen, denn hier hat sich Wien freiwillig dazu bekannt, die Altlasten zu sanieren. Es sind dies Kriegsaltlasten, für die eigentlich der Bund zuständig wäre. Wir übernehmen 5 Prozent dieser Kosten freiwillig.

Damit verlasse ich jetzt den Bereich der technischen Infrastruktur und komme zur Grünraumgestaltung. Die Grünraumgestaltung hat einen wesentlichen Anteil am Wasserbau und am Hochwasserschutz, und sie erfüllt auch die Bedürfnisse von uns allen nach Lebensqualität. Wir brauchen diesen Grünraum, um eine gute Luftqualität zu erhalten, nämlich durch intakte Waldbewirtschaftung und durch intakte Waldstrukturen. 

Das Beste für Wien ist auch ein konstruktiver und funktionierender Hochwasserschutz. Auch hier hoffe ich, dass gemeinsam mit dem Landwirtschaftsminister ein entsprechendes Projekt rasch und konsequent umgesetzt werden kann. 

Das Beste für Wien ist auch der Erhalt intakter Naturschutzräume, denn dieses Grün in Wien zählt auch zur Lebensqualität von Wien. Diese Grünräume sind eben nicht nur Naherholungsräume, sondern auch Naturräume - gleichsam zum Begreifen, als begreifbare Gegenwelt zu den virtuellen Realitäten, die wir in Computern von unseren Kindern und Jugendlichen kennen gelernt haben. Es reicht eben nicht nur ein Mouseclick, um eine bedrohte Tierart zu schützen, hier muss man schon mehr tun. Wenn man das im Herzen trägt, wenn man einen positiven Bezug zur Natur hat, dann wird man auch sorgsam mit ihr umgehen. 

Daher haben wir im Bereich Naturschutz zahlreiche Projekte zum Anfassen erstellt. Es sind dies der Bauernhof auf dem Cobenzl, der Wasserspielplatz auf der Donauinsel, das Nationalparkcamp, das Besucherzentrum Lainzer Tiergarten.

Was den Kauf des Schafflerhofs betrifft, so hoffe ich auch hier auf die Unterstützung der ÖVP, weil das ein Anliegen ist, das wir schon öfters an den Umweltminister herangetragen haben, nur: Er hat ihn bis jetzt nicht zu einem angemessenen Preis verkauft.

Auch für die MA 42 gilt: Das Beste für Wien ist das Stadtgrün, und die Gärten sind ein wesentlicher Bestandteil unserer Stadt. Dafür investieren wir im Jahr 2004 rund 8 Millionen EUR: für 22 Millionen Quadratmeter kleiner grüner Lungen. 48 Millionen EUR werden in diesem Bereich für das Personal aufgewendet. 

Die MA 22 hat hier von den rund 11,3 Millionen EUR ein Budget von 6,5 Millionen EUR vorgesehen, eine Steigerung von rund 11 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Umweltschutz, das Beste für Wien, ist eben praktizierter Umweltschutz, und die Umweltschutzprojekte müssen im Kleinen und im Großen durchgeführt werden. Hier setzt die MA 22 auf sehr zahlreiche Projekte. Bodenschutzgesetz, Öko-Businessplan, Aquella im Bereich der PM10-Messungen und selbstverständlich Beratungseinrichtungen werden mit 1,2 Millionen EUR subventioniert. 

Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich die Daten nochmals zusammenfassen. Der Teilvoranschlag für 2004 umfasst folgende Eckdaten: Einnahmen von 
rund 625 Millionen EUR, Basis-Rahmenausgaben von 695,6 Millionen EUR.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe Ihnen jetzt in Kürze die wichtigsten Aufgaben für ein nachhaltiges Wien im Bereich Umweltschutz dargestellt. Die Leitschiene war dabei immer: das Beste für Wien. Und das Beste für Wien ist wahrhaftiger und konsequenter Umweltschutz! 

Ich habe Ihnen eingangs einige Projekte der Bundesregierung aufgezählt, damit Sie den Unterschied feststellen können: Wir in Wien reden nicht über Umweltschutz, sondern wir handeln danach. Wir nehmen Umweltschutz ernst, denn Umweltschutz ist für uns ein wesentlicher Bestandteil der Daseinsvorsorge, und das Wohlergehen der Bürgerinnen und Bürger liegt uns ganz besonders am Herzen.

Wir betreiben keinen Öko-Schmäh, sondern wahrhaftigen und konsequenten Umweltschutz. Und wenn es oftmals nicht anders geht und auch keinen Sinn macht, wie zum Beispiel beim absoluten Salzstreuverbot, dann setzen wir konsequente Maßnahmen und nennen auch das Kind beim Namen. 

Dieser wahrhaftige und konsequente Umweltschutz braucht einen langen Atem, und ich kann Ihnen versichern: Ich habe - nach mehr als 20 Jahren Tätigkeit im Bereich des Umweltschutzes – einen langen Atem (Heiterkeit), aber auch einen Blick für das Ganze und eine Vision vom Ganzen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Stadträtin, bitte!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): Stellen Sie sich vor - um das Gesamtbild abzurunden -, Sie stehen vor einem Bild eines berühmten Impressionisten: Da werden Sie aus der Nähe nur einzelne Pinselstriche erkennen. Erst wenn Sie einen Schritt zurückgehen, erkennen Sie das Bild im Ganzen. Der Künstler aber muss, wenn er den ersten Pinselstrich setzt, das gesamte Bild schon im Herzen beziehungsweise im Kopf haben.

Genauso ist es bei uns im Hinblick auf den Umweltschutz in Wien: Wir haben das Gesamtbild im Kopf, die einzelnen Umweltschutzmaßnahmen bilden einen gesamten Teil unserer Zukunft (GR Mag Helmut Kowarik: Ein dicker, fester Strich ist das!), und diese Zukunft heißt eben nachhaltiges Wien.

Unser oberstes Ziel ist es, diese Stadt, unser Wien so zu gestalten, dass wir den uns nachfolgenden Generationen dieselbe, wenn nicht eine bessere Lebensqualität bieten können.

Für diese Vision, "das Beste für Wien" - dazu stehen wir alle -, steht dieser Teilvoranschlag. Daher ersuche ich um Ihre breite Zustimmung. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor. (Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.) - Herr Blind, Sie können sich erst zur nächsten Geschäftsgruppe zum Wort melden.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gemeinsam mit jener zur Postnummer 4 - das ist der Wirtschaftsplan des KAV - abzuhalten. Die Abstimmung wird natürlich getrennt vorgenommen.

Ich nehme an, Sie sind alle damit einverstanden.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. (Der Lärmpegel im Saal ist sehr hoch.) - Herr GR Blind! Wir behandeln jetzt die Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen! - Meine Damen und Herren, darf ich Sie ersuchen, trotz der vorgeschrittenen Stunde das Tratschen ein bisschen zu reduzieren?

Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ihre Redezeit beträgt maximal 40 Minuten. (Der Lärmpegel im Saal ist nach wie vor hoch.) - Darf ich darum ersuchen, die Verabschiedungszeremonien etwas leiser beziehungsweise außerhalb des Saals abzuwickeln? - Danke.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender - es nützt nur nichts: Die Herren sind so sehr beschäftigt, dass sie nicht hören, dass Sie sie gebeten haben, sich leiser zu verabschieden.

Wenden wir uns trotzdem der Gesundheitspolitik zu! 

Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mit einem positiven Eindruck beginnen. – Jetzt ist Frau Klicka nicht da, schade! - Frau GRin Klicka hat uns heute zu einer Vorbesprechung für die Geriatriekommission eingeladen. Ich hatte den Eindruck, jetzt soll es in der Stadt tatsächlich losgehen mit einem Entwurf und einer Planungsmaßnahme, wo am Ende etwas herauskommen soll für die Situation der Pflegebedürftigen in der Stadt. – Wirklich schade, dass Frau Klicka nicht da ist, denn sie ärgert sich sicher, wenn ich immer schimpfe. (GR Franz Ekkamp und GRin Anica Matzka-Dojder: Sie kommt schon!) Sie kommt schon? - Sie werden es ihr ausrichten! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie kann es ja nachlesen im Protokoll!)

Wichtig ist nämlich, dass wir zu handeln beginnen. Ich stelle die Geriatrie an den Anfang meiner Rede, ich werde mich aber nicht darauf beschränken, denn wir haben viele Gelegenheiten, das alles durchzusprechen, in der Untersuchungskommission und in der Geriatriekommission. 

Trotzdem zur Bestandsaufnahme, und da zitiere ich Dr Vogt, den die Frau Stadträtin eingesetzt hat. Herr Kollege Wagner, auch wenn Sie es nicht hören wollen: Die Kollegen Damen und Herren ... (GR Kurt Wagner: Ich hab' ja gar nichts gesagt! – GR Franz Ekkamp: Er hat ja gar nichts gesagt!) Weil Sie so entgeistert geschaut haben! - Aber Sie hören mir ja zu. (GR Günther Barnet: Er war in einem entrückten Zustand!) Nahezu entrückt! (GR Günther Barnet: Er war in höheren Sphären!)

Für die Kolleginnen und Kollegen, die nicht in der Untersuchungskommission sind, ist es vielleicht neu, dass Herr Dr Vogt eine Bestandsaufnahme der Situation in den Geriatriezentren, in den Versorgungsheimen der Stadt gemacht hat, die an Schärfe und an zum Ausdruck gebrachter Sorge nichts zu wünschen übrig gelassen haben. 

Herr Dr Vogt spricht von Zwei-Klassen-Pflege. Er spricht davon, dass man wunderbar untergebracht sein kann in Favoriten oder im Geriatriezentrum Floridsdorf. Er spricht aber auch davon, dass man unter sehr unwürdigen Bedingungen in den alten Versorgungsheimen wie Lainz, Baumgarten und Liesing leben können muss - und das zu denselben Bedingungen, zu denselben Voraussetzungen finanzieller und persönlicher Art. - Das ist eine Zukunft, die wir uns nicht wünschen! 

Er spricht davon, dass Mängel in der Pflege verschleiert werden, dass es wunderbare Schlüssel für das Personal gibt, allein: Vor Ort stimmt der Schlüssel nicht, sind wesentlich weniger Menschen da. Er sagt auch, dass dieser Mangel an Personal zu Führungsschwäche führt, denn die Schwestern, die diplomierten Kräfte vor Ort müssen sich mehr der Pflege am Bett widmen als der Führung einer Station - und das ist keine Situation, die man auf Dauer durchhalten kann. 

Er sagt auch, dass der Umgang mit den Angehörigen total vernachlässigt wird, dass sie sich ohnmächtig fühlen, dass sie sich ausgeliefert fühlen, dass sich niemand um ihre Anliegen kümmert. Ein sehr wichtiges und gutes Instrument, nämlich die Supervision, hat unter solchen Rahmenbedingungen wenig Chance, hat Herr Dr Vogt festgestellt. Wir haben dazu eine Debatte in der Geriatriekommission gehabt, wo mit Recht darauf hingewiesen wurde, dass das ein wichtiges, ein gutes Instrument ist, aber wenn die Stimmung so ist, dass die Menschen glauben, es nützt ohnedies nichts, dann braucht man auch kein "Seelenklo" - also jemanden, dem man erzählt, wie schrecklich es ist -, denn es ändert ja nichts. Viel wichtiger wäre Mediation: Mediation, wo Konflikte geregelt werden und Lösungen gesucht werden. - Und das ist wichtig: Wenn Supervision die Probleme nicht mehr erreicht, dann muss uns das zu denken geben! 

Und er sagt auch - und das ist wichtig -: Das Klima unter dem Personal in den öffentlichen Geriatriezentren in von Depression, von Inaktivität, von Selbstmitleid und Entmutigung gekennzeichnet. - Ja stellen Sie sich vor: Wie kann man als engagierter Mitarbeiter, als engagierte Mitarbeiterin da noch eine Zukunft sehen, eine Hoffnung, eine Wertschätzung, eine Selbstachtung im Beruf, wenn das die Grundhaltung ist, wenn die Leute so frustriert sind, dass sie sich eigentlich selbst nicht mehr erinnern können, warum sie diesen Beruf gewählt haben?

Frau Stadträtin! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen! Es soll uns heute um die Frage gehen, welche Alternativen es zu dieser Situation geben kann. Die Alternativen müssen nicht erfunden werden. Die Alternativen sind vorgezeichnet, denn es ist nicht nur so, dass wir zu wenige Pflegeplätze haben, sondern wir haben diese Strukturen der Stadt zum Teil auch nicht richtig, nicht zielgerichtet verwendet. Wenn wir - und ich zitiere noch einmal den Wiener Pflegeheimplan - Ernst machen mit dem Umbau der Strukturen, mit der Reorganisation, dann haben wir ein großes, ein mögliches Feld der Umbaumaßnahmen, der Neuorganisation der Pflege im Kuratorium Wiener Penisionisten-Wohnhäuser. Das ÖBIG hat festgestellt, dass die Nachfrage nach Wohnplätzen in den Pensionistenhäusern rapide sinken wird. Gott sei Dank brauchen wir nicht mehr, damit wir nicht Kohlen schleppen müssen, einen Platz in den Pensionistenhäusern. Was wir aber brauchen - und daher melden sich die Menschen in den Pensionistenhäusern an –, ist Stütze, vielleicht auch Aufenthalt, wenn wir pflegebedürftig sind. Wenn wir diesem Bedarf und diesem Bedürfnis der Menschen Rechnung tragen würden, dann würde uns der Umbau der Häuser des Kuratoriums Wiener Pensionisten-Wohnhäuser einen großen Schritt weiterbringen. Denn - und das sagt das ÖBIG in zwei Studien, nicht nur im Wiener Pflegeheimplan, sondern auch in einer jüngst veröffentlichten Studie aus diesem Jahr - allein bis zum Jahr 2005 werden wir um 7 000 Plätze in den Wohnheimen weniger brauchen. Da kann man reorganisieren, da kann man adaptieren, und da kann man Geld gut verwenden, denn das sind wohnortnahe Strukturen, das sind zum Großteil gut ausgebaute Häuser, die man für die Pflegeaufgaben adaptieren kann, und sie sind dort, wo die Menschen leben, und man muss sie dann nicht in die Großheime an den Stadtrand schicken. 

Und dort könnte man auch die Änderung der Personalstrukturen angehen, und das heißt – auch nach dem, was man hört, wenn man mit dem Pflegepersonal in den Geriatriezentren spricht - mehr Differenzierung. Nicht alle Menschen, die in den Pflegeheimen wohnen, brauchen ständig und dauernd Ärzte. Das heißt, die Ärzte sind auch - und da ist dem Personal Glauben zu schenken - in vielen Bereichen unausgelastet oder falsch eingesetzt. Wenn wir hier spezieller arbeiten und mehr Investitionen in die Sozialarbeit, in die Ergotherapie, in die Physiotherapie und in das diplomierte Personal leisten würden, dann könnten wir in diesen wohnortnahen Strukturen durchaus auch mit Sprechstunden, mit Rufbereitschaft zurechtkommen. Nicht in allen Pflegestufen brauchen die Menschen ständig Ärzte, das ist ja eine Binsenweisheit. Wir könnten uns dann mit der medizinischen Betreuung auf diejenigen Gruppen in der Geriatrie beschränken oder in erster Linie konzentrieren, die viele Krankheiten oder schwere Krankheiten haben und die auch ständig medizinische Intensivbetreuung brauchen.

Frau StRin Pittermann! Sie haben in der letzten Sitzung der Untersuchungskommission eigentlich sehr verständnislos auf meinen Vorschlag reagiert, die Heimgrößen radikal herunterzufahren. Sie haben gemeint: Wo kommen wir denn da hin, wenn wir lauter kleine Häuser haben, und wo wäre denn da in Wien die Versorgung?, und: Da würden ja so viele nicht passen! - Sie haben Recht: Nicht nur das Geriatriezentrum Am Wienerwald passt dann nicht, sondern dann passt auch das Haus der Barmherzigkeit nicht - da haben Sie Recht -, selbst wenn man es jetzt neu ausgebaut hat. 

Aber aus Strukturmängeln zu lernen heißt, Schritte in die richtige Richtung zu setzen. Und Schritte in die richtige Richtung sind nicht nur sozusagen ein paar Spintisierern des ÖBIG zuzuschreiben, selbst wenn diese jetzt immer wieder belächelt werden, sondern es gibt schlicht und einfach eine Artikel-15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern, die vorsieht, dass die Einrichtungen eine bestimmte Anzahl an Bewohnern und Bewohnerinnen nicht überschreiten. Da hat etwa Oberösterreich die Anzahl der Normplätze auf 120 festgelegt. In Salzburg dürfen die Pflegeheime nur 50 Bewohner und Bewohnerinnen aufweisen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schauko-witsch: Sie sollten schon auch schauen, wie viele Plätze in ...!) In Kärnten werden von Seiten der Landesregierung nur mehr Heime mit bis zu 50 Plätzen bewilligt. Und das macht Sinn, meine Damen und Herren, denn nur dort können familiäre Strukturen, die gebraucht werden, hergestellt werden. 

Ich möchte Ihnen dazu aus einer Studie – wiederum vom ÖBIG – zitieren, die jetzt im Jahr 2003 in Bezug auf die konfessionellen Heime erstellt wurde. Darin steht Folgendes: 

"Viele psychosoziale Probleme von Heimbewohnern werden durch zu große, anonym wirkende Heime mitverursacht. Deshalb wird sowohl seitens der Praktiker als auch der Wissenschafter eine Verringerung der Heimgröße gefordert."

Und sie sagen dann weiter, um das auch auszuargumentieren:

"Dem Bereich der baulich-räumlichen Ausstattung kommt im Alten- und Pflegeheim große Bedeutung zu: für die Wohnqualität, für das Wohlbefinden und so weiter. Für die räumliche Autonomie ist die Zimmerstruktur wichtig," - sie sprechen hier von Ein- und höchstens Zwei-Bett-Zimmern - "mit Privatsphäre, mit eigenen Möbeln und so weiter." 

Und sie sagen auch, was passiert, wenn man das den Menschen verweigert: Es führt zu Kontrollverlust, zu Gewalt und Aggression, zu Rückzug und Resignation, wenn man den Schutz der Privatsphäre nicht achtet. Stellen Sie sich nur vor, Sie wären selbst in einem Sechs-, Sieben- oder Acht-Bett-Zimmer, jemand würde neben Ihnen verwirrt schreien oder Angst haben oder unruhig sein: Wie würden Sie sich fühlen? - Es ist eigentlich nur zu verständlich, dass man das nicht wollen kann. 

Frau Stadträtin! Gehen Sie in die richtige Richtung! Fangen Sie nicht an, an den Großstrukturen sozusagen durch große Investitionen herumzudoktern! Das Geriatriezentrum Am Wienerwald wird immer abgelegen sein, wird immer schwer erreichbar sein und ist für den Bezirk Hietzing viel, viel zu groß. Machen Sie Ernst, errichten Sie dort ein Sonderkrankenhaus für Geriatrie - da kann man all die gut ausgestatteten Einrichtungen, die es jetzt dort gibt, wirklich nützen -, und gehen Sie heraus aus den Häusern mit den Massenunterbringungen und sorgen Sie für wohnortnahe Strukturen! 

Die grünen Ideen in Sachen Geriatrie sind nicht erst, seit Sigrid Pilz hier im Gemeinderat ist, sondern schon durch Alessandra Kunz und Schani Margulies oft hier Thema gewesen. Oft sind unsere Vorschläge abgewiesen worden mit dem Hinweis, das wäre eigentlich nicht vernünftig, das brauche man nicht und so weiter - zuletzt im vergangenen Juni, als ich einen Antrag einbrachte, die Geriatriezentren für eine eigene Teilunternehmung vorzusehen, sie nicht als die "armen Verwandten" der Krankenhäuser eine abgewertete, schlecht ausgestattete und finanziell unterdotierte Existenz führen zu lassen. Damals haben alle Fraktionen den Standpunkt vertreten: Frau Kollegin, erfinden Sie doch nicht neue bürokratische Strukturen!, und haben nicht gesehen, was wir Monate später akzeptieren mussten, nämlich dass die Verhältnisse dort deshalb so sind, wie sie sind, weil die Strukturen falsch sind. 

Jetzt habe ich einen wichtigen Bündnispartner in Bezug auf diese Forderung der GRÜNEN gefunden, denn die interne Revision hat geprüft - die interne Revision des Magistrats, wohlgemerkt. Sie hat die Vorkommnisse im Geriatriezentrum im Pavillon I überprüft und hat im November ihren Bericht vorgelegt. Und darin lesen Sie, wenn Sie den Bericht aufmerksam lesen, dass die Einrichtung einer Teilunternehmung Geriatriezentren geprüft werden soll. Das ist eine Maßnahme, die zur Aufnahme in den Maßnahmenkatalog zur Verbesserung der Situation der Geriatriezentren empfohlen wird. 

Wir werden nicht in Triumphgeheul ausbrechen, wenn Sie jetzt unsere Anregung aufgreifen, aber ich möchte es Ihnen noch einmal ans Herz legen: Betrachten Sie die Geriatriezentren nicht als sozusagen die schlechteren Krankenhäuser, sondern geben Sie ihnen eine eigene Lebensqualität, eine eigene wohnliche und soziale Struktur, indem Sie sie und dadurch, dass Sie sie anders behandeln als Krankenhäuser.

Ich habe wieder einen entsprechenden Beschlussantrag eingebracht, in der Hoffnung, dass Sie dieses Mal zustimmen können. – So weit zu den Geriatriezentren.

Jetzt zu einem anderen sehr ärgerlichen Gebiet im Gesundheitswesen, wo es dringenden Bedarf an Reorganisation gibt, dem Psychosozialen Dienst. Er weist erstarrte Strukturen auf, und es gibt in der Vorstandssitzung ewige Debatten darüber, was nun hier geschehen kann. Die Opposition versucht seit vielen, vielen Monaten, Licht in das eine oder andere Dunkel zu bringen, herauszufinden, was dort wirklich geleistet wird, und erstarrte Strukturen aufzubrechen, zum Beispiel: Sechs Doppelprimariate - Doppelprimariate von Personal, von Ärzten und Ärztinnen, die sowohl im stationären Bereich einen Fulltime-Job erfüllen als auch einen Teilzeitjob in einer der Einrichtungen, im Wesentlichen in den sozialpsychiatrischen Ambulatorien des PSD. Nicht genug damit: So gut wie alle dieser Kollegen und Kolleginnen haben dazu noch eine Privatordination. 

Frau StRin Pittermann hat zu diesem Faktum gesagt, sie würde das heute auch nicht mehr so machen, allein: Sie hat keine Möglichkeit, in bestehende Verträge einzugreifen.

Dass aber der PSD einer umfassenden Aufgabenrevision unterzogen werden sollte, zeigen die Leistungsberichte. Wir konnten - mühsam genug - gegenüber der Geschäftsführung und der ärztlichen Leitung durchsetzen, dass endlich differenzierte Leistungsnachweise vorgelegt werden. Sie sind uns noch nicht aussagekräftig genug, aber das, was man sieht, sollte uns zu denken geben. 

Ein paar kleine Beispiele: Zwei sozialpsychiatrische Ambulatorien erledigen 50 Prozent aller Hausbesuche. Zwei! Da muss man sich schon fragen, ob man in Wien, wenn man psychisch krank ist, in den richtigen Bezirk ziehen muss, damit man dann in den Genuss des Privilegs kommt, dass jemand kommt, wenn man krank, wenn man bedürftig ist und nicht in einer Verfassung ist, selbst zu gehen und Hilfe zu suchen.

Es gibt keine Sprechstunden des Psychosozialen Dienstes in den Einrichtungen, die dringend Unterstützung brauchen würden, wie zum Beispiel die Meldemannstraße und jetzt die Siemensstraße, die Obdachloseneinrichtungen der Stadt, wo - und ich habe mit der zuständigen Leiterin gesprochen - eine große Anzahl der Bewohner und Bewohnerinnen psychische Probleme hat, die dringend therapeutisch behandelt werden müssen. Keine Sprechstunde, kein Auftrag, offenbar nach der Devise: Sie können ja ins nächstgelegene sozialpsychiatrische Ambulatorium gehen. - Das ist nicht aufsuchende Arbeit, wie wir sie uns vorstellen!

Die Wohnplätze des Psychosozialen Dienstes: Man leistet sich Auslastungszahlen bei 60 Prozent. In einer Einrichtung kommen sage und schreibe vier Patienten auf zehn Plätze – 30 Prozent Auslastung. - Das kann, wenn man sich an Grundsätzen der Sparsamkeit zu orientieren hat, nicht die Politik sein, die man hier unterstützen kann. 

Es gibt auch ein großes Verwirrspiel, was die Leistungszahlen betreffend die ärztlichen Leistungen, die in den sozialpsychiatrischen Ambulatorien erbracht werden, betrifft. Da gibt es zum Beispiel ein Ambulatorium, das laut Leistungskennzahlen glatt das Neunfache des anderen leistet, obwohl sie annähernd gleich groß sind und eine annähernd gleiche Einzugszahl an Patienten und Patientinnen haben. In der Vorstandssitzung hat Herr Chefarzt Rudas gesagt, das seien eben unterschiedliche ärztliche Gepflogenheiten. Auf meine schriftliche Anfrage bekam ich dann die Antwort, hier wären Kommastellen verrutscht. - Das ist keine seriöse Berichterstattung! 

Statt Innovation gibt es Erstarrung, und Erstarrung führt zu Privilegien, die ärgerlich und nicht zu vertreten sind. Herr Chefarzt Dr Rudas hat einen unkündbaren Vertrag. Er kann selbst entscheiden und theoretisch bis an sein Lebensende im Amt bleiben. Seine Pensionsabschlagszahlung von über 11 Millionen S wurde ihm gleichwohl ausbezahlt, ohne dass die vertraglichen Bestimmungen dazu geändert wurden. - Das findet außer den GRÜNEN niemand ärgerlich. So kann man mit dem öffentlichen Geld aber nicht umgehen!

Die Informationspolitik rund um diese Privilegien und rund um diese verschiedenen Funktionen der Bediensteten im PSD ist mehr als aufklärungsbedürftig. So habe ich am 26.10.2002 eine Anfrage an die Frau Stadträtin gestellt, welche Konsulentenverträge für welche Fachbereiche im Krankenanstaltenverbund vergeben würden: Wer hat Konsulentenverträge? Gibt es Dauerkonsulentenverträge? Gibt es schriftliche Expertisen, die erstellt werden? Und, und, und. Man hat mir geantwortet, dass externe Beratungsleistungen nahezu ausschließlich im Rahmen der Umsetzung von Projekten in Anspruch genommen werden und daher die Fragestellung der Beauftragung von Konsulenten nur einen sehr eingeschränkten Bereich der Unternehmung Krankenanstaltenverbund betreffen würde. Schlussendlich, da ja meine Frage konkret lautete, wer nun einen solchen Konsulentenvertrag habe, wurde mir ein einziger genannt, und zwar für das Vienna Medical Center of Competence. Und das war es. 

Ich wusste aber, dass Herr Chefarzt Dr Rudas einen Konsulentenvertrag beim Krankenanstaltenverbund hat. Also habe ich ein Jahr später noch einmal nachgefragt, und dieses Mal genau. Meinem Kenntnisstand zufolge übt Herr Chefarzt Dr Rudas seit vielen Jahren neben seiner Beschäftigung im PSD auch eine Konsulentenfunktion im Krankenanstaltenverbund aus. Was hat man mir geantwortet? - Von 1996 bis 2002 bestand für Herrn Dr Rudas ein Konsulentenvertrag mit dem KAV. Überwiegender Anlass des Vertrages waren unter anderem die massiven Veränderungen im stationären Bereich der Psychiatrie. Der Vertrag sah eine Honorierung in limitierter Höhe von tatsächlich erbrachten und kontrollierten Leistungen vor und liefe Ende 2002 ersatzlos aus. - Soweit es meine Amtszeit betrifft, betrug das Gesamthonorar im Jahr 2001  29 010 EUR und im Jahr 2002  10 153 EUR. – Na, das ist ja eine erkleckliche Summe!

Bis zu diesem Zeitpunkt hat sich Frau StRin Pittermann offensichtlich nicht erinnert, dass Herr Chefarzt Dr Rudas einen ganz konkreten und konkret dotierten Konsulentenvertrag hat. Und kommen Sie mir nicht damit, dass ich offensichtlich nur nach dem letzten Jahr gefragt habe! Ich habe nach allen Jahren, zurückreichend bis über die Amtszeit der Frau Stadträtin hinaus, gefragt. 

Das ist aufklärungsbedürftig, und ich habe an die Frau Stadträtin eine weitere Anfrage gestellt: Ich möchte wissen, warum man sich erst dann erinnert, wenn man darauf aufmerksam gemacht wird, dass hier Verträge bestehen, die man offensichtlich nur dann publiziert, wenn es einem sozusagen konkret auf den Kopf zugesagt wird. Und ich möchte auch wissen, was diese Beratungsleistungen an Ergebnissen gezeigt haben: Gibt es Berichte? Gibt es konkrete Dokumente? Gibt es Maßnahmen, die auf Grundlage dieser doch jahrelangen und sehr üppigen Konsultationstätigkeit erledigt wurden?

Letzter Punkt, letztes Thema, der Fonds Soziales Wien: Für all diejenigen Kollegen und Kolleginnen, die nicht in den Genuss der Unterlagen, die mir vorliegen, gekommen sind, ein paar Fakten. Es gibt einen Vorschlag über die Satzung. (GR Mag Helmut Kowarik: Bitte in den Verteiler!) Sie wollen in den Verteiler? Die Arbeit der FPÖ werde ich sicherlich nicht machen. Wenn Sie aber gut aufpassen, hören Sie etwas. (GR Günther Barnet: Wir würden aber nicht schlecht zahlen!) Das ist nicht einmal ein Argument, schon gar nicht bei den Grünen.

Die Satzung des Fonds Soziales Wien ist funkelnagelneu. (GR Mag Helmut Kowarik: Ist das vertraulich?) Es ist nicht vertraulich, ich rede ja gerade darüber. (GR Mag Helmut Kowarik: Ich frage ja nur!) Hören Sie zu, Herr Kollege, es ist nicht vertraulich, sonst würde ich es Ihnen nicht erzählen! Wenn Sie sich die Zeit nehmen, mir zuzuhören, dann habe ich genug, um es Ihnen in aller Ausführlichkeit zu schildern.

Diese Satzung des Fonds Soziales Wien erlaubt eine umfassende Zuständigkeit des Fonds für die sozialen Grundbedürfnisse wie Wohnen, Arbeiten für bedürftige Menschen, für medizinische, psychische und soziale Beratung und Behandlung und Betreuung sowie Pflege von bedürftigen Menschen. Das ist sehr umfassend. Theoretisch könnte man da den ganzen Krankenanstaltenverbund subsumieren. (GR Mag Helmut Kowarik: In den Fonds hinein?) In den Fonds hinein. Fast alles. 

Der Kollege Chorherr hat schon gesagt, der Fonds Soziales Wien kann sozusagen eröffnet werden. Das heißt, dass diese Politikfelder teilweise oder zur Gänze aus den Aufgaben des Magistrats ausgelagert werden können. Planerische konzeptive Maßnahmen werden dort erledigt, die nach Ansicht der Grünen auf der politischen Ebene verbleiben müssten und, jetzt kommt es: Expressis verbis steht in den Satzungen: "ein Rechtsanspruch von Fondsbegünstigten auf Leistungen des Fonds Soziales Wien besteht laut Satzung nicht". Das heißt, die Bürger und Bürgerinnen, die Leistungen des Fonds beziehen, werden zur Bittstellern degradiert. Sie müssen zuerst Steuern zahlen und dann können sie darum fragen, ob sie Leistungen zurückbekommen können. Wir werden prüfen lassen, ob diese Interpretation des Leistungsauftrags den Gesetzen entspricht.

Wir haben gehört, dass zentrale Aufgaben ausgelagert werden, also muss die Kontrolle gut sein. Wie wir aus anderen Beispielen wissen, tut Kontrolle Not in dieser Stadt. Allein die Organe des Fonds Soziales Wien sehen überhaupt keine politische Kontrolle vor. Da gibt es das Kuratorium und wie wir gehört haben, im PSD rührt dort die Opposition um. Im Kuratorium des Fonds Soziales Wien kann niemand umrühren, denn da gibt es eine Präsidentin mit Stellvertretern und dann gibt es nur mehr weisungsgebundene Beamte und Bedienstete der Stadt. Sieben Mitglieder des bis zu zehnköpfigen Gremiums sind aus den betroffenen Geschäftsfeldern und können – so steht es in der Satzung – jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. Einmal falsch aufgemuckt, schon bist du weg! Sie wissen, Beamte sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet, also wehe, wenn irgendetwas an Unterlagen hinausgeht. Transparenz ist nicht vorgesehen. Transparenz wird aktiv verhindert. Demokratische Kontrolle muss sich durch artige Fragen in einem Beirat artikulieren, der nicht einmal ein Organ des Fonds ist, sondern den sie hinten an die Statuten geschmiert haben. 

Die Aufgaben, die im Fonds Soziales Wien geleistet werden, hätten sehr wohl jede Menge Anlass für demokratische Kontrolle. Es wird nämlich eine zentrale neue Orientierung gewählt, die Umstellung von der Leistungsfinanzierung zu einer Individualförderung. Das klingt kompliziert und ist in den Folgen weitreichend für die Kunden des Fonds Soziales Wien. Dazu gibt es ein Strukturpapier, die Strukturreform 2004 aus dem November, also ein ganz neues Dokument. Darin wird in bemerkenswerter Offenheit gesagt, wohin die Reise geht, nämlich von der Leistungsfinanzierung zur Förderung. Darin gibt es eine erstaunliche Offenheit, die man den Grünen gegenüber nie eingeräumt hat, obwohl wir immer gefragt haben, warum die Aufträge eigentlich nicht ausgeschrieben werden, warum das Bundesvergabegesetz umgangen wird. Damals hat es geheißen, es wäre nicht zuständig. Jetzt steht hier: "In der Planungsphase" – hören Sie zu – "zur Umstrukturierung musste erkannt werden, dass ein Großteil der derzeit abgeschlossenen Verträge und 'Beziehungen' zu sozialen Einrichtungen den Vergaberichtlinien des Bundesvergabegesetzes unterliegen." - Wie wahr, kann ich da nur sagen! Oh, wie wahr!

Wir erinnern uns an die sozialen Dienste und die Debatten, die wir zu Jahresbeginn über die Politiker und Politikerinnen in Doppelfunktionen geführt haben. Ausschreibung war ein Fremdwort. Die Vergaberichtlinien wurden nicht beachtet. Man hat auch nicht vor das zu tun, denn man kommt jetzt von der Leistungsfinanzierung zur Förderung. Die Begründung ist auch nicht schlecht: "Mit der Umstrukturierung soll ein offensiver Weg in die ausschreibungsfreie Förderung gegangen werden." Damit ist alles gesagt: Die Ausschreibung wollen wir uns ersparen und wir wollen neue Verhältnisse zwischen Dienstleistungsunternehmen und Kunden herstellen. 

Dazu muss man wissen, wie es bisher ausgeschaut hat. In der Vergangenheit gab es Klienten, die von einem Dienstleister eine Leistung bezogen haben, zum Beispiel ambulante Dienste, eine Heimhilfe oder so etwas und dieser Kunde hatte einen Leistungsvertrag mit der MA 47. Die MA 47 wiederum hatte einen Vertrag mit dem Dienstleister, also waren alle durch einen Vertrag miteinander in Beziehung. Die Grünen waren nicht immer ganz glücklich, wie diese Leistungsverträge konzipiert, vergeben und umgesetzt wurden, aber ein Vertrag macht Dinge einklagbar. So ist das in unserem Rechtsstaat. Jetzt soll das ganz anders ausschauen. Jetzt gibt es - wie wir wissen - den Fonds Soziales Wien, der nicht etwa Verträge schließt, der nicht etwa die Staatsverträge schließen lässt, sondern der Fonds "Soziales Wien" anerkennt Einrichtungen als Dienstleister. Anerkennen tut er, zahlen tut er nicht. Dann kommen zum Beispiel die ambulanten Diensten – das ist ein Bereich, mit dem ich mich speziell beschäftige –, suchen beim Fonds Soziales Wien um Anerkennung an und wir wären interessiert und sind sehr gespannt darauf, nach welchen Richtlinien anerkannt wird. Gut, dann sind sie anerkannt, die Gemeinde Wien ist bislang fein raus, die Dienstleister sind anerkannt und sie schließen Leistungsverträge mit den Kunden ab. Und woher haben die Kunden das Geld? Sie werden individuell gefördert. Von wem? Erraten, vom Fonds Soziales Wien!

Das heißt, es gibt keine Leistungsverträge mehr, sondern es gibt individuelle Förderung. Der Fonds Soziales Wien fördert jeden einzelnen Kunden, lauter kleine Mikrobeträge, und die Kundin oder der Kunde kann sich dann am Markt per anerkanntem Dienstleister ihre oder seine Leistung zusammenkaufen. 

Da stellen sich viele Fragen. Was ist zum Beispiel mit einer älteren Dame, die in Stammersdorf wohnt, dreimal am Tag eine Heimhilfe oder eine Pflegehilfe braucht und keinen Dienstleister findet, weil die sagen, in Stammersdorf haben sie niemanden, sie solle zu einem anderen Dienstleister gehen, aber sie keinen Dienstleister findet, der sich die Mühe macht? Das ist wie bei der ÖBB. Wer will schon die Sumerauer Bahn betreuen.

Was tut ein Kunde, wenn er sein Geld nicht an eine Organisation los wird, weil ihn niemand betreut? Zum Fonds Soziales Wien kann er nicht gehen, weil von dort ist er gefördert worden. Zum Dienstleister kann er auch nicht gehen, weil dort findet er niemanden. Die Menschen können ziemlich überbleiben. Stellen Sie sich alte Menschen vor, für die es sowieso schon schwierig ist, sich zu entscheiden, ob man sich einen neuen Telefonanbieter kauft oder ob man bei der Liberalisierung des Strommarkts mitmacht oder sonstige Entscheidungen des Alltagslebens trifft, die plötzlich wichtig werden und auf die man durch ein langes Leben, wo Dinge Struktur hatten, nicht vorbereitet ist. Diese müssen in ihrer Pflegebedürftigkeit, in ihrem Alter, in ihrer sozial schwachen Situation auf einmal auf einen Markt reagieren, den sie vielleicht nicht durchschauen. Und ob das EU‑Wettbe-werbsrecht schon ausgetrickst ist, habe ich meine Zweifel. 

Ich habe alles Einsehen, dass man verhindern möchte, dass es Anbieter gibt, die zu Dumpingpreisen schlechte Leistungen machen, aber sozusagen Ketten oder Konzerne quer durch Europa installieren. Das ist nichts, was die Grünen wollen. Da wird sicher keine gute Qualität gesichert. Aber wie wollen Sie denn verhindern, dass sich diese Dienstleister auch um Anerkennung bewerben? Wo steht geschrieben, dass es nur das Wiener Hilfswerk, die Volkshilfe oder Sozial Global sein kann? Wieso kann nicht European Homecare kommen und sagen, sie bieten auch Superdienstleistungen an? Dann sagt man: "Na euch haben wir bei der Anerkennung nicht gemeint. Was passiert dann? Ich kann mir vorstellen, dann gibt es eine Wettbewerbsklage vor dem Europäischen Gerichtshof und ob da die Stadt Wien auf dem längeren Ast sitzt, wird sich weisen. 

Ich denke, das System mit den Leistungsverträgen könnte man zu einem seriösen, guten System weiterentwickeln. Da würde es genügen, wenn man die Qualitätskriterien ordentlich definiert, wenn man klare Vorgaben macht, was zu leisten ist und wenn man den Organisationen einen Reifungsprozess ermöglicht, dass sie mithalten können und gute Qualität, gute Angebote liefern können. Man kann den Markt sicherlich dadurch aussperren, indem man sagt, wir verzichten auf die Leistungsvergabe und wir retten uns in die Förderung. Da kann ich mir nicht vorstellen, dass das funktioniert. 

Schlussendlich ist die Frage, wie man sich als Kunde oder als Kundin beschweren kann. Stellen Sie sich vor, Sie haben einen Vertrag mit einem Dienstleister, den Sie lösen wollen, weil er nicht gute Arbeit leistet. Wer hilft Ihnen denn da, wenn Sie ein alter Mensch sind? Wie können Sie Ihre Konsumentenrechte einklagen? Bei wem? Beim Fonds Soziales Wien? Der hat Sie ja gefördert. Bei der Stadt? Die hat höchstens die behördliche Aufsicht wahrzunehmen und wird sich nicht in die einzelnen Verträge einmischen. Da kann es für die Menschen in der Stadt schwierig werden. 

Dahinter ist die Frage der Finanzierung zu stellen. Wer bestimmt den Preis? Wie wird der Preis kontrolliert? Gibt es Anbieter, die durch ein Dumping sozusagen den beschränkten Markt der Organisationen, die anerkannt sind, ruinieren? Oder gibt es eine Preistreiberei, weil man unter sich ist und ohnehin den Markt allein besetzt? All diese Fragen sind zu stellen. 

Weil diese Fragen so wichtig sind, kann man es nicht machen, wie es die Gemeinde Wien meint, machen zu müssen, unter Ausschluss der demokratischen Kontrolle Statuten zu erstellen, Strukturpläne zu erarbeiten und zu sagen, jetzt im November zeigt man dem Gemeinderat noch kein Dokument, sondern das macht man, wenn möglich, am 19. Dezember, weil man am 1. Jänner mit allem beginnen will. Das ist keine seriöse Politik! Das ist kein Ernstnehmen von Demokratie! Das kann ins Auge gehen und dafür kann man die Verantwortung nicht übernehmen! 

Wir verlangen daher – das ist mein letzter Beschluss‑ und Resolutionsantrag –, dass allem voran das Kuratorium mit den im Gemeinderat vertretenen Parteien besetzt wird. Lassen Sie sich in Ihre Karten schauen, denn sonst muss man vermuten, dass Sie etwas zu verstecken haben! Wir erwarten, dass Sie die Dienstleistungsverträge den gesetzlichen Vorgaben des Bundesvergabegesetzes entsprechend abwickeln und dass Sie sich da nicht etwa hineinretten, indem Sie durch Individualförderung ein System des Teilens und Herrschens aufstellen. Diskutieren Sie die Frage, welche Aufgaben vom Fonds Soziales Wien erbracht werden sollen vor Beschlussfassung ausführlich im Gemeinderat und in den Ausschüssen und stellen Sie uns nicht vor ein fait accompli, wo Sie sich dann wundern, wenn die Bevölkerung protestiert und die Opposition Ihnen die Zustimmung verweigert! – Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Hahn. Ich erteile es ihm. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die Abschiedsrede!)

GR Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Neubeginn. 

Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Der vorliegende Budgetentwurf ist wirklich eine interessante Variation von Budgettreue. Es ist sozusagen eine gnadenlose Fortschreibung des Status Quo. In gerade sensationeller Art und Weise müssen wir feststellen, dass eigentlich auf Ereignisse im Gesundheitsbereich praktisch nicht reagiert wird. Ich weiß ehrlich gesagt nicht mehr, was leider Gottes passieren müsste, dass sich das in irgendeiner Form im nächsten Jahr als Reaktion budgetär abbildet, als Maßnahme auf etwas. Ich möchte Pars pro toto nur die wesentlichsten Punkte, oder die mir wesentlich erscheinen, herausgreifen.

Punkt eins, logischerweise Lainz und alles, was damit zusammenhängt: Man muss leider Gottes oder präziser sagen, was im Juli, August passiert ist, sind Dinge, die bekannt geworden sind, die wir aber schon längst gewusst haben. Sie wurden durch eine – wie soll ich sagen? – ordentliche Art und Weise an die Öffentlichkeit herangetragen, aber wir wissen zumindest seit dem Pflegeheimplan 2001 ziemlich genau, was wir in Wien brauchen. Wir bräuchten 2005 mindestens 4 000 zusätzliche Pflegebetten in Wien. Ich darf Sie daran erinnern, dass wir von 1995 bis 2003, acht Jahre, gebraucht haben, um zum Beispiel das Pflegezentrum Süd mit schlanken 120 Betten zu errichten. Dies zeigt, wo es eigentlich fehlt. Wir bräuchten innerhalb kürzester Zeit mehrere tausend Einheiten und brauchen vergleichsweise Jahre, um nicht zu sagen Jahrzehnte, um ein paar Dutzend Pflegebetten zu errichten. 

Aber der Herr Bürgermeister hat ohnedies die Pflegemilliarde angekündigt. Ich bin geneigt die Worte und insbesondere die Ankündigungen des Herrn Bürgermeisters ernst zu nehmen, nur die Budgetisten haben das offensichtlich nicht getan, weil sich diesbezüglich nichts wiederfindet. Ich gebe zu, zwischen der Ankündigung Mitte Oktober und dem Vorliegen des Budgets, jetzt, ist erst ein gutes Monat verstrichen. Die Sache ist auch nicht so dringlich, daher muss man nicht so schnell reagieren. Ich habe manchmal das Gefühl, der Herr Bürgermeister hätte vor drei Jahren auch eine Pflegemilliarde als Reaktion auf die Ereignisse angekündigt. Damals waren es Schilling, heute sind es Euro. Dass der Faktor von ungefähr vierzehn Platz greift, ist nicht so wesentlich, Milliarde ist Milliarde. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, wir werden uns in den nächsten Jahren sehr genau anschauen, was wirklich von einer Pflegemilliarde übrig geblieben sein wird. Wir werden uns das sehr genau anschauen, dass Sie uns nicht schon geplante Investitionen sozusagen als Pflegemilliarde unterjubeln. Auf den additiven Faktor werden wir großen Wert legen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn wir von dieser Pflegemilliarde reden, dann müssten sich gesiebentelt auf 2010, weil es angekündigt war, dass das bis 2010 stattfinden soll, im nächsten Budget zusätzliche 140 Millionen EUR, für Traditionalisten etwa 2 Milliarden S, wiederfinden. Wie gesagt, davon ist keine Rede. Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, dann sind im Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds diesem Thema zwei Zeilen gewidmet, dass es in dieser Richtung Absichten gibt. Das haben wir heute schon mehrfach gehört, dass es Absichtsbekundungen gibt, aber Konkretes gibt es diesbezüglich nicht. 

Der Herr Bürgermeister und andere haben gelegentlich von privaten Investoren gesprochen. Wo die privaten Investoren, bei aller Liebe für das Private, sind, kann ich nicht erkennen. Was ich allerdings schon erkennen kann, ist, dass auch die ÖVP massiv und wiederholt darauf hingewiesen hat, dass private Pflegeeinrichtungen wesentlich kostengünstiger gestionieren und sich auch die Stadt einiges ersparen würde, wenn sie hier von öffentlichen zu privaten Einrichtungen transferiert. Der in dieser Frage sicher unverdächtige Pflegeanwalt Dr Vogt hat erst kürzlich wieder konzediert, dass er bei seinen Besuchen durchaus feststellen musste, dass in den privaten Einrichtungen die Dinge sehr gut laufen und dass das Arbeitsklima besser als in den öffentlichen Einrichtungen ist, sich allerdings die Personalausstattung umgekehrt proportional verhält. 

Was wir brauchen, ist eindeutig mehr Geld im Pflegebereich. Diesbezüglich findet sich nichts im Budget. Wenn ich mir die größeren Investitionsvorhaben anschaue, dann sind das allesamt Fortschreibungen, die umgekehrt auch alle im Akutbereich stattfinden. Es findet sich im Budget keine nennenswerte Position und insbesondere keine neue Position, die etwa der notwendigen Prioritätensetzung einer forcierten Verlagerung vom stationären in den ambulanten Bereich Rechnung trägt. Frau Stadträtin, wo sind die Projekte, die derartiges forcieren könnten und sollten? Das letzte diesbezüglich Projekt ist schon wieder zwei drei Jahre alt. Evaluationen dazu sind mir nicht bekannt. Es hat, glaube ich, vor ein oder zwei Jahren eine groß angekündigte Zusammenarbeit zwischen Wiener Ärztekammer, Gebietskrankenkasse und der Stadt Wien gegeben. Ich glaube, mehr als die Presseaussendung dazu gibt es im Wesentlichen nicht, aber ich habe das damals erwartet, eigentlich befürchtet.

Wir wissen, dass jeder Euro im stationären Bereich drei Euro im niedergelassenen Bereich Wert ist. Wir sollten uns bemühen, nachhaltige Verlagerungen zu machen. Es fehlt uns an betreuten Wohnformen im niedergelassenen Bereich, gerade für Senioren, Einrichtungen, die wiederum die Pflegeheime, würde ich sagen, dramatisch entlasten könnten. Diese Entlastung würde wieder dem Akutbereich zu Gute kommen, weil bekanntermaßen gerade auf den Internen Abteilungen oft Personen liegen, die eigentlich schon in den Pflegeeinrichtungen sein sollten, aber dort ist wiederum kein Platz, weil entsprechende ambulante Einrichtungen nicht existieren. Diese Kette, wenn Sie so wollen, diese Wertschöpfungskette, gehört aufgemacht, gehört forciert und gehört entsprechend dotiert. 

Schließlich ein dritter Bereich, Frau Stadträtin, der Ihnen gerade als Ärztin ein großes Anliegen sein müsste: Die Wiener sind gemeinsam mit den Niederösterreichern absolute Vorsorgemuffel. Zum Beispiel gehen in Vorarlberg dreimal so viele Menschen zu Vorsorgeuntersuchungen als in Wien. Wien bildet mit Niederösterreich das Schlusslicht in Österreich und das ist absolut nicht zu akzeptieren. Wir sind auch bei den Haltungsschäden von Jugendlichen Schlusslicht in Österreich. Wir wissen das. Wir sollten dagegen etwas unternehmen. Wir gehören, was das Rauchen gerade von jungen Frauen anbelangt, auch zu den Schlusslichtern in Österreich. Auch hier sollten wir massive Kampagnen fahren und uns das Ziel setzen, diese rote Laterne abzugeben. Schlussendlich, was uns letztendlich betrifft, sind die Wienerinnen und Wiener bei der Lebenserwartung ebenfalls das Schlusslicht in der österreichweiten Skala. All dies sind Benchmarks, die uns zu denken geben müssen, die insbesondere Mediziner, Gesundheitspolitiker zu denken geben sollten. Frau Stadträtin, ich würde mir doch erwarten, dass Sie konzentriert Mittel in diesen Bereich hineinpumpen, weil das letztlich Mittel sind, die in vielerlei Hinsicht eine Umwegrentabilität nach sich ziehen. 

Kurz und gut, ich vermisse, wie gesagt, jegliche Schwerpunktsetzung, jegliche Prioritätensetzung. Es fehlt eine konsequente Stärkung der Verlagerung in den niedergelassenen Bereich, nämlich die budgetären Mittel dafür. Bitte sagen Sie nicht, das ist die Zuständigkeit der Gebietskrankenkasse. Ich habe wiederholt darauf hingewiesen. Gerade von der Couleur her müsste es möglich sein, die Zusammenarbeit leichter zu ermöglichen. Die Stadt hat sehr wohl Möglichkeiten, insbesondere über den WIKRAF, wo sogar vom Gesetz her derartige Pilotprojekte vorgesehen und vorgegeben sind. Wir brauchen eine Forcierung der Pflegeeinrichtungen. Es ist Fantasie gefragt, hier Geld aufzustellen. Das ist verschiedentlich schon angesprochen worden. 

Es gibt sicherlich die Möglichkeit, die einen oder anderen nicht betriebsnotwendigen Areale zu veräußern, indem man etwa konzentriert und komprimiert. Es gibt selbst vom KAV die Projekte im Bereich des Otto‑Wagner-Spitals. Sie sind offensichtlich mehr oder weniger sanft entschlafen. Ich würde sagen, auch das Areal von Lainz bietet sich an. Wenn wir über das eine oder andere noch nachdenken, fällt uns sicher etwas ein, wo man relativ schnell Mittel lukrieren könnte, die man dann konzentriert für die Verbesserung von Pflegeeinrichtungen einsetzen kann, indem man neue Pflegeeinrichtungen vorzugsweise dezentral und nach dem Standard, zu dem wir uns alle bekennen, errichtet.

Letztlich – ich möchte das wirklich noch einmal betonen und herausarbeiten – fehlt mir ein Kampagnenbudget im Gesundheitsbereich, wo wir einige der von mir angeschnittenen Defizite im Gesundheitszustand der Wienerinnen und Wiener nachhaltig zu verbessern versuchen und Ziele zu setzen, um nach zwei oder drei Jahren zu überprüfen, ob das funktioniert hat oder nicht. Die Unverbindlichkeit, mit der wir uns bisher konfrontiert sehen, kann so nicht akzeptiert werden. Ich muss daher sagen, das Budget lässt dergleichen in keinster Weise erkennen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass wir diesem Budget der Tatenlosigkeit unsere Zustimmung nicht geben können. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile es ihr. 

StRin Karin Landauer: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte am Anfang die Gelegenheit nützen, weil der Herr SR Leitner hier ist, mich bei ihm für seine Arbeit in der MA 47 zu bedanken und mein Erstaunen ausdrücken, dass es nicht möglich war, von der Frau StRin Brauner zu erfahren, warum er eigentlich – für unsere Begriffe – überraschend und sehr schnell in Pension geschickt wurde. Ich möchte mich ganz herzlich für Ihre Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt bedanken! (Beifall bei FPÖ, ÖVP und GRÜNEN.)
Dem Herrn Abg Dr Johannes Hahn wünsche ich für Mittwoch alles Gute. Ich persönlich freue mich sehr auf die neue Zusammenarbeit. Ich denke mir, dass es uns vielleicht gelingen wird, einiges gemeinsam für diese Stadt zu tun. Wie gesagt, ich wünsche dir alles Gute.

Ich möchte jetzt gern auf das eingehen, was Frau Dr Pilz bezüglich des Fonds Soziales Wien gesagt hat. Mich überrascht das überhaupt nicht, dass das völlig undemokratisch vorgeht, weil das ganze Konstrukt Fonds Soziales Wien ist nun einmal so. Ich habe mich schon daran gewöhnt, dass Sie die Informationen immer bekommen, weil dadurch ist die Opposition auch informiert, weil Sie es nicht geheim halten. Was ich aber so ungeheuerlich finde, ist, wie man heute in der Presse gelesen hat was Sie hier auch herausgearbeitet haben, was das für die pflegebedürftigen Menschen bedeutet. Bedeutet das wirklich, wenn zum Beispiel meine Mutter pflegebedürftig wird, sie sich dann einen Leistungsträger suchen und verhandeln muss, um dann den besten zu finden? Das ist für mich undenkbar. Ich bin also schon sehr darauf gespannt, was wir erfahren werden, weil die Frau Stadträtin hat gesagt, nach dem Gesundheitsausschuss werden wir alle etwas erfahren. 

Was mir auch nicht klar ist, ist, dass in beiden Ausschüssen über dieses Konstrukt Fonds Soziales Wien nicht geredet wird, weder bei der Frau StRin Laska, noch bei der Frau StRin Pittermann. Entweder hat man wirklich etwas zu verbergen, zu vertuschen oder ich glaube wirklich, dass das stimmt, was Frau Dr Pilz gesagt hat, dass man die Demokratie ausschließen will. Ich denke mir, gerade für diesen Bereich, wo es um hilfsbedürftige Menschen geht, wird es sehr spannend.

Nun würde ich ganz gerne kurz auf das Gutachten eingehen, welches zur Feststellung der Aufsichtsbehörde im Geriatriezentrum Am Wienerwald erstellt wurde. Im Revisionsbericht gibt es sehr viele Punkte, worauf man eingehen könnte, aber wenn ich an die fortgeschrittene Stunde denke, möchte ich mich eigentlich auf das Gutachten beschränken. Darin kann man lesen: "Nach Durchsicht der Dienstpläne war jedoch ein Mangel im Bereich der qualifizierten Pflegekräfte offensichtlich. Sollte dadurch einmal ein ernsthaftes medizinisches Problem entstehen, würde damit ein Organisationsverschulden vorliegen." Das steht im Gutachten, ist keine Erfindung der Opposition, keine Erfindung von 50 An-fragen oder Anträgen, sondern das steht dort Schwarz auf Weiß. Wenn man jetzt durch die Einrichtungen geht, sieht man wahnsinnig engagiertes Pflegepersonal, aber leider gibt es das qualifizierte Personal nach wie vor nicht. Es ist eigentlich sehr schlimm bestellt. 

Dann kann man noch auf Seite 17 lesen: "Sicherlich ist jedoch der Personalschlüssel, bezogen auf die geforderten Leistungen des Pflegepersonals mit über zwei Betten pro Vollbeschäftigtem, zu gering angesetzt. Zum Zeitpunkt des Besuches des Gutachters gab es drei Personen für 36 Patienten." Laut ÖBIG ist der Bettenschlüssel einer akutgeriatrischen Abteilung mit 1,5 Bet-ten pro Gesundheits- und Krankenpflegeperson zu berechnen. Dies entspricht 24 vollbeschäftigten Pflegepersonen für eine Station mit 36 Betten. Das ist etwas, was immer wieder von der Opposition, vom Personal, von der Personalvertretung gesagt wurde, aber es wurde einfach nie vollzogen.

Wenn man sich jetzt den Wirtschaftsplan 2004 anschaut, denkt man sich, darin wird alles sein, wenigstens beim Personal. Das Personal ist völlig gleich, es ist 2003 und 2004 unverändert. Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Was muss denn noch passieren? Das kann doch nicht wirklich ernsthaft das sein, was ein Unternehmen Krankenanstaltenverbund anzubieten hat, noch dazu mit einem Generaldirektor Prof Hauke, der weiß, wie es funktioniert, der auch weiß, wie man es tun sollte. Nur, wie gesagt, im Wirtschaftsplan 2004 ist davon absolut nichts zu finden.

Es gibt keine Bedarfsanpassung. Die Pflegemilliarde – das hat der Herr Abg Dr Hahn schon gesagt – findet man nicht. Jetzt muss ich dazu sagen, dass der Herr Bürgermeister großartig gesagt hat, das ist ein Beschluss von Rust und er nimmt die Pflegemilliarde gern an, die wir in den Raum gestellt und verlangt haben. Er hat gesagt, bis 2010, aber das ist viel zu lang. Das muss viel kürzer sein. Heute in der Früh habe ich mir den Herrn StR Rieder angehört, dass das Budget kein Korsett ist und wenn es notwendig ist, wird man eben die Pflegemilliarde umschichten. Aber mit der Umschichtung über Rücklagen, wie er gemeint hat, wird sich das nicht ganz ausgehen.

Ich denke mir – wieder den Bürgermeister zitierend –, dann wird man Schulden machen müssen. Es wird nicht anders gehen. Ich denke mir einfach, wir alle, wie wir hier sitzen, wissen, dass wir bis 2010 unheimlich viele pflegebedürftige Menschen haben werden. Das Ziel von uns allen muss sein, sie zu Hause betreuen zu können, wohnortnahe und so weiter und so fort. Dazu brauche ich Personal, Personal und wieder Personal. Die Ausbildungsplätze gehören aufgestockt, aber sofort. Das dauert, denn die Ausbildung dauert einfach. Es gehören Modelle überlegt, wie man die Wiedereinsteigerinnen und Wiedereinsteiger motivieren kann. Es gibt so viele, die zu Hause sind, weil sie Kinder, Familie und so weiter haben. Vielleicht kann man mit einigen Überlegungen diese Menschen dazu motivieren, wieder in diesen Beruf zurückzugehen. 

Wo ist die Geriatriezulage? Das ist für mich überhaupt unfassbar. Seit Jahren wird sie verlangt. Jetzt passiert das. Dann stellt sich der Herr GR Hundstorfer hin und sagt, sie ist da. Ich nehme an, die werde ich im Wirtschaftsplan finden, aber nein, nichts ist da. Dann fragt man im Ausschuss. Dort erfährt man, es wird sie geben, am 1.1.2004, und zwar 3 Millionen EUR. 3 Milli-onen EUR sind nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Aber ich bin schon froh, wenn es wirklich einmal so wäre, nur wurde zugleich gesagt, dass eigentlich nicht sicher ist, woher der Geldbetrag kommt. Es wurde auch gesagt, es darf nicht nach dem Gießkannenprinzip sein. Entschuldigung, die Pflegepersonen, die in der Geriatrie arbeiten, arbeiten alle gleich schwer, ob sie jetzt diplomiertes Pflegepersonal sind, ob sie Pflegehelferinnen sind oder ob sie eine andere Tätigkeit tun. Diese Tätigkeit ist sicherlich viel schwieriger als in manchen Akutbereichen. Nicht in allen, keine Frage. Das haben wir schon einmal angehoben.

Wie gesagt, all diese Dinge findet man nicht. Dafür kann man in der Wiener Bezirkszeitung lesen, dass der Herr Bgm Häupl sagt, es wird immer kälter in Österreich. Ihr werdet euch nicht wundern. Wer ist schuld? Natürlich die Bundesregierung. Er schreibt dann weiter, diese Art von Politik ist für ihn unerträglich. Herr Bürgermeister, Sie sind leider nicht da. Wissen Sie, was für mich unerträglich ist? Dass wir 1989 den Skandal Krankenhaus Lainz hatten. 1995 hatten wir den Skandal Liesing, Baumgarten. 2003 haben wir GZW Lainz. Es ist immer das Pflegepersonal, nur kann das am wenigsten dafür, sondern das System können nur Sie mit Ihrer Macht verändern! Sie können die Milliarde zur Verfügung stellen, dass endlich eine dankbare Lösung für die Pflegenden und Betroffenen gemacht wird! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir sind der Meinung, dass Pflege Zukunft hat. Wien hat nach drei Skandalen die einmalige Chance, europaweit ein Pilotprojekt für die beste Altenbetreuung, für die beste Geriatriebetreuung in Einrichtungen wie zum Beispiel das Geriatriezentrum Lainz zu starten. Da unterscheide ich mich von der Frau Dr Pilz, weil wohin sollen die Menschen, die jetzt dort leben und betreut werden? Man kann nur die Einrichtungen raschest sanieren und versuchen, so schnell wie möglich andere Modelle zu finden, wie mit dem Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser, dem Kolpinghaus, das eine tolle Geschichte ist, oder was mit dem Sanatorium Purkersdorf gelungen ist, dass dort quasi ein ganzer Pavillon übernommen wird. Von so etwas würde ich meinen, gibt es eine Fülle davon. Da gibt es Oberlaa und so weiter. Ich denke mir, wir sollten gemeinsam versuchen, Wege zu finden, dass Wien wirklich europaweit das Vorbild in der Altenbetreuung werden könnte. Dieses Ziel sollten wir uns gemeinsam setzen. 

Was die Bundesregierung dazu machen kann, ist ein einheitliches Ausbildungssystem, ein System, das schon längst da sein könnte. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, seit 2000 gibt es die blau‑schwarze Regierung. Aber Sie hätten das bereits vorher tun können, ein einheitliches Ausbildungssystem mit einer Kette, mit Karrierechancen und vor allem mit dem Image, das dieser Beruf an sich in der Bevölkerung haben sollte. Der Arzt, der Professor ist für den Patienten, für den Bürger da, er schenkt einem das Leben oder macht einen gesund. Kurz danach kommt an sich die Pflegeperson, weil sie die Streicheleinheit gibt, die einem Kraft und viel mehr Zuwendung als der Arzt gibt. Dieses positive Image muss uns gemeinsam wieder gelingen, damit wir die Verunsicherung der Pflegenden und der Betroffenen abstellen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist der Herr GR Kurt Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Erlauben Sie mir, heute zu Beginn meiner Rede eine erfreuliche Situation zum Anlass zu nehmen. Ich werde am Mittwoch nicht die Gelegenheit haben, sondern ich mache es bereits heute. Ich darf meinen persönlichen politischen Weggefährten, Freund, Mitstreiter, Mitbewerber im politischen Geschehen, auch in meinem Bezirk – er ist zwar noch nicht gewählt, wird das aber zweifelsohne am Mittwoch werden – zu seiner Nominierung zum nichtamtsführenden Stadtrat gratulieren. Lieber Johannes, es ist auch für einen politischen Mitbewerber immer eine Freude, wenn jemand aus dem gleichen Bezirk zu hohen Ehren kommt! Ich wünsche dir auf deinem künftigen politischem Weg weiterhin alles Gute!

Was mich besonders freut, ist, jetzt kann ich endlich mit dir das eine oder andere private Spiel unternehmen, nämlich gamblen, ohne mich der Gefahr auszusetzen, wenn ich verliere, dass du dann automatisch gewinnst. Das ist jetzt ausgeräumt. Wir werden vielleicht das eine oder andere Mal hier die Chance haben, noch darauf zurückzukommen. 

Meine Damen und Herren, ich kann mich zum Schluss den Ausführungen der Frau StRin Landauer in großen Teilen für gemeinsame Zielsetzungen anschließen, aber nicht zu Beginn ihrer Ausführungen. Das unterscheidet uns. Hier haben wir sicher getrennte Vorstellungen. 

Ich darf aber auch diese Gelegenheit benützen, dem Herrn Dr Leitner für seine geleistete Arbeit im Bereich der MA 47 zu danken. Was ich nicht ganz verstehe, Frau StRin Landauer, Sie haben sich jetzt für seine Arbeit bedankt, was ich uneingeschränkt unterstreichen möchte, aber bei den diversesten politischen Auseinandersetzungen im Kontrollausschuss habe ich nicht immer den Anschein gehabt, dass gerade die freiheitliche Fraktion in der Tagespolitik immer die Arbeit des Herrn Dr Leitner geschätzt hat. Nichtsdestotrotz auch von meiner Fraktion: Lieber Dr Leitner, herzlichen Dank für deine geleistete Arbeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau StRin Landauer, wenn Sie den Grund wissen wollen, ist das, glaube ich, überhaupt kein Problem. Herr Dr Leitner steht immer gern privat für ein Gespräch, für ein Pläuschchen, zur Verfügung. Er wird Ihnen das sicher sagen. Ich glaube, es steht jedem zu, wenn er die Möglichkeit besitzt, für sich eine Entscheidung zu treffen. Dass er in Pension gehen will, kann man ihm nicht verübeln, mit der Belastung der letzten Jahre, der er ausgesetzt war und trotzdem immer alles zur Zufriedenheit, auch von uns, geleistet hat. Noch einmal sehr herzlichen Dank! 

Meine Damen und Herren, wenn wir hier und heute von den Oppositionsparteien hören, es gibt zu wenig Mittel für den Gesundheitsbereich, dann dürften die Oppositionsparteien dieses Hauses nur allzu oft vergessen, an der nicht optimalen Wirtschaftslage, an den rückläufigen Budgets der Länder und der Gemeinden ist der Grasser'sche Budgetkurs einer der hauptverantwortlichen Bereiche. Wenn man den Ländern und Gemeinden immer mehr Aufgaben überträgt, ohne dafür im Prinzip die finanziellen Ressourcen zur Verfügung zu stellen, dann kann man sich ausrechnen, dass irgendwann alle Wünsche nicht mehr erfüllbar sind. Trotz dieser schwierigen Vorgaben ist es aber gelungen, dem hohen Gemeinderat heute auch für die Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen, ab 1. Jänner 2004 ebenfalls für den Bereich Soziales zuständig, ein ambitioniertes, den Anforderungen gerechtwerdendes Budget vorzulegen. 

Meine Damen und Herren des Gemeinderats, wir werden notwendige bauliche Maßnahmen und Infrastrukturmaßnahmen setzen und weiter ausbauen, um damit den hohen Standard der vergangenen Jahren und die Erwartungshaltungen der Wienerinnen und Wiener in das Wiener Gesundheitswesen zu bestätigen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu Beginn meiner Ausführungen noch einen persönlichen Dank aussprechen. An wen ich diesen Dank richten möchte, ist vielleicht nicht schwer zu erraten, an die Wiener Gesundheitsstadträtin Dr Elisabeth Pittermann. Dr Elisabeth Pittermann ist trotz einer nicht leichten Zeit für sie persönlich und für ihr Ressort ambitioniert in ihrer Funktion, arbeitet mit Engagement, mit Überzeugungskraft und lässt sich ihren Mut im Prinzip nicht wegnehmen. Liebe Lisl, ich darf dir persönlich namens meiner Fraktion sehr herzlich für dieses Engagement danken! Ich weiß, dass du auch künftig diese Vorgangsweise an den Tag legen wirst. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren der Opposition, ich glaube, wir sind uns weitestgehend einig, auch mit der Frau Dr Pilz, wenn Missstände auftreten, wenn sie vorhanden sind, gehören sie aufgezeigt, diskutiert und natürlich dann geändert. Aber bei aller politischen Unterschiedlichkeit sollte man in der politischen Auseinandersetzung mit den politisch Andersdenkenden gewisse Formen wahren und dabei die Menschenwürde nicht verletzen. Meine Damen und Herren, es gab einen sehr gescheiten Dichter, der einmal ein Zitat formulierte und sagte: "Die Freiheit ist nicht die persönliche Freiheit, sondern immer die Freiheit auch des Andersdenkenden." Ich glaube, nicht alle Auseinandersetzungen der letzten Wochen und Monate wurden fair geführt. Manche Steine in der politischen Diskussion und auch in den Medien wurden ungerechtfertigt geworfen und sie stammen aus den Steinbrüchen einiger Oppositionsparteien dieses Hauses. 

Meine Damen und Herren, wenn uns hier und heute vorgeworfen wird, wir betreiben eine Ausgliederungspolitik um jeden Preis, wie wir es gerade vor wenigen Minuten und heute Vormittag hörten, so zum Beispiel im Bereich Fonds Soziales Wien, dann möchte ich festhalten, die politische Verantwortung und die Entscheidungen bleiben, wo sie hingehören, nämlich im zuständigen Ausschuss und im Wiener Gemeinderat, damit bei den politischen Parteien. Es wird künftig – wie wäre es auch anders möglich, es wird jetzt von Ihnen hinuntergespielt – einen politischen Beirat geben, wo alle notwendigen Schritte und Maßnahmen diskutiert, erläutert und durchaus kritisch beleuchtet werden können. (GRin Dr Sigrid Pilz: Zur Information!) Frau Dr Pilz, hören Sie mir zu! Dort werden zuständige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Rede und Antwort stehen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich noch zurückerinnern können, als wir hier vor einiger Zeit den Fonds Soziales Wien vorgeschlagen haben und dann auch beschlossen haben, dass die Frauengesundheitsförderung ebenfalls über den Fonds Soziales Wien verwaltet wird, haben Sie damals von dieser Stelle aus gesagt, dass es damit keine eigenständige Frauengesundheitsförderung mehr geben wird, die Frau Prof Wimmer‑Puchinger bevormundet wird. Wie schaut die Realität aus? Nichts davon ist in der Realität wahr! Es gibt die Frauengesundheitsförderung und Frau Prof Beate Wimmer‑Puchinger setzt ihre positive Arbeit auch künftig fort. Genauso, meine Damen und Herren, wird es sich künftig auch mit dem Fonds Soziales Wien fortsetzen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Dann geben Sie das Kuratorium auf!)

Meine Damen und Herren, wenn Sie heute hineingeheimnissen, der neue Leiter des Fonds Soziales Wien, Peter Hacker, wird dann übermächtig und verselbstständigt sich wahrscheinlich, dann darf ich sagen, es gibt eine altbewährte Tradition. Alle Mitglieder, die je im Wiener Drogenbeirat saßen, wissen es. Der Peter Hacker hat in der Vergangenheit so viele Informationen zur Verfügung gestellt, dass es manchen von uns bereits zuviel war. Ich darf Ihnen versprechen, das wird er künftig beim Fonds Soziales Wien genauso tun. 

Es werden – das hat heute Kollege Hundstorfer bereits am Vormittag gesagt – 248 Verträge ordnungsgemäß verwaltet und bearbeitet werden, nicht im stillen Kämmerlein. Diese Kritik ist ungerechtfertigt. Das ist der Unterschied zur Bundespolitik, wo Geheimniskrämerei an erster Stelle steht, wo Bundesbeteiligungen unter ihrem Kurswert verschleudert werden, unter dem tatsächlichen Wert an der Börse verscherbelt werden und wo BUWOG‑Wohnungen nicht den Mietern, sondern Immobilienspekulanten angeboten werden.

Meine Damen und Herren der Opposition, wo ist da Ihr Herz für die kleinen Leute? Wo ist Ihr Engagement? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wo ist Ihr Engagement?) Wo ist Ihre politische Willens- und Tatkraft? 

Meine Damen und Herren, wenn uns heute ebenfalls vorgeworfen wurde, das nächstjährige Budget verletzt den Stabilitätspakt, dann darf ich Sie, meine Damen und Herren, die jetzt auf Bundesebene in der Regierung sitzen, fragen, wo denn Ihr Engagement beim Stabilitätspakt, beim Konsultationsmechanismus des Bundes zu den Bundesländern, war? Hier hat nicht nur Wien ein einmal diesen Konsultationsmechanismus angerufen. Auch andere Bundesländer, wo ÖVP‑Landeshauptleute die Verantwortung tragen, taten es. Was war im Prinzip die Antwort der Grasser'schen Budgetpolitik, die nach dem Grundsatz geht, die anderen nicht einmal zu ignorieren? Die Budgetpolitik der Sozialdemokratie in dieser Stadt und in diesem Land, meine Damen und Herren, von unserem Finanzstadtrat Dr Rieder, geht nach dem Grundsatz, dort zu sparen, wo es notwendig ist, aber nicht bei jenen, die Unterstützung brauchen, nämlich bei der älteren Generation, bei den sozial Schwachen und bei den Kranken!

Meine Damen und Herren, wenn heute von Frau Kollegin Pilz eingeworfen wird, wie es denn künftig im Bereich der Vergaben ausschauen wird, sind sie eine jener Parteien, die auf europäischer Ebene eine durchaus berechtigte Angst vor der Globalisierung haben. Sie wissen genau wie wir, wie schwierig internationale Ausschreibungen zu handhaben sind. Ich sage Ihnen, ich bin in der Behindertenpolitik ein entschiedener Gegner, im europäischen Konzert auszuschreiben. Ich bin der Meinung, dass bewährte Organisationen, wo es nicht darum geht, irgendjemandem einen Auftrag zuzuschanzen, gerade im Bereich der Behinderten- und Sozialpolitik in dieser Stadt, Vereine wie die Caritas Socialis, die Lebenshilfe Wien und Österreich, das Haus der Barmherzigkeit, der Verein GIN, der Verein "LOK", der Verein ÖHTB, der Verein Balance, die Bandgesellschaft, die Autisten, Jugend am Werk und wie sie alle heißen, auch die Volkshilfe und das Wiener Hilfswerk, einen Stellenwert haben müssen. (Beifall bei GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch.) Wir haben nichts davon wenn wir internationale Ausschreibungen vornehmen, die Aufträge dann kurzfristig an den Billigstbieter ins Ausland gehen, wir unsere Vereine dann so konkurrenzieren, dass sie in dieser Stadt, in diesem Land zusperren und wir schließlich von ausländischen privaten Vereinen abhängig sind. Meine Damen und Herren, da sind Sie nicht dabei. 

Ich war erst vor 14 Tagen bei einer Dachverbandssitzung der Wiener Behindertenorganisationen. Diese unterstützen unsere Vorgangsweise, dass wir uns nämlich sehr bewusst überlegen, welchen Schritt wir als nächsten in die richtige Richtung setzen und nicht blind in eine Falle tappen, wo dann im Endeffekt die Behinderten, die sozial Schwachen und all jene Vereine auf der Strecke bleiben, die mit uns bisher eine vorbildliche Arbeit geleistet haben und auch künftig leisten werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie uns immer wieder Reformunfreudigkeit in Wien vorwerfen, dann sollten Sie sich den politischen Spiegel selber ins Gesicht halten! Ihre von Ihnen gepriesenen vorbildlichen Reformen und Maßnahmen auf Bundesebene sind in den meisten Fällen bereits von Beginn an Rohrkrepierer. Die meisten sind bereits zu Ende, bevor sie konkret umgesetzt werden konnten. Sonst wäre es nicht möglich, meine Damen und Herren, dass die nicht geliebte Ambulanzgebühr von ihrem Sozialminister – zu seiner Ehrenrettung muss ich sagen, er war nie ein Freund davon, er hat gesagt, dass er das sehr unglücklich findet – auf Grund einer Entscheidung der Höchstgerichte abgeschafft werden musste. Die Besteuerung der Unfallrentenbezieher sollte ebenfalls abgeschafft werden, aber da setze ich sehr auf die FPÖ in der Bundesregierung, weil die ÖVP hat in ihren Reihen Leute sitzen, die vorher einmal Generalsekretär des ÖAAB waren und sich bereits vorstellen können, die Unfallrentenbesteuerung in irgendeiner Form beizubehalten, nämlich der Abg Tancsits. (GR Franz Ekkamp: Hört, hört!) Ich darf dazu sagen, allein der politische Mut fehlt ihm, das in den entsprechenden Gremien auch zu vertreten, weil bei der letzten Arbeiterkammervollversammlung hat er es vorgezogen, bei der Sitzung nicht anwesend zu sein und musste sich vom eigenen Fraktionskollegen, vom Kollegen Gajdosik, eine sehr harsche interne Kritik diesbezüglich gefallen lassen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das sind Märchen!)

Meine Damen und Herren, die nächste der Reformmaßnahmen war das Nulldefizit, ausgerufen vom Finanzminister. Bevor es umgesetzt werden konnte, ist es wieder in der Versenkung verschwunden. Er war sich dann nicht mehr ganz einig, ob 0 0,8 oder 0,9 oder 1 oder 1,5 Prozent sind. Er hat es dann lieber gleich bleiben gelassen. Heute reden wir nicht mehr über das Nulldefizit, wo ich Ihnen sage, das war sowieso nicht ehrlich, weil zum Nulldefizit mussten die Länder und Gemeinden die Schulden des Bundes übernehmen, annähernd 25 Milliarden S, die aufgewendet werden mussten, wo man dann versucht hat, die Bundesländer im Prinzip in Form eines Pakts zu fesseln und zu knebeln. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Er hätte es ja nicht unterschreiben müssen!) – Darauf komme ich noch zurück.

Jetzt werde ich Ihnen noch etwas sagen, wenn der Herr Finanzminister sehr blumig erklärt, er wird die Budgetkonsolidierung entlang des Budgetzyklus sehen, dann darf es Sie nicht wundern, dass das auch die Bundesländer machen können, vor allem das Bundesland Wien. 

Meine Damen und Herren, das nächste Werk von Ihnen ist die Zerschlagung der Österreichischen Bundesbahnen in mehrere Teilorganisationen, wo der Herr Staatssekretär gemeint hat, diskutieren kann man darüber, aber das Ergebnis steht bereits fest. Sie hören nicht einmal auf die mahnenden Worte Ihres eigenen Rechnungshofpräsidenten. Es ist Ihnen egal, man fährt darüber. 
Die Reform des Hauptverbands der Österreichischen Sozialversicherungsträger ist eine gesetzmäßige Meisterleistung, fast zur Gänze verfassungswidrig. Der Verwaltungsrat ist verfassungswidrig. Der Ausschuss von leitenden Funktionären, kollektivvertragsfähiger Körperschaften vom Verwaltungsrat des Hauptverbands ist ebenfalls verfassungswidrig. Die Geschäftsführung mitsamt dem Herrn Kandlhofer, den Sie dort hingesetzt haben, ist ebenfalls verfassungswidrig. 

Zum Schluss darf ich Ihnen noch ein Beispiel aus persönlicher Erfahrung zitieren, nämlich das Glanzstück, die Reform der Pensionsversicherung. Es ist schade, dass der Kollege Römer nicht anwesend ist. Hier musste der Herr Sozialminister vor wenigen Wochen die Notbremse ziehen. Mit seiner Zusammenlegung und Dezentralisierung hat er zusammengebracht, dass für die Begutachtung der Pflegestufen, wo man früher zwischen zwei und drei Monaten bis zum Endbericht, bis zum Bescheid, gebraucht hat, es in der Zwischenzeit zwischen sechs und acht Monaten dauert. Jetzt zieht man die Notbremse, man schaut es sich überhaupt nicht mehr an. Das heißt, es ist zwar formell für die Antragsteller etwas leichter, was das aber umgekehrt für das Budget der Pensionsversicherungsanstalten bedeutet, möchte ich Ihnen gar nicht sagen. Dabei werden wir nicht bleiben können. Auch das werden wir wieder reformieren müssen.

Meine Damen und Herren, wenn Sie sagen, keine Konjunkturbelebung, keine Wachstumssignale, dann darf ich Ihnen sehr konkret sagen, das stimmt, aber das steht im letzten OECD‑Bericht über die Bundespolitik, dass nämlich gegen die Arbeitslosigkeit im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit zu wenig bis gar nichts gemacht wird. Meine Damen und Herren, am Ende des heurigen Jahres, bevor ich noch konkreter werde, wird die Arbeitgeberseite in Österreich leider zu Lasten der diversen Budgets der Länder und Gemeinden um 2,2 Milliarden S, noch nicht in Euro, sondern in Schilling, reicher sein als heute die Arbeitnehmer. Kranke, Studenten, Invalide, Arbeitslose, kleine Sparer und Pensionisten werden dagegen jährlich um 47,9 Milliarden S mehr zahlen! 

Wir gehen in Wien nicht diesen Weg. Ich sage auch dazu, wir könnten ihn gar nicht gehen, weil wir im Prinzip Steuern von unserer Seite her nicht einseitig erhöhen können. 

Wie schaut es im Budget des Gesundheitsbereichs aus? Das Budget des Gesundheits- und Spitalswesens beträgt im Jahr 2004 971 Millionen EUR an Ausgaben, der Gesamtzuschuss für den Krankenanstaltenverbund beträgt 965 Millionen EUR. Die Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen des Krankenanstaltenverbunds von 69 Millionen EUR konnte in Folge einer sehr vorsichtigen Budgetierung der letzten Jahre, in Folge von 55 Millionen EUR Rücklagenauflösung und von 14 Milli-onen EUR aus der Anreizfinanzierung bedeckt werden. Trotz dieser schwierigen Situation gibt es noch immer einen Rücklagenstand von 10 Millionen EUR per 31. De-zember 2004.

Meine Damen und Herren, der Anteil der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen beträgt rund 34 Prozent. Das ist Gott sei Dank mehr als in Österreich für das Verteidigungsbudget ausgegeben wird, so man allerdings die neuen Abfangjäger nicht hineinrechnet, denn sonst würde die Rechnung etwas anders aussehen. Ich glaube, für diesen Bereich ist das Geld gut ausgegeben. Wenn man uns sagt, dass dann halt nicht im Gesundheitsbereich gespart wird, sondern dass wir das über andere Bereiche, zum Beispiel im Sozialbereich, machen, dann brauchen Sie nur nachzulesen. Auch im Bereich der MA 47 werden für die stationäre Pflege 240 Millionen Euro budgetiert, ein Plus von 5 Prozent gegenüber dem Voranschlag 2003, für die Betreuung zu Hause rund 156 Millionen EUR, ein Plus von 12 Prozent gegenüber dem Voranschlag 2003 und für Essen auf Rädern noch einmal rund 5 Millionen EUR, ein Plus von 0,5 Prozent. Der Gesamtzuschuss im Wiener Krankenanstaltenverbund erfuhr eine Erhöhung um 22 Milli-onen EUR auf 965 Millionen EUR. 

Wenn Sie gesagt haben, Ihnen fehlen hier gewisse Anreize, dann darf ich Ihnen auch die Zahlen sagen. Sie sind aber ebenso im Budgetentwurf nachzulesen. Bei den baulichen Investitionen – wir reden hier im Prinzip nur vom KAV – gibt es in Wien insgesamt 2 Milli-arden EUR Investitionen, wurde heute Vormittag gesagt, der Bund gibt 580 Millionen EUR aus, also im Prinzip nur ein Viertel. Rund 145,5 Millionen EUR gegenüber dem Wirtschaftsplan 2003 ergeben bei den Investitionen eine Mehrinvestition in der Höhe von 14 Millionen EUR gegenüber dem Voranschlag 2003. Ich gebe Ihnen schon recht, das ist nichts Atemberaubendes, aber es sind Erhöhungen die zur Sicherheit und zur Beschäftigungspolitik in dieser, unserer Stadt maßgeblich beitragen. Bei den einzelnen Bauvorhaben werden 1,4 Millionen EUR für den Umbau im Otto‑Wagner-Spital im Pavillon Austria ausgegeben, 3,8 Millionen EUR für den Umbau im Pavillon 13. Im AKH wird ein Investitionsbetrag von 13,1 Mil-lionen EUR ausgewiesen. Der Umbau im Operationsbereich des Wilhelminenspitals wird zirka 1 Million EUR ausmachen.

Meine Damen und Herren, im Wirtschaftsjahr 2004 findet auch eine Geriatrieoffensive statt. Diese wird von Ihnen berechtigterweise mit uns gemeinsam getragen und verlangt. Startpunkt für die rasche Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen in Geriatriezentren ist das Geriatriezentrum am Wienerwald mit dem Schwerpunkt Pavillon 4 und Pavillon 13. Da haben Sie schon im letzten Untersuchungsausschuss von der Frau Stadträtin gehört, unser vordringlichstes Ziel ist, dass es die Acht- und Siebenbettzimmer in wenigen Monaten nicht mehr geben soll. Aber innerhalb von sechs Monaten soll es die so genannten Durchlaufstationen auch in den anderen geriatrischen Pflegeeinrichtungen nicht mehr geben. Jetzt gebe ich schon zu, Frau Abgeordnete Dr Pilz, das mag für Sie immer noch zu wenig sein, aber ich finde, mit den gegebenen Ressourcen und Mitteln muss man auch haushalten. Diese Beträge sind gut angewandt und ich darf Ihnen versprechen, wir werden in dem Zeitraum, den wir Ihnen gesagt haben gemeinsam froh sein, dass wir diese Anzahl der Mehrbettzimmern nicht mehr haben. Was wir Ihnen nicht versprechen können, das sage ich Ihnen auch sehr deutlich, sind generell Ein- und Zweibettzimmer. Hier gab und gibt es in der Vergangenheit und heute, auch mit Ihnen und Ihrer Vorgängerin, eine sehr interessante inhaltliche Diskussion, aber hier gehen die Meinungen auch im Pflegebereich durchaus auseinander. Ich gebe Ihnen schon Recht, für jemanden, der aktiv ist, der sich noch frei bewegen kann, der sein Umfeld noch genießen möchte, ist ein Ein- oder Zweibettzimmer das Beste, aber diese Leute sollten sowieso nicht in den Geriatriezentren sein. Darin, glaube ich, stimmen wir auch überein. Diese sollten in ihrer eigenen Wohnung, im Wohnungsbereich, zu Hause sein und, wenn nötig, dort betreut werden. Das ist auch einer unserer Schwerpunkte. Deswegen gibt es die geriatrischen Tageszentren, die wir regionalisiert haben, wo noch einige dazukommen werden. Das ist einer Ihrer Wünsche. Das sind aber nicht die Geriatriezentren mit den 60 Betten. Das werden wir Ihnen auch nicht erzählen können, sondern die beiden neuen Geriatriezentren in Floridsdorf und im Kaiser‑Franz‑Josef-Spital, in der Größenordnung zwischen 180 und 240 Betten. Das ist eine Größenordnung, die überschaubar, sinnvoll und finanzierbar ist, wo dann auch die vorhandene Personalstruktur möglichst optimal eingesetzt werden kann. 

Wenn hier, Frau StRin Landauer, gesagt worden ist, zu wenig Personal, dann gebe ich Ihnen Recht. Aber Sie werden mir auch Recht geben, es gibt internationale Studien und auch Aufzählungen dazu. Ich könnte Ihnen das jetzt vorlesen, diesen Pflegenotstand. Leider – das wurde schon von den Vorrednern heute Vormittag gesagt, auch vom Kollegen Hundstorfer – haben wir den in ganz Österreich, in allen Bundesländern. Jetzt sage ich Ihnen etwas: Bei all unseren gemeinsamen Bemühungen – wir bilden jährlich rund 600 Personen in unseren Schulen aus – dauert die Ausbildungszeit. Wir brauchen für eine wirklich fachlich qualifizierte Ausbildung im Normalbereich drei Jahre, selbst wenn wir die Ausbildungsressourcen nicht zurückgenommen haben. Als einziges Bundesland in Europa sind die Ausbildungsplätze im zweiten Bildungsweg in Wien geblieben. Mit der Aufqualifizierung haben wir nämlich sogar zusätzliche Plätze zur Verfügung gestellt. Das wissen Sie auch genau, denn das haben Sie schon im Ausschuss und in der Untersuchungskommission gehört. Ich sage keine Zahl mehr dazu, da sind wir auf den besten Wege. Nur darf ich auch dazusagen, Frau Stadträtin, wir sind nicht die "Bezaubernde Jeannie", die einmal mit den Augen zwinkert und auf einmal sind 400 neue Pflegepersonen da. Das gibt es nirgendwo. Das wird nicht funktionieren.

Meine Damen und Herren, auch im Bereich der MA 15 lässt sich die positive Aufzählung der Maßnahmen fortsetzen: Fortführung der Teilnahme an Aktivitäten der Aktion "Schau auf dich", Fortführung des Grippemeldedienstes, bewegtes Lernen, das Wiener Modell, Fortführung Streetwork im Rotlichtmilieu, Einführung einer kombinierten Diphtherie-Tetanus-Pertussis-Polio-Salk-Impfung, Fortführung des Wiener Impfkonzepts, Neueinführung der Hepatitis‑C-Antikörperbestimmung und vieles andere mehr.

Meine Damen und Herren, wenn hier vom Kollegen Hahn eingefordert wurde, dass es doch eine Gesundheitsförderungsoffensive geben muss, dann darf ich sagen, lieber Kollege Hahn, das haben wir schon gemacht, als du sogar noch mitverantwortlich warst, und das führen wir auch fort, nämlich das Gesundheitsförderungsprogramm im Jahr 2000, gemeinsam mit schon laufenden Aktivitäten wie dem Wiener Frauenge-sundheitsprogramm, dem Brustkrebsfrüherkennungsprogramm, "Sichergehen über 60" und der Initiative Männergesundheit, wo ich Ihnen sagen muss, vor wenigen Wochen fand der 3. Weltmännergesundheitstag im Wiener Rathaus statt (StRin Karin Landauer: Können Sie sich noch an die Diskussion erinnern als wir das gefordert haben?) und ich konnte mich von Teilnehmern auf internationaler Ebene, aus Amerika, aus England, aus Deutschland, aus der Schweiz, aus Frankreich, vergewissern, wie vorbildlich wir unsere Gesundheitsvorsorge und unser Gesundheitssystem in Wien betrachten. Wien ist zu einem Weltzentrum in Sachen Gesundheitsförderung geworden. Wir haben in diesem Programm ebenfalls drei Themenschwerpunkte aufgenommen, die jedes Jahr laufen, nämlich Kampf den Herz‑Kreislauf-Erkran-kungen, "ein Herz für Wien", wir wissen, dass im Bereich der Haltungsschäden und der Wirbelsäulenerkrankungen noch viel zu tun ist und unser dritte Punkt, wo wir immer Probleme haben, ist gesunde Ernährung und alle möglichen Formen von Suchterkrankungen, seien das Alkohol, Nikotin und alles, was im guten Bemessen in Ordnung ist, wo zu viel dann meist schadet.

Meine Damen und Herren, mit der Reduktion von etwa 1 000 Betten im Geriatriezentrum am Wienerwald haben wir hoffentlich einigen Wünschen der Oppositionsparteien entsprochen. Was wir ebenfalls tun, ist die Verbesserung für das Personal. Da darf ich Ihnen sagen, es sind in etwa 3 Millionen EUR, wahrscheinlich werden es sogar 3,6 Millionen EUR.

Meine Damen und Herren, wenn die durchschnittlichen Erhöhungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, wenn Sie sich das ausrechnen, in einer Größenordnung von wahrscheinlich zwischen 60 und 100 EUR – so genau weiß man es noch nicht – ausfallen werden, kann man sagen das ist nichts, aber wenn Sie wissen – der Kollege Hundstorfer hat Ihnen das heute auch schon gesagt –, dass wir im Schnitt um 2 500 bis 3 000 S mehr zahlen als die Pflegebeschäftigten in Niederösterreich bekommen, dann wissen Sie, dass wir in Wien viel Geld ausgeben. Dann wissen Sie auch, dass der Hauptbestandteil unseres Ressorts Personalkosten für unsere 32 000 Beschäftigten, die wir in etwa haben, sind. (GR Mag Helmut Kowarik: Das ist aber in jeder Firma so!) Meine Damen und Herren, wir legen großen Wert auf die Aus- und Fortbildung die wir ebenfalls mit 36 Milli-onen EUR im künftigen Budget veranschlagt haben.

Meine Damen und Herren, zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich Ihnen noch etwas sagen und Sie um etwas bitten. Wir haben in den letzten Jahren im Bereich der Psychiatrie Großartiges geleistet. Die Psychiatriereform in Wien ist mit zwei Namen untrennbar verbunden, mit dem Namen des ehemaligen StRs Dr Alois Stacher und mit dem Namen Dr Stephan Rudas.

Liebe Frau Kollegin Dr Pilz, Sie werden in einem "profil"-Artikel, der heute erschienen ist, mit Aussagen über den Chefarzt Rudas zitiert und ich nehme nicht an, Sie werden nicht falsch zitiert. Dazu sage ich Ihnen, Politik ist gerechtfertigt, alle Diskussionen sind erlaubt. Wir werden bei der nächsten Kuratoriumssitzung Gelegenheit dazu haben, die Wahleinzelheiten im Detail zu diskutieren. Sie verzeihen mir, dass ich jetzt nicht auf Ihre Punkte im Einzelnen eingehe. Ich halte es aber jedenfalls nicht für gerechtfertigt, dass man versucht, Menschen zu diskreditieren. Wenn Sie sagen, er hat den Generationswechsel im Bereich der Psychiatrie verschlafen, dann halte ich das für eine starke Unterstellung. Dr Stephan Rudas gehört zu den anerkanntesten Psychiatern, die uns in Europa, in Österreich und in Wien zur Verfügung stehen. Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Sie in diesem Fachbereich eine anerkannte Expertin wären und ich darf Ihnen unverfängliche Zeugen präsentieren. Bei der gemeinsamen Veranstaltung im Wiener Rathaus waren Sie auch anwesend und haben als einzige Vertreterin einer politischen Partei ein politisches Statement gehalten. Alle anderen politischen Parteien haben das nicht gemacht. Es hat ihnen keine einzige der in der Wiener Psychiatrie tätigen Personen, wahrscheinlich nicht einmal Ihr Parteifreund, Herr Prof Berger, den ich übrigens sehr schätze, Recht gegeben. Es gibt niemanden, der Ihre persönlichen Standpunkte des Unverständnisses zu Dr Stephan Rudas unterstützt und unterstreicht. Ich würde mir wünschen, dass Sie fachlich kritisieren, aber hören Sie mit persönlichen Diffamierungen und Unterstellungen auf! Das ist Ihrer politischen Arbeit in diesem Hause nicht würdig! Sie haben es auch nicht notwendig! Ich sage Ihnen, es ist menschlich ebenfalls nicht notwendig. In den letzten Jahren und Jahrzehnten hat Dr Rudas anhand von konkreten Beispielen gezeigt, was er bereit war, für Wien, die Wienerinnen und Wiener, aber auch für Österreich zu leisten.

Ich sage Ihnen nur ein Beispiel. Ihre von mir sehr geschätzte Vorgängerin Alexandra Kunz hat zu Beginn ihrer politischen Auseinandersetzungen hier ebenfalls fast ein Feindbild gehabt. Das war der mittlerweile verstorbene Patientenanwalt Dr Pickl. Im Laufe ihrer politischen Funktion hat sich die Beziehung zu ihm wesentlich verbessert. Man sollte es auch in der politischen Auseinandersetzung mit einem Grundsatz halten: "Blumen im Leben, am Grabe sind sie wahrscheinlich vergeben."

Hoher Gemeinderat, schwierige Zeiten erfordern dynamische und moderne Denkansätze, aber gleichzeitig muss man sich an den Bedürfnissen der Menschen orientieren. Wir haben mit dem vorliegenden Budgetentwurf versucht, die Grenzen der Finanzierbarkeit nicht zu überschreiten. Gleichzeitig tragen wir den hohen Anforderungen im Bereich der Wiener Gesundheitsvorsorge, im Akut- und im Geriatriebereich Rechnung. Wir reden nicht nur, meine Damen und Herren dieses Hauses, sondern wir arbeiten für Wien und für die Wienerinnen und Wiener. In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zum vorliegendem Budgetentwurf. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich mache darauf aufmerksam, dass ab nun 20 Minuten Limit sind. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Einen wunderschönen guten Abend. Der Kollege Wagner hat es erheblich verlängert. Ich habe eigentlich vorgehabt, es relativ kurz zu machen, aber jetzt muss ich mir doch ein paar einleitende Worte überlegen. Manche von Ihnen werden das heute vielleicht schon zum dritten Mal hören, aber es gibt ein paar andere Neuigkeiten auch. Eines vorweg: So brillant der Kollege Wagner und andere Abgeordnete der Sozialdemokratie in ihrer Analyse, was die Politik von Blau‑Schwarz betrifft, sind, so sehr haben sie blinde Flecken, was die eigene Politik betrifft. Schuld ist die Bundesregierung. In weiten Bereichen sind wir da mit Ihnen vollkommen d'accord. (GRin Renate Winklbauer: Die verteidigen Sie jetzt, oder wie?) Keine Verteidigung von Blau‑Schwarz, nur auf die Schuld der Bundesregierung in manchen Bereichen mit der eigenen Arroganz und der eigenen Überheblichkeit noch eines draufzusetzen (GR Franz Ekkamp: Du brauchst nicht zu buhlen! Das geht sich nicht aus mit der Opposition!), Sachen tatsächlich falsch zu machen, mit der Ausgliederung des Fonds Soziales Wien, sich in Wirklichkeit einzugestehen, dass man nicht mehr in der Lage ist, innerhalb des Magistrats Sachen sinnvoll zu lösen und damit eingesteht, dass der Magistrat in weiten Teilen tatsächlich ein unbeweglicher, nicht veränderbarer Moloch ist, ist bedauerlich. Das ist in Wirklichkeit einer Sozialdemokratie nicht würdig! 

Aber jetzt kommen wir einmal zum Gesundheitsbudget. Ich beginne noch gar nicht mit den fehlenden 40 Millionen EUR, die kommen. Viel war die Rede von 22 Millionen EUR mehr im Bereich des Krankenanstaltenverbunds. Haben Sie sich einmal angeschaut, wie die Pensionskosten gestiegen sind? Haben Sie sich angeschaut, wie die Personalkosten beim Krankenanstaltenverbund in Summe gestiegen sind? Dann werden Sie sehen, wenn man die Personalkosten inklusive der Pensionskosten abzieht, mir, obwohl kein einziger Posten mehr im Dienstpostenplan geschaffen wurde, nicht ein Plus von 22 Millionen EUR stehen bleibt, sondern ein Minus von 8 Millionen EUR. Also kein Personal mehr, Pensionszahlungen höher und für den gesamten restlichen Bereich des Krankenanstaltenverbunds ein Minus von 8 Millionen EUR. Hier von einer Erhöhung und von einer Sicherung des Krankenanstaltenverbunds zu sprechen, ist ein Hohn!

Nächster Punkt: Rücklagenstand des Krankenanstaltenverbunds am 1. Jänner 2002 381 Millionen EUR, vor-aussichtliche Rücklagen des Krankenanstaltenverbunds Ende 2004, in der Stadtsenatssitzung von Frau StRin Pittermann, jetzt wieder vom Kollegen Wagner mitgeteilt, 10 Millionen EUR. Das heißt, innerhalb von drei Jahren wurden 371 Millionen EUR an Rücklagen aufgebraucht, de facto alle Rücklagen, die der Krankenanstaltenverbund hat, und dies bei einem strukturellen Defizit von ungefähr 120 Millionen EUR. Sie wissen es mittlerweile genauso gut wie ich, der Kollege Wagner weiß es vielleicht tatsächlich noch nicht besser, aber dann sollte er sich eine Nachhilfestunde beim StR Rieder holen, weil der weiß es mittlerweile, die 69 Millionen EUR ausgewiesener Gebarungsabgang sind falsch. Bislang hat noch niemand der Sozialdemokratie erklären können, wie man aus 172 Millionen EUR 212 Millionen EUR macht, und das bei einer Flussgröße.

Frau Stadträtin, ich ersuche Sie ganz ernsthaft, ziehen Sie den Wirtschaftsplan für das Unternehmen Krankenanstaltenverbund zurück, geben Sie ihn dem Generaldirektor des Krankenanstaltenverbunds und sagen Sie ihm, er soll einen ordentlichen Wirtschaftsplan machen, nicht einen Wirtschaftsplan, wo man von vornherein weiß, entweder wird der Wirtschaftsplan bewusst falsch beschlossen oder das Budget der Stadt Wien wird bewusst falsch beschlossen. Sie sitzen da und ich verstehe Sie bis heute nicht. Ich meine das ganz ehrlich. Sie hören das jetzt zum dritten Mal. Ich habe eine ernsthafte Frage an Sie: Glauben Sie es nicht oder machen Sie es wider besseren Wissens, dass Sie beidem zustimmen? Herr Kollege Vettermann, weil Sie gerade herschauen (GR Heinz Vettermann: Das soll nicht mehr vorkommen!), glauben Sie, dass es kein Loch gibt? Herr Kollege Kopietz (GRin Mag Sonja Wehsely: Er hat nicht zu Ihnen geschaut!), Frau StRin Pittermann, sind Sie davon überzeugt, dass dieser Wirtschaftsplan richtig ist? Sie alle wissen, er ist nicht richtig! Es ist bedauerlich, zutiefst bedauerlich, wenn Sie sich den Methoden der Bundesregierung bedienen, den Methoden eines Karl‑Heinz Grasser, für den betreffend der Budgetierung auf Bundesebene die Unwahrheit zu sagen überhaupt kein Problem mehr ist. Ich sehe schon ein, auch da gibt es keine Konsequenzen, weil Schüssel, Grasser und Co Ihre Vorbilder sind. Aber dann werfen Sie uns nicht vor, dass wir Sie in einen Topf werfen, weil Sie haben tatsächlich vor, wider besseren Wissens falsche Budgets zu beschließen, der Kernpunkt Ihrer Kritik an Grasser neben all seinen anderen Verfehlungen! Also ziehen Sie den Wirtschaftsplan des Unternehmens Krankenanstaltenverbund zurück und machen Sie ein ordnungsgemäßes Budget!

Entweder weisen Sie in dem Budgetvoranschlag tatsächlich den Gebarungsabgang von ungefähr 120 bis 130 Millionen EUR, der 2004 – wie im Übrigen auch 2003, wo nur ein Gebarungsabgang von ungefähr 62 Mil-lionen EUR ausgewiesen ist – stattfinden wird, aus, oder seien Sie sich bewusst, dass Sie alle miteinander in punkto Ehrlichkeit in der Politik überhaupt nicht mehr das Recht haben, darüber zu philosophieren, weil Sie in Wirklichkeit den Anstand eingebüßt haben, darüber zu sprechen, weil Sie vorsätzlich falsche Budgets beschließen und somit in Wirklichkeit jeden Anspruch und jede politisch moralische Legitimität verlieren, über Ehrlichkeit in der Politik mitzureden! (GR Harry Kopietz: Mir kommen gleich die Tränen!)

Doch jetzt kommen wir zum Budget im Einzelnen und noch zu ein paar anderen dramatischen Punkten in Ihrem Investitionsplan. Die Pflegemilliarde, versprochen als PPB‑Modell, sollte – mittlerweile wissen wir es – in diesen 145 Milliarden EUR enthalten sein. Niemals gibt es diese Pflegemilliarde bis 2010 und das noch dazu bei einem strukturellen Defizit von 120 Millionen EUR. Der Kollege Wagner hat Verbesserungen versprochen, wo ich ihm Recht gebe. Es wird in vereinzelten Situationen durchaus sinnvoll sein, dass es noch das eine oder andere Vierbettzimmer geben kann. Aber ich hoffe, wir sind uns zumindest darüber einig, dass es keinen Anlass mehr gibt, Achtbettzimmer oder Siebenbettzimmer zu haben, auch nicht für bettlägerige und geriatrische Patienten. Aber zu glauben, diesen Umbau bis 2010 vollbracht zu haben, wenn man nicht zusätzliche Mittel zur Verfügung stellt, sondern den Krankenanstaltenverbund kaputt spart, ist grob fahrlässig! Da müssen Sie sich nicht hinstellen und sagen, die Stadt Wien tut so viel für ihre alten und pflegebedürftigen Patienten und Patientinnen, notwendig zu betreuende Personen. Stellen Sie sich gar nicht hin, sondern sagen Sie, dass Sie lügen, was das Budget betrifft!

Zweiter Punkt, abseits der Pflegemilliarde: Das dritte Jahr hintereinander übersteigen die Abschreibungen die Investitionskosten erheblich, und zwar zwischen 40 und 60 Millionen EUR. Jeder, der ein Unternehmen führt, wüsste, was das längerfristig bedeutet. Längerfristig bedeutet ein Übersteigen der Abschreibungen, wenn man nicht irgendwie versucht, mittels vorzeitiger Abschreibungen tatsächlich eine Steuerersparnis einzufahren, was beim Krankenanstaltenverbund in dem Maße weder sinnvoll noch notwendig wäre, das langsame Sterben eines Unternehmens. Hier wäre es höchst an der Zeit, dass sich zumindest über einen längerfristigen Zeitraum, wenn schon nicht die Pflegemilliarde kommt, zumindest die Investitionskosten und die Abschreibungen die Balance halten würden. Auch das können und wollen Sie nicht gewährleisten.

Der letzte Punkt, zuvor schon angesprochen, der Dienststellenplan im Krankenanstaltenverbund, insbesondere im Bereich der Pflege: Die diplomierten und nichtdiplomierten Krankenpfleger und –pflegerinnen bleiben im Dienststellenplan auf die Zahl genau gleich. Beim Hilfspersonal werden es weniger. Wir reden alle von Überlastung. Wir wissen alle, dass es zum Teil auf Grund der bestehenden Überlastung Krankenstände, Karenzen et cetera gibt und dass das dazu führt, dass andere wiederum noch mehr belastet werden. Spiegelt sich dieser Teufelskreis irgendwie in der Budgetierung des Krankenanstaltenverbunds wider? Nein!

Vielleicht noch eine Bemerkung zu Bgm Häupl, der, wie heute schon mehrfach festgestellt wurde, glaube ich, überhaupt nicht vorbeigeschaut hat oder vielleicht nur ganz kurz in der Früh. (GR Günther Barnet: Kurz, im Buffet, habe ich ihn gesehen!) Keine Ahnung, ob er im Buffet sitzt. Ich weiß es wirklich nicht. Aber wenn man diesen Teufelskreis durchbrechen will, dann muss man mehr Personal zur Verfügung stellen. Dann kann man nicht auch noch auf dieser Ebene einsparen. Ich sage es Ihnen ganz ehrlich. Gerade beim Hilfspersonal wird eingespart und das macht Politik unglaubwürdig. 

Daher abschließend noch einmal die große Bitte, Frau Stadträtin. Sie haben es in der Hand. Fragen Sie bis morgen Früh Ihren Stadtratskollegen Rieder. Er weiß mittlerweile, dass falsch budgetiert wurde! Ziehen Sie den Wirtschaftsplan des Unternehmens Krankenanstaltenverbund zurück und ersparen Sie Ihrer eigenen Fraktion die Scham, zwei Budgets zu beschließen, die um 40 Millionen EUR differieren, jetzt schon zu wissen, das Falsche getan zu haben, aber es rein aus Parteiräson zu machen! Wenn man immer nur Sachen aus Parteiräson macht, dann kommt Wien an den Punkt, wo es jetzt ist. Wir wissen, Wien ist reformbedürftig und die sozialdemokratische Fraktion ist die stärkste Fraktion mit einer absoluten Mehrheit im Landtag. Das heißt, ohne die Sozialdemokratie gibt es keine Reformen. Wenn Sie aber jetzt aus Parteiräson sowieso allem zustimmen, sei es auch noch so falsch, dann können wir getrost davon ausgehen, dass für Sie Reformen in Wien überhaupt keine Rolle spielen! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Lakatha(ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich werde mir meinen Vorredner als Vorbild nehmen und meine Redezeit nicht ausnützen. Daher werde ich manches nur in Stichworten anführen. Zum Budget möchte ich nur sagen, es ist schön, dass es in Ihrem Fall höher als 1,1 Prozent ist, da die 140 Millionen EUR, die der Herr Bürgermeister zugesagt hat, als Anteil an der Pflegemilliarde im Budget nicht aufscheinen. Uns allen wäre es jedenfalls wesentlich lieber, es gäbe einen echten Budgetansatz, wo die 140 Millionen EUR wirklich aufscheinen und nicht nur eine Mitteilung durch die Presse, die zwar auch buchstabenmäßig zu erfassen ist. Das wäre wesentlich angenehmer. Wir würden dem auf jeden Fall mehr trauen, wenn es im Budget wäre. Genauso ist es mit der Pflegezulage. Die kommt im Krankenanstaltenverbund im Abschluss auch nicht vor. Wir werden das weiter beobachten. Ich möchte allerdings sagen, wenn all diese Auslagen durch Auflösung von Rücklagen vom Krankenanstaltenverbund erfolgen, würde die ÖVP sich sehr dagegen wehren. 

Zu den Vorschlägen der Einsparungen würden wir sagen, Prioritätsstufe hätte auch eine EDV‑mäßige Vernetzung aller Spitäler unter Einbeziehung der niedergelassenen Ärzte, damit eine Doppelbefundung nicht stattfinden muss. Mehr erzähle ich dazu jetzt nicht.

Ein wesentliches Einsparungspotenzial, und zwar materieller und psychischer Natur, gäbe es auch darin, Frau Stadträtin, wenn Sie sich dafür einsetzen würden, dass wirklich qualifizierte Personen mit Manager- und Führungsqualitäten und menschlichen Qualitäten in die oberste Führungsebene gelangen. Das betrifft vor allem die Pflegedirektion in Lainz. Denn es ist schon etwas eigenartig, dass auf Grund einer Mitarbeiterbefragung die Direktorin, die damals mit sehr schlechten Quoten abgeschnitten hat, diesen Posten wieder innehat. Es heißt kurz: "Die Führung des Hauses ist eine mittlere Katastrophe. Sie schafft Unmut im ganzen GZW. Dieses Management hat alles ruiniert. Mitarbeiter sind Repressalien und willkürlichen Entscheidungen ausgesetzt und haben Angst vor Sanktionen. Gespräche werden nicht in sachlicher und ruhiger Form geführt. Die Mitarbeiter werden abgekanzelt, abqualifiziert und niedergeschrieen." 

Schön ist – und das freut mich –, dass es ihr gesundheitlich wesentlich besser geht. Aber ganz unmissverständlich nicht zu verstehen ist, dass sie ihre Funktion wieder übernommen hat, und zwar unter Mithilfe einer weiteren Person. Dazu muss ich sagen, entweder ist sie dieser Aufgabe gewachsen, dann kann sie es allein, oder sie ist dieser Aufgabe nicht gewachsen und braucht eine Unterstützung, dann ist sie am falschen Platz. (Beifall bei der ÖVP.)
Die richtige Pflegedirektorin oder der Pflegedirektor erspart den Mitarbeitern des GZW ungeheuren Frust, erspart ihnen Angst vor Repressalien und gibt ihnen die Möglichkeit, auch Vorschläge für eine Verbesserung des Pflegesystems zu bringen. Außerdem schafft man ihnen dadurch Freude an der Arbeit. Im Mittelpunkt steht der Mensch, ganz egal ob er Klient oder Mitarbeiter ist. Es ist Aufgabe der Politik, Missstände sofort abzustellen und durch geeignete Änderungen Maßnahmen zum Guten herbeizuführen. Wenn ich allerdings von der Frau Kollegin Pilz gehört habe, wie die Satzungsänderungen ausschauen, vor allem im Fonds Soziales Wien, dann steigen einem wirklich die Grausbirnen auf! Es ist an und für sich unwahrscheinlich, welche Informationen Sie haben. Ich muss Ihnen sagen, wir sind wirklich neidig, aber es ist gut, dass wir sie wenigstens auf diesem Weg erfahren. Denn wenn es heißt, dass man keinen Rechtsanspruch auf Leistungen hat oder Ausschreibungen förderungsfrei sein sollen und noch etliche Sachen, die Sie da erwähnt haben, so ist das fast eine menschenunwürdige Sache! Ich muss sagen, dem kann man einfach nicht zustimmen! Ich hoffe, dass das nur ein Vorentwurf ist, wie es sich schon manchmal erwiesen hat und das dann vielleicht herbeigeführt war, aber nicht das endgültige Ergebnis ist, weil das wirklich erschreckend wäre. 

Es ist außerdem unverantwortlich, dass Menschen der Pflegestufen 0, 1 und 2 in Pflegeheimen leben müssen, wenn es überhaupt nicht notwendig ist. Gehen wir davon aus, dass es im Bereich von Wien etwa 10 000 Pflegeplätze gibt, von städtischen und privaten Betreibern geführt. Es gibt in einer Stadt von 1,5 Milli-onen Menschen nur 100 betreute Pflegeplätze für Senioren. Ein Oberarzt hat mir unlängst bestätigt, dass, gäbe es genügend betreute Wohnplätze, 900 bis 950 Pfleg-linge oder Klienten sofort aus den Pflegeheimen entlassen werden könnten. Dies würde bedeuten, dass ältere Menschen, die zwar nicht allein zu Hause leben können, weil sie eventuell vergessen, das Wasser oder den Ofen abzudrehen, in einer betreuten Wohngemeinschaft relativ selbstständig zurecht kommen könnten. Sie würden ihre Eigenständigkeit, ihre Selbstverantwortung, ihre Selbstständigkeit und ihre körperliche und geistige Mobilität viel eher behalten. Sie würden nicht zur Unselbstständigkeit gepflegt, womöglich in Sechs‑ oder Achtbettzimmern. Außerdem ist eine Betreuung in betreuten Wohnplätzen wesentlich günstiger.

Frau Stadträtin, ich würde sagen, unternehmen Sie bitte wirklich etwas in diese Richtung, denn die Bevölkerung, die Wiener und Wienerinnen, haben ein Recht darauf, in Würde zu altern und auch in Würde versorgt zu werden! Betreute Wohngemeinschaften nicht zu fördern bedeutet eine echte Perspektive für die Zukunft nicht zu beachten und bedeutet das Verschleudern von Steuerngeldern! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute wurde die Budgetdebatte als ein Ritual bezeichnet, wo einerseits die Opposition ihre Vorhalte bringt und andererseits die Regierungspartei sagt, wie gut das Budget ist. Das ist tatsächlich ein Ritual, aber ich muss ehrlich sagen, ich bin damit nicht einverstanden. 

Es wurde auch festgestellt, dass die Budgetdebatte die Möglichkeit ist, eine kritische Auseinandersetzung mit dem vorliegenden Budget zu machen. Das klingt an sich schon besser. 

Wenn wir gehört haben, dass auch das Budget, so wie es vorgelegt ist, aufzeigt, in welche Richtung es geht, dann muss ich sagen, das stimmt. Wenn ich das Gesundheitsbudget betrachte, muss ich leider sagen, dass die Richtung des Gesundheitsbudgets in Richtung Zahlungsunfähigkeit geht. Das wird hier nur so am Rande debattiert, ist aber meiner Ansicht nach eigentlich ganz dramatisch. 

Wir haben heute schon ein bisschen etwas vom Wirtschaftsplan gehört. Ich muss sagen, dort steht Schwarz auf Weiß, dass die Stadt Wien den Krankenanstaltenverbund in einem Jahr nicht mehr finanzieren kann. Das heißt mit anderen Worten, dass kein Geld vorhanden ist, dass überhaupt nicht überlegt wird, in welcher Art und Weise Geld besorgt werden kann.

Wir haben im Wirtschaftsplan 2003 schon gehört, dass Rücklagen verwendet werden müssen, um eine Finanzierung des Krankenanstaltenverbunds durchzuführen. Dasselbe geschieht auch 2004. Ich habe versucht, das genau durchzurechnen, obwohl ich sage, dass es relativ schwierig durchzurechnen ist und bin überrascht, dass der Kollege Wagner mitteilt, dass wir am 31.12.2004 nur noch 10 Millionen EUR haben. Das heißt, dass wir 2005 keinerlei Geld mehr haben, um tatsächlich die Bedürfnisse und die Notwendigkeiten des Krankenanstaltenverbunds zu bewältigen. Da muss ich schon sagen, ich wundere mich, Herr Kollege Wagner, dass Sie nicht auch hier einen Aufschrei gemacht und gesagt haben, man muss sich endlich überlegen, wie man das finanzieren kann. 

Es wird von der berühmten Pflegemilliarde gesprochen, vom Herrn Bürgermeister angefangen, auch der Herr StR Rieder hat es gesagt. Bitte, wo ist diese Pflegemilliarde im Budget? Wo ist sie wirklich? Dazu darf ich feststellen, die gute Idee eine Pflegemilliarde sozusagen in den Raum zu stellen und mit diesem Begriff zu agieren, stammt von unserer Frau StRin Landauer. Sie hat, nachdem sie von den Vorfällen in Lainz Kenntnis erlangt hat, festgestellt, dass es nur möglich ist, Änderungen in der baulichen Struktur und auch in der personellen Struktur vorzunehmen, wenn wir viel Geld investieren und das Geld auch tatsächlich dazu benützen. Alle anderen haben dann diese Pflegemilliarde fröhlich übernommen. Ich darf nur feststellen, dass Frau StRin Landauer gemeint hat, eine Pflegemilliarde pro Jahr. Der Herr Bürgermeister hat gesagt, bis 2007 werden wir die Pflegemilliarde haben und so weiter und so fort. Bitte, wo ist die Pflegemilliarde? Alle sprechen davon. Es kann doch nicht so sein, dass der VBgm Rieder sagt, das Budget soll kein Korsett sein und man kann daher sicher ein bisschen mobil werden und agieren. Natürlich kann man, nur wo, bitte, ist die Milliarde wirklich? 

Es fehlt uns – davon ist schon gesprochen worden – zum Beispiel auch die Geriatriezulage, über die wir schon jahrelang verhandeln. Da hat es geheißen, dass wir das jetzt nicht finanzieren können, bis 2005 muss irgendetwas gemacht werden. Dann hat es geheißen, wir müssen das genau nach den Pflegestufen, nach der Ausrüstung der einzelnen Pflegeheime und so weiter abstufen. Dann haben wir – ich erinnere mich, ich glaube, es war im letzten Untersuchungsausschuss – gehört, dass die Pflegemilliarde und die Geriatriezulage kommen und dass auch die Finanzierung gesichert ist. Nur frage ich mich, wo sie gesichert ist. Es kann schon sein, dass ich das Budget schlecht lesen kann und dass ich auch den Wirtschaftsplan schlecht lese. Wir haben immer gesagt, dass der Wirtschaftsplan in dem Sinn eigentlich ein Zahlenkonvolut ist und nichts aussagt. Wahrscheinlich ist sie da irgendwo versteckt oder auch nicht. Ich bin darauf gespannt, in welcher Art und Weise der Herr Vizebürgermeister dieses Korsett zersprengen wird, um erstens die Geriatriezulage zu finanzieren – da wird er schon ordentlich kämpfen müssen – und wie er dann zur Pflegemilliarde kommt. Aber das ist seine Aufgabe und er wird uns das sicherlich mitteilen. 

Ich möchte sagen, die Feststellung, dass es sich hier um ein ambitioniertes Budget handelt, ist schon sehr geschmeichelt. Das ist kein ambitioniertes Budget, sondern das zeigt sehr deutlich und klar auf, dass wir in ein paar Jahren nichts mehr finanzieren können. Diesbezüglich möchte ich schon der Frau Stadträtin einen kleinen Vorwurf machen, denn als sie angetreten ist, haben wir erleben müssen als sie sich das erste Mal aufgeregt hat und gesagt hat, dass es so doch nicht sein kann und man ihr nicht mitgeteilt hat, was los ist. Ich erinnere mich daran, dass damals geschrieben wurde und es einen ominösen Brief an den Herrn StR Rieder gegeben hat, der, nehme ich an, früher in der Presse alles beim Herrn StR Rieder war, also eine ganz interessante Sache. Das ist übrigens etwas, was sich wie ein roter Faden durch die neue Verwaltung zieht. Unter Kenntnis solcher Vereinbarungen hätte ich das Amt als amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalwesen nicht angenommen. 

Was waren das für Kenntnisse, die man ihr nicht mitgeteilt hatte? Wie die Finanzierung vor sich gehen sollte. Und zwar wurde über gekürzte Budgetmittel für das Ressort gesprochen, über hinterlassene Schulden, über Ungereimtheiten bei der Budgetrechnung und so weiter und so fort, angeblich auch über ein Versprechen von Herrn StR Rieder. Er wollte damals schon das Korsett durchbrechen, was ihm anscheinend nicht ganz gelungen ist. Es war jedenfalls ein nicht gehaltenes Versprechen, ihr Budget finanziell nachzubessern. Das war im September 2001. Wir haben jetzt November 2003 und genau die selbe Situation. Es ist wiederum ein Budget vorgelegt worden, dass nicht den Tatsachen entspricht, wo man eigentlich fragen muss, wie es weitergehen wird und wo man der Frau Stadträtin den Vorwurf machen muss, dass sie nicht wieder den Herrn StR Rieder aufgefordert hat, das Budget ordentlich zu budgetieren. Vielleicht wäre es notwendig gewesen, ein ordentliches Gespräch zu führen und nicht einen Brief zu schreiben.

Dann möchte ich noch etwas sagen, das zwar schon angesprochen worden ist, mir aber am Herzen liegt, das festzustellen: der Mangel an Pflegepersonal. Alle Kontrollen sagen ausnahmslos, es gibt zu wenig Pflegepersonal. Da gibt es einen Revisionsbericht. Da gibt es einen Ombudsmann, der uns eineinhalb Stunden lang erzählt hat, wie dramatisch es ist, dass zu wenig Pflegepersonal vorhanden ist. Da gibt es Gutachter. Wen immer man fragt – bis auf einige Ausnahmen, das möchte ich schon feststellen –, jeder sagt, dass zu wenig Pflegepersonal vorhanden ist. Es gibt allerdings im speziellen zwei Personen, deren Namen ich jetzt nicht nennen will, weil das sicherlich im Untersuchungsausschuss noch behandelt werden wird, die sagen, die Tatsache, dass dort verschiedene Vorkommnisse waren, ist nicht auf den Personalmangel zurückzuführen, obwohl alle anderen Kontrolleure und Revisoren das feststellen. 

Es ist auch versprochen worden, dass mehr Personal kommt. Ich erinnere mich an eine Sondergemeinderatssitzung, wo klar und deutlich festgestellt wurde, dass mehr Personal zur Verfügung gestellt wird, es alle möglichen Programme gibt, man die Schulen verbessern wird und so weiter und so fort. Dann haben wir auch wieder gehört, dass die Bundesländer da nicht agieren, was in dem Fall wirklich stimmt. Das ist richtig. Die haben die Schulen gesperrt. Wien nicht. Trotzdem muss man der Stadt Wien und der sozialdemokratischen Gesundheitsverwaltung den Vorwurf machen, dass sie es verabsäumt hat, über die Jahre hindurch eine entsprechende Personalplanung zu machen. Ich erinnere mich noch an die Rede vom Herrn StR Rieder anlässlich von Diplomverleihungen, als er gesagt hat, die Stadt Wien kann nicht alle aufnehmen. Heute brauchen wir sie dringend. Man hätte sich damals etwas überlegen müssen. Wenn man weiß, wie die Bevölkerungspyramide und die Bevölkerungsentwicklung ist, hätte man damals Vorsorge treffen müssen, um nicht erst jetzt dazustehen und zu sagen, man hat von nichts gewusst und man ist überrascht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn ich den Wirtschaftsplan anschaue, muss ich sagen – und das ist schon festgestellt worden –, es gibt überhaupt kein zusätzliches diplomiertes Personal, zumindest im Budget ausgewiesen, und beim Hilfspersonal, beim anderen Personal, gibt es weniger. Dann haben wir auch eine Liste Voranschlag, wo insgesamt 29 077 Bedienstete im Krankenanstaltenbereich stehen und im Budget 28 990, also eindeutig weniger. Jetzt frage ich mich, in welcher Art und Weise wird das geschehen, dass tatsächlich mehr Personal zur Verfügung gestellt wird? Es ist weder im Budget ausgewiesen noch gibt es anscheinend die Absicht, das irgendwie festzulegen. Damit muss man sagen, entweder ist das Budget falsch oder es ist wirklich nur eine Vorlage von Zahlen, die mehr oder weniger die Möglichkeit geben, dass man anlässlich der Budgetdebatte darüber spricht.

Wir haben diese Probleme nicht ganz neu. Schon seit Jahren, um nicht zu sagen seit Jahrzehnten, wird hier davon gesprochen, dass ordentliche Personalplanung gemacht werden muss, dass die Finanzierung entsprechend geregelt werden soll und dass man genügend Budgetmittel für das Gesundheitssystem zur Verfügung stellen sollte, und zwar langfristig, nicht bis Jahresende 2004 10 Millionen EUR und dann ist Schluss. 

Ich erinnere mich noch ganz gut daran – das passt auch heute dazu, weil wir mehr oder weniger wiederum eine neue Kommission gegründet haben –, vor, ich glaube, sechs Jahren, 1997 war es, wurde im Gemeinderat die Gesundheitspolitische Kommission des Wiener Gemeinderats zur Erstellung eines Gesundheitsvorsorgeplans eingebracht. Das war anlässlich einer Landtagssitzung. Da wurde moniert und festgestellt, dass eine Gesundheitspolitische Kommission des Wiener Gemeinderats, bestehend aus Politikern und Experten Konzepte für die erforderliche neue strategische Positionierung der Bundeshauptstadt vorbereiten sollte, und zwar im Speziellen im Gesundheitsbereich. Auf dem Antrag stand ich selbst drauf und auch die anderen, die unterschrieben haben, sind noch im Saale. Es wundert mich, dass von der Mehrheitsfraktion nicht mit mehr Druck versucht wurde, die Ergebnisse dieser Gesundheitspolitischen Kommission umzusetzen. Im Antrag lautete es: "Unter anderem hat der Wiener Landtag sich anlässlich der Beschlussfassung über die Neuordnung des Spitalsfinanzierung über eine umfassende Reform des Wiener Gesundheitswesens ausgesprochen." – Das war am 12. Jänner 1997. – "Das Ziel dieser Gesamtreform soll sowohl eine Neuordnung als auch eine stärkere Integration aller Bereiche des Gesundheitswesens einschließlich der Prävention und Gesundheitsförderung sowie der Pflege und Betreuung zu Hause sein. Erreicht werden soll eine gleichermaßen gesundheitspolitisch vernünftige wie volkswirtschaftlich günstige Zuordnung" – etwas besseres kann man sich ja nicht wünschen – "der medizinischen Leistungen zu den niedergelassenen, tagesklinischen, teilstationären, stationären Sektoren des Gesundheitswesens. Im Sinne eines Stufenbaus sollen qualitativ optimale medizinische Leistungen dort erbracht werden, wo sie auch kostenmäßig am günstigsten geleistet werden können." – Also wirklich eine schöne Voraussetzung für eine Kommission. Die Kommission hat jahrelang mit Superspezialisten getagt und ich kann Ihnen nur sagen, ich habe damals sehr viel gelernt. Man hat sie, glaube ich, sogar aus Amerika, aus der Bundesrepublik und aus der Schweiz eingeflogen, alle möglichen Leute sind gekommen. Bedauerlicherweise hat es aber nie einen Bericht dieser Kommission gegeben. Es hat nie einen Abschlussbericht gegeben. Das zeigt meiner Ansicht nach, in welcher Art und Weise man eine Gesundheitsplanung in Wien machen wollte, nämlich augenscheinlich gar nicht! Sonst hätte man nämlich die Erkenntnisse, die dort ausgearbeitet worden sind, verwerten können und man würde heute nicht dort sein, wo wir jetzt sind, nämlich wieder am Beginn einer Kommission, die vor zwei Stunden im Rahmen der Geriatriekommission beschlossen worden ist, nämlich die Geriatriekommission etwas umzuwandeln, Maßnahmen zu diskutieren und zukunftsweisende Sachen durchzuführen, die wir dann dem Gemeinderat vorlegen und die zu einer Beschlussfassung erhoben werden. 

Ich könnte also diese Papiere, einen riesigen Stoß, vorlegen. Die könnte man durchdiskutieren und eigentlich bräuchte man diese Kommission gar nicht mehr zu machen. Ich werde mir auch erlauben, im Rahmen dieser Kommission die bereits durchgedachten Dinge vorzulegen und einmal mehr einzufordern, dass sie dann tatsächlich umgesetzt werden, denn es nützen uns die ganzen Kommissionen nichts, wenn die Finanzmittel nicht entsprechend zur Verfügung gestellt werden. Das ist meiner Ansicht nach der springende Punkt. Man kann von der Pflegemilliarde sprechen, muss sie aber auch zur Verfügung stellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, was mich ein bisschen wundert, ist, dass trotzdem wir mit den vorhandenen Problemen des Gesundheitsressorts nicht zurecht kommen, das Gesundheitsressort noch Teile von einem anderen Ressort dazubekommt. Es ist heute davon gesprochen worden, dass es keine Geheimniskrämerei ist, was passieren wird. Jawohl, es ist eine Geheimniskrämerei. Sie wissen es vielleicht, aber die anderen wissen es nicht, was los sein wird. Was geschieht jetzt wirklich mit der MA 47? In welcher Art und Weise wird sie wirklich dem Gesundheitssystem eingegliedert? Man hört nur, dass die Behindertenhilfe, die Pflegesicherung, Essen auf Rädern, die Pensionistenwohnhäuser, die stationäre Pflege, die Pensionistenklubs und die Betreuung zu Hause zum Gesundheitssystem dazukommen sollen, und zwar als oberste Behörde für den Fonds Soziales Wien und kein Mensch weiß eigentlich, was dort wirklich vor sich gehen soll. Wir hören, dass es zum Beispiel eine so genannte Wohnungslosen GesmbH geben wird. Davon hat noch niemand etwas gehört, aber es ist schon darüber gesprochen worden. Das liegt schon fast fest. Da wird auch budgetiert und so weiter. Und dann heißt es, es ist keine Geheimniskrämerei. Ich muss sagen, das ist eigentlich die Pleite oder das Ende einer echten Diskussion und Politik. Wir hören, dass der Fonds Soziales Wien alles Mögliche auf sich nehmen soll und eigentlich keinerlei Kontrolle vorhanden ist. Wir hören, er soll die Drogenpolitik machen, er soll die Frauenpolitik machen, die Altenpolitik muss gemacht werden, der PSD wird über den Fonds Soziales Wien kommen und wir wissen noch nicht, in welcher Art und Weise dieser Fonds Soziales Wien strukturiert werden soll. Vielleicht weiß es der eine oder andere. Wir haben gehört, dass es schon wieder die Möglichkeit gibt, dass man irgendwo anders etwas erfährt. Das erinnert mich wieder – das muss ich anbringen – an die vorletzte oder vorvorletzte Sitzung der Geriatriekommission, wo wir aufgefordert wurden, die Aktenstücke vertraulich zu behandeln und drei Wochen vorher waren sie schon in allen Zeitungen zu lesen. Dazu muss ich ehrlich sagen, dass es eine eigenartige Art und Weise ist, hier zu arbeiten. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss und möchte noch feststellen, dass es auf Grund der vielen Aufgliederungen, die in Wien gemacht worden sind, wo Privatisierungen durchgeführt werden, wo verschiedene Sachen in Fonds verlagert worden sind, wenig Möglichkeiten der Kontrolle gibt. Ähnlich ist es auch im Wiener Krankenanstaltenfinanzierungsfonds WIKRAF. Ich stelle daher den Antrag, dass der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Dr Sepp Rieder, im Bereich des Wiener Krankenanstaltenfinanzierungsfonds sicherstellen soll, dass vierteljährliche Berichte der Wiener Fondskommission vorgelegt werden, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch die im Gemeinderat Vertretenen zu gewährleisten. Ich darf diesen Antrag weitergeben und stelle fest, dass wir dem Gesundheitsbudget nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Laschan. – Bitte.

GRin Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mich dem GR Kowarik insofern anschließen, als ich meine, dass eine Budgetdebatte kein Ritual sein sollte, sondern durchaus eine politische Debatte. In diesem Sinne möchte ich sie auch führen, weil wir heute in einer Welt leben, in der technischer und medizinischer Fortschritt Dinge möglich macht, von denen unsere Vorfahren nicht einmal geträumt haben. Sie kennen sicher alle die Geschichte von dem Menschen, der mittels einer Zeitmaschine in die Zukunft versetzt wird und sich dort nicht zurechtfinden kann. Wenn der medizinische Fortschritt auch nicht zu ewigem Leben führen wird und auch nicht zu einer wesentlichen Verlängerung der gesamten Lebenserwartung, so führt dieser medizinische Fortschritt doch in vielen Fällen zu einer besseren Lebensqualität und zu einem längeren Leben in Gesundheit. 

Dazu zwei Beispiele:

In meiner Kindheit hat es immer geheißen, das Gefährlichste für alte Menschen sei eine Oberschenkelhalsfraktur. Durch die daraus resultierende Bettlägerigkeit kommt die Lungenentzündung und dann ist es aus. Das war auch vielfach so. Heute können durch moderne Operationsmaterialien und durch moderne Operationstechniken die alten Menschen sofort wieder mobilisiert werden, bekommen die Lungenentzündung nicht und gehen meistens wieder nach Hause. Ein Gammanagel oder ein künstliches Hüftgelenk bei einer 100‑Jährigen ist keine Sensation mehr. 

Zweites Beispiel: Die neueste Entwicklung in der Radiologie ist ein Magnetresonanzverfahren, das Verengungen der Herzkranzgefäße darstellen kann, ohne dass der Patient mittels Herzkatheder untersucht werden muss. Sie wissen, Herzkatheder bedeutet ein Hineinstechen in den Leistenbereich und das Einführen eines Katheders durch die Blutgefäße ins Herz und in die Herzkranzgefäße. Es handelt sich also um ein qualitativ hochwertiges, aber für den Patienten viel weniger belastendes Verfahren. 

Ich könnte jetzt mindestens hundert solcher Beispiele aufzählen und mir würde es einen großen Spaß machen, das zu tun (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte nicht!), aber es ist nicht die Zeit dafür und ich möchte Ihre Geduld auch nicht auf die Probe stellen. (GRin Josefa Tomsik: Ich würde es aber gern wissen!) Ich glaube, dass wir uns alle einig sind, dass all diese neuen Verfahren und Möglichkeiten keinem Menschen vorenthalten werden sollen. Aber die Realität ist eine andere. Weltweit betrachtet kommt nur ein ganz geringer Teil der Menschheit in den Genuss solcher medizinischer Spezialverfahren. In den Ländern der Dritten Welt sind noch immer Infektionskrankheiten Todesursache Nummer eins. In den Vereinigten Staaten hängt eine Herztransplantation von der Dicke der Geldbörse ab. In Österreich stehen wir, so wie in vielen anderen Ländern der EU, vor der Frage, wie das qualitativ hochwertige und derzeit noch für alle zugängliche Gesundheitssystem weiter finanziert werden soll. 

Ich bin in vielen Forderungen und vielen Wünschen, die die Frau Kollegin Pilz äußert, mit ihr einer Meinung, außer sie sind fachlich unqualifiziert. Ich bin zum Beispiel der Meinung, dass es im Bereich der Zahngesundheit im Zeitalter der Implantate nicht mehr zeitgemäß ist, dass ein festsitzender Zahnersatz von den Betroffenen selbst zu bezahlen ist. Das führt nämlich dazu, dass diejenigen, die es sich leisten können, Kronen und Implantate im Mund herumtragen und jene, die es sich nicht leisten können, mit einer Zahnprothese vorliebnehmen müssen. (Beifall bei GR Volkmar Harwanegg, GR Mag Rüdiger Maresch und GR Dipl Ing Martin Margulies.)

In Zeiten knapper Finanzressourcen gibt es im Wesentlichen nur zwei Möglichkeiten: Rationierungen, das heißt Leistungskürzungen, oder mehr Geld ins Gesundheitssystem. Ich als Sozialdemokratin bin für Leistungserweiterungen, vor allem für die sozial Schwachen. Ich möchte keine amerikanischen Verhältnisse. Es wird derzeit viel über die Zukunft der einzelnen Gesundheitssysteme in Europa diskutiert. Es gibt hier höchst unterschiedliche Ansätze. Der Ansatz "mehr privat, weniger Staat" führt zur Benachteiligung sozial Schwacher. Der wirtschaftsliberalistische Ansatz führt zum Diktat der Ökonomie und zur Benachteiligung sozial Schwacher. Der karitative Ansatz führt dazu, dass Kranke zu Bittstellern werden. 

Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung im Gesundheitsbereich waren rein kosmetischer Natur. Eine unsoziale Ambulanzgebühr, die nicht das erwartete Geld gebracht hat und wieder abgeschafft wurde. Eine politische Umfärbung, Aufblähung und massive Verteuerung des Hauptverbands, die mittlerweile verfassungsgerichtlich aufgehoben wurde. Eine Beitragsangleichung zwischen Arbeitern und Angestellten, die für die Finanzierung des Systems zu wenig bringt. Eine Ankündigung von zusätzlichen Selbstbehalten vor dem Hintergrund, dass Österreich mit über 18 Prozent Selbstbehalten an den Gesundheitsausgaben bereits jetzt im europäischen Spitzenfeld liegt. 

Meiner Meinung nach ist die Frage der Finanzierung des österreichischen Gesundheitswesens ausschließlich eine Verteilungs- beziehungsweise Umverteilungsfrage. Es muss viel mehr zu einem Lastenausgleich zwischen Wohlhabenden und sozial Schwachen kommen. Das ist der sozialdemokratische Ansatz und der ist im Sinne der Patientinnen und Patienten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe mich deswegen so ausführlich mit der gesamtösterreichischen Situation befasst, weil die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems nicht losgelöst von der Finanzierung des österreichischen Gesundheitssystems gesehen werden kann. Im vorliegenden Wiener Budgetvoranschlag sind 39 Millionen EUR mehr als im Vorjahr für Gesundheit budgetiert. 

Ich möchte nur einige wenige Vorhaben herausgreifen und zwar aus dem Bereich der Frauengesundheit, den Präventionsteil. Viele behaupten, dass Prävention deswegen so wichtig sei, weil dadurch Kosten gespart würden. Wahr ist aber, dass Prävention Geld kostet und auch keine Kosten gespart werden. Die Verhinderung einer Krankheit schafft unter Umständen Platz für die nächste ein paar Jahre später. Prävention bringt vor allem länger gesund leben und damit Lebensqualität und in Wien wird für Prävention Geld ausgegeben. In diesem Sinne wurde zwischen der Wiener Frauengesundheitsbeauftragten, dem ÖBIG und der Wiener Gebietskrankenkasse die Fortführung des Wiener Brustkrebsfrüherkennungsprogramms vereinbart. 

Nächster Punkt Zahngesundheitsförderung. Seit dem Sommersemester 2000 wird in Wien Zahngesundheitsförderung in Kindergärten und Volksschulen, von der Stadt Wien und der Wiener Gebietskrankenkasse finanziert, betrieben. Anlass dafür war ein Wiener Gesundheitsbericht, aus dem hervorgegangen ist, dass der Kariesbefall bei Kindern im 2. und im 20. Bezirk besonders ausgeprägt ist und im Gegensatz dazu im 13. und im 19. Bezirk ganz, ganz gering bis gar nicht vorhanden ist. Was wieder einmal beweist, dass die Gesundheits- oder Krankheitsfrage in erster Linie eine soziale Frage ist. Es hat dieses Zahngesundheitsförderungsprojekt schon Ergebnisse, nämlich dass der Kariesbefall von 74 Prozent auf 45 Prozent zurückgegangen ist. Ab 2004 wird dieses Projekt auf ganz Wien ausgedehnt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang allen, die sich für Gesundheitspolitik wirklich interessieren, nämlich inhaltlich interessieren, empfehlen, einmal die Gesundheitsberichte zu lesen und zu studieren, weil aus denen sehr viele Handlungsanleitungen hervorgehen. Und ich möchte in diesem Zusammenhang auch dem Dr Hannes Schmiedl dafür danken, dass er sich so für die Erstellung dieser Wiener Gesundheitsberichte, egal wie sie jetzt heißen, ob sie jetzt Lebensstile oder Gesundheitsberichte heißen, einsetzt. Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Bereich der Wiener Rettung wird es zu einem weiteren Ausbau und zu einer Modernisierung der Rettungsstationen kommen und ebenso zu einem weiteren Ausbau, nämlich zum Endausbau des Notarzteinsatzfahrzeugsystems. Das betone ich deswegen, weil es bedeutet, dass die Wiedereinsatzfähigkeit der Notärzte schneller gegeben ist und dadurch die Wartezeiten des Patienten auf einen Notarzt verkürzt werden. Und das ist für die Wienerinnen und Wiener eine sehr wesentliche Sache.

In diesem Zusammenhang möchte ich berichten, dass es im nächsten Jahr möglich sein wird, Patienten mit einem akuten Herzinfarkt gezielt in ein entsprechendes interventionelles Zentrum einzuweisen beziehungsweise bereits im Rettungswagen mit einer Thrombolyse, das heißt mit einer Auflösung des Blutgerinnsels in den Herzkranzgefäßen, zu beginnen. Damit haben die Wienerinnen und Wiener eine Spitzenversorgung im Bereich des Herzinfarkts, die seinesgleichen sucht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Als letztes Projekt möchte ich die „Patientenorientierte integrierte Krankenbetreuung“ hervorheben. Das ist ein Projekt, das im Westen Wiens implementiert ist, und bei diesem Projekt geht es um die patientengerechtere Zusammenarbeit zwischen dem intra- und dem extramuralen Bereich. Das Problem ist nämlich, dass Patienten zwischen diesen Bereichen oft hin- und hergeschoben werden ohne davon irgendeinen Vorteil zu haben, ganz im Gegenteil, und nebenbei dadurch auch unnötige Kosten entstehen.

Bei diesem Projekt "Patientenorientierte integrierte Krankenbetreuung" geht es vor allem um eine enge Zusammenarbeit zwischen dem stationären Bereich und den Spitalsambulanzen auf der einen Seite und den niedergelassenen Ärzten und den Apotheken auf der anderen Seite. Es geht dabei um eine optimale Versorgung und Betreuung der Patienten in der für sie geeignetsten Form und – und das betone ich ganz besonders – nicht in der für die zu behandelnden bequemsten Form, weil es heute nämlich sehr oft so ist. Da kann oder will halt der praktische Arzt einfach nicht mehr, ist vielleicht erschöpft und schiebt den Patienten ins Spital und dort schieben sie ihn wieder zurück. Das ist nicht das Ideale. Also ich betone: Betreuung der Patienten in der für sie geeignetsten Form.

Die Ergebnisse dieses Projekts werden Ende 2004 vorliegen und Modellcharakter für weitere Maßnahmen in diesem Bereich haben.

Ich möchte in Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit zum Schluss kommen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Gesundheitsbereich herzlichen Dank für ihr Engagement sagen und vor allem den Pflegepersonen nach dieser medialen Schmutzkübelkampagne viel Kraft für ihre weitere Arbeit wünschen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Mag Schmalenberg gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich möchte feststellen, dass wir Freiheitliche von Anfang an gegen die Unternehmenswerdung des KAV gestimmt haben. Die Entwicklung zeigt uns bis zum heutigen Tag, dass unsere Kritik berechtigt war und dass wir die Folgen dieser Ausgliederung, dieser Veränderung, richtig eingeschätzt haben. 

Eines der Hauptargumente war damals, dass es durch die Ausgliederung beziehungsweise durch die Umwandlung in ein Unternehmen zu Verschlechterungen für das Personal und für die Patienten kommen würde. Diese unsere Kritik wurde damals vehement von den Sozialdemokraten zurückgewiesen. Aber heute sehen wir etwa im Pflegebereich, wie Recht wir damals gehabt haben. Der Pflegenotstand, der eben durch den Personalnotstand verursacht wird, kommt ja daher, dass der Krankenanstaltenverbund beim Personal eben auf Kosten der Mitarbeiter und der Patienten spart und die Sozialdemokratie sieht schon seit Jahren tatenlos zu.

Wenn sich heute der Vorsitzende der Gewerkschaft, der sich um alles mögliche kümmert aber nicht um die Sorgen der Mitarbeiter, hier herstellt und sagt, dass der Mangel an Pflegepersonal ein gesellschaftliches Problem von uns allen ist, dann ist das mehr als lächerlich. Und wenn Sie, Herr GR Wagner, das auch noch wiederholen, so wird es nicht richtiger 

Alle unsere Anträge und alle Initiativen der Mitarbeiter haben Sie jahrelang abgelehnt und jetzt wollen Sie das Problem abschwächen, indem Sie uns einreden wollen, dass es hier um ein allgemeines gesellschaftliches Problem geht, mit dem die SPÖ nichts zu tun hat. Also so einfach können Sie es sich nicht machen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir Freiheitliche haben auch wiederholt kritisiert, dass die Gebarung vom Krankenanstaltenverbund für uns, aber auch für die anderen Oppositionsparteien nicht transparent ist. Der letzte Wirtschaftsplan des KAV, der heute schon mehrmals angesprochen wurde, bestätigt diese Kritik wieder vollinhaltlich. Jetzt ist es so, dass für die Behandlung von Personen, die nicht krankenversichert sind, die Stadt Wien natürlich aufkommt und die MA 12 die Spitalskosten dieser Personen, die eben behandelt werden, nicht sozialversichert sind und diese Behandlung nicht selbst bezahlen können, übernimmt. Es handelt sich dabei um inländische aber auch um ausländische Staatsbürger. 

Im Rechnungsabschluss 2002 finden sich unter 4110 Allgemeine Sozialhilfe auf Post 728111 Allgemeines Krankenhaus 5 340 000 EUR, unter Post 112 Psych-iatrische Krankenhäuser 7 432 000 EUR und unter 
Post 113 Eigene Krankenanstalten 36 026 121 EUR. Auf Post 4110 sind unter dem Punkt 102 Krankenanstalten schließlich noch 348 000 EUR verzeichnet. Wenn man diese Beträge addiert, dann sieht man, dass es sich hier nicht um die tatsächlichen Kosten für die Behandlung von nichtösterreichischen Staatsbürgern in einem Jahr handeln kann und es ist auch nicht ersichtlich, um wie viele Personen es sich genau handelt. Aus dem Budget, aber auch aus dem Rechnungsabschluss kann man nichts herauslesen und vom Krankenanstaltenverbund gibt es auch keine Informationen für uns Gemeinderäte. Es müsste sich nämlich immerhin um 1 Milliarde Schilling handeln, die der Steuerzahler zu tragen hat. 

Wir Freiheitliche stellen daher den Antrag, dass die Frau Stadträtin einen Bericht darüber gibt, für wie viele Personen die Stadt die Spitalskosten übernommen hat und um welche Staatsbürger es sich handelt. In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung an die Ausschüsse für Gesundheit und Soziales, denn ich glaube, nicht nur wir Gemeinderäte, sondern auch die Wiener Steuerzahler haben das Recht zu wissen, was mit ihrem Steuergeld passiert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als letzte Wortmeldung ist die von der Frau Amtsrätin Pittermann vorgesehen. Ich bitte Sie um das Wort. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Amtsrätin ist sie aber nicht!) Bitte? (GR Kurt Wagner: Stadträtin! Stadträtin!)

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Um diese Zeit macht es schon wirklich nichts mehr aus, welchen Titel man bekommt. Also ich verstehe das, dass man sich da manchmal auch versprechen kann.

Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! 

Bevor ich kurz auf die Debatte eingehe möchte ich mich vorher noch bei sehr verdienten Mitarbeitern von mir extra bedanken, nämlich bei jenen zwei, die mit Ende November aus meiner Geschäftsgruppe ausscheiden. Das ist der da hinten plaudernde Budgetkoordinator SR Ing Fritz Ehm, der mich leider verlassen wird und der mich in der Zeit meines Hierseins sehr unterstützt hat, indem er mir geholfen hat, die Budgets zu begutachten (Beifall bei der SPÖ, FPÖ und den GRÜNEN.) und manches aufzufinden, wonach wir gesucht haben. Des Weiteren möchte ich mich beim Herrn SR Dr Leitner für seine langjährige Tätigkeit in der Geschäftsgruppe bedanken und dass er die MA 47 mit so viel Umsicht geführt hat! (Beifall bei der SPÖ und ) 

Ich möchte jetzt kurz auf die einzelnen Bemerkungen eingehen. 

PSD: Wir haben eine Vorstandssitzung, wo wir alle Punkte diskutieren können und ich möchte sagen, einer der großen Schritte in letzter Zeit war ja auch, dass wir eine Änderung in der Geschäftsordnung vorgenommen haben, um eben manches zu verbessern. Ich habe bereits festgestellt, ich liebe Doppelprimariate mit 60 Stun-denverpflichtungen nicht, aber ich bin an Verträge gebunden und ich hetze einen Verein, dem ich als Präsidentin vorstehe, nicht in aussichtslose Arbeitsgerichtsprozesse. Aber man wird sicher erfassen müssen, ob die Zeit, die bezahlt wird, auch geleistet wird. 

Bezüglich Konsulentenverträge: Verträge die vor meiner Zeit abgeschlossen worden sind, mit denen ich nichts zu tun habe, kann ich auch nicht immer aus dem Stegreif wissen und so kann es manchmal zu Diskrepanzen kommen. 

Wir haben in Bezug auf die Altenversorgung immer das Prinzip ambulant vor stationär, soviel ambulant wie möglich, soviel stationär wie nötig. Und ich kann auch aus meiner Erfahrung als Ärztin sagen, dass kaum jemand in eine Pflegeeinrichtung kam, der zu einer ambulanten Versorgung noch fähig war. Es setzt ja auch einen aktiven Akt der Person voraus, die muss ja einen Antrag unterschreiben, dass sie in eine Pflegeeinrichtung kommt und das wird nicht so gerne von den Klienten getan, dass es wirklich zu einem Zeitpunkt geschieht, wo es nicht nötig ist. 

Der häufigste Grund für eine stationäre Einweisung ist gerade bei älteren Menschen der irrsinnig unangenehme Schwindel, der dazu führt, dass sie sehr oft hinfallen, dann alleine in der Wohnung sind, dann oft erst nach 24 Stunden oder mehr aufgefunden werden und dann zu Hause sehr unsicher sind beziehungsweise auch einen Verlust der mentalen Fähigkeiten haben, der einen Daheimverbleib nicht mehr möglich macht. Alleine körperliche Missbefinden, die auch zu einer Pflegestufe führen, sind selten der Anlass, dass man die Wohnung verlässt so lange es für solche Menschen noch halbwegs möglich ist, in ihrer Wohnung zu bleiben, sie innen Fließwasser und andere sanitäre Einrichtungen haben. Vor 30, 40 Jahren sind die Menschen noch aus den Wohnungen gegangen, wenn sie älter wurden. Sie hatten keine Zentralheizung, sie hatten im Winter das Problem mit der Bassena und den Toiletten. Aber das ist heute kaum mehr ein Grund, dass Menschen frühzeitig aus der Wohnung gehen. Daher haben wir zum Teil sowieso schon in unseren Pensionistenwohnhäusern ein mehr oder minder betreutes Wohnen. Sind früher noch die 60-, 65-jährigen dort eingezogen, ziehen heute eher die über 80-jährigen ein und auch der Verbleib in diesen Wohnungen ist ein kürzerer. Nur wenn man solche Einrichtungen auch nicht benützen dürfte, weil wir ja keine Pflegeeinrichtungen wollen, die mehr als 60 oder 100 Per-sonen umfassen, dann ist es wirklich fast unmöglich zu planen, denn auch die Pensionistenwohnhäuser haben zwischen 200 und 400 Personen dort wohnend. 

Kollege Hahn, die Vorsorgemuffel sind zum Teil bekannt, aber nur zum Teil. Mein Studienkollege Prof Waneck, seines Zeichens Staatssekretär, hat auch gesagt, dass die Vorsorgeuntersuchungen nicht mehr zeitgemäß sind. Wir haben die Gesundheitserhebung gehabt und falls Sie die nicht bekommen haben, wird sie Ihnen der Herr Bereichsleiter Schmidl geben. Darin steht, dass 60 Prozent der Besuche beim Arzt als Kontrolle oder auf Wiederbestellung erfolgen. Das heißt, dass es sich nicht unbedingt um akute Erkrankungen handelt, sondern dass das sehr wohl der Gesundheitsvorsorge dient, wiewohl unter einem anderen Namen. 

Die Haltungsschäden in einer Großstadt sind größer. Es bewegen sich die Kinder weniger. Die Kinder haben eher mehr vor dem Fernseher, vor dem Computer sitzend ihre Tätigkeiten, während in einem ländlichen Gebiet doch gesündere Lebensformen möglich sind. 

Rauchen: Ich bin bereit, alles gegen das Rauchen einzugehen. Sie wissen, wir könnten vielleicht gleich das rauchfreie Rathaus beschließen. Ich würde mich sehr freuen, wenn im Rathaus zumindest von Seiten der politischen Funktionäre nicht mehr geraucht wird. Es kommt auch der Geruch so hereingezogen, kann man nur sagen. (Beifall bei der SPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) Also wie gesagt, vielleicht stimmen wir das einmal ab und ich könnte mir vorstellen, die Nichtraucher könnten leicht gewinnen. Das wäre also wirklich sehr, sehr günstig. (GR Mag Christoph Chorherr: Es ist hier herinnen noch geraucht worden!) Es wäre ein Vorteil, wenn man gar nicht mehr rauchen würde. Also ich wäre sehr froh, wenn das Rauchen hier als politisches Vorbild aufgegeben würde. (Beifall bei der SPÖ und der FPÖ.)

Wir haben auch von der Stadt Wien gemeinsam mit der Krebsgesellschaft Programme für die Jugendlichen und wir hoffen, das Rauchen zurückzudrängen. Leider Gottes ist es vor allem bei jungen Menschen, aber vor allem auch bei jungen Frauen massiv ansteigend. Offensichtlich scheint man das mit Emanzipation zu verwechseln. Und es ist eines: Im Berufsleben ist es die erlaubte Form der Arbeitsunterbrechung. Ich sage auch bei allen Diplomfeiern immer wieder: „Sie haben das Recht, wenn weniger zu tun ist, die Arbeit zu unterbrechen auch ohne zu rauchen.“ Aber die Kollegin, die raucht, kann sitzen bleiben, wenn es läutet und sagt zur anderen: „Du rauchst nicht, geh’ halt.“ Sie nicken, Sie kennen das genau. Wie gesagt, mein Wunsch ist es, dass gerade in Spitälern die Vorbildwirkung ist, dass dort nicht geraucht wird und dass man jenen, die nicht rauchen, genauso die Freizeit zugesteht. Man braucht während der Arbeitszeit auch Minuten, wo man ausspannen kann, Minuten, wo man aus dem Fenster schaut oder einmal Zeitung liest. Ich bitte auch alle, die einmal in der Besuchszeit sehen, dass die Menschen im Sozialraum sitzen - wann sollen sie denn im Sozialraum sitzen wenn nicht in der Besuchszeit, wenn die Patienten versorgt sind? -, dass man nicht sagt, die sitzen eh nur im Sozialraum und trinken Kaffee. Sie sitzen normaler Weise nicht im Sozialraum und trinken Kaffee. Sie tun es nur dann, wenn Besucher da sind und die Glocke weniger läutet. Aber ich würde mir eben wünschen, dass bei allen akzeptiert wird, dass die NichtraucherInnen genauso das Recht auf Freizeit oder auf Arbeitsunterbrechung haben wie die Raucher. 

Wir haben auch weitere Programme in Wien. Ich möchte da besonders "Herz für Wien" hervorheben und die Zahngesundheitsprogramme. Ich möchte noch etwas sagen und da ist Österreich, nicht nur Wien, federführend: Wir haben bei den Überlebensraten krebskranker Patienten bei der 5-Jahres-Überlebensrate eine um 7 Prozent höhere Zahl. Es überleben nämlich 47 Prozent unserer Krebspatienten die 5-Jahres-Frist, während es im europäischen Raum nur 40 Prozent sind. 

Kollegin Landauer zu Ihnen: Sie haben die 24 Pflege-personen auf 36 Betten gebracht. Ich habe das auch gelesen. Es hat sich nur der Gutachter geirrt. Er hat nicht von einer geriatrischen Einrichtung gesprochen, er hat von der Akutgeriatrie gesprochen. Auch der Gutachter oder die Gutachterin ist da einem Irrtum unterlegen und das sind andere Zahlen. Ich bin durchaus dafür, dass wir einen hohen und guten Personalschlüssel haben, auch in punkto Langzeitpflege, nur es hat auch Dr Vogt festgestellt, dass diese Zahl leider Gottes nicht unbedingt etwas mit dem Arbeitsklima zu tun hat. Wir haben sicher im Bereich des KAV den höchsten Personalschlüssel, trotzdem ist das Arbeitsklima nicht so, wie ich es mir wünsche. Ich habe das auch bemerkt, dass in privaten Bereichen, obwohl es viel weniger Personen waren und zum Teil auch der Schlüssel der weniger Qualifizierten noch schlechter war, das Arbeitsklima besser war. Es ist mein Bestreben, dass wir Möglichkeiten finden, das Arbeitsklima in unseren städtischen Einrichtungen massiv zu verbessern. Wir müssen sicher auch bei den oberen Hierarchien ansetzen. Es ist sicher diese irrsinnig starke hierarchische Struktur nicht so geeignet, ein gutes Arbeitsklima aufkommen zu lassen wie vielleicht weniger hierarchische Strukturen. 

Die Geriatriezulage: Wie gesagt, Kollege Hundstorfer hat das schon gesagt, es laufen die Verhandlungen. Es wird nicht eine allgemeine Geriatriezulage sein, es soll sozusagen eine abgestufte sein, je nachdem wo und in welcher Position man arbeitet. Wenn Sie gesagt haben, das Ansehen der Ärzte ist höher als das der Schwestern, so hat das schon etwas mit männlich und weiblich zu tun. Die Ärzte sind für die Bevölkerung im Allgemeinen noch männlich und das Ansehen der Männer ist leider noch immer ein höheres als das der Frauen. Sie werden es nicht bemerkt haben, aber ich habe es gesehen. Als ich in der Medizin begonnen habe, waren die Schwesternkleider noch nicht weiß, da war die weiß gekleidete Frau die Ärztin. In der Zwischenzeit sind alle weiß gekleidet und da sind alle weiß gekleideten Frauen die Schwestern und alle weiß gekleideten Männer sind die Ärzte, auch wenn es sich um OP-Gehilfen oder Krankenträger handelt. Das ist in den Menschen drinnen. Die akademische Funktion hat der Mann und die nichtakademische Funktion hat die Frau und so teilt sich halt die Welt für viele Menschen ein.

Die Arbeit der Krankenpflegepersonen ist eine extrem schwere. Das kann und darf man nicht leugnen und man muss sicher ansetzen, wie rekrutiert man für den Beruf. Ich habe jetzt noch einmal Weisung gegeben, es müssen in erster Linie Menschen sein, die vor allem in Wien wohnen, denn wie gesagt, ich kann Medizin studieren oder jedes Studium eingehen, wenn ich ein gültiges Maturazeugnis habe. Ich sehe nicht ein, warum ich einen besonders hohen Notendurchschnitt haben muss, um eine Schule zu besuchen, für die ein Hauptschulabschluss plus noch ein zehntes Schuljahr erforderlich ist. Da wird man auf den Wohnort Rücksicht nehmen müssen, denn jene, die in Wien ihren Lebensmittelpunkt haben, bleiben ja auch eher in Wien. Es wird sicher nicht mehr so sein, dass man, wenn man glaubt, dass die Personalzahlen derzeit alle aufgefüllt sind, auf irgendeine Krankenpflegeperson, die beim KAV arbeiten möchte, verzichten wird können. Das können wir uns nicht leisten. Sie scheiden immer wieder aus, auch wenn sie es nicht endgültig wollen. Aber es sind zum Glück junge Frauen und zum Glück wollen sie auch Kinder haben und dann gibt es halt eine Berufsunterbrechung, sodass wir niemals zu viel Personen haben, weil da eine ständige Fluktuation gegeben ist und wahrscheinlich eine größere Fluktuation als in jedem anderen Bereich der Gemeinde Wien.

Zum Wirtschaftsplan: Ich habe als Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes einen Absolventen der Wirtschaftsuniversität, der viele Jahre beim Kontrollamt war. Insofern bin ich davon überzeugt, dass ich mich auf seinen Wirtschaftsplan verlassen kann. (GR Günter Kenesei: Ich nicht!) Er ist hier, vielleicht könnt ihr miteinander reden, um diese Missverständnisse aufzuklären. Wie gesagt, nur, ich bin geneigt, wenn ich einen so hochrangigen Wirtschafts- und Universitätsprofessor habe, der beim Kontrollamt war, dass ich den Zahlen, die er mir vorlegt, natürlich vertrauen muss können, denn wenn ich ihm nicht vertrauen kann, wem soll ich dann noch mit solchen Zahlen vertrauen? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist die Frage!) Er hat nicht die Fachaufsicht über die Medizin im KAV und ich traue mir mit meinem Wissensstand nicht zu, dass ich ein besseres Budget aufgrund meines Wissens erstellen kann als der dafür verantwortliche hohe leitende Beamte. 

Zum Fonds „Soziales Wien": Ich möchte nur auch darauf hinweisen, Sie haben ja gesagt, es sollen - und das war ja mit den Klubobmännern ausgemacht - der Sozialausschuss und der Gesundheitsausschuss gemeinsam alles über den Fonds „Soziales Wien" erfahren. Das wird nach der nächsten Gesundheitsausschusssitzung stattfinden, dass dann der Sozialausschuss zu uns kommt und alle Fragen beantwortet werden, die gestellt werden. Wir haben aber auch jetzt schon zum Teil Individualförderungen im Bereich der Behindertenhilfe, das Bundespflegegeld ist eine Individualförderung. Aber ich bin absolut bereit, dass wir über alles reden und ausdiskutieren und das wird im Anschluss an den Gesundheitsausschuss stattfinden. 

Ich möchte Ihnen noch einmal sagen, dass ich zwar mein Budget immer noch gerne höher hätte, weil wir wissen, wir können in der Medizin immer mehr brauchen und Frau Dr Laschan hat gerade die Herzinfarktversorgung, die in Wien vorbildhaft ist, erwähnt. Wir haben schon pilotiert, an zwei Stellen auch einen Nachtdienst, wo man die Akutdilatation und das Versehen von Herzinfarktpatienten mit Stents vornehmen kann, was ein wesentlich besseres Ergebnis erzielt als etwas anderes. So kommt es natürlich auch immer wieder zu gesteigerten Kosten. 

Wir haben mit meiner Geschäftsgruppe am Budget der Stadt Wien sogar einen Gesamtanteil von 38 Pro-zent. Das Budget beträgt 2004 rund 971 Millionen EUR an Ausgaben und rund 200 Millionen EUR an Einnahmen ohne den KAV. Der Gesamtzuschuss für die Unternehmung Krankenanstaltenverbund beträgt 965 Milli-onen EUR. Wir haben neben dem Üblichen von zirka 145 Millionen EUR für Investitionen noch eine Anreizfinanzierung von der Finanz von 14 Millionen  EUR. Wir wissen aber, dass wir die Mitteln natürlich sehr gezielt und sehr effizient einsetzen müssen. Üppig, wo man sagen kann, wir können vielleicht etwas verschwenden, das kann ich nicht geben. Wir müssen die höchste Qualität erzielen und leistungsfähig sein und uns auch noch stärker nach den Patienten orientieren, aber natürlich auch nach unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Ohne sich nicht nach ihnen zu orientieren, wird man die Leistung nicht erhalten, die man sich wünscht. 

Wir haben, und ich möchte Sie jetzt nicht mit dem, was die Vorredner meiner Fraktion schon gesagt haben, langweilen, weil sie ja manches von meiner Rede schon vorweg genommen haben, nämlich die Investitionen, und um diese Zeit erspare ich Ihnen Doppelgleisigkeiten.

Dass wir eine Geriatrieoffensive starten, ist Ihnen auch bereits bekannt und wir werden auch in Hinkunft und auch beim Strukturplan darauf achten müssen, dass man sehr streng nur die Fächer ausbaut, die mehr benötigt werden und Kapazitäten dort zurücknimmt, wo es weniger wird. Es hat keinen Sinn, wie es manchmal vorgegeben wird, dass chirurgische Abteilungen oder chirurgische Fächer interne Therapien machen, weil sie auf andere Art gar nicht mehr die Betten belegen können. Das ist auch hinsichtlich der Qualität der Ausbildung schlecht, denn der Patient, der zu dem Arzt kommt, glaubt, er kann operieren, er hat operiert. Inzwischen hat der aber fast nur interne Therapien gemacht, weil ihm nicht mehr so viele Patienten zum Operieren bleiben, sei es durch Steinzertrümmerung, sei es dadurch, dass es mehr Magenmedikamente gibt und Magen- und Zwölffingerdarmgeschwüre praktisch der Geschichte angehören. 

Die Veränderung der Alterspyramide ist Ihnen ebenso bekannt. Ich möchte nur auf eines hinweisen: Die Gesundheitsausgaben der über 65jährigen betragen ungefähr dreimal so viel wie die der unter 65jährigen. Daher müssen wir auch vermehrt die ganze Ausrichtung auf diese Altersgruppe richten, wiewohl wir die Kinder und Jugendlichen nicht vergessen dürfen und es auch da zu einer Verschiebung kommt. Wir haben zwar weniger Kinder, bedingt aber durch In-vitro-Fertilisation und höheres Lebensalter wesentlich mehr Frühgeburten und Kinder mit einer Gefährdung und auf das müssen wir uns einstellen.

Die Umstrukturierung der Geschäftsgruppe hinsichtlich Fonds „Soziales Wien“ erspare ich Ihnen jetzt. Wir sprechen dann darüber im Ausschuss. Sie wissen, dass wir vermehrt Pflegeplätze auslagern wollen. Es werden Plätze im Sanatorium Purkersdorf im Hoffmannpark zugekauft und vom Kolpinghaus. Fortuna hat einige Plätze und das Pflegezentrum im 11. Bezirk wird ebenfalls ausgebaut. Außerdem haben noch einige Orden Pflegebetten, die dazu genommen werden.

Im Bereich der Hauskrankenpflege wird sicher ein steigender Bedarf von zirka 20 Prozent sein. Auf der anderen Seite rechnen wir mit einem Stagnieren bei der Heimhilfe.

Die geriatrischen Tageszentren werden jetzt, um mehr Menschen dazu zu animieren daheim zu bleiben, 

stärker beworben, auch weil dadurch der Vereinsamung vorgebeugt wird. So nehmen wir an, dass es auch dabei im nächsten Jahr zu einer Steigerung kommen wird.

Auch mit der Vollauslastung des Tageszentrums im 10. Bezirk rechnen wir. Für den 9., 18. und 19. Bezirk soll auch ein Gesundheits- und Sozialzentrum geschaffen werden. Dann sind wir in Wien flächendeckend mit Gesundheits- und Sozialzentren versorgt.

Die Prävention ist uns ein wichtiges Anliegen. Ich habe auch hier schon so oft und im Ausschuss haben wir so oft die verschiedensten Präventionsprogramme angesprochen. Und damit wir doch noch ein bisschen Schlaf genießen können, was äußerst gesund sein soll, sich auf den Blutdruck und alles gut auswirkt, werde ich Ihnen das jetzt hier ebenfalls nicht erzählen. Sie kennen die MA 15 mit allem, was sie leistet. Besonders möchte ich da aber auf das Streetwork-Konzept für Prostitution und sozial benachteiligte Schichten hinweisen.

Gemeinsame Projekte mit der Gebietskrankenkasse und Ärztekammer sind Ihnen bekannt. Das eine Projekt, Kollege Hahn, ist auch nicht so ganz zu meiner Zufriedenheit gelaufen und es... 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Stadträtin, ich muss Sie jetzt bitten, langsam zum Schluss zu kommen.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann (fortsetzend): Ja. So lang red’ ich schon? (Allgemeine Heiterkeit.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (nochmals unterbrechend): Ja.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann (fortsetzend): Ist mir gar nicht aufgefallen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (nochmals unterbrechend): Sie haben eigentlich schon eineinhalb Minuten drüber geredet. Aber ich habe immer gedacht, jetzt ist der letzte Satz, jetzt ist der letzte Satz.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann (fortsetzend): Jetzt ist es Zeit. (Weitere allgemeine Heiterkeit.)

Da möchte ich noch sagen, ich danke allen meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe für all das, was sie geleistet haben.

Ich wünsche Ihnen noch eine kurze, aber gute Nachtruhe. – Danke schön. (Allgemeiner Beifall.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Mit diesen abschließenden Ausführungen der amtsf StRin Frau Dr Pittermann zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalwesen und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund“ beenden wir die heutige Tagesordnung.

Wir unterbrechen nun die Sitzung und es geht morgen um 9.00 Uhr mit der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft weiter.

Ich wünsche eine gute Nacht. 

(Unterbrechung der Sitzung um 0.35 Uhr.)
